Russell
1) Investments

PROSPEKT

OpenWorld®

Prospekt vom 30. November 2022

Russell Investments Multi-Strategy Alternative Russell Investments Global High Dividend Equity
UCITS Fund (ehemals Dynamic Assets)*

Russell Investments Euro Credit* Russell Investments Global Listed Infrastructure
Europe Focus Equity* Russell Investments US Credit*
Global Focus Equity* Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund

OPENWORLD PUBLIC LIMITED COMPANY (DIE ,,GESELLSCHAFT¥)

Ein Umbrella-Fonds mit getrennter Haftung zwischen den Teilfonds und eine nach den Gesetzen von Irland gemaf3
den Rechtsvorschriften der Européischen Gemeinschaften (Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren)
von 2011, in ihrer jeweils aktuellen Fassung, gegriindete Investmentgesellschaft

*Alle Anteile der Teilfonds wurden zuriickgenommen, und die Teilfonds wurden geschlossen und stehen fiir
Anlagen nicht mehr zur Verfiigung. Die Gesellschaft hat die Absicht, nach der endgiiltigen Auszahlung der
Vermogenswerte in den Teilfonds bei der Zentralbank den Widerruf ihrer Zulassung zu beantragen.
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WICHTIGE INFORMATIONEN

Der interessierte Anleger darf nicht aufler Acht lassen, dass der Wert der Anteile und die sich aus ihnen
ergebenden Ertrige sowohl fallen als auch steigen konnen, und es ist moglich, dass ein Anleger nicht den
vollen von ihm investierten Betrag zuriickerhiilt. Da von den Anlegern in den einzelnen Fonds bei der
Ausgabe von Anteilen ein Ausgabeaufschlag verlangt werden kann, ist die Anlage zudem aufgrund der
Differenz zwischen dem Ausgabe- und Riicknahmepreis der Anteile als mittel- bis langfristig zu betrachten.
Es sollte ferner beachtet werden, dass aufgrund dessen, dass die Teilfonds Russell Investments Global High
Dividend Equity und Russell Investments Global Listed Infrastructure Gebiihren und Auslagen zulasten des
Kapitals anstatt auf den Ertrag erheben. Dementsprechend besteht ein hoheres Risiko, dass das Kapital
gemindert wird und Gebiihren so gezahlt werden, dass die Anlage eines Anteilinhabers in der Zukunft nicht
wachsen kann. Dieser Zyklus kann eventuell anhalten, bis das gesamte Kapital aufgebraucht ist.

Die Direktoren, deren Namen auf Seite 12 genannt sind, iibernehmen die Verantwortung fiir die in dem
vorliegenden Dokument enthaltenen Informationen. Nach bestem Wissen und Gewissen der Direktoren, die jede
angemessene Sorgfalt aufgewendet haben, um zu gewihrleisten, dass dies der Fall ist, stimmen die in diesem
Dokument enthaltenen Informationen mit den Tatsachen iiberein und lassen nichts aus, was die Bedeutung solcher
Informationen beeintrichtigen konnte, und die Direktoren iibernehmen entsprechend die Verantwortung hierfiir.

Wenn Sie Zweifel iiber den Inhalt dieses Prospekts haben, sollten Sie Ihren Borsenmakler, Bankberater,
Anwalt, Steuerberater oder anderen Finanzberater um Rat fragen. Dieser Prospekt sollte vollstiindig gelesen
werden, bevor Anteile gezeichnet werden.

Die Verteilung dieses Dokuments ist nur unter der Bedingung genehmigt, dass dem Dokument ein Exemplar des
neuesten Jahresberichts und, falls danach veroffentlicht ist, des neuesten Halbjahresberichts beigefiigt ist. Diese
Berichte sind Bestandteil dieses Prospekts. Anteile werden nur auf Grundlage der in diesem Dokument enthaltenen
Informationen und auf Grundlage des neuesten testierten Jahresberichts bzw. des jeweils darauf folgenden
Halbjahresberichts angeboten. Jegliche dariiber hinausgehende Informationen oder Zusicherungen eines Héndlers,
Verkiufers oder einer anderen Person sollten nicht beachtet werden und folglich sollte nicht darauf vertraut werden.

Die Verteilung dieses Prospekts und das Anbieten oder der Erwerb der Anteile kann in bestimmten Jurisdiktionen
beschrinkt sein. Niemand, der eine Ausfertigung dieses Prospekts oder eines beigefiigten Antragsformulars erhilt,
darf diesen Prospekt oder ein solches Antragsformular als eine Einladung an ihn zur Zeichnung von Anteilen
betrachten, noch sollten solche Personen ein solches Antragsformular verwenden, es sei denn, in der betreffenden
Jurisdiktion kann ihnen eine solche Einladung gesetzlich in zugelassener Art und Weise unterbreitet werden, und
ein solches Antragsformular konnte gesetzlich ohne Beachtung von Registrierungsanforderungen oder anderen
gesetzlichen Bestimmungen verwendet werden. Dementsprechend stellt dieser Prospekt kein Angebot und keine
Aufforderung von irgend jemandem in einer Jurisdiktion dar, in der ein solches Angebot oder eine solche
Aufforderung ungesetzlich ist oder in der die Person, die ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung
unterbreitet, nicht dazu berechtigt ist, oder an jemand, dem ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung zur
Zeichnung zu unterbreiten ungesetzlich ist. Es liegt in der Verantwortung der Personen, die im Besitz dieses
Prospekts sind oder die aufgrund dieses Prospekts Anteile zeichnen mdchten, sich iiber die geltenden Gesetze und
Regeln der jeweiligen Jurisdiktion zu informieren und diese einzuhalten. Potenzielle Zeichner von Anteilen sollten
sich eigenstindig iiber die rechtlichen Anforderungen beim Zeichnen von Anteilen sowie {iiber etwaige
Devisenkontrollvorschriften und die Besteuerung im Land ihrer jeweiligen Staatsangehorigkeit, Anséssigkeit oder
ihres Aufenthaltsortes informieren.

Die Gesellschaft ist gemal3 Definition in § 739B(1) des Taxes Consolidation Act von 1997 in der jeweils geltenden
Fassung eine Investmentgesellschaft.

Vorschriften zur Produktiiberwachung (Product Governance) im Rahmen von MiFID Il — OGAW als nicht
komplexe Finanzinstrumente

In Artikel 25 von MiFID Il sind die Anforderungen fiir die Beurteilung der Eignung und Angemessenheit von
Finanzinstrumenten fiir Kunden beschrieben. Artikel 25(4) enthdlt Regeln zum Verkauf von Finanzinstrumenten
durch ein nach MiFID zugelassenes Unternehmen an Kunden auf reiner Ausfiihrungsbasis. Unter der
Voraussetzung, dass die Finanzinstrumente in der in Artikel 25(4)(a) enthaltenen Liste aufgefiihrt sind (fiir diese
Zwecke allgemein als nicht komplexe Finanzinstrumente bezeichnet), muss ein nach MiFID zugelassenes
Unternehmen, das die Instrumente verkauft, keine so genannte , Angemessenheitspriifung‘* der Instrumente fiir
seine Kunden durchfiihren. Eine Angemessenheitspriifung umfasst das Einholen von Informationen iiber die
Kenntnisse tiber und Erfahrungen des Kunden mit der angebotenen Anlageform und auf Basis dessen die
Beurteilung, ob die Anlage fiir den Kunden angemessen ist. Sind die Finanzinstrumente nicht in der in Artikel
25(4)(a) enthaltenen Liste aufgefiihrt (d. h. sie sind als komplexe Finanzinstrumente eingestuft), muss das nach
MiFID zugelassene Unternehmen zusdtzlich eine Angemessenheitspriifung der Instrumente der Kunden



durchfiihren.

In der Liste in Artikel 25(4)(a) wird explizit auf OGAW (aufser strukturierte OGAW) verwiesen. Dementsprechend
gilt jeder Teilfonds in diesem Sinne als nicht komplexes Finanzinstrument.

Dieser Prospekt bezieht sich auf einen Investmentfonds, der weder der Regulierung noch der Genehmigung durch
die Dubai Financial Services Authority (,, DFSA ") untersteht. Dieser Prospekt ist nur zur Weitergabe an Personen
bestimmt, die im Regelwerk der DFSA genau definiert sind (d. h. ,,Qualified Investors*). Personen, die dieser
Gruppe nicht angehoren, diirfen diesen Prospekt daher weder erhalten noch sich auf seinen Inhalt verlassen. Das
Angebot richtet sich nicht an Personen im Dubai International Financial Centre (,, DIFC*), und die Anteile werden
weder direkt noch indirekt an solche Personen oder fiir Rechnung oder zugunsten von solchen Personen vertrieben,
verkauft, tibertragen oder ausgehdndigt. Dieser Prospekt ist nicht zur Weitergabe an Personen im DIFC bestimmt.
Sollte eine solche Person dennoch eine Ausgabe dieses Prospekts erhalten, so sollte sie sich weder auf seinen
Inhalt verlassen noch Mafsnahmen auf seiner Grundlage ergreifen, sondern ihn ignorieren. Die DFSA ist nicht
dafiir zustindig, Prospekte oder sonstige Unterlagen, die sich auf diesen Investmentfonds beziehen, durchzusehen
oder zu tiberpriifen. Die DFSA hat diesen Prospekt oder sonstige mit dem Investmentfonds verbundene Unterlagen
folglich weder genehmigt, noch hat sie Mafinahmen ergriffen, um die im Prospekt enthaltenen Informationen zu
priifen. Sie iibernimmt also keine Verantwortung fiir diese Informationen. Die Anteile, auf die sich dieser Prospekt
bezieht, sind unter Umstinden schwer verdufSerbar und/oder unterliegen im Hinblick auf ihren Weiterverkauf
Beschrinkungen. Potentielle Kdufer der angebotenen Anteile sollten im Hinblick auf diese Anteile ihre eigene Due
Diligence durchfiihren. Falls Sie die Inhalte dieses Dokuments nicht verstehen, sollten Sie einen zugelassenen
Finanzberater um Unterstiitzung bitten.

Wesentliche Informationen fiir den Anleger (,, KIIDs*“)

Anteile werden ausschlieBlich auf der Grundlage der im aktuellen KIID und Prospekt, im letzten Jahresbericht und
gepriiften Jahresabschluss sowie einem eventuellen nachfolgenden Halbjahresbericht und ungepriiften
Halbjahresabschluss enthaltenen Informationen angeboten.

Weitere Informationen oder Erkldrungen, die von einem Hindler, einem Verkdufer oder einer sonstigen Person
abgegeben oder gemacht werden, sollten ignoriert werden und sind folglich nicht vertrauenswiirdig.

Fiir jede zur Zeichnung zur Verfiigung stehende Klasse wird gemél den Vorschriften der Zentralbank ein KIID
veroffentlicht. Potenzielle Anleger sollten das KIID fiir die jeweilige Klasse vor einer Zeichnung von Anteilen
dieser Klasse in Erwigung ziehen, um eine fundierte Anlageentscheidung treffen zu kdnnen. Der Prospekt kann
Beschreibungen zu einigen Klassen enthalten, die jedoch derzeit nicht zur Zeichnung zur Verfligung stehen.
Potenzielle Anleger sollten sich mit ihren Vertriebsstelle direkt in Verbindung setzen, um festzustellen, ob die
jeweilige Klasse flir Zeichnungen zur Verfiigung steht.

Jeder Teilfonds muss in dem betreffenden KIID einen synthetischen Indikator zum Risiko- und Ertragsprofil
(Synthetic Risk and Reward Indicator (,,SRRI) in Ubereinstimmung mit den Methoden ermitteln und offenlegen,
die in den Leitlinien der Europdischen Wertpapieraufsichtsbehdrde (European Securities and Markets Authority,
»ESMA®) zur Methode fiir die Berechnung des SRRI festgelegt sind. Der SRRI entspricht einer Zahl, mit welcher
der betreffende Teilfonds auf einer Skala von 1 bis 7 gemél seinem zunehmenden Volatilititsniveau/Risiko- und
Ertragsprofil eingeordnet wird. Die historische Wertentwicklung jedes Teilfonds wird in den maBigeblichen
wesentlichen Informationen fiir den Anleger (KIID) aufgefiihrt.

Da der Prospekt und das KIID von Zeit zu Zeit aktualisiert werden konnen, sollten sich Anleger vergewissern, dass
sie liber die jeweils aktuellste Version verfiigen.

In diesem Prospekt enthaltene Feststellungen beruhen auf den Gesetzen und Gepflogenheiten, die am Datum des
Prospekts in Irland gelten, und unterliegen den Anderungen dieser Gesetze und Gepflogenheiten. Die
Aushindigung dieses Prospekts bzw. das Angebot, die Ausgabe oder der Verkauf von Anteilen stellt unter keinen
Umsténden eine Erklarung dar, dass die in diesem Prospekt enthaltenen Informationen zu einem nach dem Datum
dieses Prospekts liegenden Zeitpunkt zutreffend sind.

In diesem Prospekt enthaltene Feststellungen beruhen auf den Gesetzen und Gepflogenheiten, die am Datum des
Prospekts in Irland gelten, und unterliegen den Anderungen dieser Gesetze und Gepflogenheiten.

Dieser Prospekt kann in andere Sprachen iibersetzt werden, vorausgesetzt, dass es sich um eine direkte
Ubersetzung der englischsprachigen Version handelt. Im Fall etwaiger Widerspriiche oder Doppeldeutigkeiten in
einer Ubersetzung hat der englische Wortlaut Vorrang. Jegliche Rechtsstreitigkeiten in diesem Zusammenhang,
unabhéngig von der Sprache des maBigeblichen Prospekts, unterliegen den Gesetzen von Irland und sind in deren
Sinne auszulegen.



DEFINITIONEN

In diesem Prospekt haben die folgenden Worter und Ausdriicke die im Folgenden angefiihrten Bedeutungen:

,,Aktien

,Aktiendhnliche Wertpapiere*

»Aktiendhnliche Wertpapiere*

»Anlageberater”

sAnlageverwalter”

»Anlagepools*

,,Anteil” oder ,,Anteile*

~»2Ausschiittungstag*

,Basiswihrung*

»Benchmark-Verordnung*

,Berater*

»Borsengehandelter Indexfonds*

»CRS“

sDatenschutz*

»sDelegierte MiFID II-Richtlinie”

bezeichnet Anteilspapiere, die von Unternehmen ausgegeben werden
(Stammanteile, Vorzugsaktien und Stammaktien);

bezeichnet Anteilspapiere, die von Unternehmen ausgegeben werden
(Stammanteile, Vorzugsaktien und Stammaktien);

bezeichnet American Depository Receipts, Global Depository Receipts,
Bezugsrechte, aktiengebundene Schuldtitel und Wertpapiere sowie
Partizipationsscheine, nicht jedoch wandelbare Schuldtitel;

bezeichnet die jeweils von einem Anlageverwalter als Anlageberater
ernannte(n) Person(en), einschlieBlich verbundene Unternehmen der
Verwaltungsgesellschaft;

bezeichnet Russell Investments Limited, Russell Investments
Management LLC oder Russell Investments Management Limited;

bezeichnet Anlagepools gemd3 Definition im Abschnitt ,,Anlagepools®
weiter unten;

bezeichnet einen oder mehrere Anteile am Kapital der Gesellschatft;

bezeichnet den Tag, an dem fiir jede Anteilsklasse eines Teilfonds die
Ertragsausschiittung dieses Teilfonds und/oder dieser Anteilsklasse
erfolgen soll;

bezeichnet bezogen auf einen Teilfonds die Wahrung dieses Teilfonds,
die im relevanten Teil des Abschnitts ,,Die Teilfonds* genannt ist;

bezeichnet die Verordnung (EU) 2016/1011 des Europédischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iber Indizes, die bei
Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur
Messung der Wertentwicklung von Investmentfonds verwendet werden;

bezeichnet Russell Investments Limited;

ein borsengehandelter Indexfonds, dessen Anteile nach den Vorschriften
als Anteile eines OGAW oder als Anteile eines AIF eingestuft werden;

bezeichnet den vom OECD-Rat am 15. Juli 2014 genehmigten Standard
fiir den automatischen Informationsaustausch zu Finanzkonten (Standard
for Automatic Exchange of Financial Account Information), auch als
gemeinsamer Meldestandard (Common Reporting Standard) bekannt,
sowie sdmtliche bilateralen oder multilateralen Vereinbarungen zwischen
zustindigen Behorden, zwischenstaatlichen Vereinbarungen und
Abkommen, Gesetze, Bestimmungen, offiziellen Richtlinien und
sonstigen Instrumente, die dessen Umsetzung fordern, und alle Gesetze
zur Implementierung des gemeinsamen Meldestandards.

bezeichnet ab dem 25. Mai 2018 die durch die Datenschutz-
Grundverordnung (Verordnung 2016/679) eingefiihrten
Datenschutzregelungen;

bezeichnet die delegierte Richtlinie (EU) der Kommission vom 7. April
2016 zur Ergénzung der Richtlinie 2014/65/EU des Européischen
Parlaments und des Rates im Hinblick auf den Schutz der
Finanzinstrumente und Gelder von Kunden,



Der ,. Teilfonds“ oder die,, Teilfonds*

,Deutsche Steuer

,.Direktoren‘

,,Dividendenstarke Unternehmen*

»EMIR”

,Erstausgabezeitraum*

“Erzeugter umweltfreundlicher
Strom”

Lkuropa“ oder ,europiisch*

»FATCA*

»DFI*

,Festverzinsliche Wertpapiere und
Instrumente

Produktiiberwachungspflichten und Vorschriften fiir die Entrichtung
beziechungsweise Gewidhrung oder Entgegennahme von Gebiihren,
Provisionen oder anderen monetéren oder nicht-monetiren Vorteilen;

bezeichnet den oder die jeweils von der Gesellschaft in Einklang mit den
Vorschriften der Zentralbank aufgelegten Teilfonds, von denen jeder eine
oder mehrereAnteilsklassen der Gesellschaft umfasst;

bezeichnet das deutsche Investmentsteuergesetz und das deutsche
Investmentsteuerreformgesetz;

bezeichnet die Direktoren der Gesellschaft;

bezeichnet Unternehmen, die nach alleinigem Ermessen des jeweiligen
Anlageverwalters, Finanzverwalters oder Anlageberaters aktuell eine
attraktive Dividendenrendite bieten oder letztlich bieten werden;

bezeichnet die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 iiber OTC-Derivate,
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister;

bezeichnet den von den Direktoren festgelegte Zeitraum, zu dem die
Anteile zum ersten Mal zur Zeichnung angeboten werden und im Falle
des Fonds das Datum, das die Direktoren festgelegt und der Zentralbank
mitgeteilt haben und im Falle einer in Anlage 1 als ,,Neu* bezeichneten
Anteilsklasse die darin angegebenen Zeitrdume., Die Zentralbank wird
im Voraus iiber eine Verldngerung des Zeitraums informiert, wenn
Zeichnungen eingegangen sind, sowie ansonsten nachtrdglich auf
jahrlicher Basis;

bezeichnet die Menge an Energie, die ein Unternehmen aus Wind-,
Solar-, Biomasse-, Geothermie-, Wellen-/Gezeiten- oder
Wasserkraftquellen erzeugt;

bezeichnet die Region, welche die Mitgliedstaaten der Europédischen
Union, Mitteleuropa und Osteuropa umfasst, europdische Lénder;

(a) bezeichnet:

(b) §§ 1471 bis 1474 des Internal Revenue Code der Vereinigten
Staaten von 1986 oder damit in Zusammenhang stehende
Vorschriften oder andere offizielle Vorgaben;

(c) zwischenstaatliche Abkommen, Vertrige, Vorschriften, Vorgaben
oder eine sonstige Vereinbarung zwischen der Regierung von Irland
(oder einer irischen Regierungsbehorde) und den USA oder einer
anderen Jurisdiktion (einschlieBlich Regierungsbehorden in dieser
Jurisdiktion), die geschlossen wurden, um Folgendes einzuhalten,
zu ermdglichen, zu ergénzen, umsetzen oder in Kraft zu setzen: (i)
das Recht, die Vorschriften oder Vorgaben, die im obigen Absatz
(a) beschrieben sind; und

(d) Gesetze, Vorschriften oder Vorgaben in Irland, die das in den
vorstehenden Absétzen Genannte umsetzen;

bezeichnet ein derivatives Finanzinstrument (einschlieBlich einem OTC-
Derivat).

bezeichnet iibertragbare Schuldtitel und Instrumente unterschiedlicher
Durationen, die auf verschiedene Wihrungen lauten und durch eine
Reihe verschiedenartiger Emittenten (z. B. durch Regierungen und
Unternehmen) ausgegeben werden. Hierzu gehoren insbesondere
Kommunal- und Staatsanleihen, Agency Debt (d.h. von lokalen
Behorden oder internationalen Organisationen, denen ein oder mehrere



,,Finanzverwalter

,Geeignete Gegenparteien‘

,»Geregelter Markt*
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,Gesamtenergieerzeugung'

,Geschéftstag™

,,Growth-Unternehmen

,Handelstag*

,Hauptfinanzverwalter*

,Hauptfinanzverwaltungs- und
Beratungsvertrag®

,Llnvestor Money Regulations”

Staaten angehdren, emittierte Wertpapiere), Nullkuponanleihen,
Abzinsungsanleihen, versicherungs-gebundene Anleihen, hypothekarisch
besicherte Anleihen, ABS-Anleihen und Schuldtitel von Unternechmen
(einschlieBlich Unternehmensanleihen), die an einem geregelten Markt in
der OECD notiert sind oder gehandelt werden. Hierbei kann es sich um
fest- oder variabel verzinsliche Titel mit Anlagequalitit oder unter
Anlagequalitdt handeln, jedoch nicht um wandelbare Schuldtitel,
derivative Finanzinstrumente und Geldmarktinstrumente;

bezeichnet die Person oder Personen, die durch die
Verwaltungsgesellschaft von Zeit zu Zeit zum Finanzverwalter eines
Teilfonds bestellt wird/werden;

bezeichnet eine Gegenpartei eines im Freiverkehr (OTC) gehandelten

Derivats, in dem ein Teilfonds handeln kann, und die einer der folgenden,

von der Zentralbank genehmigten Kategorien angehoren kann, die zum

Datum dieses Prospekts Folgendes umfassen:

(1) ein relevantes Institut

(ii) eine Anlagegesellschaft, die gemdl der Richtlinie iiber Mérkte fiir
Finanzdienstleistungen (MiFID) in einem EWR-Mitgliedstaat
zugelassen wurde; oder

(iii))  eine Konzerngesellschaft einer Organisation, die liber eine Lizenz
der Federal Reserve der USA als Bankholdinggesellschaft
verfiigt, wo diese Gesellschaft als Konzerngesellschaft einer
Bankholdinggesellschaft der Aufsicht durch diese Federal
Reserve unterliegt;

bezeichnet eine Borse oder einen geregelten Markt in der EU oder eine
Borse oder einen geregelten Markt, zu der/dem Einzelheiten in Anhang 4
dieses Dokuments angefiihrt sind;

bezeichnet die Gesamtmenge an Energie, die ein Unternehmen aus allen
Quellen produziert;

bezeichnet einen Tag, an dem die irischen Privatkundenbanken fiir den
Geschiftsverkehr gedffnet sind, oder andere Tage gemidfl Beschluss der
Direktoren;

bezeichnet Unternehmen, die nach alleinigem Ermessen des jeweiligen
Anlageverwalters, Finanzverwalters oder Anlageberaters
Wachstumsmerkmale aufweisen, unter anderem:

(1)  Uberdurchschnittliche Wachstumsraten bei Umsatz oder Gewinn;
oder

(i)  eine hohe oder wachsende Kapitalrendite;

bezeichnet sofern fiir einen Teilfonds keine Periode abweichender
Handelstage vorliegt, die Geschiftstage nach der Erstzeichnungsfrist, die
fir den betreffenden Teilfonds im relevanten Teil des Abschnitts ,,Die
Teilfonds™ festgelegt sind, wobei es mindestens alle 14 Tage einen
Handelstag (zum Zwecke von Riicknahmen) geben muss;

bezeichnet Russell Investments Limited;

bezeichnet den Hauptfinanzverwaltungsvertrag zwischen dem Fonds, der
Verwaltungsgesellschaft und dem Hauptfinanzverwalter vom 30.
September 2021, der von Zeit zu Zeit entsprechend der Anforderungen
der Zentralbank geéndert werden kann;

bezeichnet die Central Bank (Supervision and Enforcement) Act 2013
(Section 48(1)) Investor Money Regulations 2015 for Fund Service
Providers in der jeweils geltenden Fassung;



,lrischer Gebietsansissiger*

,,KIID*

,,Klasse*

,Klassenwihrung*

,,Kredittitel und -instrumente*

JKurzfristige Instrumente

»Managementvertrag®:

., MIiFID IT*

,,Nettoinventarwert“ oder , NIW*

LNettoinventarwert je Anteil*

»Nettoertrag

w»Notierte Infrastrukturunternehmen*

bezeichnet jede Person, die in Irland ansissig ist oder ihren gewohnlichen
Aufenthaltsort in Irland hat, mit Ausnahme von steuerbefreiten irischen
Gebietsanséssigen (wie im Abschnitt Besteuerung in Irland des Prospekts
beschrieben);

bezeichnet die wesentlichen Informationen fir den Anleger (Key
Investor Information Document, KIID);

bezeichnet jede Anteilsklasse eines Teilfonds;

bezeichnet bezogen auf eine Anteilsklasse eines Teilfonds, die Wahrung,
in der die Anteile ausgegeben werden;

bezeichnet iibertragbare Schuldtitel und Instrumente unterschiedlicher
Durationen, die auf verschiedene Wéhrungen lauten und durch eine
Reihe verschiedenartiger Emittenten (z. B. durch Unternehmen)
ausgegeben  werden.  Nullkuponanleihen,  Abzinsungsanleihen,
versicherungsgebundene Anleihen, hypothekarisch besicherte Anleihen,
ABS-Anleihen und Schuldtitel von Unternehmen (einschlieBlich
Unternehmensanleihen). Hierbei kann es sich um fest- oder variabel
verzinsliche Titel mit Anlagequalitit oder unter Anlagequalitit handeln,
jedoch nicht um wandelbare Schuldtitel, derivative Finanzinstrumente
und Geldmarktinstrumente;

bezeichnet  kurzfristige  Schuldtitel, die durch eine Reihe
verschiedenartiger Emittenten (z. B. Regierungen und Unternehmen)
ausgegeben werden und Laufzeiten von weniger als einem Jahr haben.
Hierzu gehoren insbesondere  Einlagenzertifikate, Bankakzepte,
Commercial Paper, Schatzwechsel und Diskontpapiere. Bei zinsvariablen
Instrumenten wird auf die Dauer bis zur néchsten Zinsfestsetzung
abgestellt.

bezeichnet den Managementvertrag zwischen dem Fonds und der
Verwaltungsgesellschaft vom 30. September 2021, mit dem letztere zur
Verwaltungsgesellschaft des Fonds ernannt wurde und der von Zeit zu
Zeit gemdll den Anforderungen der Zentralbank gedndert werden kann;

bezeichnet die Richtlinie 2014/65/EU (Neufassung) iiber Mirkte fiir
Finanzinstrumente.

bezeichnet den Nettoinventarwert der Gesellschaft oder eines Teilfonds
oder einen wie in diesem Dokument beschrieben errechneten
Nettoinventarwert;

bezeichnet den Nettoinventarwert jeder Anteilsklasse eines Teilfonds,
geteilt durch die Anzahl der Anteile, die in Bezug auf eine solche Klasse
ausgegeben wurden;

bezeichnet in Bezug auf den Russell Investments Global High Dividend
Equity und den Russell Investments Global Listed Infrastructure (jeweils
ein Teilfonds, der Gebiihren und Auslagen dem Kapital und nicht den
Ertrdgen belastet): alle Zinsen, Dividenden und sonstigen Betrége,
welche die Verwaltungsgesellschaft als Ertrége betrachtet.

in Bezug auf alle anderen Teilfonds: sdmtliche Zins-, Dividenden- und
sonstige Betrdge, die von der Verwaltungsgesellschaft den Ertrdgen
zugerechnet werden, abziiglich der geschitzten Aufwendungen des
jeweiligen Teilfonds, die dem Ausschiittungszeitraum zuzurechnen sind.

bezeichnet borsennotierte Unternehmen, die in Infrastrukturunternehmen
engagiert sind, welche in Verbindung zu den grundlegenden
Einrichtungen, Diensten und Anlagen stehen, die fiir das Funktionieren



,»OECD*

~OGA™

»OGAW*

,,OGAW-Richtlinie*

»OGAW-V*

»OTC*
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,Periode abweichender Handelstage

»Revenue Commissioners*

,,Russell Investments*

»Satzung™

»Schwellenlinder (EM)*

eines Gemeinwesens oder einer Gesellschaft erforderlich sind, wie z. B.
Energiespeicherung, -iibertragung und -verteilung, Wasserversorgung
und Abwasseraufbereitung, Transporteinrichtungen wie Stral3en,
Seehidfen und Eisenbahnlinien, soziale Infrastrukturen wie Schulen,
Krankenhduser und Gefangnisse sowie einige
Telekommunikationsanlagen mit Monopolcharakter wie Masten, Tiirme
und Leitungen.

bezeichnet die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung;

bezeichnet einen OGAW oder einen anderen alternativen Anlagefonds
im Sinne von Vorschrift 68 (1)(e) der Vorschriften, der nicht mehr als
10 % seines Vermdgens in einen anderen Organismus flir gemeinsame
Anlagen anlegen darf.

bezeichnet einen Organismus flir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
gemil der OGAW-Richtlinie.

bezeichnet die Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend Organismen fiir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren (OGAW);

bezeichnet die Richtlinie 2014/91/EG des Européischen Parlaments und
des Rates vom 23. Juli 2014, mit der die Richtlinie 2009/65/EG zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend
Organismen flir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAWSs) in
Bezug auf Treuhandaufgaben, Vergiitungen und Sanktionen in der
jeweils geltenden Fassung, einschlieflich erginzender, von der
Europdischen Kommission erlassener Vorschriften, die jeweils in Kraft
sind.

bezeichnet Transaktionen im Freiverkehr (Over-the-Counter) und bezieht
sich auf zwischen zwei Gegenparteien ausgehandelte Derivate;

bezeichnet bezogen auf einen Teilfonds, einen Zeitraum, in dem von den

Direktoren andere Geschiftstage als Handelstage festgelegt werden als

die im relevanten Teil des Abschnitts ,,Die Teilfonds* genannten,

vorausgesetzt dass:

(i)  die Zentralbank und die Anteilinhaber {iber diese Festlegung vorab
benachrichtigt wurden; und

(i) es mindestens alle 14 Tage einen Handelstag (zum Zwecke von
Riicknahmen) gibt;

bezeichnet die Revenue Commissioners of Ireland (die irischen
Steuerbehorden);

bezeichnet die Russell Investments Systems Limited und deren
Tochtergesellschaften, darunter der Anlageberater und sonstige unter der
Bezeichnung ,,Russell Investments™ titige verbundene Unternehmen
oder Nachfolgeorganisationen dieser Unternehmen, einschlieBlich der
Verwaltungsgesellschaft;

bezeichnet die Griindungsurkunde und Satzung der Gesellschaft;

bezeichnet alle Markte, die nicht in der folgenden Gruppe der
Industrielédnder enthalten sind: Australien, Belgien, Bermuda, Didnemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Hongkong, Irland,
Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, Niederlande,
Norwegen, Osterreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Singapur, Spanien,
das Vereinigte Konigreich und die Vereinigten Staaten;



»SFDR-Anlage”

»SFDR* oder
»Offenlegungsverordnung

»SFT Regulations*“oder ,,SFTR*

»Small Cap-Unternehmen“

soupport-Dienstevertrag®

» axonomie-Verordnung*

L, TCA

,» L otal Return Swap*

,» Trust-Anteile*

,,Uberhohte Handelsaktivitit

,,Ubertragbare Wertpapiere*

bezeichnet eine jeweils herausgegebene Anlage zu diesem Prospekt,
die erstellt wurde, um den bestimmten, in der SFDR enthaltenen
Offenlegungspflichten auf Ebene des Finanzprodukts nachzukommen,
insbesondere den fiir Finanzprodukte gemifl Artikel 8 geltenden
Offenlegungspflichten;

bezeichnet Verordnung (EU) 2019/2088 des Europiischen Parlaments
und des Rats vom 27. November 2019 iiber nachhaltigkeitsbezogene
Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor, in der jeweils
giiltigen, ergénzten, konsolidierten, ersetzten oder anderweitig geénderten
Form;

bezeichnet die Verordnung (EU) 2015/2365 des FEuropédischen
Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 {iber die Transparenz
von Wertpapierfinanzierungsgeschiften und der Weiterverwendung
sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 in der jeweils
giiltigen, erginzten, konsolidierten, in jedweder Form ersetzten oder
anderweitig modifizierten Fassung;

bezeichnet  Unternehmen, die bezogen auf ihre relative
Marktkapitalisierung klein sind und in einem anerkannten Small-Cap-
Index, wie z. B. dem Russell/Nomura Small Cap Index in Japan oder
dem Russell Investments Europe Small Cap Index in Europa, vertreten
sind;

bezeichnet den Support-Dienstevertrag zwischen dem Fonds und Russell
Investments Limited vom 30. September 2021, der von Zeit zu Zeit
entsprechend den Anforderungen der Zentralbank gedndert werden kann;

bezeichnet die Verordnung iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen (Verordnung EU/2020/852)
in der jeweils in irgendeiner Form erginzten, konsolidierten, ersetzten
oder anderweitig gednderten Fassung;

bezeichnet den Irish Taxes Consolidation Act von 1997 in der jeweils
giiltigen Fassung;

bezeichnet ein Derivat (und eine Transaktion, die unter die SFTR fallt),
bei dem die gesamte wirtschaftliche Wertentwicklung einer
Referenzverbindlichkeit von einem Kontrahenten auf einen anderen
iibertragen wird;

bezeichnet iibertragbare Anteile, die an geregelten Markten notiert sind
und von bdrsennotierten Immobiliengesellschaften oder borsennotierten
Infrastrukturunternehmen ausgegeben werden, bei denen es sich um
Trusts handelt;

bezeichnet wiederholte Zeichnungs- oder Riicknahmeantréige fiir Anteile
aufgrund von  Marktschwankungen oder Zeichnungen oder
Riicknahmeantrige in iiberhohtem Umfang, durch welche die Umsetzung
der Anlagestrategie der Teilfonds gestort wird oder die zu erhohten
Kosten fiihren und die Interessen aller Anteilinhaber beeintrachtigen,
sofern die betreffenden Aktivitdten nicht unter folgenden Umstinden
erfolgen:

(i)  im Namen eines Anteilinhabers, der die periodische Reallokation
von Vermogenswerten wiinscht; und

(i)  nicht hdufig und nicht im Rahmen eines klar erkennbaren
Zeitmusters;

bezeichnet
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,»US-Person*

,» Yalue-Unternehmen*

,»Verbriefungsposition”

(i)  Aktien von Unternehmen und andere Wertpapiere, die Aktien von
Unternehmen gleichzusetzen sind und die in Teil 1 von Anhang 2
der Vorschriften aufgefiihrten Kriterien erfiillen;

(i)  Anleihen und andere Formen von verbrieften Verbindlichkeiten,
die die in Teil 1 von Anhang 2 der Vorschriften aufgefiihrten
Kriterien erfiillen;

(iii) sonstige begebbare Wertpapiere, die mit dem Recht ausgestattet
sind, Wertpapiere, die vorstehend unter (i) oder (ii) aufgefiihrt
sind, durch Zeichnung oder Umtausch zu erwerben, und die in
Teil 1 von Anhang 2 der Vorschriften aufgefiihrten Kriterien
erfiillen; und

(iv) Wertpapiere, die in diesem Sinne in Teil 2 von Anhang 2 der
Vorschriften aufgefiihrt sind.

bezeichnet, sofern von den Direktoren nicht anderweitig festgelegt, eine
Person, bei der es sich nicht um eine Nicht-US-Person handelt: (i) eine
natlirliche Person, die nicht in den Vereinigten Staaten oder einer
Enklave der US-Regierung, ihrer Behdrden oder Einrichtungen ansdssig
ist, (ii)) eine Kapital- oder Personengesellschaft oder sonstige
Rechtsperson, die nicht in erster Linie dem Zweck einer passiven
Beteiligung dient und nach dem Recht eines anderen Landes als den
USA errichtet wurde und ihren Hauptgeschifissitz in einem anderen
Land als den USA hat, (iii) ein Nachlass oder ein Treuhandvermdgen, der
bzw. das unabhingig von der Quelle der Einkiinfte nicht der US-
Einkommensteuer unterliegt, (vi) eine hauptséchlich fiir passive Anlagen
organisierte Korperschaft, wie ein Pool, eine Investmentgesellschaft oder
eine andere dhnliche Korperschaft, vorausgesetzt, dass Anteile an der
Korperschaft, die von Personen gehalten werden, die nicht die
Voraussetzungen fiir die Einstufung als Nicht-US-Personen erfiillen oder
in anderer Hinsicht qualifizierte, die Voraussetzungen erfiillende
Personen (gemél CFTC Rule 4.7(a)(2) oder (3)) sind, insgesamt weniger
als 10 Prozent der wirtschaftlichen Eigentumsanspruchs an der
Korperschaft ausmachen, und dass diese Korperschaft nicht
hauptsdchlich zu dem Zwecke gebildet sein darf, Anlagen durch
Personen, die nicht die Voraussetzungen fiir die Einstufung als Nicht-
US-Personen erfiillen, in einem Pool zu ermoglichen, bei dem der
Betreiber auf Grund dessen, dass die Teilnehmer Nicht-US-Personen
sind, von bestimmten Erfordernissen von Teil 4 der Vorschriften der
CFTC befreit ist und (v) eine Pensionskasse fiir Mitarbeiter,
Fiihrungskrifte oder Inhaber eines Unternehmens, das aufBerhalb der
USA errichtet ist und dort seinen Hauptgeschéftssitz hat.

bezeichnet Unternehmen, die nach alleinigem Ermessen des jeweiligen
Anlageverwalters, Finanzverwalters oder Anlageberaters an ihrem
jeweiligen Markt unterbewertet sind.

bezeichnet ein von einem Teilfonds gehaltenes Instrument, das den
Kriterien  einer ,Verbriefung® wie in  Artikel 2  der
Verbriefungsverordnung enthalten entspricht, sodass solche Instrumente
in den Anwendungsbereich der Verbriefungsverordnung fallen und
Verpflichtungen auslosen, denen der Teilfonds (als ,.institutioneller
Anleger" gemdB der Verbriefungsverordnung) nachkommen muss.
Unbeschadet der genauen Begriffsbestimmung in Artikel 2 der
Verbriefungsverordnung erstreckt sich dies allgemein auf Transaktionen
oder Strukturen, durch die (i) das mit einer Risikoposition oder einem
Pool von Risikopositionen verbundene Kreditrisiko in Klassen oder
Tranchen unterteilt wird; (ii) Zahlungen von der Wertentwicklung der
Risikoposition oder des Pools von Risikopositionen abhéngen; und (iii)
die Rangfolge der Klassen oder Tranchen iiber die Verteilung der
Verluste wihrend der Laufzeit der Transaktion oder der Struktur
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,vYerbriefungsverordnung*

»Yerordnungen der Zentralbank*

»Yerwaltungsgesellschaft

,» Verwahrstelle“

»Yerwahrstellenvereinbarung*

»vVerwisserungsausgleich

, Vorschriften*

,, Yorschriften der Zentralbank*

»Wertpapierfinanzierungs-geschéafte“

w»Zeichneranteile*

»Zeichnungs-/ Riicknahmekonto*

sZentralbank*

entscheidet;

bezeichnet die Verbriefungsverordnung (EU) 2017/2402 in der jeweils
geltenden Fassung;

bezeichnet die Central Bank (Supervision and Enforcement) Act 2013
(Section 48(1)) (Undertakings For Collective Investment in Transferable
Securities) Regulations 2015 in der jeweils giiltigen, erginzten,
konsolidierten, in jedweder Form ersetzten oder anderweitig
modifizierten Fassung.

bezeichnet Carne Global Fund Managers (Ireland) Limited,

bezeichnet die State Street Custodial Services (Ireland) Limited oder eine
ihr nachfolgende, vom Fonds ernannte und zuvor von der Zentralbank als
Verwahrstelle des Fonds genehmige Verwahrstelle;

bezeichnet die Verwahrstellenvereinbarung zwischen dem Fonds und der
Verwahrstelle in der jeweils gemal den Vorschriften der Zentralbank,
gemdll derer Letztere als Verwahrstelle des Fonds bestellt wurde,
gednderten bzw. ergdnzten Fassung;

bezeichnet eine Anpassung, die im Fall von Nettozeichnungen und/oder
Nettoriicknahmen  als  prozentualer =~ Wert der  jeweiligen
Zeichnung/Riicknahme vorgenommen und bei der Ermittlung des
Zeichnungspreises bzw. Riicknahmepreises berechnet wird, um die
Auswirkungen von Handelskosten im Zusammenhang mit dem Kauf
oder Verkauf von Vermdgenswerten zu beriicksichtigen und den Wert
der dem jeweiligen Teilfonds zugrunde liegenden Vermogenswerte zu
bewahren,;

bezeichnet die Vorschriften von 2011 betreffend die Richtlinie der
Europidischen Gemeinschaften (Organismen filir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren) in der jeweils geltenden gednderten Fassung, die jeweils
erneut gedndert, erginzt oder ersetzt werden konnen und alle von der
Zentralbank in ihrer Anwendung getroffenen Regelungen;

bezeichnet die Verordnungen der Zentralbank und sonstige
Rechtsverordnungen, Verordnungen, Vorschriften, Bedingungen,
Mitteilungen, Anforderungen oder Leitlinien der Zentralbank, die gemif
den Verordnungen von Zeit zu Zeit herausgegeben werden und den
Fonds betreffen;

bezeichnet Pensionsgeschéfte/umgekehrte Pensionsgeschifte,
Wertpapierleihgeschéfte und alle anderen von den SFTR geregelten
Geschifte, die ein Teilfonds abschlie3en darf;

bezeichnet das anfingliche Anteilskapital von 39.000 Anteilen ohne
Nennwert, das fiir 39.000 EUR gezeichnet wurde;

bezeichnet das Konto im Namen des Fonds, iiber das Zeichnungsgelder
und Riicknahmeerlose sowie Dividendenertrige (sofern zutreffend) fiir
den jeweiligen Teilfonds laufen. Weitere Angaben finden sich im
Antragsformular;

bezeichnet die Central Bank of Ireland, die irische Zentralbank, sowie

jede Nachfolgebehorde, die flir die Zulassung und Aufsicht des Fonds
zustandig ist.
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OpenWorld

Public Limited Company

Direktoren der Gesellschaft
James Firn (Vorsitzender)
John McMurray

William Roberts

David Shubotham

Joseph Linares

Neil Jenkins

Tom Murray

Peter Gonella

William Pearce

Eingetragener Geschiiftssitz
78 Sir John Rogerson’s Quay
Dublin 2

Irland

Verwaltungsgesellschaft
Carne Global Fund Managers
2™ Floor, Block E

Iveagh Court

Harcourt Road

Dublin 2

Irland

Verwahrstelle

State Street Custodial Services (Ireland)
Limited

78 Sir John Rogerson’s Quay

Dublin 2

Irland

Administrator

State Street Custodial Services (Ireland)
Limited

78 Sir John Rogerson’s Quay

Dublin 2

Irland

Wirtschaftspriifer
PricewaterhouseCoopers
Chartered Accountants
One Spencer Dock
North Wall Quay
Dublin 1

Irland

Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft
Neil Clifford

Teddy Otto

Michael Bishop

Sarah Murphy

David McGowan

Elizabeth Beazley

Rechtsberater

Maples and Calder (Ireland) LLP
75 St Stephens Green

Dublin 2

Irland

Secretary der Gesellschaft
MFD Secretaries Limited
32 Molesworth Street,
Dublin 2

Irland

Hauptfinanzverwalter, Vertriebsstelle und
Facilities Agent

Russell Investments Limited

Rex House

10 Regent Street, St. James’s,

London SW1Y 4PE

England

Promoter

Russell Investments Limited
Rex House

10 Regent Street, St James’s
London, SW1Y 4PE
England

Deutsche Informationsstelle

Russell Investments Limited,
Zweigniederlassung Frankfurt am Main,
OpernTurm,

Bockenheimer Landstral3e 2-4,

60306 Frankfurt am Main,

Germany.
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DIE GESELLSCHAFT
Vorstellung der OpenWorld p.l.c.

Die Gesellschaft wurde am 12. Juni 2008 unter der Registernummer 458665 gegriindet und von der Zentralbank am
19. November 2008 genehmigt. Die einzelnen Fonds wurden jeweils am 19. November 2008 zugelassen,
ausgenommen der Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund, der am 7. Juni 2017 zugelassen wurde.
Die Gesellschaft ist ein OGAW im Sinne der Vorschriften. Die Gesellschaft wurde in der Form eines Umbrella-
Fonds mit getrennter Haftung zwischen den Teilfonds errichtet. Jeder Teilfonds kann eine oder mehrere
Anteilsklassen der Gesellschaft umfassen. Die Anteilsklassen unterscheiden sich im Wesentlichen durch die zu
zahlende Verwaltungsgebiihr, die Ausschiittungspolitik, Zeichnungsbetrige, Anteilsbestinde oder die
Klassenwihrung.

Die Gesellschaft kann mit Genehmigung der Zentralbank weitere Teilfonds auflegen und nach Benachrichtigung
der Zentralbank und Genehmigung durch dieselbe weitere Anteilsklassen ausgeben.

Die Genehmigung der Gesellschaft durch die Zentralbank stellt keine Gewiihrleistung oder Garantie fiir die
Gesellschaft seitens der Zentralbank dar, und die Zentralbank ist nicht verantwortlich fiir den Inhalt des
Prospekts. Die Genehmigung der Gesellschaft stellt keine Garantie fiir die Performance der Gesellschaft dar
und die Zentralbank ist nicht fiir die Leistung oder Nichterfiillung seitens der Gesellschaft verantwortlich.

Verwaltung der Fonds

Russell Investments Limited wurde von der Verwaltungsgesellschaft geméd dem Hauptfinanzverwaltungs- und
Beratungsvertrag (wie nachstehend niher beschrieben) zum Hauptfinanzverwalter mit Ermessensbefugnis ernannt.

Der Hauptfinanzverwalter kann die diskretiondren Anlageverwaltungsfunktionen hinsichtlich des Vermdgens jedes
einzelnen oder aller Teilfonds delegieren, wie weiter unten beschrieben. Beispielsweise kann der
Hauptfinanzverwalter:

(1) einen oder mehrere Finanzverwalter ernennen, die das gesamte Vermdgen eines Teilfonds oder einen Teil
desselben verwalten.

(i1) das gesamte Vermogen eines Teilfonds oder einen Teil desselben verwalten oder hierfiir einen oder
mehrere Anlageverwalter ernennen.. In diesem Szenario gibt des drei Moglichkeiten:

a) Der Hauptfinanzverwalter/Anlageverwalter kann einen oder mehrere Anlageberater ernennen, die
Erfahrung in einem bestimmten Sektor und/oder einer bestimmten Anlageklasse haben. Die optimalen
Einschidtzungen dieser Anlageberater zu Wertpapieren oder Instrumenten werden vom
Hauptfinanzverwalter/Anlageverwalter gesammelt, und der Anlageverwalter fiilhrt regelmiBig
Transaktionen durch mit dem Ziel, die Handelseffizienz zu verbessern, die Portfoliorisiken effektiver zu
steuern und potenzielle Transaktionskosten im Zusammenhang mit den Anlagen des Teilfonds zu
reduzieren.

b) Der Hauptfinanzverwalter/Anlageverwalter kann einen Teil des Vermogens des Teilfonds direkt verwalten.
Ziel dieses Ansatzes ist es, fiir die Zwecke des Risikomanagements und der Renditesteigerung die
Verwaltung von Engagements auf der Ebene des Gesamtportfolios zu ermdglichen.

¢) Der Hauptfinanzverwalter/Anlageverwalter kann zur Umsetzung des Anlageziels und der Anlagepolitik das
Vermdgen eines Teilfonds ganz oder teilweise direkt verwalten.

Informationen zu den Finanzverwaltern, Anlageverwaltern und Anlageberatern werden den Anteilinhabern vom
Fonds auf Anfrage kostenfrei zur Verfiigung gestellt. Ferner sind Informationen zu den fiir die jeweiligen Teilfonds
ernannten Finanzverwaltern, den Anlageverwaltern und den Anlageberatern im letzten Jahres- und
Halbjahresbericht des Fonds enthalten. Der Hauptfinanzverwalter iberwacht im Detail und in Absprache mit den
jeweiligen Finanzverwaltern und/oder Anlageverwaltern die Eigenschaften jedes Teilfonds.
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DIE TEILFONDS

Das Anlageziel und die Anlagestrategie der einzelnen Teilfonds ist auf den Folgeseiten dieses Abschnitts
angegeben. Das Anlageziel eines Teilfonds kann nicht gefindert werden, und wesentliche Anderungen an der
Anlagepolitik eines Teilfonds kénnen nur mit vorheriger Genehmigung der Anteilinhaber vorgenommen werden
auf der Grundlage von: (i) einer Mehrheit der bei einer ordnungsgemifl einberufenen und abgehaltenen
Versammlung der Anteilinhaber abgegebenen Stimmen; oder (ii) mit vorheriger Genehmigung aller Anteilinhaber
des jeweiligen Teilfonds. Im Falle einer Anderung des Anlageziels und/oder einer wesentlichen Anderung an der
Anlagepolitik eines Teilfonds durch eine Mehrheit der auf einer Versammlung der betreffenden Anteilinhaber
abgegebenen Stimmen werden Anteilinhaber im Jewelhgen Teilfonds in angemessener Frist iiber solche
Anderungen informiert, damit sie vor der Umsetzung der Anderung den Riickkauf ihrer Anteile beantragen konnen.

Vorbehaltlich der Vorschriften der Zentralbank und wenn mehr als ein Teilfonds innerhalb des Fonds aufgelegt
wird, kann jeder der Teilfonds in die anderen Teilfonds des Fonds investieren, wenn eine solche Anlage den
Anlagezielen und der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds vereinbar ist. Provisionen, die der
Hauptfinanzverwalter im Zusammenhang mit einer solchen Anlage erhélt (einschlieBlich zuriickgezahlter
Provisionen), werden in das Vermogen des jeweiligen Teilfonds eingezahlt. AuBerdem werden bei einer
wechselseitigen Anlage in andere Teilfonds keine Ausgabeaufschldge, Riickkauf- oder Umtauschgebiihr erhoben.

Um eine doppelte Berechnung von Verwaltungsgebiihren, Anlageverwaltungsgebiihren und/oder
Anlageerfolgspramien zu vermeiden, darf einem Teilfonds, der in einen anderen Teilfonds investiert ist, keine
Verwaltungsgebiihr, Anlageverwaltungsgebiihr und/oder Anlageerfolgsprimie in Bezug auf den Teil seines
Vermogens, der in andere Teilfonds investiert ist, berechnet werden, es sei denn, die Anlage in einen anderen
Teilfonds erfolgt in eine Anteilsklasse, fiir die keine Verwaltungsgebiihr, Anlageverwaltungsgebiihr und/oder
Anlageerfolgspramie anfillt. Ein Teilfonds darf nicht in einen anderen Teilfonds investieren, wenn dieser selbst in
einen anderen Teilfonds des Fonds investiert.

Investiert ein Teilfonds einen wesentlichen Teil seines Nettoinventarwerts in andere Organismen fiir gemeinsame
Anlagen und/oder andere Teilfonds des Fonds, so wird die maximale Hohe der Verwaltungsgebiihren, die dem
Teilfonds von den anderen Organismen fiir gemeinsame Anlagen bzw. von beiden in Rechnung gestellt werden
konnen, im entsprechenden Nachtrag des betreffenden Teilfonds angegeben. Einzelheiten zu diesen Gebiihren sind
auch im Jahresbericht des betreffenden Teilfonds enthalten. Diese Gebiihren und Auslagen konnen insgesamt hoher
ausfallen als die Gebiithren und Auslagen, die einem Anleger im Fall einer Direktanlage in einen zugrunde
liegenden Teilfonds normalerweise entstehen wiirden. Investiert ein Teilfonds einen wesentlichen Teil seines
Nettoinventarwerts in andere Organismen fiir gemeinsame Anlagen und/oder andere Teilfonds des Fonds, so wird
die maximale Hohe der Verwaltungsgebiihren, die dem Teilfonds von den anderen Organismen fiir gemeinsame
Anlagen bzw. von beiden in Rechnung gestellt werden konnen, im entsprechenden Nachtrag des betreffenden
Teilfonds angegeben. Einzelheiten zu diesen Gebiihren sind auch im Jahresbericht des betreffenden Teilfonds
enthalten. Diese Gebiihren und Auslagen konnen insgesamt hoher ausfallen als die Gebiihren und Auslagen, die
einem Anleger im Fall einer Direktanlage in einen zugrunde liegenden Teilfonds normalerweise entstehen wiirden.
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Russell Investments Global High Dividend Equity

Der Teilfonds kann mehr als 20 % seines Nettoinventarwertes in Schwellenliindern investieren. Eine Anlage
in diesem Teilfonds sollte dementsprechend keinen bedeutenden Anteil am Anlageportfolio darstellen und
ist unter Umstinden nicht fiir jeden Anleger geeignet. Bitte beachten Sie die im Abschnitt
»Risikoerwigungen® beschriebenen Risikofaktoren.

Anlageziel

Der Teilfonds strebt ein langfristiges Kapitalwachstum an, indem er in ein iiberwiegend aus Aktien und
aktiendhnlichen Wertpapieren bestehendes Portfolio investiert.

Anlagestrategien
Der Teilfonds strebt die Umsetzung seines Anlageziels durch Anwendung folgender Strategien an:

1. Der Teilfonds investiert iberwiegend in Aktien und aktiendhnliche Wertpapiere, die an Geregelten Markten
weltweit notiert sind oder gehandelt werden.

2. Mindestens zwei Drittel des Gesamtvermogens des Teilfonds werden in Aktien und aktiendhnliche
Wertpapiere investiert, die von oder in Bezug auf dividendenstarke Unternehmen weltweit emittiert werden.

3. Vorbehaltlich der Erfiillung der in Absatz 1 und 2 genannten Anforderungen kann der Anteil des
Fondsvermdgens, der nicht in die in Absatz 2 beschriebenen Aktien und aktiendhnliche Wertpapiere
investiert wird, wie folgt investiert werden:

. in sonstige Aktien und aktiendhnliche Instrumente, die an geregelten Mérkten notiert sind
oder gehandelt werden, Investmentfonds (Collective Investment Schemes, CIS), kurzfristige
Instrumente, nicht bérsennotierte Wertpapiere und wandelbare Schuldtitel entsprechend der
im Abschnitt ,,Allgemeine Anlagestrategien und Anlagebeschréinkungen und im Anhang 5
aufgefiihrten Anlagestrategien und Anlagebeschriankungen; und

. in derivative Finanzinstrumente fiir die Zwecke eines effizienten Portfoliomanagements
und/oder fiir Anlagezwecke gemi3 Abs. 1(a) und 1(b) von Anhang 2, sofern durch den
Einsatz der derivativen Finanzinstrumente ein Leverage-Grad von 100% des
Nettoinventarwertes dieses Teilfonds nicht tiberschritten wird.

4. Der Teilfonds kann nach Anweisungen der Verwaltungsgesellschaft Wertpapierleihgeschifte im Rahmen der
von der Zentralbank aktuell vorgegebenen und in Anhang 6 beschriebenen Grenzen tatigen.

Der Russell Investments Global High Dividend Equity investiert mindestens 70 Prozent seines Nettovermdgens in
Aktien im Sinne des deutschen Steuerrechts.

Uberwachung der Engagements

Es wird davon ausgegangen, dass der Teilfonds Long-Positionen in Hohe von 145 Prozent und Short-Positionen in
Hohe von 25 Prozent eingehen wird. Short-Engagements werden ausschlieBlich {iber den Einsatz von derivativen
Finanzinstrumenten erreicht. Es ist moglich, dass der Teilfonds von Zeit zu Zeit hohere Risikoniveaus aufweist.
Die erwartete Spanne von Long- und Short-Positionen wird auf Bruttobasis berechnet.

Einsatz von Indizes durch den Teilfonds

Der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgemal bestellter Beauftragter) wihlt nach eigenem Ermessen die
Anlagen des Teilfonds aus und beriicksichtigt dabei den MSCI ACWI, ohne jedoch durch diesen Index beschrankt
zu werden.

Der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgemdll bestellter Beauftragter) kann einen oder mehrere
Anlageberater ernennen, der/die Erfahrung zum Beispiel in einer bestimmten Region, einem bestimmten
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Anlagestil, Sektor und/oder einer bestimmten Anlageklasse hat. Der Hauptfinanzverwalter (oder der
ordnungsgemil} bestellte Beauftragte) kann die Einschitzungen dieser Anlageberater bei der Auswahl der
Wertpapiere oder Instrumente im Zuge der Verwaltung von Teilen des Teilfonds beriicksichtigen.

In jedem Falle kann der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgemill bestellter Beauftragter) die
Einschétzungen eines Anlageberaters in Bezug auf einen Index evaluieren, bei dem es sich nicht um den MSCI
ACWTI handelt, der jedoch fiir die Anlagestrategie, zu welcher der Anlageberater Expertise hat, als geeignet
erachtet wird. Ein solcher Index kann durch den Hauptfinanzverwalter (oder einen ordnungsgeméall bestellten
Beauftragten) fiir die Zwecke der Uberwachung des Anlageberaters und/oder als Grundlage fiir dem/den
Anlageberater(n) auferlegte Beschrinkungen genutzt werden. AuBerdem kann er fiir die Zwecke der
Performancemessung fiir einen bestimmten Teil des Teilfonds genutzt werden.

Der Einsatz eines solchen Index/solcher Indizes hat keine Beschridnkungen fiir das Teilfondsportfolio insgesamt zur
Folge (d.h. der Teilfonds wird weiterhin auf reiner Ermessensgrundlage und in Ubereinstimmung mit dem
Anlageziel verwaltet). Solche Indizes sollen eine stirkere Fokussierung der Strategie des Hauptfinanzverwalters
(bzw. eines ordnungsgemdll bestellten Beauftragten) in Bezug auf den Anlagestil-, Regionen- oder
Sektorschwerpunkt bewirken, um das iibergeordnete Ziel des Teilfonds zu erreichen. Einzelheiten zu solchen
Indizes konnen bei der Verwaltungsgesellschaft angefordert werden und werden in den gepriiften Abschliissen des
Fonds veroffentlicht.

Der Teilfonds nimmt auf den MSCI ACWI Index fiir die Zwecke der Performancemessung Bezug (etwa zur
Messung von Nettoertrigen und fiir verschiedene andere Kennzahlen im Hinblick auf das Portfoliomanagement
und das Risikomanagement).

Der Teilfonds ist bestrebt, den MSCI ACWI mittel- bis langfristig um 1,25 % zu tibertreffen.

SFDR-Klassifizierung
Nachhaltige Anlagen sind kein Ziel Teilfonds, und er bewirbt auch keine ©6kologischen und/oder sozialen
Merkmale.

Taxonomie-Verordnung
Die EU-Kriterien fiir dkologisch nachhaltige Wirtschaftstitigkeiten werden von den dem Russell Investments
Global High Dividend Equity Fund zugrunde liegenden Anlagen nicht beriicksichtigt.

Basiswéihrung: USD

Handelstag: Jeder Geschiftstag — siehe Abschnitt ,,Zeichnungstermine fiir geschiftstiglich gehandelte Fonds* und
»Riicknahmetermine fiir geschéftstiglich gehandelte Fonds®.

Profil eines typischen Anlegers: Ein typischer Anleger in den Teilfonds ist ein Anleger, der ein langfristiges (in

der Regel 5 Jahre oder mehr) Kapitalwachstum anstrebt und bereit ist, eine miBige bis hohe Volatilitidt zu
akzeptieren.
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Russell Investments Global Listed Infrastructur

Der Teilfonds kann mehr als 20 % seines Nettoinventarwertes in Schwellenlindern investieren. Eine Anlage
in diesem Teilfonds sollte dementsprechend keinen bedeutenden Anteil am Anlageportfolio darstellen und
ist unter Umstinden nicht fiir jeden Anleger geeignet. Bitte beachten Sie die im Abschnitt
»Risikoerwigungen® beschriebenen Risikofaktoren.

Anlageziel
Der Teilfonds strebt ein langfristiges Kapitalwachstum an, indem er in ein iiberwiegend aus Aktien und
aktiendhnlichen Wertpapieren und Trust-Anteilen bestehendes Portfolio investiert.

Anlagestrategien
Der Teilfonds strebt die Umsetzung seines Anlageziels durch Anwendung folgender Strategien an:

1. Der Teilfonds investiert iiberwiegend in Aktien, aktiendhnliche Wertpapiere und Trust-Anteile, die an
geregelten Méarkten weltweit notiert sind oder gehandelt werden.

2. Mindestens zwei Drittel des Gesamtvermogens des Teilfonds werden in Aktien, aktiendhnliche Wertpapiere
und Trust-Anteile investiert, die von oder in Bezug auf boérsennotierte Infrastrukturunternechmen weltweit
emittiert werden.

3. Vorbehaltlich der Erfiillung der in Absatz 1 und 2 genannten Anforderungen kann der Anteil des
Fondsvermogens, der nicht in die in Absatz 2 beschriebenen Aktien, aktiendhnlichen Wertpapiere und Trust-
Anteile investiert wird, wie folgt investiert werden:

e in sonstige Aktien und aktiendhnliche Instrumente, die an geregelten Mérkten notiert sind oder
gehandelt werden, Investmentfonds (Collective Investment Schemes, CIS), kurzfristige Instrumente,
nicht borsennotierte Wertpapiere und wandelbare Schuldtitel entsprechend der im Abschnitt
»Allgemeine Anlagestrategien und Anlagebeschrinkungen“ und im Anhang 5 aufgefiihrten
Anlagestrategien und Anlagebeschriankungen; und

. in derivative Finanzinstrumente fiir die Zwecke eines effizienten Portfoliomanagements und/oder fiir
Anlagezwecke gemdll Abs. 1(a) und 1(b) von Anhang 2, sofern durch den Einsatz der derivativen
Finanzinstrumente ein Leverage-Grad von 100 % des Nettoinventarwertes dieses Teilfonds nicht
iiberschritten wird.

4. Der Teilfonds kann nach Anweisungen der Verwaltungsgesellschaft Wertpapierleihgeschifte im Rahmen der
von der Zentralbank aktuell vorgegebenen und in Anhang 6 beschriebenen Grenzen tétigen.

Der Russell Investments Global Listed Infrastructure investiert mindestens 70 Prozent seines Nettovermogens in
Aktien im Sinne des deutschen Steuerrechts.

Uberwachung der Engagements

Es ist beabsichtigt, dass der Teilfonds unter normalen Bedingungen auf Long-Only-Basis verwaltet wird. Short-
Engagements werden ausschlieBlich iiber den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten erreicht. Es ist moglich,
dass der Teilfonds von Zeit zu Zeit hohere Risikoniveaus aufweist. Die erwartete Spanne von Long- und Short-
Positionen wird auf Bruttobasis berechnet.

Einsatz von Indizes durch den Teilfonds
Der Teilfonds wird aktiv unter Bezugnahme auf den S&P Global Infrastructure Index (USD) - Net Returns (,,S&P
GI Index“) verwaltet werden.

Der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgeméil bestellter Beauftragter) wihlt nach eigenem Ermessen die
Anlagen des Teilfonds aus und beriicksichtigt dabei den S&P GI Index, ohne jedoch durch diesen Index beschriankt
zu werden.

Der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgemdl bestellter Beauftragter) kann einen oder mehrere

Anlageberater ernennen, der/die Erfahrung zum Beispiel in einer bestimmten Region, einem bestimmten
Anlagestil, Sektor und/oder einer bestimmten Anlageklasse hat. Der Hauptfinanzverwalter (oder der
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ordnungsgemil} bestellte Beauftragte) kann die Einschitzungen dieser Anlageberater bei der Auswahl der
Wertpapiere oder Instrumente im Zuge der Verwaltung von Teilen des Teilfonds beriicksichtigen.

In jedem Falle kann der Hauptfinanzverwalter (oder sein ordnungsgemill bestellter Beauftragter) die
Einschétzungen eines Anlageberaters in Bezug auf einen Index evaluieren, bei dem es sich nicht um den S&P GI
Index handelt, der jedoch fiir die Anlagestrategie, zu welcher der Anlageberater Expertise hat, als geeignet erachtet
wird. Ein solcher Index kann durch den Hauptfinanzverwalter (oder einen ordnungsgemal bestellten Beauftragten)
fiir die Zwecke der Uberwachung des Anlageberaters und/oder als Grundlage fiir dem/den Anlageberater(n)
auferlegte Beschrankungen genutzt werden. Auflerdem kann er fiir die Zwecke der Performancemessung fiir einen
bestimmten Teil des Teilfonds genutzt werden.

Der Einsatz eines solchen Index/solcher Indizes hat keine Beschriankungen fiir das Teilfondsportfolio insgesamt zur
Folge (d.h. der Teilfonds wird weiterhin auf reiner Ermessensgrundlage und in Ubereinstimmung mit dem
Anlageziel verwaltet). Solche Indizes sollen eine stirkere Fokussierung der Strategie des Hauptfinanzverwalters
(bzw. eines ordnungsgemdll bestellten Beauftragten) in Bezug auf den Anlagestil-, Regionen- oder
Sektorschwerpunkt bewirken, um das iibergeordnete Ziel des Teilfonds zu erreichen. Einzelheiten zu solchen
Indizes konnen bei der Verwaltungsgesellschaft angefordert werden und werden in den gepriiften Abschliissen des
Fonds veroffentlicht. Der Teilfonds nimmt auf den MSCI ACWI Index fiir die Zwecke der Performancemessung
Bezug (etwa zur Messung von Nettoertragen und fiir verschiedene andere Kennzahlen im Hinblick auf das
Portfoliomanagement und das Risikomanagement).

Der Teilfonds ist bestrebt, den S&P GI mittel- bis langfristig um 2,00 % zu tibertreffen.

Der Teilfonds kann dem Hauptfinanzverwalter auch eine Anlageerfolgspridmie auszahlen, die anhand eines Index
berechnet wird.

SFDR-Klassifizierung
Nachhaltige Anlagen sind kein Ziel Teilfonds, und er bewirbt auch keine ©6kologischen und/oder sozialen
Merkmale.

Taxonomie-Verordnung
Die EU-Kriterien fiir dkologisch nachhaltige Wirtschaftstitigkeiten werden von den dem Russell Investments
Global High Dividend Equity Fund zugrunde liegenden Anlagen nicht beriicksichtigt.

Basiswihrung: USD

Handelstag: Jeder Geschiftstag — siche Abschnitt ,,Zeichnungstermine fiir geschiftstiaglich gehandelte Fonds* und
»Riicknahmetermine fiir geschéftstiglich gehandelte Fonds®.

Profil eines typischen Anlegers: Ein typischer Anleger in den Teilfonds ist ein Anleger, der ein langfristiges (in

der Regel 5 Jahre oder mehr) Kapitalwachstum anstrebt und bereit ist, eine méBige bis hohe Volatilitit zu
akzeptieren.
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Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund

Anlageziel

Das Anlageziel des Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund ist das Eingehen eines Engagements in
globalen Aktien mit einem Schwerpunkt auf die Reduzierung der Kohlenstoffbelastung und der Verbesserung der
Merkmale fiir Umwelt, Soziales und Unternehmensfiihrung (,,ESG*) im Vergleich zum MSCI World Index (der
,Index®).

Anlagepolitik/Anlagestrategien

Um sein Ziel zu erreichen investiert der Teilfonds:

a) sein gesamtes oder im Wesentlichen sein gesamtes Vermogen direkt in eine repriasentative Auswahl der Aktien
und aktiendhnlichen Wertpapiere, die Komponenten des Index sind; und
b) setzt danach ein aktives Overlay bei diesen Aktien und aktiendhnlichen Wertpapieren ein, um die

Wertpapiere im Index zu ermitteln, die es dem Teilfonds ermdglichen: (i) die Hohe seiner
Kohlenstoffbelastung im Vergleich zum Index zu reduzieren, (ii) eine hohere Quote umweltfreundlicher
Energiequellen (Green Energy Ratio, gemdfl Definition in der SFDR-Anlage zu Anhang 11 dieses
Prospekts) als der Index aufzuweisen und (iii) einen héheren ESG-Score als der Index zu erzielen.

Der Index

Der Index ist ein streubesitzadjustierter marktkapitalisierungsgewichteter Index, der Unternehmen mit grofler und
mittlerer Marktkapitalisierung (Large- und Mid-Caps) in 23 Industrieldndern abbildet. Der Index ist ein breiter
Marktindex, der keinen Schwerpunkt auf die Reduzierung der Kohlenstoffbelastung oder der Verbesserung von
ESG-Merkmalen legt. Er deckt rund 85 % der streubesitzadjustierten Marktkapitalisierung in jedem Land ab. Der
Index ist ein breiter Marktindex, der keinen Schwerpunkt auf die Reduzierung der Kohlenstoffbelastung oder der
Verbesserung von ESG-Merkmalen legt. Der Index wird vierteljahrlich im Februar, Mai, August und November
tiberpriift. Bei den halbjdhrlichen Indexiiberpriifungen im Mai und November wird der Index einer Neugewichtung
unterzogen, und die Schwellenwerte der groflen und mittleren Kapitalisierung werden neu berechnet. Die
Indexperformance wird tdglich in USD berechnet und ist nicht abgesichert, das heiflit der Index unterliegt
Schwankungen in den Basiswihrungen der Wertpapiere, aus denen sich der Index zusammensetzt.

Weitere Einzelheiten in Bezug auf den Index (einschlieBlich seiner Komponenten, seines Autfbaus und seiner
Methode) stehen auf der Website des Indexanbieters zur Verfligung und sind unter dem folgenden Link leicht
abrufbar:

https://www.msci.com/developed-markets

SFDR-Klassifizierung

Der Teilfonds bewirbt 6kologische Merkmale im Sinne von Artikel 8 der SFDR.

Vollstindige Einzelheiten zu diesen Merkmalen sind der SFDR-Anlage zu Anhang 11 dieses Prospekts zu
entnehmen (unter anderem, wie sie gemessen und erreicht werden).

Anlagenauswahl

Der Teilfonds strebt Anlagen in Aktien und aktiendhnlichen Wertpapieren (in Form von American Depositary
Receipts (ADR), Global Depositary Receipts (GDR), Bezugsrechtsemissionen, aktiengebundene
Schuldverschreibungen, aktiengebundenen Wertpapieren und Genussscheinen, Wandelschuldverschreibungen sind
aber ausgeschlossen) an, die zwecks Lieferung einer mit der des Index vergleichbaren Rendite eine reprasentative
Auswahl der im Index gehaltenen Komponenten sind. Der Hauptfinanzverwalter kann beschlieBen, einige
Wertpapiere des Index auszulassen oder auszuschlieBen, beispielsweise diejenigen, die illiquide sind oder eine sehr
geringe Gewichtung haben (d. h. der Index kann zu viele Wertpapiere enthalten, so dass der Teilfonds nicht alle
effizient erwerben kann, und/oder Wertpapiere enthalten, die schwierig auf den offenen Mérkten zu erwerben sind).

Der Teilfonds kann in Wertpapiere investieren, die keine Komponenten des Index sind, wenn diese Wertpapiere
nach Einschitzung des Hauptfinanzverwalters eine dhnliche Rendite wie bestimmte Wertpapiere bieten, die im
Index enthalten sind, und/oder der Hauptfinanzverwalter iiberzeugt ist, dass dies angesichts des Anlageziels und der
Anlagebeschrinkungen des Teilfonds oder anderer Faktoren angebracht ist.

Verdnderungen in der Zusammensetzung und/oder Gewichtung der im Index vertretenen Wertpapiere erfordern fiir

gewohnlich, dass der Teilfonds entsprechende Anpassungen oder Neugewichtungen bei seinen Anlagen vornimmt,
um das Halten einer représentativen Auswahl des Index anzustreben.
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Nach der reprasentativen Auswahl des Index unterliegt das Portfolio aus Aktien und aktiendhnlichen Wertpapieren
der Anwendung einer aktiven ESG-Overlay-Strategie, zu der sich vollstindige Angaben in der SFDR-Anlage zu
Anhang 11 finden.

Liquiditdtsmanagement

Fiir Liquiditatszwecke kann der Teilfonds auch bis zu 5 Prozent seines Nettoinventarwertes in Zahlungsmitteln und
Zahlungsmitteldquivalenten, u. a. Commercial Paper, Einlagenzertifikaten und Schatzwechseln mit Félligkeiten von
unter einem Jahr, halten. Des Weiteren kann der Teilfonds Terminkontrakte (Futures) zum Zweck des
Liquiditatsmanagements und zur Anlage iiberschiissiger Liquiditédt (Cash Equitisation) eingehen, d. h. sie werden
zur Steuerung kleiner Barbestéinde genutzt, die vom Teilfonds fiir Liquiditidtszwecke oder Zeichnungs- und/oder
Dividendenzahlungen gehalten werden, die vom Teilfonds vereinnahmt wurden. In diesen Féllen konnen das
Terminkontrakte (Futures) auf (i) den Index und/oder (ii) Finanzindizes, die nach Einschéitzung des
Hauptfinanzverwalters eine hohe Korrelation zum Index aufweisen, und/oder (iii) Indizes einzelner Lander und
Regionen, die im Index vertreten sind, und/oder (iv) Indizes, die hauptsichlich auf denselben Mirkten wie der
Index basieren, sein. Der Basiswert der Terminkontrakte (Futures) steht immer mit der Anlagepolitik des Teilfonds
in Einklang.

Derivative Finanzinstrumente

Zu Anlagezwecken und/oder Zwecken eines effektiven Portfoliomanagements und Absicherungszwecken darf der
Teilfonds in begrenzten Fillen unter Beachtung der in Anhang 6 des Prospekts enthaltenen Beschrinkungen, wie
im Abschnitt ,,Zuldssige derivative Finanzinstrumente® beschrieben, Anlagetechniken und derivative
Finanzinstrumente einsetzen.

Wenn das Vermdgen nicht voll in die im Index vertretenen Wertpapiere investiert ist, oder es fiir den Teilfonds
nicht moglich ist, die Wertpapiere direkt zu halten, kann der Teilfonds versuchen, sein Anlageziel durch die Anlage
in derivative Finanzinstrumente in Form von Terminkontrakten (Futures) und Optionen zu erreichen. Diese
derivativen Finanzinstrumente werden vom Teilfonds eingesetzt, um Long- und Short-Engagements in den Aktien
und aktienéhnlichen Wertpapieren gemaf obiger Politik zu bieten.

Zu Zwecken eines effizienten Portfoliomanagements kann der Teilfonds Wiahrungssicherungsgeschifte (in Form
von Devisen-Futures, Devisentermingeschiften, Devisenoptionen und Devisenswaps) téitigen. Diese derivativen
Finanzinstrumente werden vom Teilfonds zur Absicherung gegen Wechselkursrisiken eingesetzt. Der Teilfonds
kann auch Devisenkassageschifte tatigen.

Tracking Error (Nachbildungsfehler)
Wie vorstehend bereits genauer erldutert, wird der Teilfonds so verwaltet, dass das aktive Overlay nicht zu einem
0,50 Prozent tibersteigenden Tracking Error des Teilfonds gegeniiber dem Index fiihrt.

In den Jahres- und Halbjahresberichten wird die Hohe des Tracking Error am Ende des Berichtszeitraums
angegeben. Der Jahresbericht enthilt auch eine Erlduterung etwaiger Abweichungen zwischen dem erwarteten und
dem realisierten Tracking Error im mafigeblichen Zeitraum.

Auch die folgenden Faktoren konnen die Renditedifferenz zwischen dem Teilfonds und dem Index negativ
beeinflussen: (i) Der Teilfonds muss verschiedene Kosten begleichen, wihrend der Index keine Kosten
beriicksichtigt; (ii) die zeitweilige Nichtverfiigbarkeit bestimmter im Index enthaltener Wertpapiere; (iii) inwieweit
der Teilfonds nicht identisch in Bezug auf die Zusammensetzung und/oder Gewichtung der im Index vertretenen
Wertpapiere investiert ist und (iv) inwieweit Dividenden in einen Teilfonds reinvestiert werden. Das aktive
Overlay hat keine Auswirkung auf den Tracking Error des Teilfonds.

Risikomessung

Zur Wahrung der Interessen der Anteilinhaber setzt der Teilfonds den VaR als Methode zur Risikobewertung ein, um
Risiken genau zu ermitteln, zu iiberwachen und zu steuern. Der Teilfonds verwendet den Ansatz eines relativen VaR, um
den potenziellen Hochstverlust aufgrund des Marktrisikos mit einem festgelegten Konfidenzniveau {iiber einen
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festgelegten Zeitraum unter aktuellen Marktbedingungen zu bewerten. Das Verlustrisiko des Teilfonds wird iiberwacht
und téglich berechnet, um sicherzustellen, dass der VaR des Teilfonds nicht das Doppelte des VaR des
Referenzportfolios, basierend auf einer Haltedauer von einem Tag und einem einseitigen Konfidenzniveau von
95 Prozent bei Anwendung eines Beobachtungszeitraums von mindestens einem Jahr, {iberschreitet. Das
Referenzportfolio ist der Index, der ein dhnliches Risikoprofil wie der Teilfonds hat. Der Index ist représentativ fiir die
Wertentwicklung des globalen Aktienmarktes basierend auf allen investierbaren Aktienwerten.

Der Teilfonds iiberwacht seinen Einsatz derivativer Finanzinstrumente. Die Hohe des Engagements (berechnet gemal
den Anforderungen der Zentralbank auf der Grundlage der Summe des absoluten Werts der Nennwerte der eingesetzten
Derivate) wird voraussichtlich 35 Prozent des Nettoinventarwertes des Teilfonds betragen. Die Moglichkeit einer
Steigerung wire aber beispielsweise unter ungewohnlichen Marktbedingungen und in Phasen mit niedriger Volatilitit
gegeben. Diese Zahl beriicksichtigt keine Netting- und Absicherungsvereinbarungen, die der Teilfonds jeweils
eingegangen ist, auch wenn diese Netting- und Absicherungsvereinbarungen zum Zweck der Risikoreduzierung genutzt
werden; sie ist daher keine risikobereinigte Methode zur Messung des Risikos, was bedeutet, dass die Zahl hoher sein
kann, als sie ansonsten wire, wenn diese Netting- und Absicherungsvereinbarungen beriicksichtigt wiirden. Da diese
Netting- und Absicherungsvereinbarungen — falls beriicksichtigt — die Hohe des Engagements reduzieren kénnen, kann
diese Berechnung keinen genauen Wert in Bezug auf die tatsdchliche Hohe des Engagements des Teilfonds liefern.
Zusétzlich gibt es Einschrankungen beziiglich der Nutzung des VaR als statistischen Risikomafistab, da dieser die Hohe
des Engagements im Teilfonds nicht direkt einschrénkt und nur das Verlustrisiko unter aktuellen Marktbedingungen
beschreibt und keine kiinftigen wesentlichen Verdnderungen in der Volatilitét erfassen wiirde.

Die Direktoren haben der Ausgabe von Anteilsklassen geméfl Ausfithrung in Anhang 1 zugestimmt.

Uberwachung der Engagements

Es wird davon ausgegangen, dass der Teilfonds so verwaltet wird, dass er unter normalen Umstéinden in einer erwarteten
Spanne von 100 % bei Long-Positionen und 5 % bei Short-Positionen tétig ist. Short-Engagements werden
ausschliellich iiber den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten fiir Zwecke der Anlage, Absicherung oder
Risikominderung eingegangen. Es ist mdglich, dass der Teilfonds von Zeit zu Zeit hohere Risikoniveaus
aufweist. Die erwartete Spanne von Long- und Short-Positionen wird auf Bruttobasis unter Verwendung von
Nominalwerten berechnet, wobei Abziige flir Aufrechnungen (Netting) oder Absicherungsgeschéfte nicht
berticksichtigt werden.

Basiswiahrung: USD

Handelstag: Jeder Geschiftstag — siche Abschnitt ,,Zeichnungstermine fiir geschéftstéglich gehandelte Teilfonds* und
»Ricknahmetermine fiir geschiftstaglich gehandelte Teilfonds®.

Profil eines typischen Anlegers: Ein typischer Anleger in den Teilfonds ist ein Anleger, der ein langfristiges (in der
Regel 5 Jahre oder mehr) Kapitalwachstum anstrebt und bereit ist, eine méBige bis hohe Volatilitit zu akzeptieren.
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ALLGEMEINE ANLAGESTRATEGIEN UND ANLAGEBESCHRANKUNGEN

Ein Teilfonds verfolgt die folgenden Anlagestrategien und hélt die folgenden Anlagebeschrankungen ein, sofern im
relevanten Teil des Abschnitts ,,Die Teilfonds® nicht ausdriicklich Gegenteiliges festgelegt ist:

1.

10.

Die Anlagen eines Teilfonds beschrinken sich auf die gemiB den Vorschriften und den in Anhang 5
genannten Anforderungen zuldssigen Anlagen. Werden die in Anhang 5 genannten Beschrinkungen von der
Verwaltungsgesellschaft (oder ihrem ordnungsgemil bestellten Beauftragten) aus nicht zu vertretenden
Griinden oder infolge der Ausiibung von Zeichnungsrechten {berschritten, so wird die
Verwaltungsgesellschaft sicherstellen, dass der Teilfonds als oberstes Ziel im Hinblick auf seine
Verkaufstransaktionen unter angemessener Beriicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber die
Beseitigung dieser Situation anstrebt.. Ein Teilfonds unterliegt zudem seiner eigenen Anlagestrategien, und
wo diese Anlagestrategien von den Vorschriften abweichen, findet die restriktivere Beschriankung
Anwendung.

Ein Teilfonds kann bis zu 10 % seines Nettoinventarwertes in Anteilen von Organismen flir gemeinsame
Anlagen des offenen Typs (CIS, offene Investmentfonds) im Sinne der Vorschrift 68 der Vorschriften
anlegen. Investitionen eines Fonds in einen Teilfonds der Russell Investment Company III p.l.c. (,,RIC III%),
wie in Absatz 7 weiter unten beschrieben, werden in Bezug auf die in diesem Absatz 2 genannte
Beschriankung zusammen mit den Anlagen des Fonds in anderen Investmentfonds (CIS) betrachtet.

Ein Teilfonds kann fiir zeitweilige defensive Zwecke, zur Ergénzung der Liquiditdt oder fiir strategische
Anlagezwecke in kurzfristige Instrumente investieren. Diese kurzfristigen Instrumente miissen

6)] an geregelten Markten weltweit notiert sein oder gehandelt werden.

(i1) sofern in den Anlagestrategien eines Teilfonds nicht anders angegeben, eine kurzfristige
Bewertung oder eine Emittentenbewertung von mindestens A1/P1 durch S&P oder Moody’s
aufweisen. Kurzfristige Instrumente, die nicht von diesen beiden Rating-Agenturen bewertet
werden, sind zuldssig, wenn das kurzfristige Instrument von der Verwaltungsgesellschaft (oder
ihrem ordnungsgemill bestellten Beauftragten) als von gleichwertiger Kreditqualitit im
Vergleich zur Mindestkreditanforderung eingestuft wird.

Ein Teilfonds darf nicht mehr als 5 % seines Nettoinventarwertes in Optionsscheinen anlegen.

Ein Teilfonds kann bis zu 10 % seines Nettoinventarwertes in Neuemissionen anlegen, deren Zulassung zur
Notierung an einem Geregelten Markt beantragt wird.

Die Verwaltungsgesellschaft erhebt keine Zeichnungs-, Umtausch- oder Riicknahmegebiihren beim Kauf,
Umtausch oder Verkauf von Anteilen anderer Investmentfonds, die durch ein gemeinsames Management
und eine gemeinsame Kontrolle verbunden sind.

Jeder Teilfonds kann bis zu 10 % seines Nettoinventarwertes, der als Bariliberschuss vorhanden ist, in einen
oder mehrere Teilfonds der RIC III investieren, um die Renditen aus diesen Barmitteln zu maximieren. Die
Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist auch die Verwaltungsgesellschaft der RIC III. Die
Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, im Zusammenhang mit der Verwaltung der iiberschiissigen
Barmittel des Fonds, welche in Teilfonds der RIC III angelegt sind, die Verwaltungsgebiihr fiir die
betreffende Anteilsklasse in der im Verkaufsprospekt der RIC III genannten Hohe zu erheben.

Vorbehaltlich der jeweils von der Zentralbank auferlegten Bestimmungen kann ein Teilfonds auch in
anderen Teilfonds der Gesellschaft anlegen, wobei jedoch keine Anlage in einen Teilfonds der Gesellschaft
getitigt werden darf, der selbst Anteile an anderen Teilfonds der Gesellschaft hilt. Ferner darf der
anlegende Teilfonds keine jéhrliche Verwaltungsgebiihr fiir den Anteil seines Vermdgens berechnen, der in
anderen Teilfonds der Gesellschaft angelegt ist. Bei einer wechselseitigen Anlage in andere Teilfonds keine
werden keine Ausgabeaufschlige, Riickkauf- oder Umtauschgebiihren erhoben.

Ein Teilfonds kann sich an Wihrungs-Absicherungstransaktionen zum Zweck der Absicherung gegen
Wechselkursrisiken im Rahmen der in Anhang 6 dargelegten Beschrankungen beteiligen.

Die Gesellschaft darf nur voriibergehend fiir Rechnung eines Teilfonds Kredite aufnehmen, und der
Gesamtbetrag dieser Kreditaufnahmen darf 10 % des Nettoinventarwerts eines solchen Teilfonds nicht
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iiberschreiten. Gemal den Bestimmungen der Vorschriften kann die Gesellschaft die Vermdgenswerte eines
Teilfonds als Sicherheit fiir die Kreditaufnahme desselben Teilfonds belasten.

11. Die Gesellschaft kann durch eine Back-to-back-Kreditvereinbarung Fremdwéhrung erwerben. Auf diese
Weise erhaltene Fremdwihrung wird nicht als Kreditaufnahme ihm Sinne von Vorschrift 103(1)
klassifiziert, sofern die ausgleichende Einlage (a) auf die Basiswdhrung lautet und (b) dem Wert des
ausstehenden Fremdwéhrungskredits entspricht oder diesen iibersteigt.

12. Ein Teilfonds kann fiir Zwecke des effizienten Portfoliomanagements nach Anweisung der
Verwaltungsgesellschaft im Rahmen der von der Zentralbank festgelegten Beschrinkungen
Wertpapierleihgeschéfte sowie Pensionsgeschifte und umgekehrte Pensionsgeschéfte titigen

13.  Ein Teilfonds kann bis zu 10 % seines Nettoinventarwertes in nicht borsennotierte Wertpapiere investieren,
u. a. auch in nicht regulierte Investmentfonds (CIS).

14. Ein Teilfonds kann bis zu 25 % seines Nettoinventarwertes in wandelbare Schuldtitel investieren.

Zusitzlich zu den in den Anlagerichtlinien fiir jeden Fonds aufgefiihrten Anlagebeschrankungen kdnnen die Fonds
versuchen, Unternehmen oder Emittenten auszuschlieBen, die an der Herstellung von Tabak oder umstrittenen
Waffen beteiligt sind. Diese Ausschliisse sind unter Umsténden nicht vollstdndig und kénnen nach Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft gedindert werden. Informationen iiber die fiir jeden Fonds geltenden Ausschliisse sind auf
Anfrage bei der Verwaltungsgesellschaft erhiltlich.

Einsatz von effizienten Portfoliomanagementtechniken und derivativen Finanzinstrumenten

Die  Gesellschaft kann  Wertpapierleihgeschifte ~und  Pensionsgeschéfte  (zusammen ,effiziente
Portfoliomanagementtechniken®) eingehen, vorbehaltlich der in Anhang 6 festgelegten Beschriankungen und soweit
mit dem Anlageziel und den Anlagestrategien des Teilfonds vereinbar.

Ein Teilfonds kann in OTC-Derivate gemill den Vorschriften der Zentralbank anlegen und sofern es sich bei den
Gegenparteien der OTC-Derivate um geeignete Gegenparteien handelt.

Der Einsatz von Techniken und Instrumenten in Bezug auf Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und/oder andere
Finanzinstrumente, in die die Teilfonds fiir die Zwecke eines effizienten Portfoliomanagements investieren, erfolgt
generell aus einem oder mehreren der folgenden Griinde:

(1) zur Risikoreduzierung;
(i1))  zur Kostenreduzierung; oder

(ii1))  der Erwirtschaftung von zusitzlichem Kapital oder Ertrag fiir den jeweiligen Teilfonds mit einem
angemessenen Risikoniveau unter Beriicksichtigung des Risikoprofils des Teilfonds und der
Vorschriften zur Risikostreuung, die in den OGAW-Vorschriften der Zentralbank aufgefiihrt sind.

Effiziente Portfoliomanagementtechniken

Effiziente Portfoliomanagementtechniken diirfen nur normaler Marktpraxis entsprechend und im Einklang mit den
Vorschriften der Zentralbank durchgefiihrt werden. Sémtliche im Zusammenhang mit effizienten
Portfoliomanagementtechniken erhaltene Vermodgenswerte sind als Sicherheiten zu betrachten und miissen den
weiter oben in Bezug auf Sicherheiten dargelegten Kriterien entsprechen. Samtliche aus effizienten
Portfoliomanagementtechniken entstehenden Ertrdge sollten dem jeweiligen Teilfonds nach Abzug direkter und
indirekter Betriebskosten und anfallender Gebiihren zuflieBen. Zu diesen direkten und indirekten Betriebskosten
und Gebiihren (die allesamt absolut transparent sind), die keine versteckten Ertrdge beinhalten, gehéren Gebiihren
und Kosten, die an Kontrahenten von Pensionsgeschiften/umgekehrten Pensionsgeschéften und/oder Vermittler
von Wertpapierleihgeschéften zahlbar sind, die von der Gesellschaft jeweils beauftragt wurden. Diese Gebiihren
und Kosten von Kontrahenten von Pensionsgeschéften/umgekehrten Pensionsgeschéften und/oder von Vermittlern
fiir Wertpapierleihgeschéfte, die von der Gesellschaft beauftragt wurden, die marktiiblichen Sitzen zusammen mit
einer etwaigen MwSt. entsprechen, werden von der Gesellschaft oder dem Teilfonds getragen, in Bezug auf den
diese beauftragt wurden. Einzelheiten zu den entstehenden Ertrigen der Teilfonds und den damit einhergehenden
direkten und indirekten Betriebskosten und Gebiihren sowie die Identitit bestimmter Kontrahenten von
Pensionsgeschiften/umgekehrten Pensionsgeschéiften und/oder Vermittlern von Wertpapierleihgeschiften, die vom
Fonds jeweils beauftragt werden, sind in den Halbjahres- und Jahresberichten der Gesellschaft enthalten. Zeitweilig
kann ein Teilfonds Kontrahenten von Pensionsgeschéften/umgekehrten Pensionsgeschiften und/oder Vermittler
von Wertpapierleihgeschédften beauftragen, die verbundene Parteien der Verwahrstelle oder der
Verwaltungsgesellschaft (oder ihrer Beauftragten) oder sonstiger Dienstleister der Gesellschaft sind. Diese
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Beauftragung kann mitunter einen Interessenkonflikt mit der Aufgabe der Verwahrstelle oder sonstiger
Dienstleister der Gesellschaft verursachen. Weitere Einzelheiten zu den fiir diese Transaktionen mit verbundenen
Parteien geltenden Bedingungen sind im Abschnitt ,,Interessenkonflikte” weiter unten enthalten. Die Identitét
solcher verbundenen Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten der Gesellschaft speziell angegeben.

Sicherheitenpolitik

Im Zusammenhang mit effizienten Portfoliomanagementtechniken und/oder dem Einsatz von derivativen
Instrumenten fiir Absicherungs- oder Anlagezwecke konnen Sicherheiten von einem Kontrahenten zugunsten eines
Teilfonds entgegengenommen oder bei einem Kontrahenten von oder fiir einen Teilfonds hinterlegt werden. Jede
Hereinnahme oder Hinterlegung von Sicherheiten durch einen Teilfonds erfolgt gemidll den Vorschriften der
Zentralbank sowie den Bedingungen in der Sicherheitenpolitik der Gesellschatft.

Von einem Kontrahenten fiir einen Teilfonds hinterlegte Sicherheiten miissen als das Risiko gegeniiber diesem
Kontrahenten verringernd beriicksichtigt werden. Jeder Teilfonds muss Sicherheiten in erforderlicher Hohe
hereinnehmen, damit er sicherstellen kann, dass die Grenzen des Kontrahentenrisikos eingehalten werden.

Das Kontrahentenrisiko kann insoweit reduziert werden, dass der Wert der entgegengenommenen Sicherheiten
jederzeit dem Wert des Betrags entspricht, der dem Kontrahentenrisiko ausgesetzt ist.

Die Verwaltungsgesellschaft oder ihr Beauftragter/ihre Beauftragten steht bzw. stehen mit der Verwahrstelle in
Verbindung, um alle Aspekte des Sicherheitenprozesses im Zusammenhang mit Kontrahenten zu steuern.

Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten, wie z. B. operative und rechtliche Risiken,
miissen identifiziert und durch den Risikomanagementprozess der Gesellschaft gesteuert und gemindert werden.
Ein Teilfonds, der Sicherheiten fiir mindestens 30 Prozent seines Vermogens erhélt, sollte eine geeignete Stresstest-
Richtlinie zur Gewéhrleistung etabliert haben, dass regelméiBige Stresstest unter normalen und auBerordentlichen
Liquidititsbedingungen durchgefiihrt werden, damit der Teilfonds das mit den Sicherheiten verbundene
Liquiditatsrisiko beurteilen kann. Die Richtlinie fiir die Liquiditétsstresstests muss mindestens die in Vorschrift 24,
Abs. (8) der Zentralbankvorschriften enthaltenen Vorgaben enthalten:

Zwecks Bereitstellung von Bareinschiissen oder Sicherheiten im Zusammenhang mit Transaktionen in effizienten
Portfoliomanagementtechniken und derivativen Finanzinstrumenten kann ein Teilfonds dem Teilfonds gehorende
Vermogenswerte oder liquide Mittel im Rahmen der normalen Marktpraxis und den in den Vorschriften der
Zentralbank aufgefiihrten Anforderungen iibertragen, hypothekarisch belasten, verpfinden oder als Sicherheit
hinterlegen.

Sicherheiten

Von einem Kontrahenten zugunsten eines Teilfonds erhaltene Sicherheiten kénnen in Form von liquiden
Vermogenswerten oder Sachwerten vorliegen und missen immer die speziellen, in den Vorschriften der
Zentralbank umrissenen Kriterien wie nachstehend zusammengefasst in Bezug auf folgende Faktoren erfiillen: (i)
Liquiditat; (ii) Bewertung; (iii) Emittentenbonitit; (iv) Korrelation; (v) Diversifizierung (Anlagenkonzentration);
und (vi) sofortige Verfiigbarkeit:

(a) Liquiditit: Erhaltene Sachsicherheiten sollten hochliquide sein und auf einem geregelten Mark oder in
einem multilateralen Handelssystem mit transparenter Bepreisung gehandelt werden, sodass sie schnell zu
einem Preis verduBert werden konnen, der anndhernd ihrer Bewertung vor dem Verkauf entspricht.
Erhaltene Sicherheiten sollten auch den Bestimmungen von Vorschrift 74 der Vorschriften entsprechen.

(b) Bewertung: Erhaltene Sicherheiten miissen mindestens tdglich bewertet werden, und Vermogenswerte, die
eine hohe Preisvolatilitdit aufweisen, diirfen nicht als Sicherheiten akzeptiert werden, sofern nicht
entsprechende konservative Sicherheitsabschlidge (wie nachstehend beschrieben) vorgenommen werden.
Zugunsten eines Teilfonds gehaltene Sachsicherheiten werden, soweit angemessen, geméf der
Bewertungspolitik und den Bewertungsgrundsidtzen des Teilfonds bewertet. Vorbehaltlich der
Vereinbarungen mit dem jeweiligen Kontrahenten in Bezug auf Bewertungen werden bei einem
Kontrahenten hinterlegte Sicherheiten tdglich zu ihrem Marktwert bewertet. Die vorstehend beschriebene
Bewertungsmethodik wird angewandt, um sicherzustellen, dass die in den Vorschriften der Zentralbank
angegebenen Anforderungen erfiillt werden.

(c) Emittentenbonitit: Erhaltene Sicherheiten sollten von hoher Qualitit sein.

(d) Korrelation: Erhaltene Sicherheiten sollten von einem Unternehmen ausgegeben sein, das von dem
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Kontrahenten unabhingig ist und voraussichtlich keine starke Korrelation mit der Performance des
Kontrahenten aufweist.

(e) Diversifizierung (Anlagekonzentration): Sicherheiten sollten ausreichend nach Léndern, Méirkten und
Emittenten diversifiziert sein, wobei das Engagement in einem bestimmten Emittenten hochstens 20 % des
Nettoinventarwerts des Teilfonds betragen darf. Unterliegt der Teilfonds Risiken in Bezug auf verschiedene
Kontrahenten, so sind die verschiedenen Sicherheitenkdrbe zusammenzurechnen, um das 20 %-Limit fiir
ein Engagement in einem Einzelemittenten zu berechnen.

(f) Sofortige Verfiigbarkeit: Erhaltene Sicherheiten sollten von dem Teilfonds jederzeit vollstindig rechtlich
durchsetzbar sein, ohne Verweis auf den oder Genehmigung von dem Kontrahenten.

(g) Der Hauptfinanzverwalter wendet flir die einzelnen Teilfonds entsprechend konservative
Sicherheitsabschldge auf die als Sicherheiten erhaltenen Vermdgenswerte an, ggf. auf der Basis einer
Bewertung der Charakteristika der Vermogenswerte, wie etwa die Bonitit oder die Preisvolatilitdt, sowie
das Ergebnis von wie weiter oben beschrieben durchgefiihrten Stresstests gemall den EMIR-Anforderungen.
Die EMIR schreibt nicht die Anwendung eines Sicherheitsabschlags fiir Nachschusszahlungen vor.
Dementsprechend erfolgt ein Sicherheitsabschlag, der zur Absicherung von Wéhrungsrisiken vorgenommen
wird, wie mit dem betreffenden Kontrahenten vereinbart. Der Hauptfinanzverwalter festgelegt, dass
generell gilt: Wenn die Bonitit des Emittenten oder der Emission der Sicherheiten nicht die erforderliche
Qualitdt hat oder die Sicherheiten mit einem betrichtlichen Mall an Preisvolatilitdt in Bezug auf die
Restlaufzeit oder anderen Faktoren einhergehen, muss ein konservativer Sicherheitsabschlag geméif
spezielleren Richtlinien angewandt werden, die schriftlich vom Hauptfinanzverwalter auf laufender Basis
unterhalten werden. Insoweit ein Teilfonds von der erh6hten Exposure Facility beziliglich Emittenten, wie
in Abschnitt 5(ii) von Schedule 3 der Verordnungen der Zentralbank vorgesehen, Gebrauch macht, kann ein
solches erhohtes Emittentenrisiko auf alle in Abschnitt 2.12 von Anhang V des Prospekts aufgefiihrten
Emittenten Anwendung finden.

(h) Verwahrung: Sachsicherheiten, die ein Teilfonds von einem Kontrahenten auf Basis einer
Eigentumsiibertragung (ob fiir ein Wertpapierfinanzierungsgeschift, ein OTC-Derivatgeschift oder
anderweitig) erhalten wurden, sind von der Verwahrstelle oder einer ordnungsgeméfl bestellten
Unterverwahrstelle zu halten.

Es bestehen keine Beschrankungen hinsichtlich der Laufzeit, sofern die Sicherheiten ausreichend liquide sind.

Fiir die Zwecke der Bewertung miissen entgegengenommene Sicherheiten mindestens tdglich bewertet werden, und
Vermogenswerte, die eine hohe Preisvolatilitit aufweisen, diirfen nicht als Sicherheiten akzeptiert werden, sofern
nicht entsprechende konservative Sicherheitsabschlige (wie weiter unten nédher beschrieben) vorgenommen
werden.

Sachsicherheiten, die zugunsten eine Teilfonds gehalten werden, werden, soweit angemessen, gemil den
Bewertungsmethoden und -grundsidtzen der Gesellschaft bewertet. Vorbehaltlich der Vereinbarungen mit dem
jeweiligen Kontrahenten in Bezug auf Bewertungen werden bei einem Kontrahenten hinterlegte Sicherheiten
tiglich zu ihrem Marktwert bewertet.

Sachsicherheiten kdnnen nicht verkauft, hinterlegt oder wiederangelegt werden.

Alle durch einen Teilfonds im Rahmen von Wertpapierfinanzierungsgeschiften entgegengenommenen
Vermdgenswerte gelten als Sicherheiten und miissen die Anforderungen der Sicherheitenpolitik der Gesellschaft
erfillen.

Unbare Sicherheiten, die der Teilfonds von einem Kontrahenten auf Grundlage einer Eigentumsiibetragung (ob fiir
ein Wertpapierfinanzierungsgeschift, ein OTC-Derivatgeschéft oder anderweitig) erhalten hat, miissen von der
Verwahrstelle oder einer ordnungsgeméif bestellten Unterverwahrstelle gehalten werden. Vermogenswerte, die der
Teilfonds auf Grundlage einer Eigentumsiibertragung iiberldsst, sind nicht mehr Eigentum des Teilfonds und
befinden sich nicht mehr im Depotbanknetz. Der Kontrahent ist berechtigt, diese Vermogenswerte nach seinem
eigenen Ermessen zu verwenden. Vermogenswerte, die einem Kontrahenten auf einer anderen Grundlage als auf
der einer Eigentumsiibertragung gestellt werden, miissen von der Verwahrstelle oder einer ordnungsgemil
bestellten Unterverwahrstelle gehalten werden.

Barsicherheiten
Barsicherheiten diirfen nur in folgenden Instrumenten angelegt werden:
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(1) Einlagen bei relevanten Institutionen;
(ii) Staatsanleihen mit hoher Bonitit;

(iii) Umgekehrte Pensionsgeschéfte (Repo-Geschifte), sofern die Transaktionen mit Kreditinstituten
erfolgen, die einer sachverstindigen Uberwachung unterliegen, und der jeweilige Teilfonds jederzeit
den vollen Betrag der Barmittel plus aufgelaufener Zinsen zuriickfordern kann;

(iv) Kurzfristige Geldmarktfonds gemél Definition in den ESMA-Leitlinien fiir eine einheitliche Definition
europdischer Geldmarktfonds (Ref. CESR/10-049).

Wiederangelegte Barsicherheiten miissen gemi3 den oben aufgefiihrten, fiir Sachsicherheiten geltenden
Streuungsvorschriften diversifiziert sein. Investierte Barsicherheiten diirfen nicht beim Kontrahenten oder einem
verbundenen Unternehmen hinterlegt werden. Durch die Wiederanlage von Sicherheiten erzeugte Risiken miissen
bei Berechnung des Risikos gegeniiber einem Kontrahenten beriicksichtigt werden. Die Wiederanlage von
Barsicherheiten gemiB3 den obigen Bestimmungen kann dennoch ein zusétzliches Risiko fiir einen Teilfonds
darstellen. Ausfiihrlichere Informationen hierzu sind im Abschnitt ,,Risiko der Wiederanlage von Barsicherheiten
enthalten.

Sicherheiten — von einem Teilfonds hinterlegt

Die bei einem Kontrahenten vom oder fiir einen Teilfonds hinterlegten Sicherheiten miissen bei der Berechnung
des Kontrahentenrisikos beriicksichtigt werden. Bei einem Kontrahenten hinterlegte Sicherheiten und von diesem
Kontrahenten erhaltene Sicherheiten konnen auf Nettobasis beriicksichtigt werden, wenn der jeweilige Teilfonds
Aufrechnungsvereinbarungen mit dem Kontrahenten rechtlich geltend machen kann.

Sicherheiten, die von einem oder im Auftrag eines Teilfonds gestellt werden, bestehen aus denjenigen Sicherheiten,
die von Zeit zu Zeit mit dem Kontrahenten vereinbart werden und konnen jegliche Art von Vermodgenswerten des
Teilfonds enthalten.

Wertpapierfinanzierungsgeschafte

Ein Teilfonds darf, wenn es seine Anlagepolitik vorsicht, Pensionsgeschifte/umgekehrte Pensionsgeschifte und
Total Return Swaps einsetzen und Wertpapierleihgeschifte gemill der normalen Marktpraxis sowie und
vorbehaltlich der Anforderungen der SFTR und der Vorschriften der Zentralbank verwenden. Diese
Wertpapierfinanzierungsgeschifte und Total Return Swaps diirfen fiir Zwecke abgeschlossen werden, die mit dem
Anlageziel des jeweiligen Teilfonds iibereinstimmen; dazu gehdren auch die Erzielung von Ertrdgen oder
Gewinnen zur Steigerung der Rendite des Teilfonds und die Verminderung der Aufwendungen und Risiken des
Portfolios. Wenn dies in der in der Anlagepolitik eines Teilfonds vorgesehen ist, kann er Total Return Swaps fiir
Anlagezwecke einsetzen. Pensionsgeschifte/umgekehrten Pensionsgeschifte und Wertpapierleihgeschifte diirfen
ausschlieBlich fiir die Zwecke eines effektiven Portfoliomanagements eingesetzt werden.

Weitere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Prospektabschnitt ,,Einsatz von effizienten Portfolio-
managementtechniken und derivativen Finanzinstrumenten®.

Alle Anlagen, die ein Teilfonds gemi3 seinem Anlageziel und seiner Anlagepolitik halten kann, unterliegen
moglicherweise den SFTR. Es besteht keine Beschrinkung in Bezug auf den Anteil der Vermdgenswerte, die
Gegenstand von Wertpapierfinanzierungsgeschéften oder Total Return Swaps sein konnen. Daher kann der
maximale und erwartete Anteil des Vermdgens des Teilfonds, der Gegenstand von Wertpapierfinanzierungen oder
Total Return Swaps sein kann, bis zu 100 Prozent betragen, also das gesamte Vermdgen des jeweiligen Teilfonds.
Maximal 30 % des Nettoinventarwerts des Fonds konnen fiir Wertpapierleihgeschéfte verwendet werden. In jedem
Fall wird im jiingsten Halbjahres- und Jahresbericht des betreffenden Teilfonds der Anteil des Vermdgens des
Teilfonds, der aus Wertpapierfinanzierungsgeschéften und Total Return Swaps besteht, als absoluter Betrag und als
Prozentsatz des Vermogens des jeweiligen Teilfonds angegeben.

Wertpapierleihe bezeichnet Geschifte, bei denen eine Partei Wertpapiere an den Kontrahenten Ubertrégt,
vorbehaltlich einer Verpflichtung, dass der Kontrahent gleichwertige Wertpapiere zu einem zukiinftigen Zeitpunkt
oder auf Verlangen der iibertragenden Partei zuriickgibt. Diese Art von Geschift wird aus Sicht der iibertragenden
Partei als Wertpapierleihe betrachtet. Pensionsgeschéfte sind Wertpapierleihegeschifte, bei denen eine Partei einer
anderen ein Wertpapier verkauft. Dabei wird gleichzeitig der Riickkauf des Wertpapiers zu einem festgelegten
kiinftigen Termin zu einem zuvor festgelegten Preis vereinbart, aus dem ein vom Kuponsatz der Wertpapiere
unabhingiger Marktzins hervorgeht. Umgekehrte Pensionsgeschéfte sind Transaktionen, bei denen ein Teilfonds
Wertpapiere von einem Kontrahenten kauft und gleichzeitig sich verpflichtet, die Wertpapiere an den Kontrahenten
zu einem vereinbarten Termin und einem vereinbarten Preis wieder zu verkaufen.
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Geht ein Teilfonds umgekehrte Pensionsgeschifte ein, ist sicherzustellen, dass er jederzeit den vollstindigen
Barbetrag einfordern oder das umgekehrte Pensionsgeschéft entweder auf Basis der aufgelaufenen Betrige oder
zum aktuellen Marktwert (gemifl dem Mark-to-Market-Prinzip) kiindigen kann. Koénnen die Barbetrige jederzeit
zum Marktwert zuriickgefordert werden, ist bei der Berechnung des Nettoinventarwerts des Teilfonds der
Marktwert des umgekehrten Pensionsgeschéfts anzusetzen.

Samtliche aus Wertpapierfinanzierungsgeschéften und anderen effizienten Portfoliomanagementtechniken
entstehenden Ertrige werden nach Abzug anfallender direkter und indirekter Betriebskosten und Gebiihren an den
jeweiligen Teilfonds zuriickgezahlt. Zu diesen direkten und indirekten Betriebskosten und Gebiihren (die alle
vollstdndig transparent sind), die keine versteckten Ertrdge beinhalten, gehoren Gebiihren und Kosten, die an
Kontrahenten von Pensionsgeschéften/umgekehrten Pensionsgeschéften zahlbar sind, die vom Fonds jeweils
beauftragt wurden. Diese Gebiihren und Kosten von Kontrahenten von Pensionsgeschiften/umgekehrten
Pensionsgeschéften, die vom Fonds beauftragt wurden, die marktiiblichen Sidtzen zusammen mit einer etwaigen
MwsSt. entsprechen, werden vom Fonds oder dem Teilfonds getragen, in Bezug auf den diese beauftragt wurden.
Einzelheiten zu den entstehenden Ertrdgen der Teilfonds und den damit einhergehenden direkten und indirekten
Betriebskosten und Gebiihren sowie die Identitdt bestimmter Kontrahenten von Pensionsgeschiften/umgekehrten
Pensionsgeschéften und/oder Vermittlern von Wertpapierleihgeschéften, die vom Fonds jeweils beauftragt werden,
sind in den Halbjahres- und Jahresberichten des jeweiligen Teilfonds enthalten.

Geht ein Teilfonds Pensionsgeschifte ein, muss sichergestellt werden, dass er jederzeit die Wertpapiere, die
Gegenstand des Pensionsgeschifts sind, zuriickfordern oder das eingegangene Pensionsgeschéft kiindigen kann.
Pensionsgeschéfte und umgekehrte Pensionsgeschifte mit festen Laufzeiten von bis zu sieben Tagen sind als
Geschifte zu betrachten, bei denen die Vermdgensgegenstinde vom Teilfonds jederzeit zuriickgefordert werden
kénnen

Kontrahenten bezogen auf solche Transaktionen: (1) sollen in ihrem Herkunftsstaat regulierte, zugelassene,
eingetragene oder beaufsichtigte Unternehmen sein; und (2) sollen sich in einem OECD-Mitgliedstaat befinden;
diese Anforderungen gelten zusammen als die Kriterien des Fonds fiir die Auswahl von Kontrahenten.
Kontrahenten miissen iiber keine Mindest-Bonititsbeurteilung verfiigen. Gemid3 der Richtlinie
Kreditratingagenturen (2013/14/EU) (,,CRAD) darf sich der Hauptfinanzverwalter bei der Ermittlung der Bonitét
eines Emittenten oder einer Gegenpartei nicht ausschlieBlich oder automatisch auf Kreditratings verlassen. Wenn
jedoch ein Kontrahent auf A-2 oder darunter (oder auf ein vergleichbares Rating) herabgestuft wird, fiihrt dies
unverziiglich zu einer neuen Kreditbewertung dieses Kontrahenten.

Ein Teilfonds, der Wertpapierleihgeschifte eingeht, muss sicherstellen, dass er in der Lage ist, ein verlichenes
Wertpapier jederzeit zuriickzufordern oder ein eingegangenes Wertpapierleihgeschéft zu beenden.

Es konnen durch den Teilfonds Sicherheiten oder Margeneinschiisse an einen Kontrahenten oder Makler in Bezug
auf OTC-Derivategeschifte oder Wertpapierfinanzierungsgeschéfte geleistet werden. Bitte entnehmen Sie nihere
Details dem Abschnitt ,,Sicherheiten®.

Zeitweilig kann ein Teilfonds Kontrahenten fiir Pensionsgeschifte/umgekehrte Pensionsgeschifte und/oder
Vermittler von Wertpapierleihgeschiften beauftragen, die verbundene Parteien der Verwahrstelle oder sonstige
Dienstleister des Fonds sind. Diese Beauftragung kann mitunter einen Interessenkonflikt mit der Aufgabe der
Verwahrstelle oder sonstiger Dienstleister des Fonds verursachen. Weitere Einzelheiten zu den filir diese
Transaktionen mit verbundenen Parteien geltenden Bedingungen sind im Abschnitt ,,Interessenkonflikte* enthalten.
Die Identitit solcher verbundenen Parteien wird in den Halbjahres- und Jahresberichten des jeweiligen Teilfonds
speziell angegeben.

Pensionsgeschifte/umgekehrte Pensionsgeschifte stellen keine Kreditaufnahmen bzw. Kreditvergaben im Sinne
der Vorschrift 103 bzw. der Vorschrift 111 der Vorschriften dar.

Der beschriebene Einsatz von DFI und Wertpapierfinanzierungsgeschiften zu den beschriebenen Zwecken des
effizienten Portfoliomanagements setzt den Teilfonds den im Abschnitt ,,Risikoerwdgungen im Prospekt
beschriebenen Risiken aus. Die Risiken, die sich aus dem Einsatz von Wertpapierfinanzierungsgeschéften ergeben,
miissen im Risikomanagementprozess der Gesellschaft angemessen beriicksichtigt werden.
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Risikomanagementverfahren

Die Verwaltungsgesellschaft hat der Finanzaufsichtsbehorde 1im Namen jedes Teilfonds ihre
Risikomanagementpolitik eingereicht, die ihr die genaue Messung, Uberwachung und Steuerung der
verschiedenen, mit dem Einsatz von DFIs und ggf. Wertpapierfinanzierungsgeschiften verbundenen Risiken
ermdglicht. Nicht im aktuellen Risikomanagementverfahren erfasste DFIs werden erst dann eingesetzt, wenn
Risikomanagementverfahren gemifl den Anforderungen der Zentralbank aktualisiert worden ist. Die Gesellschaft
stellt den Anteilinhabern auf Wunsch zusitzliche Informationen hinsichtlich der angewandten Methoden des
Risikomanagements, einschlieBlich der geltenden quantitativen Limits sowie jeglicher jiingster Entwicklungen
beziiglich der Risiko- und Ertragsmerkmale der Hauptanlagekategorien, zur Verfiigung.

Bezugnahme auf Ratings

Die European Union (Alternative Investment Fund Managers) (Amendment) Regulations 2014 (S.I. No. 379 of
2014) (die ,,Anderungsverordnungen®) setzen die Anforderungen der Richtlinie {iber die Verwalter alternativer
Investmentfonds (2013/14/EU) im Hinblick auf einen iiberméBigen Riickgriff auf Ratings (,,CRAD®) in irisches
Recht um. Die CRAD zielt darauf ab, den iibermifigen Riickgriff auf Ratings von Ratingagenturen einzuschrinken
und die Verpflichtungen in Bezug auf das Risikomanagement klarzustellen. In Ubereinstimmung mit den
Anderungsverordnungen und der CRAD und unbeschadet anderer Bestimmungen in diesem Prospekt darf sich der
Hauptfinanzverwalter nicht ausschlieBlich oder automatisch auf Kreditratings bei der Festlegung der Bonitit eines
Emittenten oder Kontrahenten stiitzen.

Verweise auf Benchmarks

Gemal Artikel 3(1)(7)(e) der Benchmark-Verordnung ,verwendet® ein Teilfonds einen Referenzwert, wenn er
eingesetzt wird zur (i) Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds anhand eines Indexes oder einer
Indexkombination zwecks Riickverfolgung der Rendite dieses Indexes oder dieser Indexkombination; (ii)
Bestimmung der Zusammensetzung eines Teilfonds; oder (iii) Berechnung der Anlageerfolgspramien (Performance
Fees). Eine solche Verwendung wird im Profil eines Teilfonds oder im Abschnitt iiber Anlageerfoglspramien in
diesem Prospekt eindeutig geregelt. Die Verwaltungsgesellschaft und der Fonds haben gemdl3 Artikel 28(2) der
Benchmark-Verordnung robuste schriftliche Pline gemiB3 Artikel 28(2) der Benchmark-Verordnung aufgestellt.
Die Pline geben detailliert an, welche MaBBnahmen ergriffen werden, wenn sich ein bestimmter von einem
Teilfonds auf diese Weise verwendeter Index wesentlich dndert oder nicht mehr bereitgestellt wird oder von der
Verwaltungsgesellschaft oder dem Hauptfinanzverwalter eine Anderung der Benchmark veranlasst wird. In den
Plianen werden gegebenenfalls Einzelheiten {iber alternative Indizes angegeben, die von einem Teilfonds bei Bedarf
anstelle der Benchmark verwendet werden konnten. Die Verwaltungsgesellschaft kann in Absprache mit dem
Hauptfinanzverwalter in verschiedenen Fillen eine Anderung der Benchmark fiir einen Teilfonds anstreben, unter
anderem wenn:

. der bestimmte Index oder die Indexserie nicht mehr bereitgestellt wird oder nicht mehr
existiert oder sich wesentlich dndert;

. ein neuer Index zur Verfligung steht, der den bisherigen abldst;

. ein neuer Index zur Verfligung steht, der fiir professionelle Investoren auf dem betreffenden

Markt als Marktstandard gilt und/oder als fiir die Anteilinhaber niitzlicher erachtet wiirde als
der bisherige Index;

. es schwieriger wird, in Aktien zu investieren, die in dem betreffenden Index enthalten sind;

. der Indexanbieter eine Gebiihr einfiihrt, die die Verwaltungsgesellschaft oder der
Hauptfinanzverwalter als zu hoch erachtet; oder

. die Qualitdt (einschlieBlich Genauigkeit und Verfiigbarkeit von Daten) eines bestimmten

Index sich nach Ansicht des Hauptfinanzverwalters verschlechtert hat.

Jede wesentliche Anderung an einem Index, die zu einer Anderung am Anlageziel und/oder an der Anlagepolitik
des betreffenden Teilfonds flihrt, unterliegt der Genehmigung durch die Anteilinhaber.

Die in den Anwendungsbereich der Benchmark-Verordnung fallenden Teilfonds verwenden Benchmarks, die von
MSCI verwaltet oder bereitgestellt werden. Zum Datum dieses Prospekts ist MSCI Limited ein EU-Benchmark-
Administrator gemél Artikel 34 der Benchmark-Verordnung und in dem geméif Artikel 36 der Benchmark-
Verordnung von der ESMA erstellten und gefiihrten 6ffentlichen Register aufgefiihrt. Die von S&P Dow Jones
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Indices bereitgestellte Benchmark ist im ESMA-Register aufgefiihrt.

Indizes konnen auch zu anderen Zwecken verwendet werden, unter anderem (i) zur Verwendung als
Referenzbenchmark, gegeniiber der der Teilfonds eine Outperformance erzielen mdchte; und (ii) zur Bewertung
des relativen VaR. Wird ein Index fiir die oben unter (i) genannten Zwecke verwendet, stellt dies keine
Verwendung eines Index im Sinne von Artikel 3 (1)(7)(e) der Benchmark-Verordnung dar, da der betreffende
Teilfonds nicht die Rendite des Index abbildet und der Index nicht die Zusammensetzung des Teilfonds bestimmt.
Anteilinhaber sollten beachten, dass der Fonds und/oder seine Vertriebsstellen in Marketing-Materialien oder
anderen Mitteilungen allein aus finanziellen Griinden oder fiir Risikovergleichszwecke von Zeit zu Zeit auf andere
Indizes verweisen konnen. In solchen Fallen handelt es sich nicht um eine Benchmark, gegeniiber der ein Teilfonds
gemanagt wird.

Abgesicherte Anteilsklassen

Der Fonds beabsichtigt, bestimmte wéihrungsbezogene Transaktionen einzugehen, um das Wahrungsrisiko auf
Anteilklassen- und Vermogensebene abzusichern.

Samtliche Finanzinstrumente, die eingesetzt werden, um solche Wahrungsabsicherungsstrategien fiir eine oder
mehrere Klassen zu implementieren, sind Vermogenswerte/Verbindlichkeiten des Teilfonds als Ganzes, werden
aber den jeweiligen Klassen zugeordnet, und die Gewinne/Verluste aus den betreffenden Finanzinstrumenten sowie
die mit diesen verbundenen Kosten werden ausschlieBlich der jeweiligen Klasse zugerechnet. Anleger sollten
jedoch beachten, dass zwischen den Anteilsklassen keine Haftungstrennung besteht. Wenngleich die Kosten,
Gewinne und Verluste der Transaktionen zur Durationsabsicherung allein der relevanten Klasse zuflieen, besteht
fiir die Anteilinhaber dennoch das Risiko, dass die durchgefiihrten Absicherungsgeschéfte in einer Klasse sich
negativ auf den Nettoinventarwert einer anderen Klasse auswirken konnten.

Wenn der Fonds sich um eine Absicherung gegen Wechselkursschwankungen bemiiht, kann dies dazu fiihren, dass
aufgrund externer Faktoren, die der Fonds nicht steuern kann, unbeabsichtigt zu hoch (over-hedged) oder zu
niedrig (under-hedged) abgesicherte Positionen eingegangen werden. Dabei gilt jedoch, dass iiberbesicherte
Positionen 105% des Nettoinventarwerts der abzusichernden Klasse nicht iiberschreiten, unterbesicherte Positionen
95% des abzusichernden Anteils des Nettoinventarwerts der Klasse nicht unterschreiten und abgesicherte
Positionen laufend iiberpriift werden (mindestens in den Bewertungsintervallen des betreffenden Teilfonds), um
sicherzustellen, dass tliber- bzw. unterbesicherte Positionen die o. g. Grenze nicht liber- bzw. unterschreiten. Eine
solche Uberpriifung beinhaltet ein Verfahren zur regelmidfigen Neuausrichtung der Absicherungsvereinbarungen
um sicherzustellen, dass eine solche Position innerhalb der o. g. Positionsgrenzen bleibt und nicht in den
Folgemonat fortgeschrieben wird. Die Wahrungsrisiken verschiedener Wahrungsklassen diirfen nicht kumuliert
oder verrechnet werden, und Wéhrungsrisiken des Fonds diirfen nicht auf einzelne Klassen umgelegt werden.

Daten zur Fondsperformance werden im Allgemeinen in den Fondsunterlagen gegeniiber der Benchmark des
betreffenden Teilfonds (je nach Sachlage) ausgewiesen. Die Wiahrung, auf welche die Benchmark eines Teilfonds
lautet, kann sich von der Basiswéhrung des Teilfonds unterscheiden. In diesem Fall werden sdmtliche von der
Verwaltungsgesellschaft zur Verfligung gestellten Performancedaten unter Verwendung der Benchmark des
Teilfonds, umgerechnet in die Basiswahrung des Teilfonds, ermittelt. Ebenso werden, wenn eine Anteilsklasse auf
eine Wihrung lautet, die sich von der Benchmark des Teilfonds unterscheidet, alle von der Verwaltungsgesellschaft
zur Verfiigung gestellten Performancedaten unter Verwendung der Benchmark des Teilfonds, umgerechnet in die
Wihrung der betreffenden Anteilsklasse, erstellt. Performancedaten fiir abgesicherte Anteilsklassen werden, sofern
innerhalb des Dokuments keine anderen Angaben gemacht werden, im Allgemeinen gegeniiber der abgesicherten
Benchmark des Teilfonds dargestellt.

Verwendung eines Zeichnungs-/Riicknahmekontos

Der Fonds unterhilt fiir sémtliche Teilfonds ein einziges gemeinsames Zeichnungs-/Riicknahmekonto geméf den
Leitlinien der Zentralbank in Bezug auf Umbrella-Geldkonten. Dementsprechend werden Gelder im Zeichnungs-
/Riicknahmekonto als Vermogenswerte der betreffenden Teilfonds erachtet und unterliegen nicht dem Schutz
gemill den Investor Money Regulations. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass die Verwahrstelle das
Zeichnungs-/Riicknahmekonto  bei der Wahrnehmung ihrer Verpflichtungen zur Uberpriifung von
Liquiditdtsbestéinden liberwachen und eine effektive und ordnungsgemiBe Uberwachung der Cashflows des Fonds
in Ubereinstimmung mit den in OGAW V dargelegten Verpflichtungen sicherstellen wird.
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Fiir die Anleger besteht dessen ungeachtet ein Risiko, wenn Gelder vom Fonds im Zeichnungs-/Riicknahmekonto
im Namen eines Teilfonds zu einem Zeitpunkt gehalten werden, an dem ein solcher Teilfonds (oder ein anderer
Teilfonds des Fonds) insolvent wird.

In Bezug auf Zeichnungsgelder, die von einem Anleger vor der Ausgabe von Anteilen auf das Zeichnungs-
/Riicknahmekonto eingehen (wie es in Zusammenhang mit Teilfonds, die erst nach Eingang von frei verfiigbaren
Zahlungsmitteln Anteile ausgeben, der Fall ist), werden diese Zeichnungsgelder zum Eigentum des betreffenden
Teilfonds, und dementsprechend wird ein Anleger als allgemeiner nicht bevorrechtigter Glaubiger des Fonds
wihrend des Zeitraums zwischen Erhalt der Zeichnungsgelder im Zeichnungs-/Riicknahmekonto und der Ausgabe
von Anteilen behandelt.

Etwaige Dividendenertrdge, die von einem Teilfonds ausgezahlt und in einem Zeichnungs-/Riicknahmekonto
gehalten werden, bleiben so lange ein Vermogenswert des betreffenden Teilfonds, bis diese Erlose an den Anleger
freigegeben werden. Wihrend dieser Zeit gilt ein Anleger als ein allgemeiner nicht bevorrechtigter Glaubiger des
Fonds. Fiir Riicknahmeerlose schliefit dies Fille ein, bei denen die Riicknahmeerlose voriibergehend einbehalten
werden, bis ausstehende Dokumente zur Identititsiiberpriifung, die vom Fonds oder Administrator angefordert
werden kdnnen, erhalten wurden. Daran wird ersichtlich, dass derlei Anforderungen unverziiglich nachgekommen
werden sollte, damit Riicknahmeerldse freigegeben werden konnen.

Der Fonds formuliert in Zusammenarbeit mit der Verwahrstelle und in Einklang mit den Leitlinien der der

Zentralbank Richtlinien dariiber, wie das Zeichnungs-/Riicknahmekonto zu unterhalten ist. Diese Leitlinien
werden vom Fonds und von der Verwahrstelle mindestens jahrlich tiberpriift.
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RISIKOERWAGUNGEN

Im Folgenden sind die wichtigsten Risikofaktoren der Teilfonds aufgefiihrt. Die Liste erhebt jedoch keinen Anspruch auf
Vollstiandigkeit:

1. Anlage

Die Performance der Vergangenheit ist nicht unbedingt ein Hinweis auf die Performance der Zukunft. Anteilspreise und
daraus resultierende Ertrdge konnen sowohl steigen als auch fallen, und es ist mdglich, dass Anleger nicht den vollen
Anlagebetrag zuriickerhalten. Es gibt keine Garantie dafiir, dass ein Teilfonds sein Anlageziel erreichen oder dass ein
Anteilinhaber den vollen in einem Teilfonds angelegten Betrag zuriickerhalten wird. Die Kapitalverzinsung und Ertrage
der einzelnen Fonds basieren auf den Kursgewinnen und Ertragen der Wertpapiere, die die Fonds halten, abziiglich der
angefallenen Kosten. Daher kann die Rendite der einzelnen Fonds schwanken, wenn diese Kursgewinne und Ertrage
sich verdndern. Da von den Anlegern bei der Ausgabe von Anteilen ein Ausgabeaufschlag verlangt werden kann, sollte
die Anlage in einen Teilfonds als mittel- oder langfristige Anlageform betrachtet werden.

Potenzielle Anleger sollten beachten, dass die Anlagepolitik eines Teilfonds in der Auflegungs- oder Abwicklungsphase
eines Teilfonds, wenn jeweils erste Anlagepositionen eingegangen oder die letzten Positionen aufgeldst werden, unter
Umsténden nicht vollstindig umgesetzt oder eingehalten werden kann. Ferner kann die Zentralbank in Bezug auf die
Auflegungsphase einem Teilfonds gestatten, fiir sechs (6) Monate ab dem Datum seiner Genehmigung von bestimmten
Vorschriften abzuweichen, sofern sich der Teilfonds dabei noch nach dem Prinzip der Risikostreuung richtet. Im
Hinblick auf die Abwicklungsphase und gemifl den Bestimmungen dieses Prospekts und der Satzung werden
Anteilinhaber vor einer Abwicklung des Teilfonds benachrichtigt. Infolgedessen konnen Anteilinhaber in der
Auflegungs- oder Abwicklungsphase eines Teilfonds verschiedenen Arten von Anlagerisiken ausgesetzt sein und unter
Umsténden einen Ertrag erhalten, der von dem Ertrag abweicht, der vereinnahmt worden wére, wenn die jeweilige
Anlagepolitik oder die Vorschriften vollstéindig beachtet worden wére(n) (wobei keine Gewéhr dafiir gegeben werden
kann, dass ein Teilfonds sein Anlageziel erreicht).

2. Aktien

Die Kurse von Aktien schwanken téglich in Abhédngigkeit von den Marktbedingungen. Mérkte kdnnen von einer Reihe
von Faktoren, wie z. B. politische und wirtschaftliche Nachrichten, Ertragsberichte von Unternehmen, demographische
Trends, Katastrophen und weitreichendere Markterwartungen beeinflusst werden. Anleger in Aktienfonds sollten
beriicksichtigen, dass der Wert von Aktien sowohl fallen als auch steigen kann und dass sie unter Umstinden nicht den
urspriinglich von ihnen angelegten Betrag zuriickerhalten. Bei einem in Aktien anlegenden Fonds kdnnen erhebliche
Verluste entstehen.

3. Festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel und -instrumente

Festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel und -instrumente werden von tatsdchlichen und
wahrgenommenen Hinweisen auf die Bonitdt ihrer Emittenten beeinflusst. Die ,,Herabstufung® des Ratings eines
Schuldtitels/-Instruments oder negative Publicity, verbunden mit der Wahrnehmung der Anleger, kénnen den Wert und
die Liquiditdt solcher Wertpapiere/Instrumente mindern. Ein Teilfonds, der in festverzinsliche Wertpapiere und
Instrumente und/oder Kredittitel und -instrumente investiert, kann zudem von Verdnderungen der Zinssdtze und
Bonititserwdgungen betroffen sein. Die Kurse kurzfristigerer festverzinslicher Wertpapiere und Instrumente und/oder
von Kredittiteln und -instrumenten schwanken auch generell weniger in Reaktion auf Zinsénderungen als ldngerfristige
festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente und Kredittitel und -instrumente. Weitere Erwdgungen betreffen die
Fahigkeit des Emittenten, seinen Verbindlichkeiten nachzukommen, die durch individuelle Entwicklungen beim
Emittenten beeintrachtigt sein kann, oder das Unvermodgen des Emittenten, Prognosen zu erfiillen.

Festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel und -instrumente unter Anlagequalitit konnen einen
hohen Leverage-Grad haben und mit einem hoheren Ausfallrisiko auf Seiten des Emittenten verbunden sein, da die
Emittenten moglicherweise nicht iiber {iber eine solche finanzielle Stirke verfligen wie diejenigen, die Instrumente mit
hoheren Kreditratings begeben. Dariiber hinaus sind festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel und
-instrumente unter Anlagequalitét hdufig volatiler als festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel und
-instrumente mit hoheren Ratings, was die Bewertung und den Verkauf dieser Wertpapiere und Instrumente erschweren
kann. Die Abwicklung von Transaktionen in Bezug auf festverzinsliche Wertpapiere und Instrumente sowie Kredittitel
und -instrumente unter Anlagequalitit kann mit Verzogerungen und administrativen Unwigbarkeiten verbunden sein.
Ferner kdnnen am Markt fiir solche Wertpapiere und Instrumente Liquidititsprobleme auftreten, was den Wert dieser
Wertpapiere und Instrumente beeinflussen kann. Daneben sind Emittenten von Wertpapieren und Instrumenten mit
niedrigeren Ratings stirker von tatsdchlichen oder wahrgenommenen konjunkturellen Verdnderungen, politischen
Veranderungen und anderen nachteiligen Verdanderung betroffen, die spezieller auf den Emittenten zielen.
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4. Unternehmen mit geringerer Marktkapitalisierung
Die Teilfonds konnen in Small Cap-Unternehmen investieren, und fiir diese Aktien kann ein weniger liquider Markt
vorhanden sein als fiir Large und Mid Cap-Werte. Zudem konnen die Marktkurse dieser Aktien volatiler und etwas
spekulativer als die Kurse von Large Cap-Werten sein.

Kleinere oder neuere Unternechmen konnen aufgrund mangelnder Managementtiefe erhebliche Verluste erleiden, aber
auch ein deutlich groBeres Wachstum erzielen als groflere und méglicherweise nicht die Mittel aufbringen, die sie flir ihr
Wachstum oder die Entwicklung oder Vermarktung neuer Produkte oder Dienstleistungen, fiir die noch keine etablierten
Mirkte vorhanden sind, bendtigen. Dariiber hinaus konnen solche Unternehmen innerhalb ihrer Branchen bedeutungslos
sein und einem intensiven Wettbewerb von Seiten groflerer oder etablierter Unternehmen ausgesetzt sein.

5. Branchenspezifische Faktoren

Fonds, die in einer bestimmten Wirtschaftsbranche investieren (wie z. B. Teilfonds, die einen wesentlichen Teil ihres
Nettoinventarwertes in  Landwirtschaftsunternehmen, Klimawandelunternehmen, bdrsennotierte  Infrastruktur-
unternehmen oder borsennotierte Immobilienunternehmen investieren), konnen einer hdheren Volatilitédt unterliegen als
Anlagen, die iiber eine Vielzahl von Wertpapieren in verschiedenen Wirtschaftsbranchen gestreut sind. Anlagen in
Wertpapieren innerhalb einer bestimmten Branche kdnnen mit Risiken verbunden sein, die bei Anlagen anderer Art
moglicherweise nicht im selben MaBle vorhanden sind. Zum Beispiel kdnnen manche Unternehmen aus einer
bestimmten Wirtschaftsbranche begrenzte Produktlinien oder finanzielle Ressourcen haben oder von einer begrenzten
Management-Gruppe abhéngig sein. Die Performance von Teilfonds, die in eine bestimmte Branche investieren, kann in
Richtung und Grad von der Performance des Gesamtmarktes abweichen, und die Teilfonds kénnen moglicherweise
plotzlichen Verdnderungen der Anlegeraktivitéit ausgesetzt sein.

6. Schwellenliinder

Die Mérkte von Schwellenldndern (Emerging Markets) sind typischerweise Markte in weniger entwickelten Landern,
die ein geringeres Mal} an wirtschaftlicher und/oder Kapitalmarktentwicklung und ein héheres Mafl an Kurs- und
Wihrungsvolatilitdt aufweisen. Fonds mit einem signifikanten Engagement in Schwellenldndern sind moglicherweise
nur fiir gut informierte Anleger geeignet. Die grundlegenden mit diesen Mérkten verbundenen Risiken sind im
Folgenden zusammengefasst.

Politische Faktoren:

Manche Regierungen von Schwellenldndern iiben einen wesentlichen Einfluss auf den privaten Wirtschaftssektor aus,
und es konnen erhebliche politische und gesellschaftliche Unsicherheiten bestehen. Unter ungiinstigen gesellschaftlichen
und politischen Umsténden haben Regierungen in der Vergangenheit die Markte mit Enteignungen, konfiskatorischen
Besteuerungen, Verstaatlichungen, Interventionen an Wertpapiermérkten und Abwicklungssystemen und durch
Verhingung von Anlagebeschrinkungen flir auslédndisches Kapital und Devisenkontrollen beeinflusst. Neben der
Einbehaltung von Steuern auf Anlageertrdge erheben einige Schwellenldnder méglicherweise Kapitalertragsteuern fiir
auslandische Anleger oder schrianken sogar den Wertpapierbesitz von Auslédndern ein.

Wirtschaftliche Faktoren:

Ein weiteres Risiko, das viele dieser Lénder gemeinsam haben, ist eine stark exportorientierte Wirtschaft und eine
entsprechende Abhingigkeit vom internationalen Handel. Auch iiberlastete Infrastrukturen und veraltete Finanzsysteme
stellen in bestimmten Landern Risiken dar.

Regulatorische Faktoren:

Die allgemein anerkannten Praktiken der Buchfiihrung, Rechnungspriifung und Finanzberichterstattung sowie die
rechtliche Infrastruktur konnen sich in Schwellenlindern wesentlich von den Praktiken entwickelter Mérkte
unterscheiden. Manche Schwellenlédnder haben méglicherweise ein geringeres Maf3 an Regulierung, Durchsetzung von
Regulierungsbestimmungen und Uberwachung der Anlegeraktivititen als hoher entwickelte Mirkte.

Marktfaktoren:

Die Wertpapiermérkte von Entwicklungsldandern sind nicht so groB3 wie die etablierten Wertpapierméarkte und haben ein
deutlich geringeres Handelsvolumen, was zu mangelnder Liquiditit und einer hohen Kursvolatilitit fithren kann.
Marktkapitalisierung und Handelsvolumen konzentrieren sich gegebenenfalls auf eine geringe Anzahl von Emittenten,
die wiederum eine begrenzte Anzahl von Branchen reprisentieren und eine hohe Konzentration von Anlegern und
Finanzmittlern aufweisen. Diese Faktoren konnen negative Auswirkungen fiir das Timing und die Kurse beim Kauf oder
Verkauf von Wertpapieren durch einen Fonds haben.

Abrechnung:
Die Praktiken bei der Abrechnung von Wertpapiertransaktionen sind in Schwellenldndern mit hoheren Risiken
verbunden als auf etablierten Mérkten. Dies ist teilweise dadurch bedingt, dass die Gesellschaft gezwungen ist, mit
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Kontrahenten zu arbeiten, die eine geringere Kapitalisierung aufweisen. Uberdies kann die Verwahrung und
Registrierung von Vermogenswerten in manchen Lindern unzuverldssig sein. Verzdgerungen in der Abrechnung
konnen dazu fiihren, dass ein Fonds Anlagegelegenheiten nicht wahrmehmen kann, weil ein Wertpapier nicht gekauft
oder verkauft werden kann. Die Verwahrstelle ist verantwortlich fiir die sorgfiltige Auswahl und Uberwachung ihrer
Korrespondenzbanken auf allen relevanten Markten gemafl irischem Recht und Bestimmungen. In bestimmten
Schwellenlindern unterliegen die Registerstellen keiner effektiven staatlichen Uberwachung und sind auch nicht in allen
Fillen unabhingig von Emittenten. Anleger sollten sich daher bewusst sein, dass die betreffenden Fonds aufgrund
moglicher Registrierungsprobleme Verluste erleiden kdnnen.

7. Politische Faktoren

Der Wert des Vermdgens eines Teilfonds kann in einigen Landern, in die die Gesellschaft investiert, durch
Ungewissheiten ~ wie  politische  Entwicklung, ~Anderungen in der Regierungspolitik, —Besteuerung,
Wiéhrungsriickfiihrungsbeschrankungen und Beschriankungen der Anlagen auslédndischer Anleger beeinflusst werden.

8. Wiihrung und gehedgte Anteilsklassen
Die Anlagen eines Teilfonds kénnen in einer Vielzahl von Wéhrungen erworben werden und Wechselkursianderungen
zwischen bestimmten Wahrungen konnen Wertschwankungen einer Anlage in einem Teilfonds bewirken.

Ein Teilfonds kann Anteilsklassen auflegen, deren Klassenwdhrung sich von der Basiswdhrung dieses Teilfonds
unterscheidet. AuBlerdem kann ein Teilfonds in Vermdgenswerte anlegen, die auf eine andere Wéahrung als die
Basiswihrung dieses Teilfonds lauten. Demnach kann sich der Wert der Anlage eines Anteilinhabers aufgrund von
Wechselkursschwankungen zwischen den Wahrungen giinstig oder ungiinstig entwickeln.

Die Gesellschaft kann gegen Wechselkursschwankungen abgesicherte Anteilsklassen auflegen, um das resultierende
Wihrungsrisiko wieder in der Klassenwdhrung der jeweiligen Anteilsklasse abzusichern. AuBlerdem kann sich die
Gesellschaft gegen das Wahrungsrisiko absichern, das dadurch entsteht, dass der Teilfonds in Vermdgenswerte anlegt,
die auf eine andere Wihrung als die Basiswéhrung dieses Teilfonds lauten. In diesen Fillen kann die jeweilige
Klassenwéhrung der Anteilsklasse abgesichert werden. Dabei konnen sich aufgrund von Faktoren, die der Fonds nicht
beeinflussen kann, unbeabsichtigt zu hohe oder zu niedrige Absicherungen von Positionen ergeben. Zu hoch
abgesicherte Positionen werden nicht iiber 105 % des Nettoinventarwertes der Klasse hinausgehen. Abgesicherte
Positionen werden laufend iiberpriift, um sicherzustellen, dass das zuldssige Mal} an zu hoch abgesicherten Positionen
nicht tiberschritten wird. Es werden Verfahren angewandt, mit denen sichergestellt wird, dass zu hoch abgesicherte
Positionen, welche die Schwelle von 100 % des Nettoinventarwertes der Anteilsklasse wesentlich iiberschreiten, nicht in
den nichsten Monat fortgeschrieben werden.

Bei gehedgten Anteilsklassen kann ein Teilfonds im Rahmen der jeweils von der Zentralbank festgelegten
Beschriankungen Sicherungsgeschifte, Gegensicherungsgeschifte und andere Techniken und Instrumente einsetzen.

Die Kosten und Gewinne oder Verluste, die mit den fiir wahrungsgesicherte Anteilsklassen durchgefiihrten
Absicherungsgeschéften verbunden sind, werden ausschlieBlich den wéhrungsgesicherten Anteilsklassen zugewiesen,
auf die sie sich beziehen. Bei wihrungsgesicherten Anteilsklassen setzt ein Teilfonds Instrumente wie
Devisenterminkontrakte ein, um das Wahrungsrisiko gegeniiber der Klassenwihrung der jeweiligen Anteilsklasse
abzusichern.

Bei erfolgreicher Absicherung miisste sich die relative Performance der wahrungsgesicherten Anteilsklasse entsprechend
der relativen Performance der Basiswerte bewegen. Der Einsatz von Hedging-Strategien kann jedoch die Chancen der
Anteilinhaber einer wahrungsgesicherten Anteilsklasse auf Gewinne wesentlich einschrinken, wenn die
Klassenwéhrung der jeweiligen Anteilsklasse gegeniiber der Basiswihrung des betreffenden Teilfonds und/oder der
Wihrung, auf die die Vermogenswerte des betreffenden Teilfonds lauten, steigt. Dasselbe Risiko besteht, wenn der
Teilfonds Anlagen hélt, die nicht auf die Basiswahrung lauten, und sich dadurch einem Wéhrungsrisiko aussetzt.

9. Devisengeschiifte

Der Einsatz von Devisengeschiften mit dem Ziel, die Charakteristika des Wahrungsrisikos der von den Fonds
gehaltenen Wertpapieren zu dndern, ist zuldssig. Dementsprechend kann die Performance eines Teilfonds stark von den
Wechselkursschwankungen abhéngen, da die vom Teilfonds gehaltene Wahrungsposition mdglicherweise nicht der
Wertpapierposition entspricht.

10. Kontrahenten und Erfiillung
Die Gesellschaft ist in Hinblick auf die Parteien, mit denen sie handelt, einem Kreditrisiko ausgesetzt und trigt auBerdem
das Risiko von Abwicklungsversdumnissen.
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11. Verwahrung

Da die Gesellschaft in Mérkte investieren kann, auf denen die Depot- oder Abrechnungssysteme noch nicht voll
entwickelt sind (wie z. B. in Schwellenldndern), konnen die Vermdgenswerte der Gesellschaft, die an solchen Mérkten
gehandelt werden und Unterdepotbanken anvertraut wurden, weil der Einsatz von Unterdepotbanken aufgrund der
besonderen Bedingungen notwendig ist, Risiken ausgesetzt sein, fiir welche die Verwahrstelle keine Haftung iibernimmt.

12. Umbrella-Struktur der Gesellschaft und gegenseitige Haftung

Die Fonds haben, unabhéngig von ihrer Ertragslage, ihre Gebiihren und Kosten selbst zu tragen. Die Gesellschatft ist ein
Umbrella-Fonds mit getrennter Haftung zwischen den Teilfonds und gemif irischem Recht haftet die Gesellschaft im
Allgemeinen nicht als Ganzes gegeniiber Dritten, so dass die Moglichkeit einer gegenseitigen Haftung zwischen den
Teilfonds im Allgemeinen nicht besteht. Ungeachtet des Vorherstehenden kann es keine Gewahrleistung geben, dass,
wenn jemand gegen die Gesellschaft vor den Gerichten einer anderen Jurisdiktion klagen sollte, die getrennte Natur der
Teilfonds zwangsldufig Bestand haben wiirde.

13. Anlage in andere Investmentfonds (CIS)

Jeder Teilfonds kann in einen oder mehrere andere Organismen fiir gemeinsame Anlagen anlegen, einschlieflich
Organismen, die von der Verwaltungsgesellschaft und/oder verbundenen Unternehmen der Verwaltungsgesellschaft
verwaltet werden (jeweils ein zugrunde liegender Teilfonds). Als Anteilinhaber eines zugrunde liegenden Fonds wiirde
ein Teilfonds gemeinsam mit anderen Anteilinhabern seinen Anteil an den Kosten des zugrunde liegenden Fonds,
einschlieflich Verwaltungs- und/oder sonstige Gebiihren tragen. Diese Gebithren wiirden zusétzlich zu den
Verwaltungsgebiihren und sonstigen Kosten, die ein Teilfonds direkt in Verbindung mit seinen eigenen Transaktionen
trigt, anfallen.

Die von den zugrunde liegenden Fonds gehandelten Mdrkte und Instrumente kénnen illiquide sein

Zu manchen Zeiten konnen die Markte fiir die von den Fonds gekauften oder verkauften Wertpapiere ,,diinn* oder
illiquide sein, wodurch Kéaufe oder Verkdufe zu den gewiinschten Preisen oder in den gewiinschten Mengen
schwierig oder unmdglich sein konnen. Dies kann es den zugrunde liegenden Fonds zeitweise unmdglich machen,
Positionen zu liquidieren, Riicknahmeantrége zu erfiillen oder Riicknahmezahlungen zu leisten.

Insolvenzrisiko

Der Ausfall oder die Insolvenz oder ein sonstiger Unternehmenszusammenbruch eines Emittenten der von einem
zugrunde liegenden Fonds oder von einem Kontrahenten eines zugrunde liegenden Fonds gehaltenen Wertpapiere
konnte sich nachteilig auf die Performance des jeweiligen Teilfonds und seine Fahigkeit zum Erreichen seiner
Anlageziele auswirken.

Risiken weltweiter Anlagen

Die zugrunde liegenden Fonds kénnen auf verschiedenen Wertpapiermérkten rund um den Globus investieren. Daher
unterliegen die Teilfonds den Risiken im Zusammenhang mit der méglichen Auferlegung von Quellensteuern auf aus
diesen Wertpapieren erzielten Ertrige oder Gewinne in Bezug auf diese Wertpapiere. Zusétzlich bestehen bei einigen
dieser Markte bestimmte Faktoren, die gewohnlich nicht mit Anlagen auf etablierten Wertpapierméarkten in Verbindung
gebracht werden, einschlieflich Risiken in Bezug auf: (i) Marktunterschiede, einschlieBlich einer mdglichen
Kursvolatilitdit und relativer Illiquiditdt einiger ausldndischer Wertpapierméarkte, (ii) das Nichtvorhandensein
einheitlicher Standards der Rechnungslegung, Rechnungspriifung und Finanzberichterstattung, Praktiken und
Offenlegungspflichten und geringerer staatlicher Aufsicht und Regulierung und (iii) bestimmter wirtschaftlicher und
politischer Risiken, einschlieBlich mdglicher Bestimmungen zur Devisenkontrolle und moglicher Beschréankungen fiir
ausldndische Anlagen und Riickfiihrung von Kapital.

Zugrunde liegende Fonds konnen andere Abrechnungszyklen wie die der Teilfonds haben. Deshalb kann es eine
Diskrepanz zwischen den beiden Abrechnungszyklen geben, die dazu fiihrt, dass die Teilfonds voriibergehend Gelder
aufnehmen miissen, um diese Verbindlichkeiten zu erfiillen. Dies kann dazu fithren, dass dem betreffenden Teilfonds
Kosten entstehen. Derartige Mittelaufnahmen erfolgen den OGAW-Richtlinien entsprechend. Des Weiteren wird jeder
zugrunde liegende Fonds méglicherweise nicht zum selben Zeitpunkt oder am selben Tag wie der betreffende Teilfonds
bewertet, und dementsprechend handelt es sich bei dem Nettoinventarwert dieses zugrunde liegenden Fonds, der bei der
Berechnung des Nettoinventarwerts des betreffenden Teilfonds verwendet wird, um den letzten verfligbaren
Nettoinventarwert dieses zugrunde liegenden Fonds (weitere Einzelheiten zur Berechnung des Nettoinventarwerts sind
im Abschnitt ,Ermittlung des Nettoinventarwerts® enthalten).

Insoweit der jeweilige Teilfonds in zugrunde liegenden Fonds investiert ist, hiangt der Erfolg des jeweiligen Teilfonds
von der Fahigkeit der zugrunde liegenden Fonds ab, Anlagestrategien zu entwickeln und umzusetzen, die das Anlageziel
der jeweiligen Teilfonds erreichen. Von den zugrunde liegenden Fonds getroffene subjektive Entscheidungen konnen
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dazu fuhren, dass dem jeweiligen Teilfonds Verluste entstehen oder dass ihm Gewinnchancen entgehen, die er ansonsten
hétte ausnutzen konnen. Zusétzlich hingt die allgemeine Performance des jeweilligen Teilfonds nicht nur von der
Anlageperformance der zugrunde liegenden Fonds sondern auch von der Fihigkeit des Hauptfinanzverwalters (oder
seines ordnungsgemal bestellten Beauftragten) ab, die Anlagen der Teilfonds unter diesen zugrunde liegenden Fonds
fortlaufend effizient auszuwéhlen und zuzuordnen. Es kann nicht garantiert werden, dass sich die getdtigten Allokationen
als ebenso erfolgreich wie andere Allokationen, die ansonsten getétigt worden wéren, oder wie die Annahme eines
statischen Ansatzes, bei dem die zugrunde liegenden Fonds nicht verdndert werden, erweisen.

Die zugrunde liegenden Fonds konnen gehebelt oder ungehebelt sein und koénnen in ungeregelten Gerichtsbarkeiten
eingerichtet sein, die nicht tiber denselben Anlegerschutz verfiigen, der in Irland eingerichteten Organismen fiir
gemeinsame Anlagen gemifl irischem Recht geboten wird, die den irischen Bestimmungen und Bedingungen
unterliegen. Die Verwendung von Hebeln bildet besondere Risiken und kann das Anlagerisiko der zugrunde liegenden
Fonds deutlich erhéhen. Ein Hebel schafft eine Moglichkeit fiir eine hdhere Rendite und einen hoheren Gesamtertrag,
erhoht jedoch gleichzeitig das Risiko der zugrunde liegenden Fonds im Zusammenhang mit dem Kapitalrisiko und den
Zinskosten.

Die Geschiéftstétigkeit der Fonds und daher die Profitabilitdt der Fonds, die als Dachfonds eingerichtet wurden, hangen
fast vollstédndig von der Verwaltung der zugrundeliegenden Fonds ab. Von Zeit zu Zeit kann der Fonds jedoch in einen
oder mehrere andere Fonds investieren, mit denen (oder mit deren Anlageverwaltern) die Verwaltungsgesellschaft oder
ihre verbundenen Einheiten enge geschéftliche Verbindungen pflegen. Wenn ein wichtiges Mitglied des
Verwaltungsteams eines solchen Fonds stirbt, zuriicktritt oder geschiftsunfahig wird, kann die Profitabilitit des Fonds
negativ beeinflusst werden. Die Verwaltungsgesellschaft beabsichtigt, die Performance-Aktivititen derAnlageverwalter
oder Finanzverwalter dieser Fonds genau zu iiberwachen und zu priifen. Diese Verwaltungsgesellschaften haben
allerdings unter Umsténden ungiinstige Steuerpositionen, verwenden zu viel Hebelwirkung oder agieren anderweitig in
einer Art, die nicht vorhersehbar ist und auerhalb der Kontrolle der Verwaltungsgesellschaft liegt. Die Anlageverwalter
oder Finanzverwalter der zugrundeliegenden Fonds kénnen auch andere Konten mit Anlagestrategien, die denen dieser
Fonds dhneln, verwalten oder beraten. Dies kann den Wettbewerb um Anlagen erhohen, die fiir diese Fonds geeignet
sind. Diese Faktoren konnten es teuer oder sogar unmdglich machen eine Position in einem bestimmten Wertpapier
umzusetzen oder zu liquidieren und anderweitig die Profitabilitit des Fonds negativ beeinflussen.

14. Derivative Finanzinstrumente

Jeder Teilfonds kann zu Zwecken des effizienten Portfoliomanagements und/oder zu Anlagezwecken unter Beachtung
der in Anhang 6 genannten Bedingungen und Beschrankungen derivative Finanzinstrumente einsetzen. Auf Wunsch
stellt die Gesellschaft den Anteilinhabern zusitzliche Informationen in Bezug auf die quantitativen Beschriankungen, die
beim Risikomanagement gelten, die angewandten Methoden zum Risikomanagement und die aktuellen Entwicklungen
hinsichtlich der Risiken und Ertrdge der Hauptanlagekategorien zur Verfiigung. Eine Beschreibung der in den Teilfonds
eingesetzten derivativen Finanzinstrumente ist in Anhang 2 enthalten. Eine Liste der geregelten Mérkte, an denen diese
derivativen Finanzinstrumente notiert sein oder gehandelt werden konnen, ist in Anhang 4 enthalten.

Der umsichtige Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten kann vorteilhaft sein, kann aber auch Risiken bergen, die
sich von den Risiken traditionellerer Anlagen unterscheiden und in bestimmten Fillen hoher als diese sind. Die priméren
Risiken, die mit dem Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten verbunden sind, sind im Folgenden zusammengefasst:

Kontrahentenrisiko:

Jeder Teilfonds kann auBlerborslich Transaktionen abschliefen, im Rahmen derer er dem mit den Parteien, mit denen er
solche Geschifte tétigt, verbundenen Kreditrisiko ausgesetzt ist und auch das Erfiillungsrisiko trigt. Wenn die Teilfonds
Credit Default Swaps oder andere Swap-Vereinbarungen eingehen und derivative Techniken einsetzen, werden sie dem
Risiko ausgesetzt, dass der Kontrahent seine Verpflichtungen unter dem jeweiligen Kontrakt nicht erfiillt. Im Falle eines
Konkurses oder einer Insolvenz eines Kontrahenten konnen den Teilfonds Verzogerungen bei der Glattstellung der
Position und erhebliche Verluste entstehen. Es besteht aulerdem die Moglichkeit, dass laufende Derivate-Transaktionen
aufgrund von Ereignissen, die die Gesellschaft nicht kontrollieren kann — z. B. aufgrund eines Konkurses, nachtriglich
festgestellter Rechtswidrigkeit oder einer Verdnderung der Steuer- oder Buchfiihrungsgesetze gegentiiber dem Zeitpunkt,
zu dem diese Transaktionen urspriinglich vereinbart wurden — unerwartet beendet werden.

Leverage-Risiko:

Da derivative Finanzinstrumente sich hiufig der Hebelwirkung (,,Leverage*) bedienen, koénnen nachteilige
Verdnderungen in Bezug auf den Kurs des zugrunde liegenden Vermdgenswertes oder den zugrunde liegenden Zinssatz
oder Index zu einem Verlust fiihren, der wesentlich groBer ist, als der Betrag, der in ein solches Derivat angelegt wurde.
Bestimmte derivative Finanzinstrumente beinhalten, unabhéngig von der Hohe des in diese investierten Betrags, das
Risiko eines potenziell unbegrenzten Verlusts. Bei einer Nichterfiillung durch den Kontrahenten einer solchen
Transaktion sind vertragliche Rechtsmittel vorgesehen; die Ausiibung dieser vertraglichen Rechte kann jedoch mit
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Verzogerungen oder Kosten verbunden sein, die dazu fiihren kénnen, dass der Wert des Gesamtvermdgens des
Portfolios geringer ist als er ohne Eingehen der Transaktion gewesen wire.

Liguiditdtsrisiko:

Der Swap-Markt ist in den letzten Jahren stark gewachsen, und zahlreiche Banken und Investment-Banking-
Unternehmen agieren dort sowohl als Auftraggeber (Principals) als auch als Beauftragte (Agents) unter Einsatz
standardisierter Swap-Dokumentationen. Hierdurch ist der Swap-Markt liquide geworden, es kann jedoch keine Garantie
daflir geben, dass zu irgendeinem bestimmten Zeitpunkt fiir einen bestimmten Swap ein liquider Sekundarmarkt
vorhanden ist. Der Markt fiir Credit Default Swaps kann unter Umstédnden weniger liquide sein als der Anleihemarkt.

Mit Futures, Optionen und Optionsscheinen verbundene Risiken:

Ein Teilfonds kann sowohl borsengehandelte als auch auBerborslich gehandelte Futures und Optionen als Teil seiner
Anlagestrategie oder zu Absicherungszwecken abschliefen. Diese Instrumente zeichnen sich durch eine hohe Volatilitit
aus und sind mit bestimmten zusitzlichen Risiken verbunden. Anleger tragen in diesem Zusammenhang ein hohes
Verlustrisiko. Die niedrigen Einschusszahlungen, die beim Eingehen einer Futures-Position normalerweise erforderlich
sind, erlauben einen hohen Grad an Leverage. Demzufolge konnen verhdltnisméBig geringe Kursschwankungen in
Bezug auf Futures-Kontrakte zu Gewinnen oder Verlusten, die die Hohe der anfénglichen Einschusszahlung um ein
Vielfaches tibersteigen, und somit auch iiber die hinterlegte Einschusszahlung hinaus zu nicht zu beziffernden Verlusten
fithren. Ferner kann sich bei der Verwendung zu Absicherungszwecken eine unvollstindige Korrelation zwischen diesen
Instrumenten und den Anlagen oder Marktsektoren, die abgesichert werden, ergeben. Transaktionen in OTC-Derivaten
konnen zusitzliche Risiken beinhalten, da keine Borse oder Markt existiert, auf der bzw. dem man eine offene
Positionen glattstellen konnte. Es ist unter Umstdnden nicht mdglich, eine bestehende Position zu liquidieren, eine
Position oder das Risiko zu bewerten. Die Werte von Optionsscheinen schwanken in der Regel stirker als die Kurse der
Basiswerte, bedingt durch die hohere Volatilitdt der Optionsscheinkurse.

Sonstige Risiken:

Derivate weisen nicht immer eine perfekte, ja nicht einmal hochgradige Korrelation mit dem Wert der Wertpapiere,
Zinssdtze oder Indizes, die sie nachbilden sollen, auf bzw. stellen nicht immer eine perfekte oder sehr enge Nachbildung
derselben dar. Aus diesem Grund kann der Einsatz von derivativen Techniken durch die Gesellschaft nicht immer ein
effektives Mittel zur Umsetzung des Anlageziels der Gesellschaft sein, in manchen Féllen kann er sogar kontraproduktiv
sein. Eine nachteilige Kursentwicklungen einer Derivatposition kann Nachschusszahlungen durch die Gesellschaft
erforderlich machen, die wiederum den Verkauf von Anlagen der Gesellschaft unter ungilinstigen Bedingungen
erforderlich machen koénnen, wenn nicht ausreichend liquide Mittel im Portfolio verfiigbar sind. Dariiber hinaus bestehen
rechtliche Risiken beim Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten, die zu Verlusten fiihren kénnen, weil unerwartet
ein Gesetz oder eine Bestimmung angewendet wird oder Kontrakte nicht gesetzlich durchsetzbar oder nicht korrekt
dokumentiert sind.

15. Risiken von Wertpapierfinanzierungsgeschiiften

Wertpapierfinanzierungsgeschifte schaffen mehrere Risiken flir die Gesellschaft und ihre Anleger, einschlielich des
Kontrahentenrisikos, wenn der Kontrahent eines Wertpapierfinanzierungsgeschifts seiner Verpflichtung zur Riickgabe
von Vermogenswerten, die denjenigen entsprechen, die der jeweilige Teilfonds bereitgestellt hat, nicht nachkommt, und
des Liquiditatsrisikos, wenn der Teilfonds nicht in der Lage ist, die ihm zur Deckung eines Ausfalls des Kontrahenten
gestellten Sicherheiten zu verduBBern.

Pensionsgeschdifte

Ein Teilfonds kann Pensionsgeschifte eingehen. Dementsprechend trégt der Teilfonds ein Verlustrisiko fiir den Fall,
dass die andere Partei der Transaktion mit ihrer Verpflichtung in Verzug gerdt und der Teilfonds seine Rechte zur
VerduBerung der zugrunde liegenden Wertpapiere nur verspétet ausiiben kann oder daran gehindert wird. Der Teilfonds
ist vor allem in der Zeit, in der er versucht, seine Rechte auf die zugrunde liegenden Wertpapiere geltend zu machen,
dem Risiko eines mdglichen Wertriickgangs des Wertpapiers ausgesetzt, ebenso dem Kostenrisiko bei der Behauptung
dieser Rechte und dem Risiko, die Einnahmen aus der Vereinbarung teilweise oder ganz zu verlieren.

Risiko der Wertpapierleihe

Wie bei jeder Kreditvergabe bestehen Risiken der Verzogerung und der Riickforderung. Sollte der Emittent von
Wertpapieren finanziell scheitern oder seinen Verpflichtungen im Rahmen eines Wertpapierleihgeschifts nicht
nachkommen, werden die in Verbindung mit einer solchen Transaktion gestellten Sicherheiten in Anspruch
genommen. Teil eines Wertpapierleihgeschéfts ist der Erhalt von Sicherheiten. Es besteht jedoch das Risiko, dass
der Wert der Sicherheiten fillt und der Teilfonds in der Folge einen Verlust erleidet. Da ein Teilfonds die
erhaltenen Barsicherheiten gemél den Bedingungen und innerhalb der von der Zentralbank festgelegten Grenzen
anlegen kann, ist ein Teilfonds, der Sicherheiten investiert, auBerdem dem mit solchen Anlagen verbundenen
Risiko ausgesetzt, z. B. dem Ausfall oder der Zahlungsunfdhigkeit des Emittenten des betreffenden Wertpapiers.
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Ein Teilfonds darf die in seinem Portfolio enthaltenen Wertpapiere an Broker und Banken zur Generierung weiterer
Einkiinfte fiir diesen Teilfonds verleihen. Im Fall der Insolvenz oder eines anders bedingten Ausfalls eines Entleihers
von Wertpapieren aus dem Portfolio kann der Teilfonds sowohl Verzogerungen bei der Liquidation der
Darlehenssicherheiten oder bei der Riickerlangung der Wertpapiere als auch Verluste erleiden. Zu solchen Verlusten
konnen beispielsweise gehdren (a) Wertminderungen der Sicherheiten oder der verlichenen Wertpapiere wihrend des
Zeitraums, in dem der Teilfonds versucht, seine Rechte an diesen Sicherheiten oder Wertpapieren geltend zu machen, (b)
verringerte Einnahmen und mangelnder Zugang zu den Einnahmen wéhrend dieses Zeitraums und (c) Kosten fiir die
Durchsetzung seiner Rechte. In Ubereinstimmung mit den Bestimmungen in Anhang 7 koénnen zuléssige Sicherheiten
insbesondere Barmittel, Staatsanleihen, Aktien, Einlagenzertifikate und britische Staatspapiere (Gilts) umfassen.

In Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Zentralbank werden die Direktoren und/oder ihre ordnungsgemif
ernannten  Beauftragten versuchen, eine Reihe von Kontrollen einzusetzen, um das mit dem
Wertpapierleihprogramm verbundene Risiko zu steuern. Insbesondere miissen die Darlehen in Hohe von
mindestens 100 % des Marktwertes der Darlehen besichert werden - hohere Sicherheiten kénnen in Abhingigkeit
vom Typ der erhaltenen Sicherheit und von sonstigen Darlehensmerkmalen verlangt werden; auBerdem miissen die
Entleiher iiber eine Kreditbewertung von mindestens A2 bzw. liber eine gleichwertige Kreditbewertung verfiigen,
oder der Fonds muss sie als Entleiher mit einem implizierten A2-Rating ansehen. Die vom Fonds beauftragten
Vermittler von Wertpapierleihgeschiften haben sich aulerdem verpflichtet, mogliche Verluste der Sicherheiten bei
Ausfall eines Entleihers zu decken. Die Direktoren und/oder ihre ordnungsgemifl bestellten Beauftragten
iiberwachen auflerdem die Kreditwiirdigkeit der Kreditnehmer. = Obwohl es sich nicht um eine der
Hauptanlagestrategien handelt, sehen die Vorschriften keine Beschrinkung des Gesamtbetrages der Vermogenswerte
vor, die ein Teilfonds fiir Wertpapierleihgeschifte einsetzen darf.

Besicherungsrisiko

Es konnen durch den Teilfonds Sicherheiten oder Margeneinschiisse an einen Kontrahenten oder Makler in Bezug auf
OTC-Derivategeschifte oder Wertpapierfinanzierungsgeschifte geleistet werden. Moglicherweise werden die als
Sicherheit oder Einschusszahlung hinterlegten Vermogenswerte bei den Brokern nicht in getrennten Konten gehalten
und werden somit im Fall der Zahlungsunfihigkeit oder des Konkurses des Brokers fiir dessen Glaubiger verfiigbar.
Wenn Sicherheiten mit einer Eigentumsiibertragung bei einem Kontrahenten oder einem Broker hinterlegt werden, kann
diese Sicherheit fiir die eigenen Zwecke des Kontrahenten oder des Brokers verwendet werden. Damit wird der
Teilfonds einem zusétzlichen Risiko ausgesetzt.

Zu den Risiken im Zusammenhang mit dem Recht eines Kontrahenten auf Weiterverwendung von Sicherheiten gehort
u. a. das Risiko, dass diese Vermogensgegenstinde bei Ausiibung eines solchen Weiterverwendungsrechts nicht mehr
dem jeweiligen Teilfonds gehoren und der Teilfonds lediglich einen vertraglichen Anspruch auf die Riickgabe
gleichwertiger Vermogenswerte hat. Im Falle der Insolvenz eines Kontrahenten rangiert der Teilfonds als nicht
bevorrechtigter Glaubiger und kann méglicherweise seine Vermogenswerte nicht vom Kontrahenten zuriickerlangen. Im
weiteren Sinne kdnnen Vermogenswerte, die einem Recht zur Weiterverwendung durch einen Kontrahenten unterliegen,
Teil einer komplexen Kette von Geschéften sein, in die der Teilfonds oder seine Beauftragten keinen Einblick haben und
die sie nicht kontrollieren kénnen.

16. Rohstoffe

Ein Teilfonds kann Rohstoffen indirekt durch Anlagen in borsengehandelten Rohstoffen ausgesetzt sein, da diese
Wertpapiere reprasentativ flir die Performance eines zugrunde liegenden Rohstoffes oder Rohstoffkorbs sein sollen.
Rohstoffpreise werden u. a. durch verschiedene makrodkonomische Faktoren beeinflusst, wie Anderungen im Verhéltnis
zwischen Angebot und Nachfrage, Wetterbedingungen und sonstige Naturereignisse, landwirtschaftliche Programme
sowie Handels-, Steuer-, Geld- und Devisenkontrollprogramme und die Politik von Regierungen (einschlieBlich
staatlicher Intervention in bestimmten Markten) sowie sonstiger unvorhersehbarer Ereignisse.

17. Anlageerfolgsprimien

Der Hauptfinanzverwalter kann in Bezug auf einen bestimmten Teilfonds eine Anlageerfolgspramie erhalten.

Es ist zu beachten, dass aufgelaufene Anlageerfolgsprimien auf Basis der realisierten und nicht realisierten
Nettogewinne und -verluste am Ende der jeweiligen Berechnungsperiode ermittelt werden. Daher werden unter
Umstidnden Anlageerfolgspramien hinsichtlich nicht realisierter Gewinne gezahlt, die nachtréglich zu keinem Zeitpunkt
realisiert werden.

Erhélt der Hauptfinanzverwalter eine Anlageerfolgspramie in Bezug auf die Wertentwicklung eines Teilfonds oder
einer Klasse eines Teilfonds wihrend eines Performancezeitraums und entstehen einem Teilfonds in einem
nachfolgenden Zeitraum Verluste, ist der Hauptfinanzverwalter nicht verpflichtet, diese Anlageerfolgspramien
zuriickzuerstatten, und wird dies auch nicht tun.
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Dartiber hinaus sind die Anlageerfolgspramien wie fiir den jeweiligen Teilfonds festgelegt zu zahlen und kénnen
auch dann noch zahlbar sein, wenn die Wertentwicklung in dem betreffenden Performancezeitraum negativ war.

18. Mittel- und Osteuropa

Bestimmte Mérkte in Mittel- und Osteuropa bergen spezifische Risiken im Zusammenhang mit der Abrechnung und
Verwahrung von Wertpapieren. Diese Risiken gehen auf die Tatsache zuriick, dass in bestimmten Lindern keine
physischen Wertpapiere existieren; das bedeutet, dass das Eigentum der Wertpapiere lediglich im Aktienregister des
Emittenten niedergelegt ist. Jeder Emittent ist flir die Bestellung seiner eigenen Registerstelle verantwortlich. Im Falle
Russlands fiihrt dies zu einer breiten geografischen Verteilung von landesweit mehreren Tausend Registerstellen. Die
foderale Kommission fiir Wertpapiere und Kapitalmirkte Russlands (die ,.Kommission*) hat die Aufgaben von
Registerstellen  definiert; diese Definition enthédlt auch Definitionen des Eigentumsnachweises und der
Ubertragungsverfahren. Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Durchsetzung der Bestimmungen der Kommission
besteht jedoch noch immer ein Verlust- oder Fehlerpotenzial und es gibt keine Gewéhr dafiir, dass die Registerstellen
sich an die anwendbaren Gesetze und Bestimmungen halten. Der Prozess der Einfiihrung allgemein anerkannter
Branchenpraktiken ist noch im Gange. Bei Registrierung erstellt die Registerstelle einen Auszug aus dem Aktienregister
mit dem aktuellen Stand. Als Eigentumsnachweis dienen die Eintragungen der Registerstelle, nicht jedoch der Besitz
eines Auszugs aus dem Aktienregister. Der Auszug ist lediglich ein Nachweis, dass die Registrierung erfolgt ist. Er ist
nicht begebbar und hat keinen eigenen Wert. Eine Registerstelle wird auch in der Regel einen Auszug nicht als
Eigentumsnachweis fiir Aktien anerkennen und ist nicht verpflichtet, die Verwahrstelle oder ihre lokalen Vertreter in
Russland zu benachrichtigen, wenn sie Anderungen am Aktienregister vornimmt. Infolgedessen sind russische
Wertpapiere nicht physisch bei der Verwahrstelle bzw. ihren lokalen Vertretern in Russland hinterlegt. Daher ist davon
auszugehen, dass weder die Verwahrstelle noch ihre lokalen Vertreter in Russland Funktionen der physischen
Verwahrung oder Hinterlegung im herkdmmlichen Sinne wahrehmen. Die Registerstellen sind weder Vertreter der
Depotbank und Verwahrstelle oder ihrer lokalen Vertreter in Russland noch diesen gegeniiber haftbar. Anlagen in
Wertpapieren, die in Russland notiert sind oder gehandelt werden, werden nur in Aktien und/oder festverzinslichen
Wertpapieren getitigt, die auf Level 1 oder Level 2 der RTS oder MICEX notiert sind oder gehandelt werden.

Die Haftung der Verwahrstelle erstreckt sich auf die ungerechtfertigte Nichterfiillung oder nicht ordnungsgemaife
Erfiillung ihrer Pflichten, nicht jedoch auf Verluste durch Liquidation, Konkurs, Fahrlédssigkeit oder vorsétzliche
Unterlassungen seitens einer Registerstelle. Im Falle solcher Verluste muss der betreffende Teilfonds seine Rechte direkt
gegeniiber dem Emittenten und/oder der von diesem bestellten Registerstelle geltend machen. Die oben genannten
Risiken im Zusammenhang mit der Verwahrung von Wertpapieren in Russland kénnen in dhnlicher Weise auch in
anderen mitteleuropéischen und osteuropdischen Landern bestehen, in die ein Teilfonds gegebenenfalls investiert.

Die politischen, rechtlichen und operativen Risiken von Anlagen in russischen Emittenten kénnen besonders ausgepragt
sein. Bestimmte russische Emittenten entsprechen moglicherweise auch nicht den international anerkannten Standards
der Unternehmensfiihrung. Diese Umstéinde konnen den Wert der erworbenen Vermdgenswerte mindern oder den
Zugang eines Teilfonds zu diesen Vermogenswerten ganz oder teilweise zum Nachteil des Teilfonds verhindern.

In dem Male, wie ein Teilfonds direkt in die russischen Mérkte investiert, werden erhohte Risiken eingegangen,
insbesondere im Zusammenhang mit der Abrechnung von Transaktionen und der Verwahrung der Vermogenswerte. In
Russland wird der Rechtsanspruch auf Wertpapiere durch Eintragung in ein Register geltend gemacht. Die Fiihrung
dieses Registers kann jedoch wesentlich von international anerkannten Standards abweichen. Der Teilfonds kann seine
Eintragung im Register ganz oder teilweise verlieren, insbesondere durch Fahrldssigkeit, mangelnde Sorgfalt oder auch
Betrug. Ferner kann nicht gewahrleistet werden, dass das Register unabhéngig, mit dem nétigen Sachverstand und der
ndtigen Kompetenz und Integritdt und vor allem ohne Einflussnahme durch die betreffenden Unternehmen gefiihrt wird,
den Registerfiihrern konnen Rechte nicht aberkannt werden. Dariiber hinaus nicht ist nicht auszuschlieBen, dass bei
direkten Anlagen an russischen Mérkten Eigentumsanspriiche Dritter an den relevanten Vermdgenswerten bestehen oder
der Erwerb solcher Vermogenswerte Beschrankungen unterliegt, tiber die der Kéufer nicht informiert wurde.

19. Anlagen in borsennotierten Infrastrukturgesellschaften

Investitionen bdrsennotierter Infrastrukturgesellschaften in Infrastrukturprojekte wahrend der Bauphase sind mit
gewissen Risiken verbunden. So kann z. B. ein Restrisiko bestehen, dass Projekte nicht im Rahmen des Budgets,
innerhalb des vereinbarten Zeitrahmens oder gemil3 den vereinbarten Spezifikationen fertig gestellt werden; dass der
Betrieb von Infrastrukturprojekten durch Naturkatastrophen oder Terroranschldge von ungeplanten Unterbrechungen
betroffen ist; oder dass betriebliche und/oder Versorgungsunterbrechungen nachteilige Auswirkungen auf die Cashflows
aus den Infrastruktur-Vermogenswerten haben. Nationale und lokale Umweltgesetze und -bestimmungen kdénnen
ebenfalls Auswirkungen auf den Betrieb von Infrastrukturprojekten haben. Standards und Bestimmungen zu bestimmten
Gesundheits- und Umweltaspekten sehen im Falle von Versto3en Strafen und weitere Haftungen vor und koénnen die
Verpflichtung zur Sanierung von vorhandenen oder ehemaligen Betriebseinrichtungen und -standorten auferlegen,
welche sich auf die finanzielle Performance von Infrastrukturprojekten auswirken kann.
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20. Anlagen in borsennotierten Immobiliengesellschaften

Es gibt besondere Risikoerwdgungen im Zusammenhang mit Anlagen in borsennotieren Immobiliengesellschaften, wie
z.B.: die zyklische Natur von Immobilienwerten, Risiken im Zusammenhang mit den allgemeinen und lokalen
Wirtschafisbedingungen, Uberbebauung und zunehmender Wettbewerb, steigende Immobiliensteuern und
Betriebskosten, demografische Trends und Verdnderungen bei den Mieteinkiinften, Anderungen von
Flachennutzungsgesetzen, Unfall- oder Enteignungsverluste, Umweltrisiken, regulatorische Beschrankungen der Mieten,
Verinderungen des Standortwerts, Risiken durch Geschifte mit verbundenen Parteien, Verénderung der Attraktivitét flir
Mieter, steigende Zinsen und andere Einfliisse auf den Immobilien-Kapitalmarkt.

21. Bewertungen durch den Hautptfinanzverwalter

Die Verwaltungsgesellschaft kann sich mit dem Hauptfinanzverwalter iiber die Bewertung von nicht
borsennotierten Anlagen beraten. Es besteht ein inhdrenter Interessenkonflikt zwischen der Beteiligung des
Hauptfinanzverwalters an der Bestimmung der Bewertung der Anlagen des Fonds und seinen anderen Aufgaben,
da seine Gebiihr mit dem Wert eines Teilfonds steigt.

22. Erhebung von Gebiihren und Auslagen zulasten des Kapitals anstelle des Ertrags

Die Teilfonds Russell Investments Global High Dividend Equity und Russell Investments Global Listed Infrastructure
streben zusétzlich zum Kapitalwachstum einen Ertrag an, und um die Ertrige, die ausgeschiittet werden konnen, zu
steigern, kann das Fondskapital mit den Gebiihren und Auslagen belastet werden. Die Anteilinhaber sollten beachten,
dass bei diesen Teilfonds ein erhohtes Risiko besteht, dass sie bei der Riickgabe der Anteile unter Umstédnden nicht den
urspriinglich angelegten Betrag in voller Hohe zuriickerhalten. Diese Kostenpolitik bedeutet, dass aufgrund des
mangelnden Kapitalwachstumspotenzials ein erhohtes Risiko einer Kapitalerosion besteht und der Wert zukiinftiger
Renditen infolge dieser Kapitalerosion gemindert sein kann. Die Anteilinhaber sollten ferner beachten, dass die
Zentralbank alle Ausschiittungen durch iiberwiegend in Schuldtitel investierende Teilfonds als eine Form der
Kapitalriickzahlung betrachtet.

23. Eurozone

Infolge der Vertrauenskrise an den Markten, die zu Anstiegen bei Renditespannen von Anleihen (die Kosten fiir
Kreditaufnhahmen auf den Kreditmairkten) und den Spreads flir Kreditausfalle (Credit Default Spreads, die Kosten fiir den
Kauf einer Kreditabsicherung) fiihrte, vornehmlich im Zusammenhang mit einigen Eurozone-Léndern, mussten einige
EU-Léander ,,Rettungsgelder von Banken und Kreditlinien von {iberstaatlichen Organisationen wie der Internationale
Wihrungsfonds und der vor kurzem eingerichteten Européischen Finanzstabilisierungsfazilitdt annehmen. Auch die
Europiische Zentralbank hat eingegriffen, um im Bestreben zur Stabilisierung der Mérkte und Senkung der Kreditkosten
Anleihen der Eurozone aufzukaufen.

Im Dezember 2011 wurde auf einem Treffen der Staatsfiihrer aus den Eurozone-Léndern sowie den Staatsfithrern einiger
anderer Lander in der EU in Briissel ein Fiskalpakt vereinbart, der ein Bekenntnis zu einer neuen Fiskalregel enthélt, die
in den Rechtssystem der relevanten Lander eingefiihrt werden soll, sowie zur Beschleunigung des Inkrafttretens des
Européischen Stabilitdtsmechanismus.

Ungeachtet der zuvor genannten Mafinahmen und mdglichen kiinftigen Mainahmen besteht die Mdglichkeit, dass ein
Land die Eurozone verldsst und zu seiner Altwahrung zuriickkehrt und infolgedessen aus der EU austritt, und/oder dass
der Euro, die europdische Einheitswéhrung, in seiner jetzigen Form nicht mehr zu halten ist und/oder seinen Status als
gesetzliches Zahlungsmittel in einem oder mehreren Landern verliert, in dem er derzeit diesen Status innehat. Die
Auswirkung dieser potenziellen Ereignisse auf die Teilfonds und insbesondere diejenigen, die auf Euro lauten oder die in
Instrumente investieren, die iiberwiegend an Europa gebunden sind, kann nicht vorhergesehen werden.

Allgemeiner gesagt, die Liquiditit und der Kurs bestimmter von den Teilfonds gehaltenen Vermogenswerten kann
weiterhin durch die Krise in der Eurozone direkt oder indirekt beeinflusst werden, und dies kann sich negativ auf die
Performance der Teilfonds auswirken.
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24. Risiko der Wiederanlage von Barsicherheiten

Ein Teilfonds kann erhaltene Barsicherheiten vorbehaltlich der Bedingungen und innerhalb der von der Zentralbank
festgelegten Grenzen reinvestieren. Ein Teilfonds, der Barsicherheiten reinvestiert, ist dem mit diesen Anlagen
verbundenen Risiko ausgesetzt, wie etwa dem Risiko des Ausfalls oder Verzugs des Emittenten des jeweiligen
Wertpapiers oder des jeweiligen Kontrahenten im Zusammenhang mit dessen Verpflichtungen geméll dem jeweiligen
Kontrakt. Viele der oben dargelegten Risiken gelten gleichermaf3en flir die Wiederanlage von Sicherheiten, insbesondere
die in den Abschnitten ,,Kontrahenten- und Abwicklungsrisiken®, ,,Mit der Anlage in andere Investmentfonds (CIS)
verbundene Risiken®, ,,Mit festverzinslichen Wertpapieren verbundene Risiken* und ,,Krise der Eurozone®.

25. Terrorismusrisiko, Feindseligkeiten und Pandemierisiko

Terroristische Gewalthandlungen, politische Unruhen, bewaffnete regionale und internationale Feindseligkeiten
und internationale Reaktionen auf diese Femdsehgkelten Naturkatastrophen, einschlielich Hurrikane oder
Uberschwemmungen, globale Gesundheitsrisiken oder Pandemien oder die Bedrohung durch oder das
wahrgenommene Potenzial fiir diese Ereignisse konnten sich negativ auf die Performance eines Teilfonds
auswirken. Diese Ereignisse konnten sich nachteilig auf das Niveau der geschéftlichen Aktivititen auswirken und
plotzliche signifikante Verdnderungen in den regionalen und globalen Wirtschaftsbedingungen und
Konjunkturzyklen auslésen. Diese Ereignisse bergen auch erhebliche Risiken fiir Menschen und physische
Einrichtungen und Betriebstitigkeiten auf der ganzen Welt.

Eine globale Pandemie kann zu extremer Volatilitdt und begrenzter Liquiditit auf den Wertpapiermérkten fiihren,
und diese Mérkte konnen staatlichen Eingriffen unterliegen. Einige Regierungen kdnnen neben dem freien
Personenverkehr auch Beschrinkungen fiir die Herstellung von Giitern und die Erbringung von Dienstleistungen
auferlegen. Dies kann erhebliche Auswirkungen auf die Aktivitdten von Unternehmen, ihre Rentabilitdt und ihre
Féhigkeit, einen positiven Cashflow zu generieren, haben. Unter diesen Marktbedingungen besteht ein viel hoheres
Risiko von Kreditausfillen und Konkursen. Deshalb konnte dies wesentliche Auswirkungen auf die Performance
eines Teilfonds haben.

Angesichts eines starken Konjunkturriickgangs und auferlegter Beschrankungen besteht die Moglichkeit von
Unterbrechungen in der Stromversorgung, anderer 6ffentlicher Versorgungsunternehmen oder Netzdienste sowie
von Systemausféllen in Einrichtungen oder auf andere Weise, die sich auf Unternehmen auswirken und die
Performance eines Teilfonds nachteilig beeinflussen konnten. Eine globale Pandemie kann dazu fiihren, dass
Mitarbeiter des Hauptfinanzverwalters und bestimmter anderer Dienstleister des Fonds fiir ldngere Zeit von der
Arbeit abwesend sind oder Telearbeit nutzen. Die Fahigkeit der Mitarbeiter des Hauptfinanzverwalters und/oder
anderer Dienstleistungsanbieter fiir den Fonds, effektiv auf Fernzugriffsbasis zu arbeiten, kann sich nachteilig auf
das Tagesgeschéft eines Teilfonds auswirken.

26. Anderungen im politischen Umfeld im Vereinigten Konigreich

Anderungen im politischen Umfeld im Vereinigten Konigreich infolge der Entscheidung des Vereinigten
Konigreichs, aus der EU auszutreten, konnen zu politischer, rechtlicher, steuerlicher und wirtschaftlicher
Unsicherheit fithren. Dies konnte sich auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Vereinigten Konigreich
auswirken. Es ist noch nicht klar, ob und inwieweit die EU-Vorschriften im Allgemeinen nach einem Austritt des
Vereinigten Konigreichs aus der EU in Bezug auf den Hauptfinanzverwalter gelten werden, aber es ist moglich,
dass die Anleger weniger aufsichtsrechtlichen Schutzbestimmungen unterliegen wiirden, als dies sonst der Fall
wire. Der Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU konnte sich nachteilig auf die Fahigkeit des
Hauptfinanzverwalters auswirken, Zugang zu Mirkten zu erhalten, Kapitalanlagen zu titigen, Mitarbeiter
anzuwerben und zu halten oder Vereinbarungen (im eigenen Namen oder im Namen des Fonds oder der Teilfonds)
einzugehen oder weiterhin mit nicht britischen Gegenparteien und Dienstleistern zusammenzuarbeiten, was jeweils
zu erhdhten Kosten fiir den Fonds und/oder die Teilfonds fithren konnte.

27. Steuern
Potenzielle Anleger werden auf die mit einer Anlage in den Fonds verbundenen steuerlichen Risiken hingewiesen.
Nihere Informationen sind dem Abschnitt ,,.Steuern® zu entnehmen.

Quellensteuerrisiko
Die Ertrage und Gewinne eines Teilfonds aus seinen Wertpapieren und Vermdgenswerten konnen in Landern, in denen
solche Ertrdge und Gewinne anfallen, Quellensteuern unterliegen, die mdglicherweise nicht erstattungsféhig sind.

FATCA

Die Vereinigten Staaten und Irland haben ein zwischenstaatliches Abkommen iiber die Umsetzung von FATCA (das
»IGA) geschlossen. Gemill dem IGA wird von einem Unternehmen, das als ausléndisches Finanzinstitut (Foreign
Financial Institution — ein ,,JFFI*) eingestuft ist und als in Irland anséssig behandelt wird, erwartet, den irischen
Steuerbehorden bestimmte Angaben in Bezug auf ihre ,, Kontoinhaber” (d. h. Anteilinhaber) zu machen. Das IGA sieht
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ferner die automatische Meldung und einen Informationsaustausch zwischen den irischen Steuerbehorden (Revenue
Commissioners) und der US-Steuerbehorde (die ,,IRS*) in Bezug auf Konten, die von US-Personen bei irischen FFI
gehalten werden, sowie umgekehrt in Bezug auf bei US-Instituten gehaltene Konten von in Irland anséssigen Personen
vor. Sofern der Fonds die Anforderungen der IGA und der irischen Gesetzgebung erfillt, sollte er keinem Abzug von
FATCA-Quellensteuer auf Zahlungen unterliegen, den er erhilt, und muss keinen Abzug von Quellensteuern bei von
ihm getétigten Zahlungen vornehmen.

Der Fonds wird zwar versuchen, die ihm auferlegten Verpflichtungen zu erfiillen, um die Erhebung der FATCA-
Quellensteuer zu vermeiden. Es kann jedoch nicht zugesichert werden, dass der Fonds in der Lage sein wird, diese
Verpflichtungen zu erfiillen. Wenn der Fonds aufgrund der FATCA-Bestimmungen einer Quellenbesteuerung unterliegt,
kann dies erhebliche Auswirkungen auf den Wert der von allen Anteilinhabern gehaltenen Anteile haben.

Alle potenziellen Anleger / Anteilinhaber sollten beziiglich der moglichen Auswirkungen von FATCA auf eine Anlage
im Fonds ihre Steuerberater konsultieren.

CRS

Irland hat den Standard liber den automatischen Informationsaustausch tiber Finanzkonten, auch bekannt als Common
Reporting Standard, durch § 891F des TCA und die Verabschiedung der Returns of Certain Information by Reporting
Financial Institutions Regulations 2015 umgesetzt. (die ,,CRS-Vorschriften®).

Der CRS, der in Irland ab dem 1. Januar 2016 Giiltigkeit erlangt, ist eine globale Initiative der OECD fiir den
steuerlichen Informationsaustausch, mit der ein koordinierter Ansatz zur Offenlegung der von Privatpersonen und
Unternehmen erzielten Anlageertridge gefordert werden soll.

Der Fonds ist fiir CRS-Zwecke ein meldepflichtiges Finanzinstitut (Reporting Financial Institution) und hat die in Irland
bestehenden Verpflichtungen in Bezug auf CRS einzuhalten. Um seine CRS-Verpflichtungen einzuhalten, wird der
Fonds von seinen Anlegern bestimmte Informationen iiber ihren Steuerwohnsitz einfordern und kann in einigen Féllen
Informationen {iber den Steuerwohnsitz des wirtschaftlichen Eigentiimers eines Anlegers einholen. Der Fonds oder eine
von dem Fonds ernannte Person wird die angeforderten Informationen bis zum 30. Juni des Jahres nach dem
Veranlagungsjahr, fiir das eine Steuererklarung fallig ist, den irischen Steuerbehdrden melden. Die irischen
Steuerbehorden werden die sachdienlichen Informationen mit den zustidndigen Steuerbehdrden der beteiligten Lander
austauschen.

Alle potenziellen Anleger / Anteilinhaber sollten beziiglich der mdglichen Auswirkungen von CRS auf eine Anlage im
Fonds ihre Steuerberater konsultieren.

28. Operationelle Risiken (einschlieflich Cybersicherheit und Datensicherheit)

Eine Anlage in einem Teilfonds kann wie bei jedem Teilfonds, mit operationellen Risiken einhergehen, die sich aus
Faktoren wie Bearbeitungsfehler, menschliches Versagen, unangemessene oder fehlerhafte interne oder externe
Verfahren, System- und Technologiefehler, Personaldnderungen, Zugriff durch unbefugte Personen und Fehler von
Dienstleistungserbringern wie die Verwaltungsgesellschaft oder der Administrator ergeben. Wiahrend die Teilfonds
bestrebt sind, derlei Ereignisse durch Kontrollen und Uberwachungen auf ein Minimum zu beschrénken, kann es immer
noch zu Fehlern oder Ausfillen kommen, die einem Teilfonds Verluste verursachen konnen.

Die Verwaltungsgesellschaft (und ihre Beauftragten) kann im Rahmen ihrer Verwaltungsdienstleistungen grof3e
Mengen elektronischer Daten verarbeiten, speichern und iibertragen, u.a. Daten, die sich auf Transaktionen der
Teilfonds beziehen, sowie personenbezogene Daten iiber die Anteilinhaber. Ebenso konnen auch Dienstleister der
Verwaltungsgesellschaft und der Gesellschaft, insbesondere der Administrator, solche Daten verarbeiten, speichern und
iibertragen. Die Verwaltungsgesellschaft (und ihre Beauftragten), der Administrator und die Verwahrstelle (und deren
jeweilige Unternehmen) unterhalten jeweils Informationstechnologiesysteme, die nach Uberzeugung der jeweiligen
Dienstleister angemessen konzipiert sind, um solche Daten zu schiitzen und Datenverluste und Sicherheitsliicken zu
verhindern. Wie jedes andere System konnen aber auch diese Systeme keine absolute Sicherheit bieten.

Die verwendeten Methoden, um sich unberechtigt Zugriff auf Daten zu verschaffen, Dienste zu sperren oder ihre
Qualitdt zu mindern oder Systeme zu sabotieren, dndern sich haufig und kénnen tiber langere Zeit schwer festzustellen
sein. Von Dritten bezogene Hardware oder Software kann mit Konstruktions- oder Fertigungsfehlern oder sonstigen
Problemen behaftet sein, die die Datensicherheit unerwartet gefihrden kdnnten. Der Verwaltungsgesellschaft (und ihre
Beauftragten) von Dritten bereitgestellte Netzwerkdienste konnen gefahrdungsanfillig sein und zu einer Verletzung der
Netzwerksicherheit der Verwaltungsgesellschaft (und ihrer Beauftragten) fiihren. Die Systeme oder Anlagen der
Verwaltungsgesellschaft (und ihrer Beauftragten) kénnen anfillig sein fiir Fehler oder Vergehen ihrer Beschiftigten,
staatliche Uberwachung oder andere Sicherheitsrisiken. Von der Verwaltungsgesellschaft fiir die Anteilinhaber erbrachte
Onlinedienste konnen ebenfalls gefahrdungsanfallig sein.
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Die Dienstleister der Verwaltungsgesellschaft und der Gesellschaft unterliegen denselben Risiken beziiglich der
Sicherheit elektronischer Daten wie die Verwaltungsgesellschaft. Trifft oder beachtet die Verwaltungsgesellschaft oder
der Dienstleister keine angemessenen MaBnahmen zur Datensicherheit oder kommt es zu einer Verletzung ihrer
Netzwerksicherheit, konnen Daten, die sich auf Transaktionen der Gesellschaft beziehen, sowie personenbezogene
Daten iiber die Anteilinhaber verloren gehen oder missbrauchlich abgerufen, verwendet oder weitergegeben werden.

Ungeachtet bestehender Richtlinien und Verfahren zum Schutz vor und zur Verhinderung von solchen Verstof3en und,
um sicherzustellen, dass die Sicherheit, Integritit und Vertraulichkeit solcher Daten gewahrleistet ist, sowie ungeachtet
bestehender MaBnahmen zur Geschéftskontinuitdt und Wiederherstellung der Geschéftsabldufe, mit denen solche
Verstofle oder Storungen auf Ebene der Gesellschaft und seiner Beauftragten gemindert werden sollen, konnen der
Verlust beziehungsweise der missbrauchliche Abruf, die missbrauchliche Verwendung oder Weitergabe geschiitzter
Daten dazu fithren, dass die Verwaltungsgesellschaft oder ein Teilfonds unter anderem finanzielle Verluste,
Betriebsstorungen, Haftung gegeniiber Dritten, aufsichtsbehordliche Eingriffe oder Reputationsschiden erleiden.
Samtliche der vorgenannten Ereignisse konnten wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den betreffenden Teilfonds
und die Anlagen der Anteilinhaber in diesem Teilfonds haben.

Es ist zu beachten, dass Anlegern in der Gesellschaft simtliche angemessenen Schutzvorkehrungen und Rechte gemél3
dem Datenschutzgesetz gewéhrt werden.

29. Verwahrstellenrisiko

Investiert ein Teilfonds in Vermogenswerte, bei denen es sich um Finanzinstrumente handelt, die verwahrt werden
konnen (,,verwahrte Vermogenswerte®), ist die Verwahrstelle dazu verpflichtet, umfassende Verwahrfunktionen
wahrzunehmen, und sie haftet fiir den Verlust dieser verwahrten Vermogenswerte, sofern sie nicht nachweisen kann,
dass der Verlust auf duBBere Ereignisse, die nach verniinftigem Ermessen nicht kontrolliert werden koénnen und deren
Konsequenzen trotz aller angemessenen Anstrengungen nicht hétten vermieden werden konnen, zuriickzufiihren ist. Im
Falle eines solchen Verlusts (und in Ermangelung eines Nachweises, dass der Verlust auf ein &uBeres Ereignis
zuriickzufiihren ist) ist die Verwahrstelle dazu verpflichtet, die verlorenen Vermogenswerte unverziiglich durch
Vermogenswerte gleicher Art oder einen entsprechenden Geldbetrag an den Teilfonds zu erstatten. Investiert der
Teilfonds in Vermdgenswerte, bei denen es sich nicht um Finanzinstrumente handelt, die verwahrt werden konnen
(,,nicht verwahrte Vermdgenswerte*), ist die Verwahrstelle lediglich dazu verpflichtet, die Inhaberschaft des Teilfonds
an solchen Vermogenswerten zu bestitigen und Aufzeichnungen iiber diese Vermdgenswerte zu fiihren, von denen die
Verwahrstelle iiberzeugt ist, dass der Teilfonds ihr Inhaber ist. Im Falle eines Verlusts solcher Vermogenswerte haftet
die Verwahrstelle lediglich in dem Male, in dem der Verlust auf ihre Fahrldssigkeit oder vorsétzliche Pflichtverletzung
in Bezug auf die ordnungsgemaife Erfiillung ihrer Aufgaben geméaf3 der Verwahrstellenvereinbarung zuriickzufiihren ist.

Da die Teilfonds jeweils wahrscheinlich in verwahrte und nicht verwahrte Vermdgenswerte investieren werden, wird
darauf hingewiesen, dass die Verwahrfunktionen der Verwahrstelle in Bezug auf die jeweiligen Vermogenskategorien
und die entsprechende Haftung der Verwahrstelle in Bezug auf derlei Funktionen erheblich voneinander abweichen.

Die Teilfonds unterliegen in Bezug auf die Haftung der Verwahrstelle fiir die sichere Verwahrung von verwahrten
Vermogenswerten einem starken Schutz. Der Schutz in Bezug auf nicht verwahrte Vermogenswerte ist unterdessen
wesentlich geringer. Daher ist das Risiko, dass ein eventueller Verlust von Vermdgenswerten nicht zuriickgefordert
werden kann, umso hoher, je groBer der Anteil der Anlagen des Teilfonds an der Kategorie der nicht verwahrten
Vermogenswerte ist. Wahrend stets im Einzelfall festgestellt wird, ob es sich bei einer bestimmten Anlage des Teilfonds
um einen verwahrten oder einen nicht verwahrten Vermogensgegenstand handelt, wird darauf hingewiesen, dass von
einem Teilfonds gehandelte auBerborsliche derivative Finanzinstrumente im Allgemeinen zu den nicht verwahrten
Vermégenswerten zdhlen. Dariiber hinaus kann es andere Vermogensarten geben, in die ein Teilfonds bisweilen
investiert, die dhnlich behandelt werden wiirden. Angesichts des Haftungsrahmens der Verwahrstelle gemid8 OGAW V
setzen diese nicht verwahrten Vermdgenswerte den Teilfonds aus Sicht der sicheren Verwahrung einem groferem
Risiko aus als verwahrte Vermogenswerte wie an 6ffentlich zugéinglichen Markten gehandelte Aktien und Anleihen.

30. Zeichnungs-/Riicknahmekonto

Der Fonds unterhilt fiir saimtliche Teilfonds ein Zeichnungs-/Riicknahmekonto. Weitere Einzelheiten zu den Risiken in
Zusammenhang mit dem Zeichungs-/Riicknahmekonto sind im Abschnitt ,,Verwendung eines Zeichnungs-
/Riicknahmekontos‘ weiter oben enthalten.

31. Status von Anlegern, die ihre Anteile zuriickgegeben haben

Anteilinhaber werden bei Auszahlung der Riicknahmeerlose aus dem Anteilsregister geloscht. Bis der betreffende
Nettoinventarwert ermittelt und das Register aktualisiert wurde, werden Anleger, insoweit sie bis dahin als Anteilinhaber
verbleiben, als Gléubiger ab dem betreffenden Handelstag in Bezug auf die Riicknahmeerlose und nicht als
Anteilinhaber behandelt und rangieren entsprechend als nicht bevorrechtigte Glaubiger des betreffenden Teilfonds.
Dartiiber hinaus haben die Anleger wihrend dieses Zeitraums aufler dem Recht auf Erhalt von Riicknahmeerldsen und
etwaiger in Bezug auf ihre Anteile vor dem betreffenden Handelstag erklarte Ausschiittungen keine satzungsgemale
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Rechte als Anteilinhaber. Insbesondere haben sie kein Recht darauf, Mitteilungen zu Versammlungen von Inhabern
einer Anteilsklasse oder zu Hauptversammlungen zu erhalten und an diesen teilzunehmen oder abzustimmen.

32. Auswirkungen der EU-Verbriefungsregeln

Die Verbriefungsverordnung galt ab dem 1. Januar 2019 und fiihrt Sorgfaltspflichten, Transparenz und Anforderungen
in Bezug auf den Risikoselbstbehalt fiir OGAW in Bezug auf Anlagen in Verbriefungspositionen ein. Vorbehaltlich von
Ausnahmen und Ubergangsbestimmungen wird davon ausgegangen, dass bestimmte von einem Teilfonds gehaltene
Instrumente Verbriefungspositionen darstellen konnen, die in den Anwendungsbereich der Verbriefungsverordnung
fallen. In solchen Féllen wird der Teilfonds als ,,institutioneller Anleger" im Sinne der Verbriefungsverordnung
charakterisiert und unterliegt dadurch in Bezug auf die jeweiligen Verbriefungspositionen, die er hilt bzw. zu halten
beabsichtigt, unmittelbar den in der Verbriefungsverordnung angegebenen Verpflichtungen. Dazu gehdren eine Reihe
spezifischer Sorgfaltspflichten, die vom Teilfonds sowohl im Vorfeld als auch wahrend des Haltens einer
Verbriefungsposition zu beriicksichtigen sind. Insbesondere muss der Teilfonds priifen, ob der Originator, Sponsor oder
urspriingliche Kreditgeber der Verbriefungsposition, die er zu halten beabsichtigt, die Anforderung erfiillt, kontinuierlich
einen materiellen Nettoanteil an der jeweiligen Verbriefung zu halten, der gemill der Verbriefungsverordnung
mindestens 5 % der betreffenden Verbriefung betragt (der ,,Risikoselbstbehalt"), bevor er in eine Verbriefungsposition
investiert. Der Teilfonds muss kontinuierlich die Einhaltung des Risikoselbstbehalts beobachten. Ist ein Teilfonds eine
Verbriefungsposition eingegangen, die die Anforderungen an den Risikoselbstbehalt nicht mehr erfiillt, miissen die
Direktoren und/oder ihre ordnungsgemaf bestellten Beauftragten) im besten Interesse der Anteilinhaber im betreffenden
Teilfonds handeln und gegebenenfalls Korrekturmanahmen ergreifen. Die Anforderungen in Bezug auf den
Risikoselbstbehalt miissen vom Teilfonds ungeachtet dessen erfiillt werden, wo der Originator, Sponsor/urspriingliche
Kreditgeber seinen Sitz hat. Die Verbriefungsverordnung erlegt Originatoren/Sponsoren/urspriinglichen Kreditgebern
mit Sitz in der EU direkte Verpflichtungen auf, darunter eine direkte Verpflichtung, die Anforderung in Bezug auf den
Risikoselbstbehalt zu erfiillen. Dies steht in Einklang mit der fiir einen Teilfonds als institutionellem Anleger geltenden
Verpflichtung zur Uberpriifung vor der Anlage, dass in der EU emittierte Instrumente die Anforderung in Bezug auf den
Risikoselbstbehalt erfiillen. In Bezug auf Verbriefungen, bei denen die Originatoren/Sponsoren/urspriinglichen
Kreditgeber ihren Sitz auBerhalb der EU haben, besteht keine direkte Verpflichtung fiir nicht in der EU ansissige
Originatoren/-Sponsoren/urspriingliche Kreditgeber, der Verbriefungsversordnung nachzukommen. Daher kénnen sich
nicht in der EU ansidssige Originatoren/Sponsoren/urspriingliche Kreditgeber dafiir entscheiden, den vorgeschriebenen
Anforderungen in Bezug auf den Risikoselbstbehalt nicht nachzukommen, was einen Teilfonds vom Erwerb einer von
solchen Originatoren/Sponsoren/urspriinglichen Kreditgebern emittierten Verbriefung abhalten wiirde. Dies kann dazu
fihren, dass das Universum von Instrumenten, in die ein Teilfonds investieren kann, kleiner wird.

Wihrend der Laufzeit eines Fonds konnen in Bezug auf Verbriefungen rechtliche, steuerliche und regulatorische
Anderungen auftreten, die sich nachteilig auf den Fonds auswirken konnen. Das regulatorische Umfeld fiir
Verbriefungen entwickelt sich. Dabei besteht die Moglichkeit, dass sich Anderungen in der Besteuerung oder
Regulierung von Verbriefungen nachteilig auf den Wert der Anteile auswirken, auch dadurch, dass sie den Wert der von
einem Fonds gehaltenen Anlagen und die Fahigkeit des Fonds zur Verfolgung seiner Anlageziele, negativ beeinflussen.
Insbesondere konnen verschiedene Arten von ABS (Asset Backed Securities) und andere Schuldtitel betroffen sein.

33. Informationen und Daten von Dritten

Die Verwaltungsgesellschaft und der Hauptfinanzverwalter (und ihre ordnungsgemal bestellten Beauftragten) sind
jeweils abhédngig von Informationen und Daten von Dritten (wozu Anbieter von Research, Berichten,
Uberpriifungen, Ratings und/oder anderen Analysen, Indexanbieter und Berater gehdren konnen), und diese
Informationen und Daten konnen unvollstdndig, unrichtig oder widerspriichlich sein. Es gibt insbesondere
Einschriankungen beziiglich der Verfiigbarkeit und der Qualitét nachhaltigkeitsbezogener Daten.

34. Verordnung fiir nachhaltige Finanzierungen

Die EU hat ein finanzpolitisches Regelwerk aufsichtsrechtlicher MaBnahmen mit dem Ziel geschaffen, die
Finanzierung nachhaltigen Wachstums zu mobilisieren und private Investitionen in den Ubergang zu einer
klimaneutralen Wirtschaft zu lenken (der ,,EU-Aktionsplan nachhaltige Finanzierung®). Gemdfl dem EU-
Aktionsplan nachhaltige Finanzierung hat die EU neue Verordnungen fiir nachhaltige Finanzierungen, u. a. die
SFDR, eingefiihrt sowie nachhaltigkeitsbezogene Aktualisierungen an bestehenden Verordnungen vorgenommen
(,,Verordnungen fiir nachhaltige Finanzierungen*). Die Verordnungen fiir nachhaltige Finanzierungen werden
stufenweise eingefithrt und einige Elemente, wie aufsichtsrechtliche technische Vorschriften unterliegen
Verzogerungen bei der Umsetzung.

Der Fonds ist bestrebt, alle fiir ihn geltenden rechtlichen Verpflichtungen zu erfiillen, es kann jedoch zu Problemen
bei der Erfiillung der von den Verordnungen fiir nachhaltige Finanzierungen geschaffenen neuen Verpflichtungen
geben. Der Fonds muss mdglicherweise Kosten auf sich nehmen, um den Verordnungen fiir nachhaltige
Finanzierungen sowohl im Rahmen des anfénglichen Umsetzungsprozesses als auch auf laufender Basis bei
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Einfilhrung neuer aufsichtsrechtlicher Verpflichtungen zu entsprechen. Politische Entwicklungen oder
Veranderungen in der Regierungspolitik wihrend des Umsetzungsprozesses konnten zu weiteren Kosten fiir den
Fonds fiihren.
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VERWALTUNG DER TEILFONDS

Kauf von Anteilen

Anteile jeder Klasse konnen in Einklang mit den im Folgenden beschriebenen Anforderungen gekauft werden:
Zeichnungstermine fiir geschiiftstiglich gehandelte Teilfonds

Folgende Zeichnungstermine gelten fiir diejenigen Teilfonds, deren Handelstag im relevanten Teil des Abschnittes ,,Die
Teilfonds* als ,,jeder Geschéfistag beschrieben wird.

Anteile eines Teilfonds werden an einem bestimmten Handelstag ausgegeben, wenn der Administrator Folgendes
erhalten hat:

1. bis 14.00 Uhr (irischer Zeit) am 5. Geschiftstag vor dem betreffenden Handelstag ein korrekt ausgefiilltes
Zeichnungsformular; und

2. bis zum 3. Geschiftstag nach diesem Handelstag die Zeichnungsgelder (in einer frei konvertierbaren Wahrung).

Geht das korrekt ausgefiillte Zeichnungsformular nicht bis 14.00 Uhr (irischer Zeit) am 5. Geschéftstag vor einem
Handelstag beim Administrator ein, so erhdlt der Zeichner den Nettoinventarwert je Anteil am néchsten darauf
folgenden Handelstag, vorausgesetzt, dass das korrekt ausgefiillte Zeichnungsformular bis 14.00 Uhr (irischer Zeit) am
5. Geschiftstag vor diesem Handelstag eingegangen ist. Die Verwaltungsgesellschaft kann individuell, nach ihrem
alleinigen Ermessen und in Ubereinstimmung mit den Direktoren, korrekt ausgefiillte Zeichnungsformulare annehmen,
die sie nach 14.00 Uhr (irischer Zeit), aber vor 17.00 Uhr (irischer Zeit) am 5. Geschiftstag vor einem Handelstag
erhalten hat, wenn die Verspétung auf auBlergewohnliche Umstinde wie Versagen der Elektronik oder andere Ausfille
zuriickzufithren ist. Zeichnungsformulare werden jedoch nicht mehr nach der borsentiglichen Ermittlung des
Nettoinventarwerts angenommen.

Zeichnungsverfahren

In Zeichnungsantragen muss entweder der Barbetrag, fiir den Anteile gekauft werden, oder die Anzahl der zu kaufenden
Anteile genannt werden.

Zeichnungsantrége fiir eine bestimmte Anzahl von Anteilen werden angenommen, wenn sich der Zeichner verpflichtet:
(1) die Anteile zu bezahlen und (2) der Gesellschaft auf Verlangen der Verwaltungsgesellschaft und nach deren
alleinigem Ermessen Schadenersatz fiir etwaige Verluste zu leisten, die durch nicht ordnungsgeméfien Geldeingang bei
der Gesellschaft entstehen.

Der Zeichner ist verpflichtet, der Gesellschaft Schadenersatz fiir Verluste zu leisten, die durch nicht ordnungsgeméfen
Geldeingang bei der Gesellschaft entstehen. Der Zeichnungsbetrag sollte auf das auf dem Zeichnungsformular
angegebene Konto von der Verwahrstelle eingezahlt werden.

Gezeichnete Anteile werden nur vorldufig zugeteilt, bis sie vollstdndig bezahlt sind.
Zeichnungsantridge miissen den Anforderungen der Zentralbank entsprechen und kdnnen wie folgt erteilt werden:

e  per Fax; oder

e auf elektronischem Wege iiber elektronische Medien, die mit der Verwaltungsgesellschaft und dem
Administrator bereits vereinbart wurden;

e durch physische Ubergabe, beispielsweise per Einschreibebrief oder Kurier, wenn dies zuvor mit der
Verwaltungsgesellschaft und dem Administrator bereits vereinbart wurde.

Geht ein erstmaliger Zeichnungsantrag per Fax ein, so muss die unterschriebene Originalfassung des
Zeichnungsformulars umgehend nachgereicht werden. Dieser Originalfassung sind zusdtzliche Unterlagen beizulegen,
die eingefordert werden, um Geldwésche zu verhindern. Nachfolgende Zeichnungsantrége, die per Fax von einem
Anteilinhaber eingehen, bediirfen keiner Nachsendung von Originalunterlagen.

Die Verwaltungsgesellschaft behiilt sich vor, Zeichnungen von Anteilen ganz oder teilweise zuriickzuweisen. Jede
Anteilsklasse kann nach Ermessen der Verwaltungsgesellschaft zeitweise oder endgiiltig fiir die Zeichnung
geschlossen werden. Wird eine Zeichnung zuriickgewiesen, wird der Zeichnungsbetrag innerhalb von 14 Tagen nach
der Zeichnung auf Gefahr des Zeichners und ohne Zinsen an den Zeichner zuriickgezahlt.
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Wenn bis zum Handelsschluss oder innerhalb eines angemessenen Zeitraums keine vollstindige Zahlung eingegangen
ist oder die Gelder nicht frei verfligbar sind, kann die Zuteilung von Anteilen in Bezug auf einen solchen Antrag ganz
oder teilweise annulliert werden oder der Administrator kann stattdessen den Zeichnungsantrag als Antrag auf die
Anzahl von Anteilen behandeln, die mit einer solchen Zahlung am Handelstag nach Erhalt der vollstindigen Zahlung
oder des Eingangs frei verfligbarer Gelder erworben werden konnen. In derlei Féllen kann der Fonds dem Antragsteller
etwaige dem betreffenden Teilfonds entstandene Verluste in Rechnung stellen. Der Fonds behélt sich das Recht vor, bei
Zeichnungen, die verspatet abgewickelt werden, Zinsen zu einem angemessenen Satz in Rechnung zu stellen

Der Administrator stellt den Anteilinhabern nach Bearbeitung eine Ausfiihrungsanzeige mit Bestitigung der Details ihrer
Zeichnung aus.

Zeichnungspreis

Der Erstzeichnungspreis je Anteil fiir jede neue Anteilsklasse wahrend der Erstzeichnungsfrist ist in Anhang 1
aufgefiihrt. Im Anschluss an die Erstzeichnungsfrist einer Anteilsklasse werden die Anteile dieser Klasse zum jeweiligen
Nettoinventarwert je Anteil ausgegeben, der an dem Handelstag, an dem die Anteile als ausgegeben gelten, giiltig ist.
Die Vertriebsstelle oder ihre Vermittler konnen ferner einen Ausgabeaufschlag auf den Erstausgabepreis je Anteil
verlangen. Fiir die Zeichnung von Anteilen eines Teilfonds muss moglicherweise eine Verwésserungsanpassung an den
Teilfonds gezahlt werden — siehe Abschnitt ,,Verwésserungsanpassung*,

Ausgabe von Anteilen im Tausch gegen Wertpapiere

Die Gesellschaft kann nach alleinigem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft Anteile im Tausch gegen Wertpapiere
ausgeben, in die ein Teilfonds gemél seiner Anlageziele und Anlagestrategien anlegen darf. Die Anzahl solcher im
Tausch gegen Wertpapiere ausgegebenen Anteile darf nicht grofer sein als die Anzahl der Anteile, die — nach
Bewertung der zu tauschenden Wertpapiere geméfl den Bewertungsbestimmungen der Gesellschaft — gegen Barzahlung
ausgegeben worden wiren.

Riickgabe von Anteilen
Anteile jeder Klasse kdnnen in Einklang mit den im Folgenden beschriebenen Anforderungen zuriickgegeben werden:

Riicknahmetermine fiir geschiifistiglich gehandelte Teilfonds
Folgende Riicknahmetermine gelten fiir diejenigen Teilfonds, deren Handelstag im relevanten Teil des Abschnittes ,,Die
Teilfonds* als ,,jeder Geschéftstag beschrieben wird.

Anteilsinhaber konnen ihre Anteile zuriickgeben, indem sie ein Riicknahmeformular ausfiillen und es bis 14 Uhr
(irische Zeit) an einem Handelstag an den Administrator senden.

Jeder beim Administrator nach 14 Thr (irische Zeit) an einem Handelstag eingegangene Riicknahmeantrag wird erst
am nichsten Handelstag zum Nettoinventarwert pro Anteil des betreffenden Handelstages bearbeitet.

Die Verwaltungsgesellschaft kann im Einzelfall und nach ihrem alleinigen Ermessen wie von den Direktoren
beschlossen ordnungsgemdl ausgefiillte Riicknahmeantrdge nach 14 Uhr (irische Zeit) aber vor 17.00 Uhr (irische
Zeit) an einem Handelstag annehmen, wenn die Verzdgerung auf aullergewohnliche Umstdnde wie elektronische
oder sonstige Storungen zuriickzufiihren ist. Riicknahmeantrige konnen jedoch nicht angenommen werden,
nachdem der Nettoinventarwert flir den jeweiligen Handelstag berechnet wurde.

Riicknahmeverfahren
Riicknahmeantrige miissen den Anforderungen der Zentralbank entsprechen und konnen wie folgt erteilt werden:

per Fax; oder
auf elektronischem Wege liber elektronische Medien, die mit der Verwaltungsgesellschaft und dem
Administrator bereits vereinbart wurden;

e durch physische Ubergabe, wenn dies zuvor mit der Verwaltungsgesellschaft und dem Administrator
bereits vereinbart wurde.

Der Administrator stellt den Anteilinhabern nach Bearbeitung eine Ausfiihrungsanzeige mit Bestdtigung der Details ihrer
Riickgabe aus.
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Wurde ein Zeichnungsantrag per Fax geschickt, so erfolgen Riickzahlungen erst nach Erhalt der unterschriebenen
Originalfassung des Zeichnungsformulars des Anteilinhabers. Dieser Originalfassung sind simtliche Unterlagen
beizulegen, die die Gesellschaft einfordert, einschlieBlich aller Dokumente, die im Zusammenhang mit der
Verpflichtung zur Verhinderung von Geldwische verlangt werden. Riicknahmeantrdge, die per Fax eingehen, werden
nur unter der Bedingung bearbeitet, dass die Zahlung auf das registrierte Konto erfolgen soll.

Riicknahmepreis

Anteile werden zum jeweiligen Nettoinventarwert je Anteil zuriickgenommen, der an dem Handelstag, an dem die
Anteile zuriickgenommen werden, gilt. Fiir die Riickgabe von Anteilen eines Teilfonds muss moglicherweise eine
Verwisserungsanpassung an den Fonds gezahlt werden — siche Abschnitt ,,Verwisserungsanpassung®. Der
Riicknahmeerlos wird in der Wéhrung der Anteilsklasse des relevanten Teilfonds, dessen Anteile zuriickgenommen
werden, ausgezahlt.

Auszahlung von Riicknahmeerlosen

Riicknahmeerldse werden den Anteilinhabern in der Regel 3 Geschéftstage nach dem relevanten Handelstag ausgezahilt;
unter auBBergewdhnlichen Umstédnden konnen Erlose jedoch auch bis zu 14 Kalendertage nach dem Annahmeschluss fiir
Riicknahmeantriage ausgezahlt werden.

Ausgabe von Anlagen der Gesellschaft im Tausch gegen Anteile

Die Gesellschaft kann mit Zustimmung des Antragstellers sowie im Falle von Riicknahmeantriigen, die 5 % oder mehr
des Nettoinventarwertes eines Teilfonds betreffen, nach alleinigem Ermessen der Gesellschaft Riicknahmeantrége fiir
Anteile durch Ubertragung von Vermdgenswerten der Gesellschaft in specie auf den Anteilinhaber erfiillen, wobei die
Art der zu tlibertragenden Vermogenswerte von den Direktoren auf der Basis festgelegt wird, die die Direktoren mit
Genehmigung der Verwahrstelle fiir angemessen und nicht nachteilig fiir die Interessen der verbleibenden Anteilinhaber
erachten. Auf Ersuchen des einen solchen Riicknahmeantrag stellenden Anteilinhabers werden die Vermogenswerte
verduBert (wobei die Kosten der VerduBBerung der betreffenden Anteile dem Anteilinhaber belastet werden konnen)
und der VerduBerungserlos wird auf den Anteilinhaber {ibertragen.

Riicknahmebeschriinkungen

Wenn die Gesellschaft an einem Handelstag Riicknahmeantrdge fiir 10 % oder mehr des Nettoinventarwertes eines
Teilfonds erhdlt, kénnen die Direktoren nach ihrem alleinigen Ermessen beschlieBen, den Gesamtwert der
zuriickzunehmenden Anteile auf 10 % oder mehr des Nettoinventarwertes des betreffenden Teilfonds zu beschranken.
Entscheiden sich die Direktoren, die Riicknahme von Anteilen auf diese Art zu beschrinken, so:

1. werden sémtliche relevanten Riicknahmeantrdge proportional zum Wert der Anteile vermindert, deren
Riicknahme beantragt wurde; und

2. vorbehaltlich der oben genannten Einschrinkungen werden alle an einem Handelstag nicht
zurlickgenommen Anteile so behandelt, als wére der Riicknahmeantrag filir die betreffenden Anteile fiir den
nichsten und den jeweils darauf folgenden Handelstag gestellt worden, bis alle Anteile, auf die sich der/die
urspriingliche(n) Antrag/Antrige bezogen hatte(n), zuriickgenommen sind.

Ubertragung Ihrer Anteile

Jede Ubertragung von Anteilen erfolgt durch schriftliche Ubertragung in iiblicher, gebrauchlicher oder sonstiger Form,
und jede Form der Ubertragung muss den vollen Namen und die Vollstandlge Anschrift des Ubertragenden und des
Ubertragungsempfangers enthalten. Die Ubertragungsurkunde eines Anteils muss vom oder im Namen des
Ubertragenden unterzeichnet werden. Der Ubertragende gilt so lange als Anteilinhaber, bis der Name des
Ubertragungsempfiingers in das betreffende  Anteilsregister eingetragen wird. Die Registrierung von
Anteiliibertragungen unterliegt den Bestimmungen der Satzung. Die weiter oben unter ,,Kauf von Anteilen®
beschriebenen MaBnahmen zur Verhinderung von Geldwische gelten fiir die Ubertragung von Anteilen gleichermal3en.

Ermittlung des Nettoinventarwertes

Der Nettoinventarwert je Anteil in jedem Teilfonds wird gemd3 der Satzung und unter Bezugnahme auf den
Borsenschlusskurs an dem Markt, an dem solche Wertpapiere notiert werden, ermittelt. Der Nettoinventarwert je Anteil
jedes Teilfonds wird um 14.30 Uhr (irischer Zeit) am folgenden Handelstag berechnet.

Die Verfahrensweise und Methoden zur Ermittlung des Nettoinventarwerts je Anteil werden nachstehend
zusammengefasst:
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Bei der Ermittlung des Nettoinventarwerts je Anteil eines Fonds werden die Wertpapiere eines Teilfonds, die
gewohnlich an einem geregelten Markt notiert sind oder gehandelt werden, nach ihrem Schlusskurs oder ihrem
zuletzt bekannten Marktpreis bewertet, bei dem es sich flir die Zwecke des Fonds um den letztgehandelten Preis
zum Handelsschluss an dem geregelten Markt handelt, der nach Ansicht der Verwaltungsgesellschaft der
Hauptmarkt fiir diese Wertpapiere ist. An einer anerkannten Borse notierte oder gehandelte Wertpapiere, die
jedoch auflerhalb der relevanten Borse bzw. des relevanten Markts mit einem Auf- oder Abschlag erworben oder
gehandelt werden, konnen unter Beriicksichtigung des Auf- oder Abschlags am Bewertungszeitpunkt bewertet
werden. Die Verwahrstelle muss sicherstellen, dass die Anwendung eines solchen Verfahrens im Zusammenhang
mit der Ermittlung des voraussichtlichen VerduB3erungswertes des Wertpapiers gerechtfertigt ist.

Fiir jede Anlage, die nicht an einem geregelten Markt notiert oder gehandelt wird oder deren Marktwert nicht
reprasentativ fir den Wert des Wertpapiers oder nicht verfiigbar ist, ist der Wert dieses Wertpapiers der
voraussichtliche VerduBerungswert bei Handelsschluss, der vorsichtig und in gutem Glauben von einer
sachverstdndigen Person, die von der Verwaltungsgesellschaft ernannt und zu diesem Zweck von der
Verwahrstelle zugelassen ist, zu ermitteln ist, oder der Wert, den die Verwaltungsgesellschaft unter den
Umsténden fiir gerecht hélt und der von der Verwahrstelle anerkannt wird. Wenn am Markt keine zuverlédssigen
Notierungen flir festverzinsliche Wertpapiere verfiigbar sind, kann der Wert dieser Wertpapiere mit einer Matrix-
Methode bestimmt werden, die vom Verwaltungsrat oder einer sachverstindigen Person mit Zustimmung der
Verwahrstelle zusammengestellt wird, wobei diese Wertpapiere mit Bezug auf die Bewertung anderer
Wertpapiere mit dhnlichem Rating, dhnlicher Rendite und Laufzeit und dhnlichen anderen Eigenschaften bewertet
werden.

Anteile an Organismen fiir gemeinsame Anlagen werden mit dem letzten verfiigbaren Nettoinventarwert pro
Anteil oder mit dem vom betreffenden Organismus fiir gemeinsame Anlagen verdffentlichten Geldkurs oder,
sofern diese an einer anerkannten Borse notiert sind oder gehandelt werden gemal3 den Ausfiihrungen unter (a)
oben bewertet.

Bargeld und andere fliissige Mittel werden zu ihrem Nominalwert, gegebenenfalls zuziiglich oder abziiglich der
bis zum Handelstag aufgelaufenen bzw. félligen Zinsen bewertet.

Borsengehandelte derivative Instrumente werden téglich zum Abrechnungspreis dieser Instrumente am
betreffenden Markt bewertet. Ist der Abrechnungspreis nicht zu ermitteln, wird der Wert geméf3 (b) oben ermittelt.

Unbeschadet der Bestimmungen in den obigen Absitzen (a) bis (e) gilt:

(1) Die Verwaltungsgesellschaft oder ihr Beauftragter kann nach ihrem Ermessen in Bezug auf einen
bestimmten Teilfonds, der ein kurzfristiger Geldmarktfonds ist, auf ein Eskalationsverfahren
zuriickgreifen, um sicherzustellen, dass der Anlageverwalter oder Finanzverwalter liber wesentliche
Abweichungen zwischen dem Marktwert und dem Restbuchwert eines Geldmarktinstruments informiert
wird oder eine Uberpriiffung der Bewertung nach der Restbuchwertmethode gegeniiber einer
Marktbewertung gemall den Anforderungen der Zentralbank durchgefiihrt wird.

(i1) Verfolgt die Verwaltungsgesellschaft nicht die Absicht oder das Ziel fiir das Portfolio des Teilfonds als
Ganzes die Restbuchwertmethode anzuwenden, wird ein Geldmarktinstrument in diesem Portfolio nur
auf Grundlage der Restbuchwertmethode bewertet, wenn dieses Geldmarktinstrument eine Restlaufzeit
von weniger als 3 Monaten und keine spezifische Sensitivitit gegeniiber Marktparametern, einschlieBlich
des Kreditrisikos, aufweist.

Ungeachtet der Allgemeingiiltigkeit der obigen Bestimmungen ist die Verwaltungsgesellschaft berechtigt, den
Wert einer Anlage mit Genehmigung der Verwahrstelle anzupassen, falls sie aufgrund der Wéhrung, der
Marktgéngigkeit, der Transaktionskosten und/oder anderer seiner Meinung nach relevanter Faktoren zu dem
Schluss kommt, dass eine solche Anpassung erforderlich ist. Die Griinde fiir eine Bewertungsanpassung miissen
eindeutig festgehalten werden.

Wenn es die Verwaltungsgesellschaft fiir notwendig befindet, konnen einzelne Instrumente auch mit einer
alternativen Bewertungsmethode, die von der Verwahrstelle genehmigt wurde, bewertet werden. Die Griinde
bzw. Methoden daflir miissen eindeutig festgehalten werden Verbindlichkeiten des Fonds, die nicht einem
bestimmten Teilfonds zugeordnet werden kénnen, werden allen Teilfonds auf der Basis ihrer jeweiligen
Nettoinventarwerte oder auf einer anderen Grundlage, die von der Verwahrstelle unter Berticksichtigung der Art
der Verbindlichkeiten genehmigt wird, zugeordnet.

Verbindlichkeiten des Fonds, die nicht einem bestimmten Teilfonds zugeordnet werden konnen, werden allen Teilfonds
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auf der Basis ihrer jeweiligen Nettoinventarwerte oder auf einer anderen Grundlage, die von der Verwahrstelle unter
Beriicksichtigung der Art der Verbindlichkeiten genehmigt wird, zugeordnet.

Enthilt ein Teilfonds mehr als eine Anteilklasse, wird der Nettoinventarwert jeder Klasse durch Berechnung des
Nettoinventarwerts des jeweiligen Teilfonds, der jeder Klasse zuzurechnen ist, ermittelt. Der Nettoinventarwert je Anteil
ist das auf vier Dezimalstellen gerundete Ergebnis der Berechnung. Der jeweilige Nettoinventarwert eines Teilfonds, der
einer Klasse zuzurechnen ist, wird durch Ermittlung der Anzahl der ausgegebenen Anteile je Klasse durch Zuordnung
der bestimmter mit einer Anteilklasse verbundenen Aufwendungen und Gebiihren je Klasse und durch geeignete
Anpassungen berechnet, um ggf. aus dem Teilfonds vorgenommenen Ausschiittungen Rechnung zu tragen, und durch
die entsprechende Umlegung des Nettoinventarwerts des Teilfonds. Der Nettoinventarwert je Anteil fiir eine Klasse wird
berechnet, indem der Nettoinventarwert der betreffenden Klasse durch die Anzahl von ausgegebenen Anteilen der
betreffenden Klasse geteilt wird. Die mit den Anteilklassen verbundenen Aufwendungen, Anlageverwaltungsgebiihren
und sonstige Gebiihren, die nicht einer bestimmten Klasse zuzuordnen sind, konnen auf Grundlage des jeweiligen
Nettoinventarwerts oder einer anderen sinnvollen Basis, die von der Verwahrstelle genehmigt wurde und der Art der
Gebiihren Rechnung trigt, auf die Klassen verteilt werden. Die mit den Anteilklassen verbundenen Aufwendungen oder
Anlageverwaltungsgebiihren, die einer bestimmten Klasse zugeordnet werden konnen, werden dieser Klasse in
Rechnung gestellt. Falls Anteilklassen eines Teilfonds ausgegeben werden, deren Klassenwihrung sich von der
Basiswéhrung dieses Teilfonds unterscheidet, werden die Kosten flir die Wéhrungsumrechnung von diesen Klassen
getragen.

Wie im Abschnitt ,,Anlagepools* beschrieben, gelten die oben dargelegten Bewertungsbestimmungen der Gesellschaft
gleichermafen filir die Berechnung des Nettoinventarwerts eines im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft errichteten
Anlagepools.

Verwdisserungsanpassung

Die tatsdchlichen Kosten des Kaufs oder Verkaufs der Anlagen eines Teilfonds konnen héher oder niedriger als der
letztgehandelte Preis sein, der bei der Berechnung des Nettoinventarwertes je Anteil eingesetzt wurde.
Transaktionsgebiihren, Provisionen und Transaktionen zu Preisen, die vom letztgehandelten Preis abweichen, kénnen
wesentliche nachteilige Auswirkungen fiir die Interessen der Anteilinhaber eines Teilfonds haben. Um diesen als
“Verwisserung” bekannten Effekt zu vermeiden und die Interessen der Anteilinhaber zu wahren, kann die Gesellschaft
eine Verwisserungsanpassung vornehmen, wenn Nettozufliisse in einen Teilfonds oder Nettoabfliisse aus einem
Teilfonds vorliegen, so dass der Preis der Anteile des Teilfonds iiber oder unter dem Preis liegt, der sich aus einer
Bewertung auf Basis des letztgehandelten Preises ergeben hitte. Durch die Vornahme einer Verwisserungsanpassung
kann sich entweder der Riicknahmepreis reduzieren oder der Zeichnungspreis fiir die Anteile eines Teilfonds erhohen.
Wird eine Verwésserungsanpassung vorgenommen, erhoht sich im Falle von Nettozeichnungen der Nettoinventarwert je
Anteil eines Teilfonds und reduziert sich im Falle von Nettoriicknahmen der Nettoinventarwert je Anteil eines Teilfonds.
Die Vornahme einer Verwésserungsanpassung auf den Erstausgabepreis findet dhnliche Anwendung bei der Auflegung
neuer Anteilsklassen in einem Teilfonds, der bereits besteht, und hat den Effekt, die Anzahl der ausgegebenen Anteile zu
reduzieren. Der Erstausgabepreis wird in der offiziellen Preisentwicklung veroffentlicht. Verwésserungsanpassungen
konnen iiblicherweise bei der Schlieung einer einzelnen Klasse vorgenommen werden. Dies ist aber bei der Schlieung
eines Teilfonds nicht der Fall, da sich die tatséchlichen SchlieBungskosten stattdessen auf alle Anteilsklassen
niederschlagen.

Die Vornahme einer Verwésserungsanpassung ist abhdngig vom Wert der Zeichnungen oder Riicknahmen von Anteilen
an einem Handelstag. Die Gesellschaft kann unter folgenden Umstidnden eine Verwésserungsanpassung vornehmen:

)] wenn Nettozeichnungen oder -riicknahmen (ohne In-Specie-Ubertragungen) einen bestimmten zuvor
festgelegten Prozentsatz des Nettoinventarwertes eines Teilfonds iiberschreiten (solche Prozentsitze werden fiir
jeden Teilfonds von Zeit zu Zeit von den Direktoren oder einem von den Direktoren eingesetzten Ausschuss
festgelegt); oder

(i1) wenn das Vermogen eines Teilfonds kontinuierlich sinkt (d. h. ein Nettoabfluss der Anlagen stattfindet); oder

(ii1) in allen anderen Fillen, in denen der Fonds einen angemessenen Grund zu der Annahme hat, dass es im
Interesse der Anteilinhaber liegt, eine Verwisserungsanpassung vorzunehmen.

Die Verwisserungsanpassung flir jeden Teilfonds wird unter Bezugnahme auf die typischen Handelskosten der
zugrunde liegenden Anlagen des betreffenden Teilfonds, einschlieBlich Handelsspannen, Markteffekt, Provisionen,
Gebiihren und Steuern, berechnet. Diese Kosten kdnnen schwanken und infolgedessen kann auch der Umfang der
Verwésserungsanpassung variieren. Der Preis filir die einzelnen Anteilsklassen eines Teilfonds wird separat berechnet,
doch eine Verwésserungsanpassung betrifft den Preis der Anteile aller Anteilsklassen eines Teilfonds gleichermalien.
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Wenn keine Verwiésserungsanpassung vorgenommen wird und Anteile gekauft oder verkauft werden, kann dies negative
Auswirkungen auf den Nettoinventarwert eines Teilfonds haben.

Zeichnungen oder Riicknahmen in Sachwerten (in specie) werden nicht bei der Feststellung beriicksichtigt, ob es
Nettomittelzufliisse oder -abfliisse in einem Teilfonds gibt. Anteilinhaber, die Anteile in Sachwerten zeichnen oder
zurlickgeben, tun dies zum aktuellen Nettoinventarwert je Anteil, ohne dass eine Verwisserungsanpassung erfolgt. Im
Fall eines Teilfonds, dem infolge einer Zeichnung in Sachwerten Stempelgebiihren entstehen, kann jedoch eine
Verwiésserungsanpassung erfolgen, um die Kosten der infolge der Zeichnung in Sachwerten angefallenen
Stempelgebiihren zu berticksichtigen.

Verwisserungsanpassungen konnen an jedem Handelstag vorgenommen werden, doch die mogliche Hohe solcher
Anpassungen wird von Zeit zu Zeit vom Hauptfinanzverwalter iiberpriift. Die Anteilinhaber konnen Einzelheiten zu den
Verwisserungsanpassungen, die bei Zeichnungen und/oder Riicknahmen vorgenommen wurden, beim
Hauptfinanzverwalter erfragen.

Ausschiittungspolitik

Jeder Teilfonds kann thesaurierende (Accumulation) Anteilsklassen oder ausschiittende (/ncome) Anteilsklassen (wie
weiter unten definiert) ausgeben. Sofern nicht anderweitig in der Bezeichnung der Anteilsklasse angegeben, sind
alle Anteilsklassen thesaurierende Anteilsklassen.

Anteile thesaurierender Anteilsklassen sind Anteile, die eine Ausschiittung verkiinden, deren Nettoertrag jedoch dann am
Ausschiittungstag in das Kapital des mallgeblichen Fonds wiederangelegt werden. Dadurch erhoht sich der
Nettoinventarwert je Anteil einer thesaurierenden Anteilsklasse im Verhéltnis zu einem Anteil einer ausschiittenden
Anteilsklasse.

Anteile ausschiittender Anteilsklassen sind Anteile, die den Nettoertrag nach dem Ermessen der Direktoren an
entsprechenden Ausschiittungsterminen ausschiitten. Die Hohe der Ausschiittung bei verschiedenen Klassen von
Anteilen ausschiittender Anteilsklassen in einem Teilfonds kann variieren, da diese Anteilsklassen unterschiedlichen
Gebiihren und Aufwendungen unterliegen. Eine solche Ausschiittung erfolgt aus dem Nettoertrag. Es sollte beachtet
werden, dass der Nettoertrag in Bezug auf Fonds, die der Generierung von Ertrdgen den Vorrang vor Kapitalwachstum
geben, anders berechnet wird, und samtliche fiir diese Fonds geltenden Gebiihren und Auslagen zulasten des Kapitals
des Fonds anstatt auf die Ertrdge des Fonds erhoben werden. Ein Anleger, der in Anteile ausschiittender Anteilsklassen
investiert, hat die Wahl, den Ausschiittungsbetrag in weitere Anteile ausschiittender Anteilsklassen anzulegen oder eine
Zahlung per Uberweisung in der Klassenwihrung der Anteile ausschiittender Anteilsklassen, in die er angelegt hat, zu
erhalten. Der Anleger teilt seinen Wunsch dem Administrator schriftlich zu dem Zeitpunkt mit, zu dem er seinen Antrag
auf Zeichnung von Anteilen ausschiittender Anteilsklassen stellt.

Es sollte beachtet werden, dass der Beschluss iiber Ausschiittungen im Fall dieser Fonds, die Gebiihren (einschlie3lich
Verwaltungsgebiihren und Anlageerfolgspramien) und Auslagen zulasten des Kapitals anstatt auf Ertrdge erheben, zur
Kapitalerosion in diesen Fonds fiihren kann und diese erhdhten Ertrdge dadurch erzielt werden, indem auf das Potenzial
fiir kiinftiges Kapitalwachstum zum Teil verzichtet wird.

Status als berichtender Fonds im Vereinigten Konigreich

Ab und in Bezug auf die am 1. Juli 2011 beginnende Rechnungsperiode hat die Gesellschaft ihre Geschéfte so gefiihrt,
dass sie den Status als berichtender Fonds im Vereinigten Konigreich erhalten kann.

Unter anderem muss ein berichtender Fonds die Ertragsrenditen der Gesellschaft pro Anteil fiir jeden Berichtszeitraum
allen betreffenden Anteilinhabern anzeigen.

Anteilinhabern und potenziellen Anlegern, die im steuerrechtlichen Sinn im Vereinigten Kdnigreich anséssig sind oder
dort ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, wird geraten, ihre Fachberater beziiglich einer moglichen Besteuerung oder
anderer Folgen des Status als berichtender Fonds im Vereinigten Konigreich und der diesbeziiglichen Steuervorschriften
zu konsultieren.

Umrechnungsgebiihren

Bei Anteilklassen ohne Wahrungsabsicherung findet bei Zeichnungen, Riicknahmen, Umtausch und Ausschiittungen
eine Wéhrungsumrechnung zu den dann geltenden Wechselkursen statt. Der Zeichner iibernimmt dementsprechend alle
Waihrungsumrechnungsgebiihren bei Zeichnungen, Riicknahmen, Umtausch und Ausschiittungen.

Zwangsweise Riicknahme von Anteilen und Verfall von Ausschiittungen

Die Gesellschaft behélt sich das Recht vor, samtliche Anteile eines Anteilinhabers nach schriftlicher Mitteilung mit einer
Frist von 14 Tagen zuriickzunehmen, wenn:
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@) der Anteilbesitz dieser Person rechtswidrig ist oder es dem Anteilinhaber aus gesetzlichen oder
regulatorischen Griinden verboten ist, die Anteile zu halten, oder wenn nach Meinung der Direktoren
der Anteilbesitz dazu fithren konnte, dass der Gesellschaft oder Anteilinhabern Steuerverbindlichkeiten
entstehen oder sie finanzielle oder administrative Nachteile erleiden, welche die Gesellschaft bzw. die
Anteilinhaber ansonsten nicht erleiden wiirden; oder

(i) die Direktoren nach ihrem alleinigen Ermessen bei dem Anteilinhaber eine {iberhdhte Handelsaktivitét
festgestellt haben - bei dieser Feststellung konnen die Direktoren Anteile im Gemeinschaftseigentum
oder unter gemeinsame Kontrolle kombinieren, um festzustellen, ob bei einer Einzelperson oder einer
Gruppe von Personen eine liberhohte Handelsaktivitét vorliegt.

Dariiber hinaus kann die Gesellschaft Anteile zuriicknehmen, wenn ein Scheck iiber eine Dividende der Anteile
innerhalb von sechs Jahren nicht eingel6st wurde, und der Erhalt des Anteilscheins oder einer anderen Bestétigung des
Anteilbesitzes seitens des Anteilinhabers nicht bestétigt wurde. Der Verkaufserlos wird auf einem separaten
zinsbringenden Konto gehalten und der Anteilinhaber hat das Recht, das ihm zustehende Guthaben auf einem solchen
Konto einzufordern.

Ausschiittungen, die nicht innerhalb von sechs Jahren nach Ankiindigung der Ausschiittung eingefordert werden,
verfallen und werden dem Vermogen des jeweiligen Teilfonds zugerechnet.

Verdffentlichung des Anteilpreises

Aufler in den Fillen, in denen die Ermittlung des Nettoinventarwerts je Anteil wie nachfolgend beschrieben ausgesetzt
wird, wird der aktuelle Nettoinventarwert je Anteil in jedem Teilfonds am eingetragenen Geschéftssitz des
Administrators und — sofern praktisch moglich — am ersten auf den relevanten Handelstag folgenden Geschéftstag auf
der Internetseite von Bloomberg (www.bloomberg.com) verdffentlicht.

Neben den in den regelméBigen Berichten des Fonds veroffentlichten Informationen kann der Fonds von Zeit zu Zeit
den Anlegern Informationen zu den Portfoliopositionen und damit zusammenhédngende Informationen in Bezug auf
einen oder mehrere Teilfonds geben. Diese Informationen stehen auf Anfrage allen Anlegern des jeweiligen Teilfonds
zur Verfliigung. Diese Informationen werden nur vergangenheitsbezogen nach dem jeweiligen Handelstag, auf den sich
diese Informationen beziehen, bereitgestellt.

Voriibergehende Einstellung der Bewertung sowie der Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

Die Direktoren konnen nach Riicksprache mit der Verwaltungsgesellschaft jederzeit die Bestimmung des
Nettoinventarwerts und die Ausgabe, die Riicknahme und den Umtausch von Anteilen eines Teilfonds sowie die
Zahlung der Erlse aus Riicknahmen voriibergehend aussetzen:

(1) in einem Zeitraum (auBer gesetzlichen Feiertagen und iiblichen WochenendschlieBungen), in dem der
geregelte Markt geschlossen ist, der als hauptséchlicher geregelter Markt fiir einen bedeutenden Teil des
Teilfondsvermogens gilt, bzw. an dem der Handel mit solchen Anteilen eingeschrénkt oder ausgesetzt ist;
oder

(i)  in einem Zeitraum, in dem durch eine Notsituation der Verkauf von Wertpapieren, die einen bedeutenden
Teil des Teilfondsvermdgens ausmachen, praktisch nicht moglich ist; oder

(i)  in einem Zeitraum, in dem die Kurse der Wertpapiere des Teilfonds von der Verwaltungsgesellschaft nicht
in vertretbarem Mal3e, unverziiglich oder eindeutig bestimmt werden kdnnen; oder

(iv)  in einem Zeitraum, in dem Geldiiberweisungen, die fiir die VerduBerung oder Bezahlung von Wertpapieren
im Teilfonds (moglicherweise) benotigt werden, nach Auffassung der Verwaltungsgesellschaft nicht zum
normalen Wechselkurs durchgefiihrt werden kénnen; oder

V) in Zeitrdumen, in denen die Erlose aus dem Verkauf oder der Riicknahme von Anteilen nicht auf das Konto
oder vom Konto des Teilfonds iiberwiesen werden konnen.

(vi)  wihrend des Ausfalls der Kommunikationsmittel, die der Administrator tiblicherweise bei der Ermittlung
des Preises oder Wertes einer Anlage eines Teilfonds oder bei der Berechnung oder Ubermittlung des
Preises oder Wertes eines Teilfonds selbst einsetzt; oder

(vil) in Zeitrdumen, in denen aufgrund politischer, wirtschaftlicher, militirischer oder wéhrungsbezogener
Ereignisse oder anderer Umsténde, die nicht dem FEinfluss, der Verantwortung oder der Macht der
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Direktoren unterliegen, eine VerduBerung oder Bewertung von Anlagen des betreffenden Fonds nicht ohne
wesentliche Nachteile filir die Interessen der Anteilinhaber in angemessener Weise durchfiihrbar ist, oder
wenn nach Ansicht des Administrators die Riicknahmepreise nicht in angemessener Weise berechnet
werden konnen; oder

(viil) nach Veroffentlichung einer Einberufungsbekanntmachung einer Hauptversammlung von Anteilinhabern,
auf der die Abwicklung der Gesellschaft oder die Schliefung eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse
beschlossen werden soll.

Wenn moglich, werden alle vertretbaren Schritte unternommen, um einen Zeitraum der Einstellung so bald wie moglich
zu beenden.

Die Einzelheiten einer solchen Aussetzung werden unverziiglich (ohne Verzogerung) am selben Geschéftstag der
Zentralbank gemeldet und allen Anteilinhabern so bald wie mdglich durch eine offizielle Mitteilung mitgeteilt.
Antrige von Anteilinhabern auf Zeichnungen oder Riicknahmen von Anteilen einer Klasse eines Teilfonds oder auf
den Umtausch von Anteilen einer Klasse eines Teilfonds in eine andere werden — sofern sie nicht zuriickgezogen
wurden, aber vorbehaltlich der oben genannten Einschrinkungen — am ersten relevanten Handelstag nach
Aufhebung der Aussetzung bearbeitet.

Umtausch von Anteilen

Die Anteilinhaber konnen mit Einverstindnis der Direktoren ihre Anteile an jedem Teilfonds in Anteile an einem
anderen Teilfonds umtauschen. Die Umwandlung erfolgt nach folgender Formel:

SxRxF)-X
NS = _
P
Dabei ist:

NS= Anzahl der Anteile, die im neuen Teilfonds ausgegeben werden;
S = Anzahl der umzuwandelnden Anteile;
R = Riicknahmepreis je Anteil nach Abzug einer etwaigen Riicknahmegebiihr;
F = von der Verwaltungsgesellschaft bestimmter Wahrungsumrechnungsfaktor (ggf.);
P = Preis des Anteils des neuen Teilfonds nach Hinzurechnen des Ausgabeaufschlags;
X = Abwicklungsgebiihr von maximal 5 % des Nettoinventarwerts der umzuwandelnden Anteile.

Ergibt NS keine ganze Zahl von Anteilen, behilt sich der Fonds vor, Bruchteile von Anteilen am neuen Teilfonds
auszugeben oder den sich ergebenden Uberschuss an den Anteilinhaber, der die Anteile umwandeln mochte,
zuriickzuzahlen.

Vorlage von Informationen bei der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft

Zur Abidnderung der Anmeldeinformationen und der Zahlungsanweisungen eines Anteilinhabers miissen
Originalunterlagen eingereicht werden.

Zeichner sind zum Zeitpunkt der Erstzeichnung zu einer Erklarung gegeniiber der Verwaltungsgesellschaft verpflichtet,
in der sie ihren Status als irische Gebietsansdssige, Personen mit gewohnlichem Aufenthaltsort in Irland und/oder US-
Personen angeben. Alle Zeichner, bei denen es sich um US-Personen handelt, sind zum Nachweis verpflichtet, dass sie
bestimmte Bedingungen gemaf} US-amerikanischem Recht erfiillen.

Jeder Anteilinhaber muss die Verwaltungsgesellschaft und/oder den Administrator schriftlich {iber etwaige Anderungen
der Angaben in ihrem Depoterdffnungsantrag informieren (einschlielich Status als irischer Gebietsansdssiger oder als
US-Person) und der Verwaltungsgesellschaft und/oder dem Administrator auf Verlangen solche Anderungen durch
weitere Dokumente belegen. Des Weiteren sind die Anteilinhaber verpflichtet, die Gesellschaft dariiber zu informieren,
wenn sie US-Personen werden, da sie in einem solchen Fall nachweisen miissen, dass sie bestimmte Bedingungen
erfiillen, oder die von ihnen gehaltenen Anteile sofort verduflern oder deren Riicknahme veranlassen miissen.

Mafinahmen zur Bekimpfung von Geldwiische und Terrorismusfinanzierung

Der Fonds unterliegt der Aufsicht der Zentralbank und muss die in den Criminal Justice (Money Laundering and
Terrorist Financing) Acts von 2010 und 2018 vorgeschriebenen Mafinahmen, die auf die Verhinderung von Geldwische
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abzielen, treffen. Um diese Geldwiéschebestimmungen zu erfiillen, verlangt der Administrator im Namen des Fonds von
jedem Zeichner oder Anteilinhaber einen gewissen Identitdtsnachweis. Der Fonds und der Administrator behalten sich
jeweils vor, die zur Identitétsiiberpriifung eines Antragstellers und gegebenenfalls des wirtschaftlich Berechtigten
bendtigten Informationen zu verlangen.

Der Administrator behilt sich das Recht vor, die zur Uberpriifung der Identitit des Bewerbers erforderlichen
Informationen anzufordern. Fiir den Fall, dass der Administrator einen weiteren Identitdtsnachweis eines
Antragstellers bendtigt, wird er sich nach Erhalt der Zeichnungsanweisungen mit dem Antragsteller in Verbindung
setzen. Im Falle einer Verzogerung oder Nichtvorlage von Informationen, die fiir Uberpriifungszwecke erforderlich
sind, oder einer Verzdgerung oder Nichtvorlage des unterzeichneten Originalantragsformulars durch den
Antragsteller kann der Administrator die Annahme des Antrags und die Riickerstattung aller Zeichnungsgelder auf
Risiko des Antragstellers und ohne Zinsen verweigern.

Es wird ferner anerkannt, dass der Administrator bei der Erfiillung der auf ihn iibertragenen Aufgaben vom
Antragsteller von jeglichem Verlust freigestellt wird, der durch die Nichtverarbeitung der Zeichnungen entsteht,
wenn die vom Administrator angeforderten Informationen nicht vom Antragsteller zur Verfiigung gestellt wurden.

Datenschutz

Potenzielle Anleger sollten beachten, dass sie durch eine Anlage im Fonds und die damit verbundenen
Interaktionen mit dem Fonds und seinen verbundenen Unternehmen und seinen Beauftragten (unter anderem das
Ausfiillen des Antragsformulars sowie die Aufzeichnung von elektronischen Mitteilungen oder Telefongesprichen,
soweit zutreffend) oder durch Bereitstellung von persénlichen Informationen {iber mit dem Anleger verbundenen
natiirlichen Personen (zum Beispiel Direktoren, Treuhdnder, Mitarbeiter, Vertreter, Anteilinhaber bzw. Aktionére,
Investoren, Kunden, wirtschaftliche Eigentiimer oder Vermittler) fiir den Fonds solche natiirlichen Personen dem
Fonds und seinen verbundenen Unternehmen und Beauftragten bestimmte personliche Informationen zur
Verfiigung stellt, die personenbezogene Daten im Sinne der Datenschutzgesetze darstellen. Der Fonds fungiert als
verantwortliche Stelle in Bezug auf diese personenbezogenen Daten und seine verbundenen Unternehmen und
Beauftragten wie die Verwaltungsgesellschaft, der Administrator, der Hauptfinanzverwalter und die Vertriebsstelle
konnen als Datenverarbeiter fungieren (oder, unter bestimmten Umstidnden, gemeinsame verantwortliche Stellen).

Der Fonds hat ein Dokument erstellt, in dem die Datenschutzverpflichtungen des Fonds und die Datenschutzrechte
natlirlicher Personen geméall den Datenschutzgesetzen aufgefiihrt sind (die ,,Datenschutzerklarung*).

Alle Neuanleger erhalten eine Kopie der Datenschutzerkldrung im Rahmen des Prozesses der Zeichnung von
Anteilen am Fonds; zudem wird allen bestehenden Anlegern des Fonds, die vor dem Inkrafttreten der

Datenschutzgesetze Anteile gezeichnet haben, eine Kopie der Datenschutzerkldrung zugesandt.

Die Datenschutzerklérung enthélt Informationen iiber die folgenden Sachverhalte hinsichtlich des Datenschutzes:

. Anleger stellen dem Fonds bestimmte personliche Informationen zur Verfiigung, die im Sinne der
Datenschutzgesetze personenbezogene Daten darstellen;

. eine Beschreibung der Zwecke und der Rechtsgrundlagen, fiir die die personenbezogenen Daten
verwendet werden konnen;

. Einzelheiten zur Ubertragung von personenbezogenen Daten, einschlieBlich (sofern zutreffend) an
Unternehmen aullerhalb des EWR;

. Einzelheiten zu den vom Fonds ergriffenen Datenschutzmafnahmen;

. eine Ubersicht iiber die verschiedenen Datenschutzrechte natiirlicher Personen als betroffene
Personen gemif3 den Datenschutzgesetzen;

. Informationen zur Politik des Fonds in Bezug auf die Speicherung personenbezogener Daten;

. Kontaktangaben fiir weitere Informationen zu Datenschutzfragen.

Angesichts des spezifischen Zwecks, fiir den der Fonds und seine verbundenen Unternehmen und Beauftragten
personenbezogene Daten zu verwenden beabsichtigen, ist nach den Vorschriften der Datenschutzgesetze nicht zu
erwarten, dass eine individuelle Einwilligung fiir eine solche Verwendung erforderlich sein wird. Wie jedoch in der
Datenschutzerkldrung erldutert, haben natiirliche Personen das Recht, der Verarbeitung ihrer Daten zu
widersprechen, wenn dies nach Ansicht des Fonds fiir die Zwecke der berechtigten Interessen des Fonds oder eines
Dritten erforderlich ist.
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Nicht stimmberechtigte Anteilklassen

Es konnen Anteilklassen aufgelegt werden, die bei Beschlussantrigen, welche den Anteilinhabern der Gesellschaft
vorgelegt werden, beziiglich des Fonds, zu dem sie gehoren oder beziiglich der betreffenden Anteilklasse keine
Stimmrechte haben. Betroffene Anteilinhaber werden im Falle von geplanten Anderungen (auf die sich ein solcher
Beschluss bezieht) mindestens zwei Wochen vor deren Inkrafttreten benachrichtigt. In diesem Zeitraum konnen die
Anteilinhaber ihre nicht stimmberechtigten Anteile auf Wunsch zuriickgeben. Die Entscheidung in eine nicht
stimmberechtigte Anteilklasse zu investieren trifft der potenzielle Anteilinhaber und nicht die Gesellschaft.
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VERWALTUNG UND ADMINISTRATION
Die Verwaltungsgesellschaft

Der Fonds delegiert die Funktionen einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft an Carne Global Fund Managers
(Ireland) Limited (die ,,Verwaltungsgesellschaft). Die Vorschriften der Zentralbank beziehen sich auf die
verantwortliche Person, also die Partei, die fir die Einhaltung der einschligigen Anforderungen der
Zentralbankvorschriften im  Auftrag eines in Irland zugelassenen OGAW zustindig ist. Die
Verwaltungsgesellschaft iibernimmt fiir den Fonds die Rolle der verantwortlichen Person.

Die Verwaltungsgesellschaft

Der Fonds hat die Verwaltungsgesellschaft als die Verwaltungsgesellschaft fiir den Fonds und jeden Teilfonds
ernannt, und zwar mit der Befugnis, eine oder mehrere ihrer Funktionen vorbehaltlich der allgemeinen Aufsicht
und Kontrolle durch den Fonds zu delegieren. Die Verwaltungsgesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschrankter
Haftung und wurde am 10. November 2003 in Irland unter der Registernummer 377914 gegriindet. Sie wurde von
der Zentralbank erméchtigt, als OGAW-Verwaltungsgesellschaft zu handeln und Management- und verbundene
Verwaltungsdienstleistungen fiir Organismen fiir gemeinsame Anlagen (OGAW) zu erbringen. Das
Mutterunternehmen der Verwaltungsgesellschaft ist Carne Global Financial Services Limited, eine in Irland
gegriindete Gesellschaft mit beschrankter Haftung.

Die Verwaltungsgesellschaft ist fiir das allgemeine Management und die Verwaltung der Angelegenheiten des
Fonds sowie fiir die Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Zentralbank verantwortlich, einschlieBlich
der Anlage und Wiederanlage der Vermogenswerte der einzelnen Teilfonds unter Beriicksichtigung von deren des
Anlageziel und Anlagepolitik. Geméll der Verwaltungsvereinbarung hat die Verwaltungsgesellschaft jedoch
bestimmte ihrer Verwaltungs- und Transferstellenfunktionen in Bezug auf jeden Teilfonds an den Administrator
delegiert.

Gemill dem Hauptfinanzverwaltungsvertrag (und wie weiter unten beschrieben) hat die Verwaltungsgesellschaft
bestimmte Anlageverwaltungsfunktionen in Bezug auf jeden Teilfonds an den Hauptfinanzverwalter delegiert.
Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft sind in Anhang 3 aufgelistet.

Hauptfinanzverwalter, Vertriebsstelle, UK Facilities Agent und deutsche Informationsstelle

Russell Investments Limited wurde am 30. Dezember 1986 in England und Wales gegriindet

Der Fonds und die Verwaltungsgesellschaft haben Russell Investments Limited zum Hauptfinanzverwalter mit
Ermessensbefugnis gemidll dem Hauptfinanzverwaltungs- und Beratungsvertrag, wie nachstehend néher
beschrieben) ernannt.

GemélB den Bestimmungen des Hauptfinanzverwaltungs- und Beratungsvertrags ist der Hauptfinanzverwalter
vorbehaltlich der Gesamtaufsicht und -kontrolle durch die Direktoren und die Verwaltungsgesellschaft fiir die
Verwaltung des Vermdgens und der Anlagen des Fonds und jedes seiner Teilfonds in Ubereinstimmung mit dem
Anlageziel und der Anlagepolitik der einzelnen Teilfonds verantwortlich.

Der Hauptfinanzverwalter kann die diskretiondren Anlageverwaltungsfunktionen hinsichtlich des Vermdgens jedes
einzelnen oder aller Teilfonds delegieren, wie weiter oben im Abschnitt mit der Uberschrift ,,Verwaltung der

Teilfonds* beschrieben.

Russell Investments Limited wurde au3erdem zur Vertriebsstelle fiir die Anteile des Fonds ernannt und ist auch das
Unternehmen, das hauptsichlich fiir den Fonds wirbt.

Der Fonds hat Russell Investments Limited zudem mit der Erbringung bestimmter unterstiitzender operativer
Dienstleistungen gemil3 dem Support-Dienstevertrag beauftragt.

Die Verwaltungsgesellschaft und der Fonds haben im Rahmen einer britischen Fazilitdtsvereinbarung vom 30.
September 2021, die von Zeit zu Zeit gemédll den Anforderungen der Zentralbank gedndert werden kann, den
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Facilities Agent des Fonds im Vereinigten Konigreich beauftragt, dem Fonds im Vereinigten Konigreich im
Zusammenhang mit seiner 6ffentlichen Registrierung im Vereinigten Konigreich Einrichtungen bereitzustellen.

Die Verwaltungsgesellschaft und der Fonds haben im Rahmen eines deutschen Informationsstellenvertrages vom
30. September 2021, der von Zeit zu Zeit gemiB den Anforderungen der Zentralbank gedndert werden kann, die
deutsche Zahlstelle beauftragt, dem Fonds in Deutschland im Zusammenhang mit seiner 6ffentlichen Registrierung
in Deutschland , bestimmte Einrichtungen bereitzustellen.

Die Direktoren

Die Direktoren sind fiir die Fithrung der Geschifte der Gesellschaft gemall Satzung zustidndig. Die Direktoren diirfen
bestimmte Aufgaben auf die Verwaltungsgesellschaft {ibertragen, allerdings nur unter Aufsicht und Anweisung durch
die Direktoren.

Die Direktoren sind in Anhang 3 unter Angabe ihrer Haupttitigkeitsfelder aufgefiihrt. Die Gesellschaft hat die
Abwicklung des Tagesgeschifts der Gesellschaft auf die Verwaltungsgesellschaft {ibertragen; folglich ist keiner der
Direktoren in der Unternehmensleitung titig. Die Anschrift der Direktoren ist der eingetragene Geschiftssitz der
Gesellschatft.

Keiner der Direktoren hat einen Dienstvertrag mit der Gesellschaft abgeschlossen oder ist in der Unternehmensleitung
der Gesellschaft titig. Die Satzung schreibt kein Ausscheiden der Direktoren aus Altersgriinden und auch keine
Ablosung der Direktoren durch Rotation vor.

Die Satzung sieht vor, dass ein Direktor an jeder Transaktion oder jedem Geschiftsabschluss mit der Gesellschaft bzw.
an der/dem die Gesellschaft ein Interesse hat, teilnehmen darf, vorausgesetzt, dieser Direktor hat die Direktoren tiber Art
und AusmaB seiner etwaigen wesentlichen Interessen informiert. Ein Direktor darf bei einem Vertrag keinen Gebrauch
von seinem Stimmrecht machen, wenn seinerseits ein wesentliches Interesse besteht. Ein Direktor darf jedoch von
seinem Stimmrecht Gebrauch machen bei Vorschligen beziiglich anderer Gesellschaften, an denen er direkt oder
indirekt ein Interesse hat, ob als leitender Angestellter, Anteilinhaber oder Ahnlichem., vorausgesetzt, er ist nicht Inhaber
von 5 % oder mehr der ausgegebenen Anteile einer Klasse einer solchen Gesellschaft bzw. der den Mitgliedern einer
solchen Gesellschaft zustehenden Stimmrechte. Ein Direktor darf ebenfalls von seinem Stimmrecht Gebrauch machen
bei Vorschlidgen beziiglich eines Angebotes von Anteilen, an denen er als Teilnehmer einer Ubernahmevereinbarung
oder einer Nachiibernahmevereinbarung Interesse hat, und er darf ebenso von seinem Stimmrecht Gebrauch machen bei
der Leistung von Sicherheiten, Garantien oder Schadensersatz beziiglich Geldern, die durch den Direktor an die
Gesellschaft ausgelichen wurden, oder bei der Leistung von Sicherheiten, Garantien oder Schadensersatz an Dritte
beziiglich einer Zahlungsverpflichtung der Gesellschaft, fiir die der Direktor génzlich oder teilweise die Verantwortung
tibernommen hat.

Der Secretary

MFD Secretaries Limited ist der Secretary der Gesellschatft.

Der Administrator

Die Verwaltungsgesellschaft hat gemi der zwischen der Gesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft und dem
Administrator am 30. September 2021 geschlossenen Vereinbarung (die gemifl den Anforderungen der Zentralbank von
Zeit zu Zeit gedndert oder erginzt werden kann) (die ,,Administrationsvereinbarung*) den die State Street Fund Services
(Ireland) Limitedr zum Administrator der Gesellschaft bestellt.

Der Administrator ist fiir die Abwicklung des Tagesgeschifts der Gesellschaft und die Fondsbuchhaltung verantwortlich,
einschlieBlich der Berechnung des Nettoinventarwerts und Nettoinventarwerts je Anteil; dariiber hinaus stellt er der
Gesellschaft Registrierungs-, Transferstellen- und verbundene Dienstleistungen zur Verfiigung.

Der Administrator wurde in Irland am 23. Mérz 1992 als Private Limited Company gegriindet und befindet sich nun im
Besitz der State Street Corporation. Das genehmigte Aktienkapital d betrdgt 5. Mio. Pfund Sterling mit einem
ausgegebenen und eingezahlten Kapital von 350.000 Pfund Sterling.

Die State Street Corporation ist weltweit fiihrend auf dem Gebiet der Investment-Services und Anlageverwaltung

fiir anspruchsvolle internationale Anleger. State Street Corporation hat ihren Hauptsitz in Boston, Massachusetts,
USA, und handelt an der New York Stock Exchange unter dem Kiirzel ,,STT*.
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Die Verwahrstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat State Street Custodial Services (Ireland) Limited zur Verwahrstelle des Fonds gemél3
der Verwahrstellenvereinbarung ernannt.

Die Verwahrstelle ist eine nach irischem Recht gegriindete Private Limited Company mit eingetragenem Sitz am 78 Sir
John Rogerson’s Quay, Dublin 2. Die Haupttitigkeit der Verwahrstelle ist die Tatigkeit als Verwahrer des Vermdgens
von Organismen flir gemeinsame Anlagen. Die Verwahrstelle ist eine hundertprozentige Tochtergesellschaft von State
Street Corporation. Die Verwahrstelle untersteht der Aufsicht der Zentralbank. Die Verwahrstelle wurde zur
Bereitstellung von Verwahrungs- und Treuhanddienstleistungen fiir Organismen fiir gemeinsame Anlagen gegriindet.

Die Verwabhrstelle fiihrt Funktionen in Bezug auf den Fonds aus, einschlieflich, aber nicht beschriankt auf Folgende:
(a) die Verwahrstelle

)] verwahrt simtliche Finanzinstrumente, die in einem Depot fiir Finanzinstrumente, das in den Biichern
der Verwahrstelle erdffnet wird, verbucht werden konnen, sowie samtliche Finanzinstrumente, die der
Verwahrstelle physisch iibergeben werden kdnnen;

(i1) stellt sicher, dass samtliche Finanzinstrumente, die in einem Depot flir Finanzinstrumente, das in den
Biichern der Verwahrstelle eroffnet wurde, in den Biichern der Verwahrstelle in separaten Konten
gemdfl den in Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG der Kommission aufgefiihrten Grundsétzen
eingetragen werden, die im Namen des Fonds erdffnet werden, damit diese Vermdgenswerte eindeutig
und jederzeit gemil anwendbaren Gesetzen als dem OGAW zugehdrig identifiziert werden konnen.

(b) Die Verwahrstelle liberpriift das Eigentum des Fonds an den Vermdgenswerten (abgesehen von den in (i)
vorstehend erwidhnten) und fiihrt Aufzeichnungen zu denjenigen Vermogenswerten und hilt diese auf dem
neuesten Stand, bei denen sie sich vergewissert hat, dass der Fonds das Eigentum an ihnen hat.

() die Verwahrstelle stellt eine ordnungsgemifBe Uberwachung der Cashflows des Fonds sicher;

(d) Die Verwahrstelle ist flir bestimmte Aufsichtspflichten in Bezug auf den Fonds zustindig — siche
»Zusammenfassung der Aufsichtspflichten nachstehend.

Die Verwahrstelle darf geméll den Bedingungen der Verwahrstellenvereinbarung ihre Pflichten im Hinblick auf (a) und
(b) vorstehend vorbehaltlich bestimmter Bedingungen tlibertragen. Die Haftung der Verwahrstelle wird nicht durch die
Tatsache beeinflusst, dass sie einige oder alle Vermdgenswerte in ihrer Verwahrung einem Dritten anvertraut hat. Die
Haftung der Verwahrstelle wird nicht dadurch beeinflusst, dass sie ihre Verwahraufgaben nach dem
Verwahrstellenvertrag libertragen hat.

Weitere Angaben liber die Verwahrfunktionen, die auf andere iibertragen wurden, und iiber die Identitét der betreffenden
Beauftragten und Unterbeauftragten finden sich in Anhang 7des Prospekts.

Pflichten und Aufgaben in Bezug auf (c) und (d) konnen von der Verwahrstelle nicht iibertragen werden.
Zusammenfassung der Aufsichtspflichten:

Zusammenfassung der Aufsichtspflichten:

Die Verwabhrstelle ist unter anderem verpflichtet:

(a) sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausgabe, der Riickkauf, die Riicknahme und die Annullierung von
Anteilen durch den Fonds oder in seinem Namen laut den gesetzlichen Vorschriften und der Satzung

durchgefiihrt werden;

(b) sicherzustellen, dass der Wert der Anteile den Vorschriften und der Satzung entsprechend berechnet wird;

(©) die Anweisungen des Fonds zu befolgen, es sei denn, sie stehen in Widerspruch zu den Vorschriften oder der
Satzung;

(d) sicherzustellen, dass bei allen Geschiften, die sich auf das Vermogen des Fonds beziehen, der Gegenwert
innerhalb der {iblichen Zeitabsténde bei ihr eingeht;

(e) sicherzustellen, dass die Ertrdge des Fonds den Vorschriften und der Satzung entsprechend verbucht werden;

® das Geschiftsverhalten des Fonds in jedem Bilanzierungszeitraum zu iiberpriifen und den Anteilinhabern

diesbeziiglich Bericht zu erstatten. Der Bericht der Verwahrstelle ist dem Verwaltungsrat zeitlich so vorzulegen,
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dass der Verwaltungsrat ein Exemplar des Berichts in den Jahresbericht des Fonds aufnehmen konnen. Der
Bericht des Verwaltungsrats soll dariiber Auskunft geben, dass seiner Ansicht nach der Fonds in diesem
Zeitraum wie folgt verwaltet wurde:

1) gemil den Beschriankungen, die die Zentralbank, die Satzung und die Vorschriften den Anlage- und
Kreditaufnahmebefugnissen des Fonds auferlegen; und

(i1) auch ansonsten geméaB den Bestimmungen der Satzung und der Vorschriften.

Wenn der Fonds nicht gemi3 den oben unter (a) oder (b) genannten Beschrinkungen und Bestimmungen verwaltet
wurde, muss die Verwahrstelle angeben, warum dies
der Fall ist und die Maflnahmen erldutern, die von der Verwahrstelle zur Behebung der Situation ergriffen wurden;

(a) sie wird die Zentralbank umgehend iiber wesentliche Verstofle des Fonds oder der Verwahrstelle in Bezug auf
Anforderungen, Verpflichtungen oder Dokumente, auf die sich Verordnung 114(2) der Verordnungen der
Zentralbank beziehen, unterrichten; und

(b) sie wird die Zentralbank umgehend iiber nicht wesentliche Versto3e des Fonds oder der Verwahrstelle in Bezug
auf Anforderungen, Verpflichtungen oder Dokumente, auf die sich Verordnung 114(2) der Verordnungen der
Zentralbank beziehen, unterrichten, sofern ein solcher Verstofl nicht innerhalb von 4 Wochen, nachdem die
Verwahrstelle Kenntnis iiber einen solchen Versto§3 erlangte, behoben wird.

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben soll die Verwahrstelle ehrlich, redlich, professionell, unabhingig und
ausschlieBlich im Interesse des Fonds und der Anteilinhaber handeln.

Im Falle eines Verlusts eines wie gemal OGAW V verwahrten Finanzinstruments wird die Verwahrstelle etwaige
Finanzinstrumente identischer Art oder den entsprechenden Betrag des Fonds unverziiglich zuriickerstatten.

Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass der Verlust eines verwahrten Finanzinstruments auf
dulere Ereignisse, die von der Verwahrstelle nach verniinftigem Ermessen nicht kontrolliert werden konnen,
zurlickzufiihren ist, und deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Anstrengungen wie in OGAW V festgelegt, nicht
hétten vermieden werden kdnnen.

In dem geméB den Vorschriften zuldssigen Rahmen haftet die Verwahrstelle nicht fiir mittelbare, konkrete oder
Folgeschiden bzw. -verluste, die sich aus oder in Zusammenhang mit der Erfiillung oder Nichterfiillung der
Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle ergeben.

Zahlstellen/Vertreter/Vertriebsstellen

Es konnen lokale Zahlstellen und Vertreter (,,Zahlstellen*) ernannt werden, um die Zulassung oder Registrierung
des Fonds und/oder die Vermarktung seiner Anteile in verschiedenen Jurisdiktionen zu erleichtern. Ferner konnen
lokale Vorschriften in EWR-Landern die Bestellung von Zahlstellen und die Fithrung von Konten durch die
Vertreter vorschreiben, liber die Zeichnungs- und Riicknahmegelder gezahlt werden kénnen. Anleger, die es
vorziehen oder durch lokale Vorschriften verpflichtet sind, die Zahlung von Zeichnungs-/Riicknahmegeldern iiber
einen Vermittler statt direkt an den Administrator oder die Verwahrstelle (z. B. eine Untervertriebsstelle oder ein
Vertreter in der lokalen Jurisdiktion) zu leisten bzw. von diesen zu erhalten, tragen ein Kreditrisiko gegeniiber
diesem Vermittler in Bezug auf (a) Zeichnungsgelder vor der Uberweisung dieser Gelder an den Administrator
oder die Verwahrstelle fiir Rechnung eines Teilfonds und (b) die Auszahlung von Riicknahmegeldern durch diesen
Vermittler an den betreffenden Anleger.

Die Ernennung einer Zahlstelle (einschlieBlich einer Zusammenfassung der Vereinbarung iiber die Ernennung
dieser Zahlstelle) kann in einem Landernachtrag ausfiihrlicher angegeben werden.

Interessenkonflikte

Die Direktoren, die Verwahrstelle und die Verwaltungsgesellschaft und ihre ordnungsgeméif bestellten
Beauftragten sowie ihre jeweiligen verbundenen Unternehmen, leitenden Angestellten, Verwaltungsratsmitglieder
und Gesellschafter, Mitarbeiter und Vertreter (jeweils eine ,,verbundene Partei” und zusammen die ,,verbundenen
Parteien®) sind oder kdnnen an anderen Finanz-, Anlage- und professionellen Tétigkeiten beteiligt sein (z. B. an der
Erbringung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Wertpapierleihe), die gelegentlich einen
Interessenkonflikt mit der Verwaltung des Fonds und/oder ihren jeweiligen Aufgaben in Bezug auf den Fonds
verursachen konnen.
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Zu diesen anderen Tatigkeiten konnen die Verwaltung oder Beratung anderer Fonds, der Kauf und Verkauf von
Wertpapieren, Bank- und Anlageverwaltungsdienste, Brokerdienste und die Tétigkeit als Verwaltungsratsmitglied,
leitender Angestellter, Berater oder Vertreter anderer Fonds oder Unternehmen gehdren, einschlielich Fonds oder
Unternehmen, in die der Fonds selbst investieren kann. Jede der verbundenen Parteien wird sich in angemessener
Weise darum bemiihen, dass eventuell auftretende Konflikte fair gelost werden. Die Ernennung der
Verwaltungsgesellschaft, des Hauptfinanzverwalters, des Administrators und der Verwahrstelle in ihrer
Haupteigenschaft als Dienstleister fiir den Fonds sind vom Geltungsbereich dieser Anforderungen fiir verbundene
Parteien ausgenommen.

Jeder Teilfonds kann Portfoliotransaktionen mit oder iiber Tochtergesellschaften von Russell Investments
durchfiihren. Dariliber hinaus kann ein Direktor von Zeit zu Zeit als Verwaltungsratsmitglied, Gesellschafter,
leitender Angestellter, Mitarbeiter oder Berater von Broker-Unternehmen tétig sein, iiber die Portfoliotransaktionen
fiir die Teilfonds abgewickelt werden. Die Finanzverwalter konnen vom Hauptfinanzverwalter aufgefordert
werden, einen bestimmten Prozentsatz an Portfoliotransaktionen an verbundene Unternechmen von Russell
Investments weiterzuleiten. Die verbundenen Unternehmen von Russell Investments erstatten dem Teilfonds, der
solche Transaktionen durchfiihrt, den Wert der gezahlten Provision abziiglich der Kosten, die der Broker und/oder
das verbundene Unternehmen von Russell Investments von Zeit zu Zeit als notwendig erachten. Zu diesen
ausgeschlossenen Kosten gehoren u. a. die Kosten fiir den Zugang zu den Mérkten, die Ausfiihrung, das Clearing
und die Mindestprovisionen.

Der Hauptfinanzverwalter, die Finanzverwalter und/oder Anlageverwalter konnen Transaktionen auf Basis von
Verrechnungsprovisionen eingehen, d. h. die Dienste und Fachkenntnisse von Maklern gegen Ausiibung der
Handelsgeschifte {iber diese Makler nutzen, sofern die Transaktionen nach dem Prinzip der besten Ausfiithrung
getdtigt werden. Die bei der Transaktion erbrachten Leistungen tragen zur Erbringung von Anlagediensten fiir den
Fonds bei. Weitere Informationen zu Verrechnungsprovisionen sind dem Jahres- oder Halbjahresbericht des Fonds
zu entnehmen. Wo zweckméaBig, werden solche Arrangements den Anforderungen von Artikel 11 der delegierten
MiFID-II-Richtlinie entsprechen.

Es gibt kein Verbot von Transaktionen mit verbundenen Parteien, insbesondere in Bezug auf das Halten, die
VerauBerung oder den anderweitigen Handel mit vom Fonds ausgegebenen Anteilen oder mit dem Eigentum des
Fonds, und keine dieser Parteien ist verpflichtet, dem Fonds Rechenschaft iber Gewinne oder Vorteile abzulegen,
die durch solche Transaktionen erzielt oder aus ihnen abgeleitet wurden, vorausgesetzt, dass solche Transaktionen
im besten Interesse der Anteilinhaber sind und dass die Transaktionen so durchgefiihrt werden, als ob sie zu
normalen Handelsbedingungen und auf marktiiblicher Basis ausgehandelt werden. Geschifte gelten als unter
normalen Handelsbedingungen ausgefiihrt, wenn:

(1) eine beglaubigte Bewertung durch eine von der Verwahrstelle als unabhéngig und kompetent anerkannte
Person (oder im Falle einer Transaktion, an der die Verwahrstelle beteiligt ist, die Verwaltungsgesellschaft)
vorliegt oder

(ii) die betreffende Transaktion zu den besten Bedingungen an einer organisierten Anlageborse in
Ubereinstimmung mit deren Regeln ausgefiihrt wird oder

(iii) die unter (i) und (ii) genannten Bedingungen nicht praktikabel sind und die betreffende Transaktion zu
Bedingungen ausgefiihrt wird, die nach Uberzeugung der Verwahrstelle (bzw. im Falle eines Geschifts, an
dem die Verwahrstelle beteiligt ist, nach Uberzeugung der Verwaltungsgesellschaft) dem Grundsatz
entsprechen, dass solche Transaktionen so ausgefiihrt werden, als ob sie zu marktiiblichen Bedingungen
und im besten Interesse der Anteilinhaber ausgehandelt wiirden.

Die Verwahrstelle (bzw. im Falle von Transaktionen, an denen die Verwahrstelle beteiligt ist, die Direktoren) halt
(halten) schriftlich fest, wie die Bestimmungen in den vorstehenden Abschnitten (1), (2) und (3) eingehalten
wurden, und in Fillen in denen die Transaktionen gemiRl Abschnitt (3) erfolgen, hat die Verwahrstelle (bzw. bei
Transaktionen, an denen die Verwahrstelle beteiligt ist, haben die Direktoren) schriftlich zu begriinden, weshalb die
Transaktion den vorstehend aufgefiihrten Grundsétzen entspricht.

Aufgrund der Erbringung sonstiger Dienstleistungen durch die Verwahrstelle und/oder der mit ihr verbundenen
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Unternehmen an den Fonds und/oder andere Parteien kdnnen sich von Zeit zu Zeit Interessenkonflikte ergeben So
konnen die Verwahrstelle und/oder die mit ihr verbundenen Unternehmen auch als Verwahrstelle, Treuhédnder,
Verwahrstelle und/oder Administrator anderer Fonds fungieren. Daher ist es moglich, dass die Verwahrstelle (oder
mit ihr verbundene Unternehmen) im Laufe ihrer Geschéftstatigkeit in potenzielle Interessenkonflikte gegeniiber
dem Fonds und/oder sonstigen Fonds, fiir die die Verwahrstelle (oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen) titig
ist, gerét.

Entsteht ein Interessenkonflikt oder ein potenzieller Interessenkonflikt, so hélt sich die Verwahrstelle an ihre
Verpflichtungen gegeniiber dem Fonds und behandelt den Fonds und die sonstigen Fonds, flir die sie tdtig ist, auf
faire Weise und dergestalt, dass Transaktionen, insoweit praktikabel, zu Bedingungen erfolgen, die fiir den Fonds
nicht wesentlich ungiinstiger ausfallen, als wenn der Interessenkonflikt oder potenzielle Interessenkonflikt nicht
bestanden hitte. Derlei potenzielle Interessenkonflikte sind auf verschiedene Arten zu ermitteln, steuern und
beobachten, u. a. durch die hierarchische und funktionale Trennung der Aufgaben der Verwahrstelle von ihren
potenziell dazu in Konflikt stehenden sonstigen Aufgaben, und indem sich die Verwahrstelle an ihre ,,Grundsétze
im Umgang mit Interessenkonflikten® hélt (ein Exemplar dieses Dokuments ist auf Anfrage vom Leiter der
Compliance-Abteilung der Verwahrstelle erhiltlich).

Jede verbundene Partei stellt dem Fonds relevante Einzelheiten fiir jede Transaktion zur Verfiigung (darunter der
Name der beteiligten Partei und, sofern zutreffend, etwaige an diese Partei in Zusammenhang mit der Transaktion
entrichtete Gebiihren), um es dem Fonds zu ermdglichen, seiner Verpflichtung nachzukommen, innerhalb der
Jahres- und Halbjahresberichts des betreffenden Teilfonds eine Erklédrung gegeniiber der Zentralbank in Bezug auf
samtliche Transaktionen von miteinander verbundenen Parteien abzugeben.

Die vorstehende Auflistung potenzieller Interessenkonflikte stellt keine vollstindige Aufzéhlung oder Erlduterung
der mit einer Anlage in dem Fonds eventuell verbundenen Interessenkonflikte dar.

Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt eine Politik, die sicherstellen soll, dass bei allen Geschéiften vertretbare
Anstrengungen zur Vermeidung von Interessenkonflikten unternommen werden, und falls sie nicht vermieden
werden konnen, dass diese Konflikte so gehandhabt werden, dass die Teilfonds und ihre Anteilinhaber gerecht
behandelt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft verfiigt iber Richtlinien, die sicherstellen sollen, dass der Hauptfinanzverwalter (und
seine Beauftragten) beim Treffen von Entscheidungen fiir einen Teilfonds im Zusammenhang mit dem
Management des Portfolios dieses Teilfonds im besten Interesse dieses Teilfonds handelt. Diesbeziiglich miissen
alle vertretbaren Mallnahmen ergriffen werden, um unter Beriicksichtigung des Preises, der Kosten, der
Geschwindigkeit, der Wahrscheinlichkeit der Ausfithrung und Abrechnung, der Grofle und Art des Auftrags, der
vom Broker fiir den Hauptfinanzverwalter (und seine Beauftragten) erbrachten Analysedienste und sonstiger im
Hinblick auf die Ausfithrung des Auftrags erforderlichen Erwédgungen das bestmdgliche Ergebnis fiir den Teilfonds
zu erzielen. Informationen beziiglich der Ausfithrungsgrundsitze der Verwaltungsgesellschaft und wesentlicher
diesbeziiglicher Anderungen sind fiir Anteilinhaber kostenlos auf Anfrage erhiltlich.

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Richtlinie verabschiedet mit der festgelegt wird, wann und wie die
Stimmrechte ausgeiibt werden. Diese Richtlinie steht den Anteilinhabern auf Anfrage kostenlos zur Verfligung.
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GEBUHREN UND AUSLAGEN
Allgemeines

Jeder Teilfonds zahlt alle eigenen Aufwendungen sowie den Anteil der Aufwendungen des Fonds, der diesem
Teilfonds zuzurechnen ist, mit Ausnahme derer, die ausdriicklich vom Hauptfinanzverwalter libernommen werden.
Die Auslagen konnen Folgendes umfassen: (i) Kosten fiir Griindung, Unterhaltung und Registrierung des Fonds,
des Teilfonds und der Anteile bei einer Regierungs- oder Regulierungsbehdrde oder an einem geregelten Markt
oder einer Borse sowie Gebiihren der Zahlstellen und/oder deren lokaler Vertreter zu brancheniiblichen Sétzen; (ii)
Kosten von Management, Verwaltung - einschlieflich Compliance, Verwahrung oder damit verbundene
Dienstleistungen; (iii) Kosten fiir Vorbereitung, Druck, Ubersetzung und Versendung von Prospekten,
Verkaufsliteratur oder Berichten fiir Anteilinhaber, die Zentralbank oder Regierungsbehorden; (iv) Steuern,
Provisionen und Maklergebiihren (im Einklang mit und vorbehaltlich von Artikel 13 der delegierten MiFID-II-
Richtlinie entsprechen);; (v) Buchpriifungskosten, Honorare fiir Berater in Steuer-, Rechts-, Bilanzierungs-
Aufsichtsrechts-, Compliance-, Treuhidnderfragen sowie sonstigen Belangen; (vi) Versicherungspramien und
andere Betriebskosten einschlieSlich Auslagen der Verwahrstelle, der Verwaltungsgesellschaft und deren Vertreter.

Die Kosten fiir die Rechtsberatung beziiglich der Griindung der Gesellschaft beliefen sich auf rund 150.000 €. Die
Rechtskosten im Zusammenhang mit der Auflegung des Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund
werden voraussichtlich nicht iiber 10.000 EUR hinausgehen und werden {iber einen Zeitraum von 5 Jahren
abgeschrieben.

Die Direktoren haben Anspruch auf ein Honorar, dessen Hohe jeweils von den Direktoren festgelegt wird; ferner
erhalten sie sdmtliche angemessenen Reise-, Hotel- und andere Kosten erstattet, die ihnen durch die Hin- und
Riickreise zu Direktorenversammlungen oder anderen Versammlungen im Zusammenhang mit der
Geschiftstitigkeit der Gesellschaft entstehen. Die Vergiitungen der Direktoren fiir das am 31. Dezember 2021
endende Kalenderjahr werden 25.000 € nicht {ibersteigen. Keiner der Direktoren, die mit Russell Investments, der
Verwaltungsgesellschaft, dem Hauptfinanzverwalter oder dem Anlageberater verbunden sind, wird eine
Direktorenvergiitung erhalten.

Gebiihren und Auslagen

Die folgenden Gebiihren und Auslagen (soweit nicht anderweitig gekennzeichnet, ausgedriickt als maximaler
jéhrlicher Prozentsatz des durchschnittlichen Nettoinventarwerts) werden von der Gesellschaft iibernommen; die
Gebiihren laufen téglich auf und werden monatlich riickwirkend gezahlt (soweit nichts anderes angegeben ist).

Verwaltungsgebiihr
Die maximale Verwaltungsgebiihr ist in Anhang 1 angegeben.

Die Gebiihren der Verwaltungsgesellschaft und des Hauptfinanzverwalters werden aus den nachstehenden
Verwaltungsgebiihren beglichen, die aus dem Vermogen der einzelnen Teilfonds gezahlt werden. Sie werden
taglich berechnet und abgegrenzt und sind monatlich nachtrédglich zu zahlen.

Der Fonds trigt alle angemessenen Auslagen, die der Verwaltungsgesellschaft und dem Hauptfinanzverwalter
ordnungsgeméil entstanden sind.

Der Hauptfinanzverwalter wird alle an die Finanzverwalter, die Anlageverwalter, die Anlageberater und die
Vertriebsstelle zu zahlenden Gebiihren aus seiner Verwaltungsgebiihr begleichen (auBler den Anlageerfolgspramien
wie nachstehend aufgefiihrt). Der Hauptfinanzverwalter kann jederzeit ganz oder teilweise auf seine Gebiihren
verzichten oder der Gesellschaft seine Aufwendungen ganz oder teilweise erstatten. Dabei gilt, dass ein solcher
Verzicht vom Hauptfinanzverwalter nach eigenem Ermessen jederzeit eingestellt werden kann. Die vom Fonds an
Russell Investments Limited zu zahlenden Gebiihren fiir die im Support-Dienstevertrag festgelegten Support-
Dienste werden aus dem Vermdgen der Teilfonds gezahlt. Diese Gebiihren sind auf 0,5 Basispunkte des
Nettoinventarwerts des betreffenden Teilfonds pro Jahr begrenzt.

Zusitzlich zu den in Anhang 1 aufgefiihrten Anteilsklassen kdnnen weitere Anteilsklassen aufgelegt werden, fiir
die hohere, niedrigere oder keine Gebiihren anfallen konnen. Informationen zu den fiir andere Anteilsklassen
innerhalb der einzelnen Teilfonds geltenden Gebiihren werden in einem iiberarbeiteten Prospekt oder einem
erginzenden Nachtrag enthalten sein. Jede Erhohung der Verwaltungsgebiihr (sofern sie aus dem Vermogen der
Teilfonds zahlbar sind), wie in Anhang 1 aufgefiihrt, unterliegt der vorherigen Genehmigung durch die
Anteilinhaber des Fonds oder gegebenenfalls des betreffenden Teilfonds oder der betreffenden Anteilsklasse.
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Anlageerfolgsprimien (aufler in Bezug auf den Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund)
Zusitzlich zur geltenden Anlageverwaltungsgebiihr kann eine Anlageerfolgspramie (,,Anlageerfolgspramie®) aus
dem Vermogen eines Teilfonds fiir bestimmte Anteilsklassen (aufler fiir den Russell Investments Global Low
Carbon Equity Fund) wie nachstehend beschrieben zu entrichten sein:

Welche Anteilsklasse zahlt Anlageerfolgsprdmien?
Alle Anteilsklassen, die Anlageerfolgsprdmien zahlen, sind in der nachstehenden Tabelle der Performance-Indizes
angegeben.

An wen ist eine Anlageerfolgsprimie zu entrichten?
Eine Anlageerfolgsprdmie wird aus dem entsprechenden Vermogen des Teilfonds an den Hauptfinanzverwalter
gezahlt.

In Bezug auf welche Zeitrdume wird eine Anlageerfolgsprimie zahlbar?

Eine Anlageerfolgspramie wird auf jahrlicher Basis am 30.Juni (der ,Performancezeitraum™) an den
Hauptfinanzverwalter gezahlt. Eine etwaige Anlageerfolgspramie ist in der Regel innerhalb von 90 Kalendertagen
nach Ende des Performancezeitraums zahlbar.

Auf welcher Basis fdllt die Anlageerfolgsprdmie an?
Eine Anlageerfolgspramie wird fiir jede Anteilsklasse im jeweiligen Teilfonds an jedem Geschiftstag im
Performance-Zeitraum berechnet und abgegrenzt.

Die Performance wird als die Performance der Anteilsklasse iiber dem Performance-Index (wie nachstehend
angegeben, der ,,Performance-Index*) im Performance-Zeitraum gemessen.

Die Anlageerfolgsprdmie wird an den Hauptfinanzverwalter fiir den Performancezeitraum gezahlt. Eine
Anlageerfolgspramie fillt keinesfalls in Bezug auf einen Performance-Zeitraum an, in dem die Performance der
Anteilsklasse wéhrend des Performance-Zeitraums negativ ist. Der leitende Finanzverwalter muss die negative
Performance erst wieder ausgleichen, um fiir eine kiinftige positive Performance wieder Anspruch auf eine
Anlageerfolgspramie zu erhalten.

Der erste Berechnungszeitraum beginnt an dem Geschéftstag unmittelbar nach dem Ende des Erstausgabezeitraums
und endet am letzten Handelstag des Performance-Zeitraums. Der anfangliche Preis wird als Ausgangspreis des
ersten Berechnungszeitraums herangezogen. Nachfolgende Berechnungszeitraume werden fiir jedes Jahr zum
30. Juni berechnet.

Es wird niemals eine Anlageerfolgspramie in Bezug auf eine Anteilsklasse berechnet und abgegrenzt, die iiber 20
Prozent (der ,,Anlageerfolgspramiensatz*) des Mehrwerts in einem Performance-Zeitraum hinausgeht.

Es ist moglich, dass Anlageerfolgsprimien an den leitenden Finanzverwalter aus dem Vermogen der
betreffenden Anteilsklasse zahlbar sind, obwohl der Nettoinventarwert des Teilfonds insgesamt sich nicht
erhoht hat, d. h. der Teilfonds weist eine negative Wertentwicklung auf. Beispielsweise wenn der Performance-
Index negativ ist und auch der Teilfonds eine negative Wertentwicklung hat, er aber den Performance-Index
iibertroffen hat.

Teilfonds Anteilkslasse Index S&P Ticker
Russell Investments Global | A US$ S&P Global Infrastructure | SPGTINNT
Listed Infrastructure B US$ Index — Net Total Return -
1 USS$ USD

P US$

A EURO*
B EURO*
C EURO*
P EURO*
N EURO*
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I Stgf**
Class N**
A JPY*F**
[ Jp¥***
P Jpyr**
A US$ INCOME S&P Global Infrastructure | SPGTIND
B US$ INCOME Index — Price Return - USD
I US$ INCOME

P US$ INCOME

A EURO INCOME*
B EURO INCOME*
I EURO INCOME*
P EURO INCOME*
B Stgf INCOME**
I Stg £ INCOME**
A JP¥ INCOME***
I JP¥ INCOME***
P JP¥ INCOME***

Teilfonds Anteilsklasse Index Bloomberg Ticker
Russell Investments | A US$

Global High Dividend [1USS MISCL ACH Index = Net ) MIWD

Equity B USS eturn (USD)
1USS - NV

P US$

A EURO

B EURO

C EURO

I EURO

N EURO

P EURO

A Stgf

I Stgf

A JP¥

1 JP¥

A US$ INCOME

B US$ INCOME

1 US$ INCOME

P US$ INCOME

A EURO INCOME*
B EURO INCOME*
C EURO INCOME*
I EURO INCOME*
P EURO INCOME*
B Stg£ INCOME**
I Stgf INCOME**
A JP¥ INCOME***
I JP¥ INCOME***
P JP¥ INCOME***

MSCI ACWI Index - | MSEUACWF
Price Return (USD)

* Die Wertentwicklung dieser Klasse wird in Euro berechnet. Der USD-Index wird anhand der Wechselkurse von
World Markets/Reuters um 16.00 Uhr in Euro umgerechnet.
** Die Wertentwicklung dieser Klasse wird in Pfund Sterling berechnet. Der USD-Index wird anhand der

64



Wechselkurse von World Markets/Reuters um 16.00 Uhr in Pfund Sterling umgerechnet.
*#* Die Wertentwicklung dieser Klasse wird in Yen berechnet. Der USD-Index wird anhand der Wechselkurse von
World Markets/Reuters um 16.00 Uhr in Yen umgerechnet.

Alle zur Berechnung einer Anlageerfolgspriamie verwendeten Benchmarks sind vom Hauptfinanzverwalter als im
Einklang mit der Anlagepolitik des Teilfonds stehend befunden worden.

Bitte lesen Sie die mit Anlageerfolgspramien verbundenen Risiken im Abschnitt Risikoerwégungen des Prospekts.

Wie wird die Anlageerfolgsprimie berechnet?
Tégliche Rendite der Anteilsklasse — Tégliche Rendite des Performance-Index x NIW der Vortage x
Anlageerfolgspramiensatz (unter Beriicksichtigung gezahlter Gewinnausschiittungen).

Die Berechnung von Anlageerfolgsprdmien muss von der Verwahrstelle gepriift werden, und es besteht keine
Moglichkeit fiir Manipulationen.

Des Weiteren wird die Anlageerfolgspramie nach Abzug aller Kosten und ohne Abzug der Anlageerfolgsprimie
selbst berechnet.

Beispiel 1 — Russell Investments Global High Yield Dividend Equity, Klasse A US$

Tégliche Rendite der Klasse A US$ im Vergleich zum Vortag = 2,00 %

Tagliche Rendite des Performance-Index im Vergleich zum Vortageswert = 1,10%
Der Nettoinventarwert der Klasse A vom Vortag in US$ = 10.000.000
Anlageerfolgspramiensatz = 10 %

Tégliche Anlageerfolgspramie = (2,00 % - 1,10 %) x 10.000.000 x 10 % = 9.000
Die Verwahrstelle priift die Berechnung der Anlageerfolgspramie.

Administrator und Depotbank- und Verwahrstellengebiihren

Die Gesellschaft zahlt die Gebithren des Administrators und der Verwahrstelle und iibernimmt alle diesen
ordnungsgemil3 entstandenen Nebenkosten. Der Gesamtwert der Gebiihren des Administrators und der
Verwabhrstelle darf 0,50 % des Nettoinventarwertes eines Teilfonds nicht {iberschreiten. Alle an die Verwahrstelle
bzw. die Unterdepotbanken zu zahlenden Transaktionsgebiihren (die gemill den iiblichen Devisenkursen fiir die
Abrechnung von Handelsgeschéften berechnet werden sollen) werden von der Gesellschaft gezahlt. Die
Gesellschaft erstattet der Verwahrstelle alle angemessenen Gebiihren.

Die an den Administrator und die Verwahrstelle zahlbaren Gebiihren konnen jeweils schriftlich vereinbarten
Benchmarking-Bedingungen unterliegen, was zu einer Neuverhandlung der an den Administrator und/oder die
Verwabhrstelle zu zahlenden Gebiihren auf Basis brancheniiblicher Sitze fiihren kann.

Ausgabeaufschlag

Nach alleinigem Ermessen des Fonds kann auf die Zeichnung von Anteilen an einem Teilfonds ein
Ausgabeaufschlag von bis zu 5 % des entsprechenden Zeichnungsbetrages erhoben werden. Zudem kdnnen bei
Anlegern, die ihre Anlage durch einen Vermittler titigen, wie z. B. eine Bank oder einen unabhingigen
Finanzberater, zusitzliche Gebiihren fiir den Vermittler anfallen. Solche Anleger sollten sich beim Vermittler {iber
etwaige Zusatzgebiihren erkundigen.

Erhebung von Gebiihren und Auslagen zulasten des Kapitals

Anteilinhaber sollten in Bezug auf die Teilfonds Russell Investments Global High Dividend Equity und Russell
Investments Global Listed Infrastructure beachten, dass sdmtliche Verwaltungsgebiihren, Anlageerfolgspramien,
Gebiihren des Administrators, der Verwahrstelle, betriebliche Aufwendungen und Kreditkosten dieser Fonds
zulasten des Kapitals des betreffenden Fonds erhoben werden. Deshalb besteht ein erhohtes Risiko, dass

65



Anteilinhaber bei der Riickgabe der Anteile unter Umsténden nicht den urspriinglich angelegten Betrag in voller
Hohe zuriickerhalten. Diese Gebiihren und Auslagen werden zulasten des Kapitals des betreffenden Fonds erhoben,
um die Hohe der Ertrdge, die von diesem Fonds ausgeschiittet werden konnen, zu steigern. Es sollte beachtet
werden, dass die Ausschiittung von Ertrdgen im Falle eines Teilfonds, der Gebiihren und Auslagen zulasten des
Kapitals erhebt, zur Kapitalerosion fithren kann und somit das Potenzial fiir ein kiinftiges Kapitalwachstum
dadurch zum Teil verloren geht, dass der Teilfonds sich um eine Steigerung der Ertrdge, die ausgeschiittet werden
konnen, bemiiht.
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BETRIEB DER GESELLSCHAFT
Das Anteilkapital

Das Anteilkapital der Gesellschaft muss jederzeit ihrem Nettoinventarwert entsprechen. Das Anfangskapital der
Gesellschaft betrug 39.000 EUR und reprisentiert 39.000 Zeichneranteile ohne Nennwert. Die Gesellschaft kann
bis zu fiinthundert Milliarden Anteile ausgeben.

Die Erlose aus der Ausgabe von Anteilen (auBer dem anfénglichen Anteilskapital) werden in den Biichern der
Gesellschaft dem jeweiligen Teilfonds zugerechnet und werden bei Kéufen fiir den jeweiligen Teilfonds von
Wertpapieren und zusétzlichen fliissigen Mitteln verwendet.

Die Direktoren sind autorisiert, mit Genehmigung der Zentralbank von Zeit zu Zeit bestehende Anteilsklassen neu
zu bestimmen und Anteilsklassen zusammenzulegen, vorausgesetzt, die Anteilinhaber einer solchen Klasse bzw.
solcher Klassen werden zuvor von der Gesellschaft benachrichtigt und erhalten die Moglichkeit, ihre Anteile
zuriickzugeben. Falls die Direktoren Vermogen auf oder aus einem Teilfonds iibertragen, werden die Anteilinhaber
im nichsten Jahres- oder Halbjahresbericht fiir Anteilinhaber iiber eine solche Ubertragung informiert.

Jeder Anteil berechtigt den Inhaber zu einer proportionalen Beteiligung an den Gewinnen und Dividenden des
Teilfonds, der dem jeweiligen Anteil zuzurechnen ist, sowie zur Teilnahme an und (aufler im Falle von nicht
stimmberechtigten Anteilsklassen) Stimmabgabe bei Versammlungen der Gesellschaft und des durch diese Anteile
reprasentierten Teilfonds. Keine Anteilsklasse berechtigt den Anteilinhaber zu einem Vorrecht, einem
Vorkaufsrecht oder einem Recht zur Beteiligung an den Gewinnen und Dividenden einer anderen Anteilsklasse
oder einem Stimmrecht bei Angelegenheiten, die sich einzig und allein auf eine andere Anteilsklasse beziehen.

Jeder Beschluss iiber eine Anderung der mit den Anteilsklassen verbundenen Rechte bedarf der Zustimmung von
drei Vierteln der personlich anwesenden oder vertretenen Anteilinhaber bei Abstimmung in einer
Hauptversammlung, die gemiB Satzung ordentlich einberufen wurde. Die beschlussfahige Mehrheit bei einer
Hauptversammlung, die zum Beschluss einer Anderung der mit den Anteilsklassen verbundenen Rechte einberufen
wurde, ist die Anzahl der Anteilinhaber, deren Anlagen ein Drittel der Anteile ausmachen.

Die Satzung der Gesellschaft erméchtigt die Direktoren zur Ausgabe von Bruchteilen von Anteilen an der
Gesellschaft. Die Bruchteile von Anteilen berechtigen nicht zur Stimmabgabe bei Hauptversammlungen der
Gesellschaft oder eines Teilfonds, und der Nettoinventarwert eines Bruchteils von Anteilen ist der an diesen
Bruchteil angeglichene Nettoinventarwert je Anteil. Bruchteilsanteile werden auf drei Dezimalstellen gerundet.

Die Zeichneranteile berechtigen ihre Inhaber zur Teilnahme an und Stimmabgabe bei allen Versammlungen der
Gesellschatft.

Der Administrator ist zusténdig fiir die Fithrung des Anteilinhaberregisters der Gesellschaft, in dem alle Ausgaben,
Riicknahmen, Umwandlungen und Ubertragungen von Anteilen verzeichnet werden. Fiir die Anteile werden keine
Anteilscheine ausgestellt, aber jeder Anteilinhaber erhilt eine schriftliche Bestétigung seiner Inhaberschaft der
Anteile. Ein Anteil kann unter einem einzigen Namen oder unter bis zu vier gemeinsamen Namen eingetragen
werden. Das Anteilinhaberregister wird fiir alle Anteilinhaber zur Einsichtnahme am eingetragenen Geschéftssitz
der Gesellschaft bereit liegen.

Die Teilfonds und getrennte Haftung zwischen den Teilfonds

Die Gesellschaft ist ein Umbrella-Fonds mit getrennter Haftung zwischen den Teilfonds, und jeder Teilfonds kann
sich aus einer oder mehren Klassen von Anteilen an der Gesellschaft zusammensetzen.

Die Vermogenswerte und Verbindlichkeiten jedes Teilfonds werden in der folgenden Art und Weise zugewiesen:

(a) die Erlose aus der Ausgabe der Anteile eines Fonds sind in den Biichern der Gesellschaft fiir den
betreffenden Teilfonds einzutragen, und die Vermogenswerte und Verbindlichkeiten und die zurechenbaren
Ertrage und Aufwendungen sind dem betreffenden Teilfonds — vorbehaltlich der Bestimmungen der
Satzung — zuzuweisen,;

(b) wird ein Vermogenswert von einem anderen Vermdgenswert abgeleitet, dann erfolgt die Zuordnung des
abgeleiteten Vermogenswertes in den Biichern der Gesellschaft zu demselben Teilfonds, dem die
Vermogenswerte zugeordnet werden, von denen der abgeleitete Vermogenswert abgeleitet wurde. Bei jeder
Bewertung eines Vermogenswertes wird die Werterhohung oder Wertminderung dem entsprechenden
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Teilfonds zugeordnet;

(©) falls der Gesellschaft eine Verbindlichkeit entsteht, die sich auf einen Vermogenswert eines bestimmten
Teilfonds oder auf getroffene Maflnahmen im Zusammenhang mit einem Vermdgenswert eines bestimmten
Teilfonds bezieht, ist diese Verbindlichkeit je nach Fall dem entsprechenden Teilfonds zuzuordnen;

(d) in den Fillen, in denen ein Vermogenswert oder eine Verbindlichkeit der Gesellschaft keinem bestimmten
Teilfonds zugerechnet werden kann, muss ein solcher Vermdgenswert bzw. eine solche Verbindlichkeit —
vorbehaltlich der Zustimmung der Verwahrstelle — im Verhéltnis zum jeweiligen Nettoinventarwert der
Teilfonds auf alle Teilfonds verteilt werden;

Verbindlichkeiten, die in einem Teilfonds aufgelaufen sind oder die einem Teilfonds zuzuweisen sind, miissen
ausschlieBlich aus dem Vermogen dieses Teilfonds beglichen werden; und es ist der Gesellschaft und den
Direktoren, sowie Insolvenzverwaltern, Priifern, Abwicklern oder sonstigen Personen untersagt, das Vermogen
eines Teilfonds einzusetzen, um Verbindlichkeiten zu tilgen, die einem anderen Teilfonds entstanden sind oder die
einem anderen Teilfonds zuzurechnen sind. Sie diirfen auch nicht verpflichtet werden, das Vermdgen eines
Teilfonds einzusetzen, um Verbindlichkeiten zu tilgen, die einem anderen Teilfonds entstanden sind oder die einem
anderen Teilfonds zuzurechnen sind.

Folgende Bestimmungen sind in alle Vertrige, Vereinbarungen, Arrangements und Transaktionen
mitaufzunehmen, die die die Gesellschaft schlieit bzw. eingeht:

6)] die Partei oder die Parteien, mit denen die Gesellschaft Vertrdge eingeht, sehen davon ab, durch Prozesse
oder anderweitige MaBinahmen — unabhingig vom Ort und der Art der Maflnahmen — auf das Vermogen
eines Teilfonds zuriickzugreifen, um Verbindlichkeiten, die der entsprechende Teilfonds nicht zu
verschulden hat, ganz oder teilweise zu tilgen;

(i1) sollte es einer solchen Partei gelingen, durch Mallnahmen jedweder Art, die an jedwedem Ort durchgefiihrt
werden, auf das Vermogen eines Teilfonds zurlickzugreifen, um eine Verbindlichkeit, die dieser Teilfonds
nicht zu verantworten hat, ganz oder teilweise zu tilgen, so ist diese Partei verpflichtet, der Gesellschaft
einen Betrag zu zahlen, der dem Vorteil entspricht, den diese Partei durch diesen Vorgang erreicht; und

(111) sollte es einer solchen Partei gelingen, im Hinblick auf eine Verbindlichkeit, die ein Teilfonds nicht zu
verantworten hat, das Vermdgen dieses Teilfonds zu beschlagnahmen, zu verpfinden oder eine
Zwangsvollstreckung in dieses Vermdgen zu betreiben, so muss diese Partei dieses Vermogen oder die
direkten oder indirekten Ertrige aus dem Verkauf dieses Vermdgens fiir diesen Fonds treuhdnderisch
verwalten, getrennt aufbewahren und als ein solches Treuhandgut kennzeichnen.

Alle Betrige, die die Gesellschaft wiedererlangt, sind bestehenden Verbindlichkeiten anzurechnen, die gemil3 den
unter den in den vorstehenden Buchstaben (i) bis (iii) dargelegten Bestimmungen gleichzeitig bestehen.

Vermogenswerte oder Betrige, die die Gesellschaft wiedererlangt, sind nach Abzug oder Bezahlung von Kosten,
die durch diese Wiedererlangung entstehen, zur Entschidigung des entsprechenden Teilfonds einzusetzen.

In dem Fall, dass zur Zwangsvollstreckung einer Verbindlichkeit, die ein Teilfonds nicht zu verantworten hat, auf
Vermogen dieses Teilfonds zuriickgegriffen wird und in dem Umfang, in dem dieses Vermdgen dem Teilfonds
nicht zuriickgegeben werden kann oder eine entsprechende Entschddigung nicht mdglich ist, bescheinigen die
Direktoren mit Zustimmung der Verwahrstelle, den Wert des Vermdgens, das der betroffene Teilfonds verloren
hat, bzw. veranlassen eine solche Bescheinigung; gleichzeitig zahlen oder iibertragen die Direktoren aus dem
Vermogen des oder der Teilfonds, welcher bzw. welche die Verbindlichkeit zu verantworten haben, Betrdge oder
Vermogenswerte an den betroffenen Teilfonds und zwar in einer Hohe, die ausreicht, um ihm den Betrag zu
ersetzen, den er verloren hat. Diese Verpflichtung wird gegeniiber allen anderen Anspriichen, die gegeniiber dem
oder den Teilfonds bestehen, welche die Verbindlichkeit zu verantworten hat bzw. haben, vorrangig behandelt.

Ein Teilfonds ist keine von der Gesellschaft getrennte juristische Person, die Gesellschaft kann jedoch einen
bestimmten Teilfonds verklagen oder im Hinblick auf einen bestimmten Teilfonds verklagt werden; die
Gesellschaft kann zwischen ihren Teilfonds die Aufrechnungsrechte anwenden, die vom Gesetz her fiir
Unternehmen vorgesehen sind und das Vermdgen eines Teilfonds untersteht Verfiigungen des Gerichts genauso als
wire der Teilfonds eine von der Gesellschaft getrennte juristische Person.

Fiir jeden Teilfonds sind getrennte Aufzeichnungen zu fiihren.
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Versammlungen und Stimmrecht von Anteilinhabern

In einer Einladung zu einer Hauptversammlung miissen Ort und Zeit der Versammlung sowie die auf der
Versammlung zu behandelnden Tagesordnungspunkte genannt sein. Fiir jeden auf der Versammlung
stimmberechtigten Anteilinhaber kann ein Stellvertreter teilnehmen. Zwei (2) Anteilinhaber, die persénlich oder
durch einen Vertreter anwesend sind, stellen eine beschlussfihige Mehrheit dar, auer bei Versammlungen
beziiglich einer Anteilsklasse (bei der es sich nicht um eine nicht stimmberechtigte Anteilsklasse handelt), bei
denen die beschlussfahige Mehrheit aus mindestens zwei Anteilinhabern bestehen muss, die mindestens ein Drittel
der Anteile der betreffenden Klasse halten. Ein gewohnlicher Beschluss ist ein mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasster Beschluss, ein besonderer Beschluss ist ein Beschluss, der mindestens mit einer %-
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst wird. Beschliisse konnen bei Anteilinhaberversammlungen per
Handzeichen gefasst werden, sofern keine geheime Wahl von Anteilinhabern verlangt wird, die mindestens 10 %
der Anteile gemessen an Anzahl oder Wert halten bzw. sofern der Vorsitzende der Versammlung keine geheime
Wahl fordert.

Berichte

In jedem Jahr veranlassen die Direktoren, dass ein Jahresbericht und ein testierter Jahresabschluss fiir die
Gesellschaft erstellt werden, die innerhalb von vier Monaten nach Ende des betreffenden Geschiftsjahres bei der
Zentralbank eingereicht werden. Ferner wird die Gesellschaft einen Halbjahresbericht erstellen und diesen
innerhalb von zwei Monaten nach Ende des betreffenden Berichtszeitraums bei der Zentralbank einreichen, der
einen nicht testierten Halbjahresabschluss der Gesellschaft enthélt. Alle Berichte und Abschliisse sind den
Anteilinhabern so schnell wie mdglich nach ihrer Einreichung bei der Zentralbank zur Verfiigung zu stellen.

Der Jahresabschluss soll zum 30. Juni jedes Jahres erstellt werden und die nicht testierten Halbjahresberichte der
Gesellschaft wird zum 31. Dezember jedes Jahres erstellt. Die testierten Jahresberichte, die nicht testierten
Halbjahresberichte einschlieBlich der Abschliisse und weiterer Berichte werden jedem Anteilinhaber mit
elektronischen Kommunikationsmitteln (vorbehaltlich seiner Zustimmung) oder auf dem Postwege kostenlos an
seine registrierte Anschrift gesandt und liegen zur Einsichtnahme am eingetragenen Sitz der Gesellschaft bereit.

Auflosung von Teilfonds

Unter folgenden Umstéinden konnen alle Anteile einer Klasse, eines Teilfonds oder der Gesellschaft durch die
Gesellschaft zuriickgenommen werden:

(i)  Die Riicknahme der Anteile wird mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf einer Hauptversammlung
der Gesellschaft bzw. eines Teilfonds oder einer Anteilsklasse beschlossen; oder

(i1) wird dies von den Direktoren so beschlossen, kann die Gesellschaft alle Anteile der Gesellschaft, bzw. des
Teilfonds oder der Anteilsklasse, zuriickkaufen, vorausgesetzt, die Anteilinhaber der Gesellschaft, bzw. des
Teilfonds oder der Anteilsklasse wurden diesbeziiglich im Voraus mit einer Frist von mindestens 21 Tagen
schriftlich benachrichtigt.

Falls eine Riicknahme der Anteile eine Reduzierung der Anzahl der Anteilinhaber auf weniger als sieben oder eine
andere Mindestzahl laut Satzung zur Folge hat oder falls eine Riicknahme von Anteilen eine Reduzierung des
ausgegebenen Anteilkapitals der Gesellschaft auf weniger als den Mindestbetrag, der der Gesellschaft gemal3
giiltiger Gesetzgebung vorgeschrieben ist, zur Folge hat, kann die Gesellschaft die Riicknahme der Mindestanzahl
von Anteilen aufschieben, die fir eine Erfiillung der geltenden Rechtsbestimmungen bendtigt wird. Die
Riicknahme solcher Anteile wird so lange aufgeschoben, bis die Gesellschaft aufgelost wird oder bis die
Gesellschaft die Ausgabe von geniigend Anteilen ermdglicht, um zu gewéhrleisten, dass die Riicknahme erfolgen
kann. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Anteile fiir eine aufgeschobene Riicknahme so auszuwihlen, wie es fair
und angemessen erscheint und von der Verwahrstelle genehmigt wird.

Wenn alle Anteile zuriickgenommen werden sollen und vorgesehen ist, das gesamte oder Teile des Vermdgens der
Gesellschaft auf eine andere Gesellschaft zu iibertragen, kann die Gesellschaft nach Zustimmung durch einen
besonderen Beschluss der Anteilinhaber die Vermogenswerte der Gesellschaft in Anteile oder dhnliche Anrechte an
der tibernehmenden Gesellschaft zur Ausschiittung an die Anteilinhaber eintauschen. Die Anteilinhaber konnen
verlangen, dass die Riicknahme der Anteile in bar erfolgt.

Wenn alle Anteile an einem Teilfonds zuriickgekauft werden sollen, werden die zur Ausschiittung verfligbaren

Vermogenswerte (nach Befriedigung der Anspriiche der Glaubiger) unter Einhaltung der nachfolgenden
Reihenfolge verwendet:
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(1)

(i)

(iii)

(iv)

zundchst wird den Anteilinhabern jeder Klasse jedes Teilfonds ein Betrag in der Klassenwéhrung der
entsprechenden Klasse ausgezahlt, bzw. ein Betrag in einer anderen vom Abwickler festgelegten Wéhrung;
dieser Betrag muss so nahe wie mdglich am Nettoinventarwert der Anteile der Klasse liegen, die die
entsprechenden Anteilinhaber zu dem Datum gehalten haben, an dem die Auflosung des Teilfonds
begonnen hat (zu dem angemessenen Wechselkurs, den der Abwickler festgelegt hat), vorausgesetzt der
entsprechende Teilfonds verfiigt iiber geniigend Vermoégenswerte, um eine solche Auszahlung zu
ermoglichen. Sollte in einem Teilfonds nicht geniigend Vermogen zur Verfiigung stehen, um im Hinblick
auf eine Anteilsklasse eine solche Auszahlung vorzunehmen, wird auf das Vermdgen der Gesellschaft
zuriickgegriffen, das nicht an die Teilfonds gebunden ist;

anschlieBend erhalten die Inhaber von Zeichneranteilen einen Betrag, der hochstens dem Betrag entspricht,
den sie fiir diese Anteile gezahlt haben (zuziliglich aufgelaufener Zinsen); dieser Betrag wird aus dem
Vermogen der Gesellschaft gezahlt, das nicht an die Teilfonds gebunden ist und das nach der Auszahlung
gemil Abs. (i) oben noch vorhanden ist. Falls das vorstehend genannte Vermodgen nicht ausreicht, um diese
Zahlung in voller Hohe zu leisten, darf nicht auf die Vermogenswerte zuriickgegriffen werden, die an die
Teilfonds gebunden sind.

anschliefend wird der im entsprechenden Teilfonds verbleibende Restbetrag an die Anteilinhaber
ausgezahlt; diese Auszahlung erfolgt im Verhiltnis zu der Anzahl von Anteilen, die die Anteilinhaber
jeweils halten; und

anschlieend wird ein gegebenenfalls verbleibender Restbetrag, der nicht an die Fonds gebunden ist, an die
Anteilinhaber ausgezahlt; diese Auszahlung erfolgt im Verhiltnis zum Wert des jeweiligen Fonds und
innerhalb des Fonds im Verhéltnis zum Wert jeder Anteilsklasse und zum Nettoinventarwert je Anteil. Mit
Genehmigung durch die Anteilinhaber in einer Hauptversammlung kann die Gesellschaft die
Ausschiittungen an die Anteilinhaber in specie vornehmen. Die Zeichneranteile verleihen ihren Inhabern
nicht das Recht, an Dividenden oder Nettovermdgen eines Fonds teilzuhaben. Verlangt ein Anteilinhaber
dies, wird die Gesellschaft die VerduBerung der Wertpapiere im Namen des Anteilinhabers veranlassen. Der
Preis, zu dem die Gesellschaft die Wertpapiere verdulert, kann vom Preis, zu dem die Wertpapiere bei der
Ermittlung des Nettoinventarwerts bewertet wurden, abweichen und die Gesellschaft haftet nicht fiir
etwaige daraus entstehende Verluste. Die durch die VerduBerung solcher Wertpapiere entstehenden
Transaktionskosten trigt der Anteilinhaber.

Verschiedenes

(1)

(1)
(iii)

(iv)
V)
(vi)

(vii)

Die Gesellschaft war und ist seit ihrer Griindung in keinerlei Rechtsstreit oder Schiedsgerichtsverfahren
involviert, und der Gesellschaft ist nicht bekannt, dass irgendwelche Rechtsstreitigkeiten oder
Schadensersatzforderungen gegen die Gesellschaft oder einen ihrer Teilfonds anhdngig oder angedroht
sind.

Es wurden keine Dienstleistungsvertrage zwischen der Gesellschaft und ihren Direktoren geschlossen, und
es sind auch keine solchen Vertriage vorgesehen.

Herr McMurray, Herr Jenkins, Herr Gonella, Herr Pearce und Herr Linhares sind Mitarbeiter von
Rechtssubjekten der Russell Investments. Soweit hierin nicht anders erwihnt, hat keiner der Direktoren
zum Datum dieses Prospekts ein Interesse an einem Vertrag oder einer Vereinbarung, der bzw. die
beziiglich der Geschéfte der Gesellschaft von Bedeutung wire.

Zum Datum dieses Prospekts haben weder die Direktoren noch verbundene Personen Rechte am
Anteilkapital der Gesellschaft oder Optionsrechte beziiglich dieses Kapitals.

Kein Anteil- oder Fremdkapital der Gesellschaft unterliegt Optionsrechten oder Vereinbarungen, es bedingt
oder unbedingt unter eine Option zu stellen.

Die Gesellschaft hat auBler der in diesem Prospekt angegebenen keine anderen Provisionen, Nachlésse,
Maklergebiihren oder andere Sonderbedingungen beziiglich der von der Gesellschaft ausgegebenen Anteile
vereinbart.

Die Gesellschaft wurde am 12. Juni 2008 als Russell OpenWorld p.l.c. gegriindet. Der Name der
Gesellschaft wurde am 29. Juli 2008 in OpenWorld p.l.c. gedndert.

Wesentliche Vertrige

Die wesentlichen Vertrdge des Fonds sind in Anhang 10 aufgelistet.
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Bereitstellung und Einsichtnahme in Unterlagen

Kopien der folgenden Dokumente sind zur iiblichen Geschiftszeit an jedem Wochentag (auler samstags und an
offentlichen Feiertagen) am eingetragenen Sitz des Fonds erhéltlich:

(1) die Satzung;
(i1) nach ihrer Verdffentlichung, die aktuellsten Jahres- und Halbjahresberichte des Fonds.

Eine aktuelle Version der wesentlichen Anlegerinformationen (KIID) wird in elektronischem Format auf einer vom
Fonds fiir diesen Zweck bestimmten Website unter https://russellinvestments.com zugéinglich gemacht. Davon
ausgehend, dass der Fonds einen oder mehrere Teilfonds in anderen EU-Mitgliedstaaten zum 6ffentlichen Angebot
registriert hat, stellt er auf dieser Website folgende zusétzliche Unterlagen zur Verfiigung:

e diesen Prospekt;
e nach ihrer Veroffentlichung, die aktuellsten Jahres- und Halbjahresberichte des Fonds;
e die Satzung.

In dem Mafe, indem dies in diesem Prospekt nicht erfasst ist oder falls sich solche Details geéndert haben
und nicht in einer gednderten Version des Prospekts erfasst sind, werden den Anteilinhabern
auf Anfrage und kostenlos aktuelle Informationen bereitgestellt zu:

(a) der Identitdt der Verwahrstelle und eine Beschreibung ihrer Pflichten und Interessenskonflikte, die
aufkommen konnen; und

(b) eine Beschreibung der Verwahrfunktionen, die von der Verwahrstelle delegiert wurden, eine Liste der
Beauftragten und Unterbeauftragten und Interessenskonflikte, die aus diesem Delegieren herriihren konnen.

Die Richtlinien und Politik der Verwaltungsgesellschaft
Beschwerdepolitik

Informationen in Bezug auf die Beschwerdeverfahren der Verwaltungsgesellschaft konnen Anteilinhaber kostenlos
auf Anfrage und auf on http://www.carnegroup.com/policies-and-procedures/ erhalten. Anteilinhaber koénnen
Beschwerden iiber die Gesellschaft oder die Verwaltungsgesellschaft kostenlos am eingetragenen Sitz der
Gesellschaft oder durch Kontaktaufnahme mit der Verwaltungsgesellschaft einreichen.

Die Verwaltungsgesellschaft verfiigt {iber eine Vergiitungspolitik und -praxis, die den Anforderungen der
Vorschriften und der ESMA-Leitlinien beziiglich einer soliden Vergiitungspolitik im Rahmen der OGAW-
Richtlinie (,,ESMA-Vergiitungsleitlinien)* entspricht. Die Verwaltungsgesellschaft wird dafiir sorgen, dass alle
Beauftragten, einschlieBlich des Hauptfinanzverwalters, fiir die diese Anforderungen gemil den ESMA-
Vergiitungsrichtlinien ebenfalls gelten, iiber eine gleichwertige Vergiitungspolitik und -praxis verfligen.

Die Vergiitungspolitik spiegelt das Ziel einer guten Corporate Governance der Verwaltungsgesellschaft wider,
fordert ein solides und effektives Risikomanagement und ermutigt nicht zur Ubernahme von Risiken, die mit dem
Risikoprofil der Fonds oder der Satzung unvereinbar sind. Sie ist auch auf die Anlageziele der einzelnen Teilfonds
abgestimmt und umfasst MaBnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten. Die Vergiitungspolitik wird
jahrlich (oder bei Bedarf auch héaufiger) vom Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft iiberpriift, um
sicherzustellen, dass das Vergiitungssystem insgesamt wie beabsichtigt funktioniert und die Vergilitungszahlungen
angemessen sind. Durch diese Uberpriifung wird ebenfalls sichergestellt, dass die Vergiitungspolitik den Best-
Practice-Leitlinien und den aufsichtsrechtlichen Anforderungen entspricht, die sich von Zeit zu Zeit d&ndern konnen.

Einzelheiten iiber die aktuelle Vergiitungspolitik der Verwaltungsgesellschaft (insbesondere: (i) eine Beschreibung
der Art und Weise, wie die Vergiitungen und Leistungen berechnet werden; (ii) die Angaben zu den Personen, die
fiir die Gewdhrung der Vergiitungen und Leistungen verantwortlich sind; und (iii) die Zusammensetzung des
Vergiitungsausschusses  (sofern  ein  solcher  Ausschuss  besteht) werden auf der  Website
http://www.carnegroup.com/policies-and-procedures/ verdffentlicht und den Anteilinhabern auf Anfrage kostenlos
in Papierform zur Verfiigung gestellt.
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Die Politik der Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf Nachhaltigkeitsrisiken

Die EU-Verordnung {iber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor, SFDR
oder die ,,Offenlegungsverordnung®, trat am 10. Mérz 2021 in Kraft. Die SFDR gehort zum finanzpolitischen
Regelwerk aufsichtsrechtlicher Malinahmen der EU mit dem Ziel, die Finanzierung nachhaltigen Wachstums zu
mobilisieren und private Investitionen in den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft zu lenken. Die SFDR
legt der Verwaltungsgesellschaft Transparenz- und Offenlegungspflichten auf, u. a. in Bezug auf die Einbeziehung
von Nachhaltigkeitsrisiken in Anlageentscheidungen.

Gemal der SFDR wird die Verwaltungsgesellschaft als ,,Finanzmarktteilnehmer* eingestuft. Gemaf Artikel 3 der
SFDR muss ein Finanzmarktteilnehmer Informationen {iber seine Politik hinsichtlich der Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken in seinen Anlageentscheidungsprozess offenlegen. Da die Verwaltungsgesellschaft das
Portfoliomanagement an den Hauptfinanzverwalter delegiert hat, zeichnet dieser vorbehaltlich der Aufsicht durch
die Verwaltungsgesellschaft dafiir verantwortlich, Nachhaltigkeitsrisiken zu identifizieren und zu integrieren und
zu bestimmen, ob sie finanziell wesentlich sind oder sein kénnten.

»Nachhaltigkeitsrisiken sind als Ereignisse oder Bedingungen im Bereich Umwelt, Soziales oder
Unternehmensfithrung (,,ESG®) definiert, die — falls sie eintreten — eine tatsidchliche oder potenzielle wesentliche
negative Auswirkung auf den Wert einer Anlage haben kdnnten.

Nachhaltigkeitsrisiken werden vom Hauptfinanzverwalter in die Anlageentscheidungen integriert, indem er die
relevanten Risiken im Rahmen des Anlagepriifungsprozesses identifiziert, bewertet und steuert sowie eigene
Losungen implementiert. Nachhaltigkeitsrisiken werden fiir Anlageergebnisse als am malBigeblichsten eingestuft,
wenn sie finanzielle Wesentlichkeit aufweisen, und werden wie alle Anlagerisiken durch Herstellung eines
Gleichgewichts zwischen dem erwarteten Risiko und der erwarteten Rendite einbezogen. Per 1. Dezember 2022 hat
der leitende Finanzverwalter bestimmt, dass die Hohe der Nachhaltigkeitsrisiken in den einzelnen Teilfonds
voraussichtlich keine wesentliche finanzielle Auswirkung auf erwartete Renditen haben wird.

Soweit relevant, werden die Nachhaltigkeitsrisiken der Teilfonds laufend beurteilt und das vorrangige Ziel und die
vorrangige Politik des jeweiligen Teilfonds beriicksichtigt.

Bei der Verwaltung der Teilfonds beriicksichtigt der Hauptfinanzverwalter die Nachhaltigkeitsrisiken im
Zusammenhang mit erwarteten Renditen, indem er eine Mischung aus Inputs verschiedener Quellen nutzt, bei
denen es sich insbesondere um Finanzverwalter, externe Datenquellen und unternehmenseigene Analysen der
Finanzverwalter handelt. Nachhaltigkeitsrisiken werden bei allen in Bezug auf die Teilfonds getroffenen
Anlageentscheidungen beriicksichtigt, auler bei Anlagen in bestimmten Anlageklassen oder wenn eine Strategie
oder Dienstleistung die Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken nicht unterstiitzt. Es kann zu Féllen kommen, in
denen Nachhaltigkeitsrisiken nicht maBgeblich fiir Anlageentscheidungen sind, insbesondere:

e Wenn es Zweck der Anlage ist, ein oder mehrere Ergebnis(se) zu erzielen, z. B. die Platzierung von
Derivategeschéften zwecks Liquiditétssteuerung.

e In Bezug auf bestimmte Instrumente oder Anlageklassen z.B. Es ist unwahrscheinlich, dass sich die
Nachhaltigkeitsrisiken auf den Wert oder die Reservewéhrung auswirken.

Weitere Einzelheiten iiber die Integration von Nachhaltigkeits- und ESG-Faktoren in den Anlageprozess und deren
potenzielle Auswirkungen auf die Renditen finden Sie in den Richtlinien fiir nachhaltige Anlagen des
Hauptfinanzverwalters, abrufbar unter: https://russellinvestments.com/ie/important-information

Die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal
Adverse Impacts, ,,PAI”) werden derzeit vom Hauptfinanzverwalter weder auf Ebene des Unternehmens noch bei
der Teilfondsverwaltung beriicksichtigt. Der Hauptfinanzverwalter hat sich nach einer ausfiihrlichen Auswertung
der gemidl SFDR vorgeschriebenen PAl-Indikator-Berichtspflichten gegen die Beriicksichtigung der
vorgeschriebenen PA entschieden. Nach Ansicht des Hauptfinanzverwalters decken die zu den vorgeschriebenen
PAl-Indikatoren vorliegenden Daten die Anlageuniversen der Teilfonds nicht ausreichend ab, um den
Anteilinhabern transparente und verléssliche Informationen zu liefern. Der Hauptfinanzverwalter beriicksichtigt die
PAI zwar derzeit nicht, hat sich aber entschieden, in Infrastruktur zu investieren, um eine mogliche kiinftige
Beriicksichtigung der PAI zuzulassen. Dazu gehoren auch vertragliche Vereinbarungen mit unabhéngigen
Datenanbietern zu den Indikatoren, Uberwachung des Offenlegungsniveaus von Unternehmen und die
Einbeziechung von PAI-Daten in interne Systeme. Der Hauptfinanzverwalter wird die Entwicklung der
Datenqualitét und die Nachfrage der Anteilinhaber in Bezug auf die Beriicksichtigung der PAI weiter engmaschig
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iiberwachen und seine Haltung in Zukunft moglicherweise iiberdenken, insbesondere fiir Teilfonds mit starkem
Schwerpunkt auf ESG-Anlagen.

Ungeachtet des Vorstehenden beriicksichtigt und meldet der Hauptfinanzverwalter die PAI der Teilfonds zwar
nicht, beachtet aber bestimmte nachteilige Auswirkungen seiner Investitionsentscheidungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren. Eine Erkldrung, wie der Hauptfinanzverwalter nachteilige Auswirkungen seiner
Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berticksichtigt, finden Sie unter:
https://russellinvestments.com/ie/important-information.

Die Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken bei Anlageentscheidungen wird in den vorvertraglichen Angaben
gemil Artikel 6 der SFDR detailliert dargelegt. Dies wird in der Phase der Registrierung von Neukunden
(Onboarding) fiir einen neuen Teilfonds in Zusammenarbeit mit dem Hauptfinanzverwalter festgelegt.

Da die Anlagestrategien der von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten Teilfonds in Bezug auf die
Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren und die wesentlichen negativen Auswirkungen unterschiedlich sind,
hat die Verwaltungsgesellschaft geeignete Richtlinien fiir alle Szenarien festgelegt.

Das Regelwerk der Verwaltungsgesellschaft wurde in Ubereinstimmung mit dem Vorstehenden geéndert und wird

fiir alle von ihr verwalteten Teilfonds angemessene Klassifizierungen und entsprechende Offenlegungen
sicherstellen.
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ANHANG 1: EIGENSCHAFTEN DER ANTEILSKLASSEN

Die Teilfonds konnen Anteile der Klassen A, B, C, I, N und P ausgeben. Vollstindige Details zu den Eigenschaften
der einzelnen Anteilsklassen (wie z. B. die Wéhrung der Anteilsklasse) sind in Anhang 1 aufgefiihrt. Die
Verwaltungsgesellschaft behélt sich das Recht vor, Zeichnungsantriage fiir Anteile ganz oder teilweise abzulehnen.
Jede Anteilsklasse kann nach alleinigem Ermesssen der Verwaltungsgesellschaft voriibergehend oder dauerhaft
geschlossen werden.

Der Erstausgabezeitraum fiir alle ,,neuen” Anteilsklassen, die nachfolgend aufgefiihrt sind, beginnt um 9 Uhr
(irischer Zeit) am 1. Dezember 2022 und endet um 17 Uhr (irischer Zeit) am 31. Mai 2023.

Russell Investments Global High Dividend Equity

Anteilsklasse Klassen- | Wihrungs-| Verwaltungsgebiihr [Erstausgabe- Status Stimm-
wahrung | gesicherte in Prozent preis Erstausgabe- | berechtigte
Klasse des Nettoinventar- zeitraum Klasse
wertes
je Anteilsklasse

A USS$ USD Nein 1,50 1.000 Neu Ja

A US$ INCOME USD Nein 1,50 1.000 Neu Ja

B US$ USD Nein 1,90 1.000 Neu Ja

B US$ INCOME USD Nein 1,80 - Bestehend Ja

1USS$ USD Nein 0,70 - Bestehend Ja

1USS$ -NV USD Nein 0,70 1.000 Neu Nein

1 US$ INCOME USD Nein 0,70 1.000 Neu Ja

P USS USD Nein 0,55 1.000 Neu Ja

P US$ INCOME USD Nein 0,55 - Bestehend Ja

A JP¥ JP¥ Nein 1,50 100.000 Neu Ja

A JP¥ INCOME JP¥ Nein 1,50 100.000 Neu Ja

1JP¥ JP¥ Nein 0,70 100.000 Neu Ja

1 JP¥ INCOME JP¥ Nein 0,70 100.000 Neu Ja

P JP¥ INCOME JP¥ Nein 0,55 100.000 Neu Ja

A EURO EURO Nein 1,50 1.000 Neu Ja

A EURO EURO Nein 1,50 1.000 Neu Ja
INCOME

B EURO EURO Nein 1,90 1.000 Neu Ja

Bestehend

B EURO EURO Nein 1,80 - Ja
INCOME

C EURO EURO | Nein 2,60 - Bestehend Ja

C EURO EURO Nein 2,60 1.000 Neu Ja
INCOME
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I EURO EURO Nein 0,70 1.000 Neu Ja
I EURO INCOME| EURO Nein 0,60 - Bestehend Ja
N EURO EURO Nein 0,60 - Bestehend Ja
P EURO EURO Nein 0,55 1.000 Neu Ja
REZRQ EURO Ja 0,55 1.000 Neu Ja
A EUROH EURO Ja 1,55 1.000 Neu Ja
AFLROH EURO Ja 1,55 1.000 Neu Ja
B EURO H EURO Ja 1,95 1.000 Neu Ja
BECEOH | EurO Ja 1,95 1.000 Neu Ja
CEUROH EURO Ja 2,65 1.000 Neu Ja
GEEBOH | EurO Ja 2,65 1.000 Neu Ja
IEUROH EURO Ja 0,75 1.000 Neu Ja
NeOSPH  | EURO Ja 0,75 1.000 Neu Ja
P EURO H EURO Ja 0,60 1.000 Neu Ja
RSB0 | Euro Ja 0,60 1.000 Neu Ja
A Stgf Stgf Nein 1,50 1000 Neu Ja
B Stgf£ INCOME Stgf Nein 1,80 - Bestehend Ja
I Stgk Stgf Nein 0,60 - Bestehend Ja
I Stg£ Income Stgf Nein 0,60 - Bestehend Ja
Russell Investments Global Listed Infrastructure
Anteilsklasse Klassen- | Wihrungs-| Verwaltungsgebiihr in [Erstausgabe- Status Stimm-
wahrung | gesicherte Prozent preis Erstausgabe-- | berechtigte
Klasse |des Nettoinventarwertes| zeitraum Klasse
je Anteilsklasse
A US$ USD Nein 1,60 - Bestehend Ja
A US$ INCOME USD Nein 1,60 1.000 Neu Ja
B US$ USD Nein 1,85 - Bestehend Ja
B US$ INCOME USD Nein 2,00 1.000 Neu Ja
1USS$ USD Nein 0,80 - Bestehend Ja
. 0,80
1 US$ INCOME USD Nein - Bestehend Ja
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P US$ USD Nein 0,70 - Bestehend Ja

P US$ INCOME |  USD Nein 0,70 1.000 Neu Ja

A JPY JPY Nein 1,60 100.000 Neu Ja

A JPYINCOME |  JPY Nein 1,60 100.000 Neu Ja

1 JP¥ JPY Nein 0,80 100.000 Neu Ja

1 JP¥ INCOME JPY Nein 0,80 100.000 Neu Ja

P JPY IPY Nein 0,70 100.000 Neu Ja

P JP¥ INCOME |  JP¥ Nein 0,70 100.000 Neu Ja

A EURO EURO Nein 1,60 1.000 Neu Ja

1/1\\1 gg&% EURO Nein 1,60 1.000 Neu Ja

B EURO EURO Nein 2,00 1.000 Neu Ja

&Egi/{% EURO Nein 1,85 - Bestehend Ja

C EURO EURO Nein 2,90 - Bestehend Ja

I EURO INCOME| EURO Nein 0,65 - Bestehend Ja

N EURO EURO Nein 0,65

P EURO EURO Nein 0,70 1.000 Neu Ja

III’\I E‘éﬁ% EURO Nein 0,70 1.000 Neu Ja

A EURO H EURO Ja 1,65 1.000 Neu Ja

AEUROH EURO Ja 1,65 1.000 Neu Ja
INCOME

B EUROH EURO Ja 2,05 1.000 Neu Ja

B EURO H EURO Ja 2,05 1.000 Neu Ja
INCOME

IEURO H EURO Ja 0,85 1.000 Neu Ja

IEURO H EURO Ja 0,85 1.000 Neu Ja
INCOME

P EURO H EURO Ja 0,75 1.000 Neu Ja

P EURO H EURO Ja 0,75 1.000 Neu Ja
INCOME

I Stgf Stgf Nein 0,65 - Bestehend Ja

I Stg£ INCOME Stgf Nein 0,65 - Bestehend Ja
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B Stg £ Income Stgf Nein 1,85 - Bestehend Ja
B Stg £ H Income Stgf Ja 2,05 1.000 Neu Ja
Klsse N Stgf Nein 1,40 - Bestehend Ja
Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund
Anteilsklasse | Klassen- | Wihrungsq Verwaltungsgebiihr Erstausgabe- Status Stimm-
wihrung | gesicherte in Prozent preis Erstausgabe--| berechtigte
Klasse | des Nettoinventar- zeitraum Klasse
wertes
je Anteilsklasse
EURO . 0,a30 -
A EURO Nein Bestehend Ja
A Stg £ Stg £ Nein 0,30 - Bestehend Ja
A US$ USD Nein 0,30 - Bestehend Ja
A EUROH EURO Ja 0,35 1.000 Neu Ja
A Stg £ Stg £ Ja 0,35 1.000 Neu Ja
JPY Nein .
A JPY Bis 1,00 100.000 Neu Ja
B EURO EURO Nein 1,00 - Bestehend Ja
B EUROH EURO Ja 1,05 1.000 Neu Ja
B Stg£ Income Stef Nein 0,30 10.000 Ja
Bestehend
B US$ uUSD Nein 0,30 10.000 Neu Ja
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ANHANG 2: DERIVATIVE FINANZINSTRUMENTE

L.

Sofern im Abschnitt ,,Die Teilfonds* nicht ausdriicklich Gegenteiliges festgelegt ist:

(a) kann ein Teilfonds fiir Zwecke des effizienten Portfoliomanagements im Rahmen der in Anhang 6
festgelegten Beschriankungen derivative Finanzinstrumente (s) einsetzen; und

(b) kann ein Teilfonds fiir Anlagezwecke im Rahmen der in Anhang 6 festgelegten Beschrédnkungen s
einsetzen.

,Effizientes Portfoliomanagement bedeutet Anlageentscheidungen beziiglich Transaktionen, die mit einem
oder mehreren der folgenden spezifischen Ziele getitigt werden: die Reduzierung von Risiken; die
Reduzierung von Kosten; oder die Generierung von Kapital oder Ertrdgen fiir einen Teilfonds mit einem
geeigneten Maf} an Risiko und unter Beriicksichtigung des Risikoprofils des Teilfonds, wie im Prospekt und
den allgemeinen Bestimmungen der OGAW-Richtlinie beschrieben.

In den folgenden Absédtzen werden die wichtigsten Mdglichkeiten beschrieben, wie ein Teilfonds DFIs
einsetzen kann, wenn deren Einsatz gemif3 Abs. 1(a) und/oder 1(b) weiter oben zuldssig ist:

e Futures-Kontrakte konnen zur Absicherung gegen Markt- oder Zinsrisiken oder zum Zwecke des
Engagements in einem zugrunde liegenden Markt eingesetzt werden.

e Terminkontrakte kdnnen zu Zwecken der Risikoabsicherung oder zum Erreichen einer Wertsteigerung
in Bezug auf Vermogenswerte, Wahrungen oder Einlagen eingegangen werden.

e Optionen konnen anstelle eines effektiven Wertpapiers eingesetzt werden, um eine Absicherung oder
ein Engagement in Bezug auf einen bestimmten Markt, Index oder ein bestimmtes Wertpapier zu
erreichen.

e Optionsscheine kdnnen anstelle eines effektiven Wertpapiers eingesetzt werden, um eine Absicherung
oder ein Engagement in Bezug auf einen bestimmten Markt, Index oder ein bestimmtes Wertpapier zu
erreichen.

e Swaps (einschlieBlich Swaptions) konnen fiir Anlagezwecke eingesetzt werden, um Gewinne zu
erzielen und um eingegangene Long-Positionen abzusichern.

e Devisenterminkontrakte konnen eingesetzt werden, um das Wahrungsrisiko gehaltener Wertpapiere zu
andern, sich gegen Wechselkursrisiken abzusichern, den Investitionsgrad in einer Wéhrung zu erhdhen
und das Risiko von Wechselkursschwankungen von einer zur anderen Wéhrung zu verschieben.

e Caps und Floors konnen zur Absicherung gegen Zinsschwankungen, welche aullerhalb der Mindest-
oder Hochstgrenzen liegen, eingesetzt werden.

e Kreditderivate konnen eingesetzt werden, um das mit einem Referenzvermdgenswert oder einem Index
von Referenzvermogenswerten verbundene Kreditrisiko zu isolieren und zu iibertragen.

Anderweitige Einsétze von DFIs sind gestattet, wenn sie mit den Anlagezielen und -strategien des jeweiligen
Teilfonds im Einklang stehen.

Im Folgenden werden die wichtigsten Arten von DSFIs beschrieben, die ein Teilfonds einsetzen kann, wenn
deren Einsatz geméll Abs. 1(a) und/oder 1(b) weiter oben zuldssig ist:

Futures: Terminkontrakte (Futures) sind Kontrakte iiber den Kauf oder Verkauf -einer
Standardmenge eines bestimmten Vermogenswertes (bzw. in manchen Féllen liber den Erhalt oder
die Zahlung von Bargeld auf Basis der Performance eines Basisobjektes, eines Instruments oder
eines Index) an einem festgesetzten Termin und zu einem festgesetzten Preis, die durch eine
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Transaktion an einer Borse geschlossen werden. Terminkontrakte geben Anlegern die Moglichkeit,
sich gegen Marktrisiken abzusichern oder sich auf dem Basismarkt zu engagieren. Da diese
Kontrakte téglich zum letzten Borsenkurs bewertet werden, konnen Anleger sich vor dem Liefertag
des Kontraktes von ihrer Verpflichtung zum Kauf bzw. Verkauf der Basisobjekte durch Glattstellung
ihrer Position befreien. Terminkontrakte konnen auch eingesetzt werden, um Barsalden
auszugleichen, sowohl in Hinblick auf anlagebereite Zahlungsstrome als auch in Hinblick auf feste
Zielwerte. Haufig sind die Transaktionskosten, die durch den Einsatz von Futures fiir eine bestimmte
Strategie entstehen, niedriger als bei einer direkten Anlage in dem zugrunde liegenden oder damit
verbundenen Wertpapier oder Index.

Forwards: Ein Terminkontrakt (Forward) setzt den Kurs fest, zu dem ein Index oder
VermoOgenswert an einem zukiinftigen Termin gekauft oder verkauft werden kann. Bei
Devisenterminkontrakten sind die Kontraktinhaber verpflichtet, die Wahrung zu einem festgesetzten
Kurs und in einer festgesetzten Menge zu einem festgesetzten Termin zu kaufen oder zu verkaufen,
wihrend bei Zinsterminkontrakten ein Zinssatz festgesetzt wird, der auf eine Verbindlichkeit ab
einem bestimmten Termin in der Zukunft zu zahlen oder zu vereinnahmen ist. Terminkontrakte
konnen zwischen den Parteien in bar ausgeglichen werden. Diese Kontrakte sind nicht iibertragbar.
Devisenterminkontrakte konnen durch die Teilfonds unter anderem eingesetzt werden, um
Fremdwaihrungspositionen im Portfolio zu veréndern, sich gegen Wechselkursrisiken abzusichern,
das Engagement in einer bestimmten Waihrung zu erhéhen und das Risiko von
Wechselkursschwankungen von einer Wahrung auf eine andere zu verlagem.

Optionen: Es gibt zwei Formen von Optionen: Kauf- und Verkaufsoptionen. Verkaufsoptionen sind
Kontrakte, die gegen eine Pramie verkauft werden und eine Partei (den Kaufer) berechtigen, jedoch
nicht verpflichten, der anderen Partei (dem Verkdufer) des Kontrakts eine bestimmte Menge eines
bestimmten Produktes oder Finanzinstrumentes zu einem festgelegten Preis zu verkaufen.
Kaufoptionen sind dhnliche Kontrakte, die gegen eine Prdmie verkauft werden und den Kiufer
berechtigen, jedoch nicht verpflichten, vom Verkdufer der Option zu kaufen. Optionen kdnnen auch
in bar beglichen werden. Ein Teilfonds kann sowohl Kéaufer als auch Verkdufer von Kauf- und
Verkaufsoptionen sein.

Optionsscheine: Optionsscheine sind Finanzinstrumente, die typischerweise von Banken und
anderen Finanzinstituten ausgegeben werden. Sie bieten Anlegern eine Alternative fiir Engagements
in verschiedenen Basiswerten, wie z.B. in Anteilpapieren. Es gibt verschiedene Arten von
Optionsscheinen, die fiir Anlage- und/oder Handelszwecke geeignet sein konnen.

Swaps: Ein Standard-Swap ist eine Ubereinkunft zwischen zwei Kontrahenten, die Zahlungsstrome
aus zwei Vermogenswerten fiir einen im Voraus definierten Zeitraum auszutauschen. Die
Konditionen werden hierbei so festgelegt, dass der Barwert des Swaps zum Startzeitpunkt gleich
Null ist. Die Fonds kdnnen Swaps eingehen, insbesondere Aktienswaps, Swaptions, Zinsswaps oder
Wihrungsswaps und andere derivative Instrumente, sowohl als unabhéngige Form der
Gewinnerzielung als auch zur Absicherung vorhandener Long-Positionen. Swaps konnen iiber lange
Zeitraume laufen und sehen normalerweise regelméflige Zahlungen vor. Swaptions sind Kontrakte,
bei denen eine Partei gegen Erhalt einer Pramie zusichert, in einen Swap mit festgelegtem Zinssatz
einzutreten, wenn ein bestimmtes Ereignis eintritt (wobei normalerweise die zukiinftigen Zinssitze
mit Bezug auf eine feste Benchmark festgesetzt werden). Zinsswaps beinhalten den Austausch der
jeweiligen Zinsverpflichtungen zwischen einem Fonds und einer anderen Partei (z. B. Austausch von
festen und variablen Zinsverpflichtungen). An jedem unter einem Zinsswap festgelegten
Zahlungstermin werden die von der jeweiligen Partei geschuldeten Nettozahlungen, und nur der
Nettobetrag, von einer Partei an die andere gezahlt. Wahrungsswaps sind Vereinbarungen zwischen
zwei Parteien iiber den Austausch zukiinftiger Zahlungen in einer Wéahrung gegen Zahlungen in
einer anderen Wéhrung. Diese Vereinbarungen werden eingesetzt, um die Wéhrung zu éndern, auf
welche Vermogenswerte und Verbindlichkeiten lauten. Anders als Zinsswaps miissen
Wahrungsswaps einen Austausch des Kapitalbetrags bei Falligkeit beinhalten.

Devisenkassageschiifte: Die Teilfonds konnen Devisenkassageschifte tdtigen, bei denen eine
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Wiéhrung mit einer anderen gekauft wird. Hierbei wird ein festgelegter Betrag der ersten Wihrung
gezahlt, um einen festgelegten Betrag der zweiten Wahrung zu erhalten. Sofortige Regulierung (Spot
Settlement) bedeutet, dass die Lieferung der Wahrungsbetridge in den beiden betreffenden Zentren
normalerweise innerhalb von 2 Geschiftstagen nach Geschéftsabschluss stattfindet.

Caps und Floors: Die Teilfonds konnen Optionsvereinbarungen in Form von Caps und Floors
eingehen. Dies sind Vereinbarungen, bei denen sich der Verkdufer verpflichtet, den Kéufer zu
entschidigen, wenn die Zinsen an vorab vereinbarten Terminen wihrend der Laufzeit der
Optionsvereinbarung eine vorab festgesetzte Zinsobergrenze (Strike Rate) liberschreiten. Der Kéufer
zahlt hierfiir bei Abschluss eine Primie. Bei einem Floor entschadigt der Verkdufer den Kéufer,
wenn die Zinsen an vorab vereinbarten Terminen wéhrend der Laufzeit des Vertrages unter eine
vorab festgesetzte Zinsuntergrenze fallen. Ebenso wie beim Cap zahlt der Kéufer zahlt hierfiir bei
Abschluss eine Pramie.

Kreditderivate: Die Teilfonds kdnnen Kreditderivate wie z. B. Credit Default Swaps einsetzen, um
das mit einem bestimmten Basiswert verbundene Kreditrisiko zu isolieren und auf eine Drittpartei zu
iibertragen. Credit Default Swaps bieten Schutz vor einem Kreditausfall auf Seiten des Emittenten.
Es ist nicht gewéhrleistet, dass der Einsatz von Credit Default Swaps durch die Teilfonds effektiv ist
oder zu den gewiinschten Ergebnissen fiihrt. Ein Fonds kann in einer Credit-Default-Swap-
Transaktion Kdufer oder Verkdufer sein. Credit Default Swaps sind Transaktionen, bei denen die
Verpflichtungen der Parteien davon abhdngen, ob in Bezug auf den Basiswert ein Kreditereignis
eingetreten ist. Diese Kreditereignisse sind im Kontrakt spezifiziert und sollen den Eintritt einer
wesentlichen Verschlechterung der Bonitét des Basiswertes identifizieren. Bei Abrechnung konnen
die Credit-Default-Produkte in bar oder durch physische Erfiillung einer Verpflichtung der
betreffenden Partei nach einem Ausfall ausgeglichen werden. Bei einem Credit Default Swap ist der
Kéufer verpflichtet, an den Verkdufer iiber die Dauer des Kontraktes eine periodische Gebiihr zu
zahlen, sofern in Bezug auf den Basiswert kein Kreditausfallereignis eingetreten ist. Tritt ein
Kreditereignis ein, muss der Verkdufer dem Kéaufer den vollen Nominalwert des Basiswertes
auszahlen. Dieser kann einen geringen oder gar keinen Wert haben. Ist der Fonds Kéufer und tritt
kein Kreditereignis ein, sind die Verluste des Fonds durch die regelméBigen Zahlungen tiber die
Laufzeit des Kontraktes begrenzt. Als Verkdufer erhilt der Fonds iiber die Laufzeit des Kontraktes
eine periodische Pramie, vorausgesetzt, es tritt kein Kreditereignis ein. Tritt ein Kreditereignis ein,
muss der Verkdufer dem Kéufer den vollen Nominalwert des Basiswertes auszahlen.

Der Einsatz von anderer Arten von DFIs ist gestattet, wenn dieser Einsatz mit den Anlagezielen und -strategien
des jeweiligen Teilfonds im Einklang steht.
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ANHANG 3: DIREKTORIUM UND DIREKTOREN DER VERWALTUNGSGESELLSCHAFT

Die Direktoren

Die Haupttitigkeiten der Direktoren sind nachfolgend aufgefiihrt:

James Firn

Herr Firn, amerikanischer und britischer Staatsangehdriger, war seit 1988 bis zu seiner Pensionierung im Juni 2014
Mitarbeiter von Russell Investments. Er war acht Jahre in der Anlageberatung und den Geschiftsbereichen
Investmentfonds und ERISA in den USA titig, bevor er 1996 nach London ging. Wihrend der 18 Jahre seiner
Tatigkeit bei Russell Investments in London leitete er mehrere Abteilungen, darunter die Bereiche
Qualitétssicherung, Produktentwicklung und Marketing. Er fungierte ferner als eine Hauptkontaktperson in Bezug
auf staatliche, Aufsichts- und Industriegruppen in der EMEA-Region und war fiir die oberste Fithrungsspitze in
anderen Regionen, in denen die Russell Group titig ist, in Bezug auf betriebliche, produktbezogene und rechtliche
Angelegenheiten beratend titig. Derzeit ist Herr Firn als nicht-geschéftsfithrendes Verwaltungsratsmitglied bei
mehreren von der Zentralbank und auf den Cayman-Islands zugelassenen Fondsverwaltungs-, Verwaltungs- und
Vertriebsgesellschaften titig. Herr Firn hat einen Abschluss in Rechtswissenschaften von der Southern Methodist
University in Dallas, Texas, und ist Mitglied der Washington State Bar Association, der American Bar Association
und der International Bar Association sowie des Institute of Directors im Vereinigten Konigreich.

John McMurray

Herr McMurray, Amerikaner, ist der Global Chief Risk Officer und Chief Audit Executive bei Russell
Investments. Er leitet Russels globale Risikomanagementfunktion, die strategische Weisungen und Bewertungen
im Zusammenhang mit und von Russells Risikopositionen liefert, einschlieBlich Anlage-, Kredit- und betriebliche
Risiken. Ferner leitet er die interne Priiffunktion bei Russell Investments. AuBBerdem hat er einen Sitz als Direktor
im Direktorium des Fonds und spricht regelméfBig mit dem Direktorium und dem EMEA-Management {iber
risikobezogene Themen. Herr McMurray kam 2010 zu Russell und verfiigt iiber mehr als 25 Jahre Erfahrung im
Risiko- und Investmentmanagement bei groflen privatwirtschaftlichen wund staatlich geforderten
Institutionen. Seine Erfahrung erstreckt sich iiber mehrere Anlageklassen und zahlreiche Marktzyklen. Seine
Risikomanagementerfahrung umfasst Verbraucher-, Gewerbe- und Kontrahenten-, Markt- und Kreditrisiken im
Zusammenhang mit Wertpapieren, Optionen, Whole Loans, Derivaten, Biirgschaften und Versicherungen. Bevor
er zu Russell kam, war Herr McMurray fiir die Federal Home Loan Bank of Seattle tdtig, wo er den
Risikomanagementbereich des Instituts als Chief Risk Officer leitete. Davor war er bei JP Morgan Chase
angestellt. Er ist Direktor mehrerer von der Zentralbank zugelassener Investmentfonds (CIS).

William Roberts

Herr Roberts, Brite (und irischer Gebietsansdssiger) qualifizierte sich 1983 als Solicitor in Schottland, 1985 als
Solicitor des Supreme Court in Hongkong, 1988 als Barrister und Attorney-at-law in Bermuda und 1990 als
Attorney-at-law auf den Cayman Islands. In den Jahren 1982 bis 1990 war er fiir verschiedene Kanzleien in
Schottland, Hongkong, London und Bermuda titig. In den Jahren 1990 bis 1999 arbeitete er fiir W.S. Walker &
Company auf den Cayman Islands, wo er 1994 Partner wurde. Herr Roberts ist ein erfahrener Anwalt auf dem
Gebiet internationale Finanzdienstleistungen. Er war als Geschéftsfiihrer fiir verschiedene auf Bermuda gegriindete
Gesellschaften tdtig und war von 1996 bis 1999 Direktor der Cayman Islands Stock Exchange. AuBlerdem ist Herr
Roberts Direktor von mehreren von der Zentralbank zugelassenen Investmentfonds (CIS) und einer Reihe von
Investmentfonds auf den Cayman Islands.

David Shubotham

Herr David Shubotham, Ire, war von 1975 bis 2002 einer der Direktoren von J&E Davy (einem irischen
Borsenmaklerunternehmen). Nach Abschluss seiner Ausbildung bei Aer Lingus kam er 1973 zu J. & E. Davy. Dort
wurde er 1977 Partner und war von diesem Zeitpunkt an fiir das Anleihegeschéft zustindig. 1991 wurde er Chief
Executive von Davy International, einer Gesellschaft mit Sitz im International Financial Services Centre von
Dublin. Er wurde im Jahr 2001 pensioniert. Herr Shubotham schloss das University College Dublin 1970 mit einem
Bachelor of Commerce ab und wurde 1971 als Wirtschaftspriifer zugelassen. 1975 trat er der Society of Investment
Analysts bei. Herr Shubotham war in Irland Mitglied zahlreicher, staatlich eingesetzter Ausschiisse, u. a. des
Committee for the Development of Science and Technology Strategy und des Committee for the Development of Bio
Strategy. Er war Vorsitzender des Board of Directors des irischen Nationalgestiits und des National Digital Park,
einem Joint Venture mit der lrish Industrial Development Authority. Er war 6 Jahre lang Vorsitzender des Board of
Directors der Hugh Lane Municipal Gallery (Dublin). Er ist fiir mehrere von der Zentralbank zugelassene
Investmentfonds (CIS) sowie fiir mehrere OGAWs auf Jersey und den Cayman Islands als Direktor tétig.

Joseph Linhares

Herr Linhares, amerikanischer Staatsbiirger, ist Head of Europe, Middle East and Africa bei Russell Investments.
Herr Linhares ist zustdndig fiir die Leitung und Entwicklung aller Aspekte des Geschifts von Russell Investments
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in der EMEA-Region, zu der Frankreich, Italien, die Niederlande, die nordeuropédischen Lénder, Deutschland,
Osterreich, die Schweiz und der Nahe Osten ziihlen. Vor seinem Wechsel zu Russell Investments im Jahr 2017 war
Herr Linhares 16 Jahre lang fiir Barclays Global Investors tétig und spéter fiir BlackRock. Bei Barclays Global
Investors fokussierte er sich auf das iShares-ETF-Geschéft und verantwortete unter anderem den US-Vertrieb an
institutionelle Investoren und Privatanleger. Er gilt als einer der Architekten der raschen Expansion des iShares-
Geschifts in Europa, wo er bis 2013 Leiter von iShares fir EMEA war. Davor bekleidete Herr Linhares auch
Positionen bei der Citigroup und bei J.P. Morgan. Er verfiigt iiber Qualifikationen der Regulierungsbehorde der
Finanzindutrie (Series 7 und 24). Herr Linhares ist bei mehreren von der Zentralbank zugelassenen Organismen fiir
gemeinsame Anlagen sowie bei mehreren Konzernunternehmen von Russell Investments als Direktor titig.

Neil Jenkins

Herr Jenkins, Brite, ist Managing Director des Hauptfinanzverwalters, zu dem er im Oktober 2006 wechselte. Er
besuchte das Keble College, Oxford und erwarb dort einen Abschluss mit Auszeichnung (first class honours) in
Neuphilologie (Deutsch und Russisch). Ferner hat er den Abschluss eines MSc der London Business School. Herr
Jenkins kam 1985 zu Morgan Grenfell in London und war dort im Bereich Export-/ Projektfinanzierung in
Osteuropa titig. Von 1988 bis 1990 vertrat er Morgan Grenfell in Moskau. Von 1990 bis 2000 arbeitete Herr
Jenkins in verschiedenen Anlagefunktionen bei Morgan Grenfell (Deutsche) Asset Management Investment
Services. Dariiber hinaus war er finf Jahre bei Morgan Grenfell Capital Management in New York titig. Herr
Jenkins war von Januar 2001 bis Juni 2003 Managing Director bei AXA Multi Manager. Danach trat er bei
Rothschild Private Management Limited als Executive Director und Head of Multi-Manager Investment ein, eine
Position, die er bis Oktober 2006 innehatte, als er zum Hauptfinanzverwalter wechselte. Herr Jenkins arbeitete in
der Londoner Niederlassung von Russell als leitender Portfoliomanager fiir verschiedene Fonds des
Hauptfinanzverwalters. Von April 2016 bis Januar 2018 war er in der Niederlassung von Russell Investments in
Seattle tétig. Im dritten Quartal 2018 gab er seine Aufgaben im Portfoliomanagement ab, und im Januar 2019
wechselte er auf eine halbe Stelle beim Hauptfinanzverwalter. Herr Jenkins ist auBerdem Direktor anderer von der
Zentralbank genehmigter Fonds.

Tom Murray

Herr Murray, Ire, ist seit iiber 25 Jahren im Investment-Banking und im Finanzdienstleistungssektor tdtig. Er ist
derzeit ein  unabhingiger nicht geschéftsfilhrender Direktor mehrerer Investmentfonds und
Verwaltungsgesellschaften.

Er verlieB3 das University College in Dublin 1976 mit dem Abschluss Bachelor of Commerce und qualifizierte sich
als Chartered Accountant bei Coopers & Lybrand in 1980, wo er als Computer-Audit-Spezialist und Systemanalyst
tatig war. AuBerdem gehdrte er von 1990 bis 1992 der National Futures Association an. 2011 erhielt Herr Murray
ein Diplom in Directors Duties & Responsibilites vom Institute of Chartered Accountants in Irland.

Von 2004 bis 2008 war Herr Murray Direktor bei Merrion Corporate Finance Ltd., wo er an mehreren
hochkaratigen Transaktionen mitwirkte, unter anderem am Borsengang von Aer Lingus, Eircom sowie am Verkauf
von Reox. Bevor er zu Merrion kam, war er Treasury Director der Investec Bank in Irland mit Zustandigkeit fiir
Finanzierung, Aktiv-Passiv-Management, Devisengeschifte fiir Firmenkunden und Eigenhandel, Aktienleihe,
Beteiligungsfinanzierung und  strukturierte  Finanzgeschéfte. 1987 war er Griindungsdirektor und
Griindungsaktiondr von Gandon Securities Ltd., dem ersten Unternechmen, das im International Financial Services
Centre, Dublin, 1987 zum Betrieb zugelassen wurde. Zunéchst fungierte Herr Murray als Finance Director. In
dieser Eigenschaft war er unter anderem an der Konzeption und Umsetzung von Finanzsteuerungs- und
Risikomanagementsystemen fiir den Eigenhandel beteiligt. 1990 tibernahm Herr Murray dann eine Funktion in der
Geschiftsentwicklung, wo er die Abteilungen Structured Finance, Managed Futures und Equity Financing
aufbaute. Im Jahr 2000 wurde die Gandon Securities Ltd von der Investec Bank {ibernommen, und Herr Murray
wurde zum Treasury Director ernannt, eine Position, die er vier Jahre lang innehatte.

Bevor Herr Murray von 1981 bis 1987 fiir Gandon tétig war, war er Chief Financial Officer bei Wang International
Finance Ltd. gewesen, der Lieferantenkreditsparte von Wang Computers. Dort richtete er in 14 Léndern weltweit
die Steuer-, Rechts- und Berichtswesenstrukturen fiir das Computer-Leasing-Geschift ein.

Peter Gonella

Peter Gonella ist britischer Staatsbiirger und seit 2007 Director of Operations fiir den Hauptfinanzverwalter und die
Vertriebsstelle, wo er fiir die Fondsdienstleistungen in Europa, dem Nahen Osten und Afrika zustdndig ist. Zu
seinen operativen und Managementaufgaben gehdren vor allem die Uberwachung der Fondsverwaltung,
Fondsbuchhaltung und Kundenservice. Herr Gonella besuchte die University of Hull, wo er einen Abschluss mit
Auszeichnung in Englischer Sprache und Literatur erwarb. Er ist Certified Investment Fund Director, ein Titel, der
ithm 2016 vom CIFD im The Institute of Banking, Irland, verliechen wurde. Von 1986 bis 2005 arbeitete er fiir die
Deutsche (Morgan Grenfell) Asset Management, von 2005 bis 2007 fiir Aberdeen Asset Management. Bei diesen
Gesellschaften hatte er eine Reihe von Positionen im oberen Management und als Operations Director inne und
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zeigte sich u.a. verantwortlich fiir Fondsbuchhaltung, Kundenverwaltung und Lieferantenmanagement. Er ist bei
mehreren von der Zentralbank zugelassenen Investmentfonds sowie bei mehreren Konzernunternehmen von
Russell Investments als Direktor tétig.

William Pearce

Herr Pearce, Brite, ist seit 2005 Senior Portfolio Manager fir den Hauptfinanzverwalter, wo er fir in globale
Aktien investierte gepoolte Fonds und getrennte Mandate verantwortlich ist, die fiir eine Reihe von Staatsfonds und
nationalen Pensionsfonds verwaltet werden. Herr Pearce ist Absolvent der University of Sheffield, wo er einen
Abschluss mit Auszeichnung in Betriebswirtschaft und Franzosisch erwarb. Er hilt die ASIP-Qualifikation der UK
Society of Investment Professionals und ist ein Associate der britischen CFA Society. Herr Pearce war von 1998
bis 2003 fiir das auf institutionelle Kunden spezialisierte Team von Tilney Investment Management tétig, wo er
britische Aktien- und Mischportfolios fiir britische Pensionsfonds und Wohltitigkeitsorganisationen verwaltete. Er
ist Verwaltungsratsmitglied mehrerer von der Zentralbank autorisierter Organismen fiir gemeinsame Anlagen.

Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft
Die wichtigsten Beschéftigungen der Direktoren der Verwaltungsgesellschaft sind nachstehend aufgefiihrt:

Neil Clifford (Nationalitiit: Ire — Irischer Gebietsansissiger)

Herr Clifford ist ein Verwaltungsratsmitglied der Carne-Gruppe. Er ist ein erfahrener, in Irland ansdssiger
Investmentexperte und Fondsdirektor mit umfassender Erfahrung in Governance und alternativen Anlagen auf
institutioneller Ebene, einschlieBlich Infrastruktur- und Private-Equity-Fonds. Er hat auBlerdem Erfahrung als
Aktienfondsmanager und ist ein qualifizierter Experte fiir das Risikomanagement. Neil Clifford kam im Oktober
2014 von Irish Life Investment Managers (,,ILIM*) (April 2006 — September 2014) zur Verwaltungsgesellschaft.
Bei ILIM war er Head of Alternative Investments. Er {iberwachte auch die illiquiden Anlagen von ILIM in den
Bereichen Private Equity und Infrastruktur und fungierte als unabhingiges Verwaltungsratsmitglied in einer Reihe
von Investmentgesellschaften. Er begann seine Karriere bei Irish Life als ein auf Sektoren konzentrierter
Aktienfondsmanager. Davor war Herr Clifford Senior Equity Analyst bei Goodbody Stockborkers (September
2000 — April 2006) in Dublin. Des Weiteren hat er als Ingenieur bei einer Reihe von fithrenden Ingenieur- und
Telekommunikationsunternehmen in Irland gearbeitet. Neil Clifford hat einen Bachelor-Abschluss in
Elektrotechnik vom University College Cork und einen Master-Abschluss in Betriebswirtschaft von der Smurfit
School of Business, University College Dublin. Er ist Chartered Alternative Investment Analyst und
Finanzrisikomanager (FRM - Global Association of Risk Professionals).

Teddy Otto (Nationalitit: Deutscher — Irischer Gebietsansiissiger)

Herr Otto ist ein Verwaltungsratsmitglied der Carne-Gruppe. Er ist vor allem auf Produktentwicklung,
Fondsgriindung und Risikomanagement spezialisiert. Vor seiner Tétigkeit fiir die Verwaltungsgesellschaft war Herr
Otto sechs Jahre lang bei der Allianz/Dresdner Bank Gruppe in Irland beschiftigt. In dieser Zeit war er als Head of
Fund Operations, Head of Product Management tdtig und wurde zum Verwaltungsratsmitglied der irischen
Verwaltungsgesellschaft von Allianz Global Investors und einer Reihe von in Irland und auf den Cayman-Inseln
ansissigen Investmentgesellschaften ernannt. Zuvor hielt er leitende Positionen in den Bereichen Marktdaten und
Verwahrung bei der Deutschen International (Ireland) Limited und arbeitete im Investmentbanking der Deutschen
Bank in Frankfurt. Er war iiber sechs Jahre bei der DeutscheBank-Gruppe titig. Davor war er fiir zwei Jahre bei der
Bankgesellschaft Berlin beschiftigt. Herr Otto hat einen Abschluss in Betriebswirtschaftslehre von der
Technischen Universitét Berlin.

Michael Bishop (Nationalitiit britisch — wohnhaft im Vereinigten Konigreich)

Herr Bishop war von 1990 bis 2011 bei UBS Global Asset Management (U.K.) Ltd. titig, zundchst als Executive
Director und dann als Managing Director mit Verantwortung fiir die Entwicklung und das Management der
britischen Investmentfondspalette. Zu seinen Fachgebieten gehoren britische offene Investmentgesellschaften, Unit
Trusts, fondsgebundene Produkte, sowie in Irland, auf den Cayman-Inseln und den Kanalinseln ansédssige und
weitere Investmenstrukturen). Er war Verwaltungsratsmitglied von UBS Global Asset Management Life Ltd. und
UBS (Ireland) plc. und fiir deren Griindung verantwortlich. Herr Bishop hat Produkte in allen Bereichen entwickelt
und aufgelegt, darunter Aktien, festverzinsliche Wertpapiere und alternative Strategien. Dariiber hinaus war er fiir
die Ernennung und das Management von Dienstleistern verantwortlich und hatte leitende Funktionen im
Rechnungswesen und im Management anderer Finanzdienstleistungsunternehmen wie Flemings und Tyndall inne.
Er war Mitglied in einer Reihe von Ausschiissen der Investment Management Association, in Branchenforen und
Beratungsgruppen mit Spezialisierung auf britische und internationale Vorschriften, Produktentwicklung und
Besteuerung. Michael Bishop ist Fellow der Association of Chartered Certified Accountants. Seit seinem Eintritt in
den Ruhestand im Jahr 2011 engagiert er sich fiir verschiedene Wohltéitigkeitsorganisationen.

Sarah Murphy (Nationalitit: Ire — Irischer Gebietsanséssiger)

Frau Murphy ist Director of Oversight bei Carne, mit besonderem Schwerpunkt auf Governance und dem Betrieb
von Verwaltungsgesellschaften und Fondsplattformen. Derzeit ist sie als ein Verwaltungsratsmitglied und Chief
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Operations Officer der Verwaltungsgesellschaften von Carne tétig. Sie sitzt zudem in den Vorstinden der OGAW-
und QIAIF-Plattformen von Carne. Sarah Murphy ist in erster Linie fiir die Fiihrung der Geschéifte der
Verwaltungsgesellschaften des Unternehmens verantwortlich, die zusammen mehr als 100 Milliarden US-Dollar an
Vermogenswerten betreuen. Sie begann ihre Karriere bei Carne als Business Manager, wo sie als Leiterin mit der
Einflihrung und Entwicklung einer Reihe von Unternehmensdienstleistungen betraut war.

Bevor sie zu Came kam, hatte Frau Murphy eine Reihe von leitenden Positionen im
Unternehmensdienstleistungsgeschift von BDO Ireland inne. Wéhrend dieser Zeit war sie fiir die Beratung eines
breiten Spektrums nationaler und internationaler Kunden im Zusammenhang mit Corporate Governance und
gesellschaftsrechtlichen Fragen im Kontext von Ubernahmen, VerauBerungen und
Unternehmensumstrukturierungen verantwortlich.

Frau Murphy ist ein Fellow des Institute of Chartered Secretaries and Administrators und absolviert derzeit die
Zertifizierung zum Chartered Alternative Investment Analyst.

David McGowan (Nationalitit: Ire — Irischer Gebietsansissiger)

David McGowan kam im Oktober 2019 als Global Chief Operating Officer zu Carne. Er verfiigt tiber mehr als 15
Jahre Erfahrung im Aufbau und in der Leitung komplexer Betriebsteams in einer Vielzahl von Branchen. Herr
McGowan hat die Verantwortung fiir eine Vielzahl von operativen Funktionen in einer Reihe von
Geschiéftsbereichen innerhalb der Carne-Gruppe. Im Rahmen seiner Aufgaben innerhalb der Carne-Gruppe ist
David McGowan dafiir verantwortlich, dass das am besten geeignete Betriebsmodell fiir das regulatorische Umfeld
der Verwaltungsgesellschaft besteht, wihrend die Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf das verwaltete Vermogen,
die Anzahl der verwalteten Teilfonds und die Anzahl der Beauftragungsvereinbarungen wichst.

Bevor er zu Carne kam, war er als Director of Global Business Services bei LinkedIn titig und leitete eine Reihe
globaler Geschéftsbereiche. Unter anderem leitete er Funktionen mit mehr als 400 Vollzeitmitarbeitern mit globaler
Verantwortung fiir das Relationship Management und die Implementierung von Betriebssystemen fiir das
Management. Vor seiner Tatigkeit bei LinkedIn war Herr McGowan als Director of Global Business Services bei
Accenture Plc titig. In dieser Funktion leistete er fachliche und analytische Unterstiitzung fiir ausgelagerte
Bezichungen in EMEA und die Projektimplementierung in einer Reihe von Bereichen, u. a. Customer Success und
Sales.

David hat einen BSc in Supply Chain Management und Logistik von der Aston University Manchester.

Elizabeth Beazley (Nationalitit: Ire — Irischer Gebietsansissiger)

Elizabeth Beazley ist ein Verwaltungsratsmitglied bei der Carne-Gruppe und spezialisiert auf Corporate
Governance, Produktentwicklung, Finanzberichterstattung und Fondsaufsicht sowohl fiir Investment- als auch fiir
Hedgefonds. Sie hat 20 Jahre Erfahrung im Finanzdienstleistungssektor. Als Group Chief of Staff der Carne-
Gruppe arbeitet Frau Beazley an verschiedenen strategischen Projekten innerhalb des Executive Committee und
beaufsichtigt das Global Onboarding Team bei Carne. Dieses zeichnet fiir die Leitung eines Teams verantwortlich,
das die Griindung von OGAWSs und AlFs sowie mehrere Drittverwaltungsgesellschaften managt, d. h. die Auswahl
von Dienstleistern, die Erstellung von Governance-Dokumenten und den operativen Aufbau.

Elizabeth Beazley ist derzeit als Verwaltungsratsmitglied in einer Reihe von Fonds/Verwaltungsgesellschaften
titig. Bevor sie zu Carne kam, war sie vier Jahre lang bei AIB/BNY Fund Management in Irland und davor bei
HSBC titig. Frau Beazley war Mitglied verschiedener Arbeitsgruppen der Branche, einschlieBlich des Technischen
Ausschusses und des ETF-Ausschusses. Gegenwirtig ist sie Mitglied der Arbeitsgruppe fiir irische
Fondsmanagementgesellschaften. Sie hat einen Bachelor of Commerce vom University College Cork und einen
Master in Business Studies von der Smurfit Graduate School of Business. Sie ist ein Mitglied der Association of
Chartered Certified Accountants.

Der Secretary der Verwaltungsgesellschaft ist Carne Global Financial Services Limited.
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ANHANG 4: DIE GEREGELTEN MARKTE

Jeder Teilfonds kann auch {iber Wertpapier- und Derivatemérkte handeln, bei denen es sich um geregelte Méarkte
handelt und die die Anforderungen an geregelte Mirkte gemél den regulatorischen Kriterien so wie in den
Vorschriften der Zentralbank definiert, erfiillen, wozu jeder Markt gehort, der reguliert ist, regelmifig betrieben
wird, fiir den Publikumsverkehr offen und in einem EWR-Staat (auer Malta), den Vereinigten Staaten, dem
Vereinigten Konigreich (wenn es kein EWR-Staat ist) Australien, Kanada, Japan, Neuseeland, Hong Kong oder der
Schweiz anséssig ist.

Jeder Teilfonds kann auch iiber folgende Mérkte handeln,

e Der von der International Capital Markets Association organisierte Markt;

e AIM - der ,Alternative Investment Market“ im Vereinigten Konigreich, der unter der Aufsicht der
Londoner Borse steht und von dieser betrieben wird;

e Der OTC-Markt in Japan, der unter der Aufsicht der Securities Dealers Association of Japan steht;

e NASDAQ in den Vereinigten Staaten;

e Der Markt fiir US-Regierungspapiere, der von Wertpapierhéndlern fiir Staatspapiere (Primary Dealers)
betrieben und von der Federal Reserve Bank of New York und der US-Borsenaufsicht (Securities and
Exchange Commission) reguliert wird;

e der Freiverkehrsmarkt in den Vereinigten Staaten, der von Wertpapierhdndlern fiir Staatspapiere und
Sekundirhiandlern (Secondary Dealers), die von der US-Borsenaufsicht reguliert werden, und von der
National Association of Securities Dealers betrieben wird (und von Bankinstitutionen, die von der
Bankenaufsichtsbehorde fiir landesweit titige und auslédndische Banken (US Comptroller of the Currency),
der US-Notenbank Federal Reserve System oder der Federal Deposit Insurance Corporation reguliert
werden);

e Der franzdsische Markt fiir ,, Titres de Créance Négociable® (OTC-Markt fiir iibertragbare Schuldtitel);

e Der OTC-Markt in kanadische Staatsanleihen, der unter der Aufsicht der Investment Dealers Association of
Canada steht,

e Der South African Futures Exchange.

e Die folgenden, in Nicht-EWR-Staaten etablierten Wertpapiermarkte:

Agypten: Egyptian Exchange

Argentinien: Bolsa de Comercio de Buenos Aires
Bahrain: Bahrain Bourse

Bangladesch: Dhaka Stock Exchange

Botswana: Botswana Stock Exchange
Brasilien: BM&F BOVESPA S.A.

Chile: Bolsa de Comercio de Santiago
China: Shenzhen Stock Exchange (SZSE), Shanghai Stock Exchange (SSE)
Costa Rica: Bolsa Nacional de Valores

Indien: Bombay Stock Exchange, Ltd., National Stock Exchange
Indonesien: Indonesia Stock Exchange

Israel: Tel Aviv Stock Exchange
Jordanien: Amman Stock Exchange
Kasachstan: Kazakhstan Stock Exchange

Katar: Qatar Exchange

Kenia: Nairobi Securities Exchange
Kolumbien: Bolsa de Valores de Colombia
Kuwait: Kuwait Stock Exchange

Malaysia: Bursa Malaysia Securities Berhad
Marokko: Exchange Bourse de Casablanca
Mauritius: Stock Exchange of Mauritius
Mexiko: Bolsa Mexicana de Valores
Namibia: Namibian Stock Exchange

Nigeria: Nigerian Stock Exchange
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Pakistan: Karachi Stock Exchange

Peru: Bolsa de Valores de Lima

Philippinen: Philippine Stock Exchange

Russland: MICEX-RTS Main Market

Simbabwe: Zimbabwe Stock Exchange

Singapur: Singapore Exchange Limited

Stidafrika: JSE Limited

Stidkorea: Korea Exchange

Sri Lanka: Colombo Stock Exchange

Taiwan: Taiwan Stock Exchange, GreTai Securities Market
Tansania: Dar es Salaam Stock Exchange

Thailand: The Stock Exchange of Thailand

Tunesien: Bourse des Valeurs Mobilieres de Tunis

Tiirkei: Istanbul Stock Exchange

Uganda: Uganda Securities Exchange

Ukraine: Persha Fondova Torgovelna Systema

Uruguay: Bolsa de Valores de Montevideo

Vereinigte Arabische

Emirate: Abu Dhabi Securities Market, Dubai Financial Market
Vietnam: Ho Chi Minh Stock Exchange

Westafrika Bourse Reginale des Valeurs Mobilieres (BVRM)

Diese Borsen sind in Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Zentralbank, die selbst keine Liste der
genehmigten Mérkte und Borsen herausgibt, aufgefiihrt.
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2.2

23

24

2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

ANHANG 5: ANLAGEBESCHRANKUNGEN

Zulassige Anlagen
Die Anlagen eines OGAW sind beschrénkt auf:

1.1  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die entweder zur amtlichen Notierung an einer Borse in
einem EU-Mitgliedstaat oder Nicht-Mitgliedstaat zugelassen sind oder die auf einem geregelten
Markt gehandelt werden, der regelméBig stattfindet, anerkannt und der Offentlichkeit in einem EU-
Mitgliedstaat oder Nicht-Mitgliedstaat zugénglich ist.

1.2 Kiirzlich emittierte Wertpapiere, die innerhalb eines Jahres zur amtlichen Notierung an einer Borse
oder einem sonstigen Markt (wie vorstehend erldutert) zugelassen werden.

1.3 In andere als die auf einem geregelten Markt zugelassenen Geldmarktinstrumente entsprechend der
Definition in den Zentralbankvorschriften;

1.4 Anteile von OGAW.

1.5 Anteile eines AIF.

1.6  Einlagen bei Kreditinstituten

1.7  Derivative Finanzinstrumente.
Anlagebeschrinkungen

Ein OGAW darf nicht mehr 10 % seines Nettoinventarwertes in anderen als den in Absatz 1 beschriebenen
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten anlegen.

Ein OGAW darf nicht mehr als 10 % seines Nettoinventarwertes in kiirzlich emittierten Wertpapieren
anlegen, die innerhalb eines Jahres zur amtlichen Notierung an einer Borse oder einem sonstigen Markt
(entsprechend Absatz 1.1) zugelassen werden. Diese Beschrankung gilt nicht fiir Anlagen eines OGAW in
bestimmten als Rule 144A Securities bekannten US-Wertpapieren, unter der Voraussetzung, dass:

die Wertpapiere mit der Verpflichtung emittiert werden, dass sie innerhalb eines Jahres nach Emission bei
der US-Wertpapier- und Borsenaufsichtsbehorde registriert werden; und dass

es sich bei den Wertpapieren nicht um illiquide Wertpapiere handelt, d. h. sie kénnen vom OGAW
innerhalb von sieben Tagen zu dem Preis bzw. dem anndhernden Preis, zu dem sie vom OGAW bewertet
werden, verduB3ert werden.

Ein OGAW darf hochstens 10 % seines Nettovermdgens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten ein
und desselben Emittenten anlegen, sofern der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der
Emittenten, bei denen jeweils mehr als 5 % angelegt werden, unter 40 % liegt.

Vorbehaltlich der Genehmigung der Zentralbank wird im Falle von Schuldverschreibungen, die von einem
Kreditinstitut emittiert werden, dessen eingetragener Sitz sich in einem EU-Mitgliedstaat befindet und das
aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer besonderen
offentlichen Aufsicht unterliegt, die 10 %-Grenze auf 25 % angehoben. Sofern ein OGAW mehr als 5 %
seines NettovermoOgens in solchen Schuldverschreibungen von ein und demselben Emittenten anlegt, darf
der Gesamtwert dieser Anlagen 80 % des Nettoinventarwertes des Fonds nicht iibersteigen.

Die Grenze von 10 % (aus 2.3) erhoht sich auf 35 %, wenn die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente
von einem EU-Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorperschaften oder einem Nicht-Mitgliedstaat oder einer
internationalen Korperschaft 6ffentlichen Rechts, der ein oder mehrere EU-Mitgliedstaaten als Mitglieder
angehdren, begeben oder garantiert sind.

Die in den Absitzen 2.4 und 2.5 genannten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente werden bei der
Anwendung der in Absatz 2.3 vorgesehenen Grenze von 40 % nicht beriicksichtigt.

Auf Konten gebuchte und als zusitzliche Mittel gehaltene Barmittel diirfen 20 % des Nettovermdgens des
OGAW nicht iibersteigen.
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2.10

2.11

2.12

2.13

2.14

Das Risiko, dem ein OGAW durch einen Kontrahenten eines OTC-Derivates ausgesetzt ist, darf 5 % des
Nettovermdgens nicht iibersteigen.

Diese Grenze wird im Falle von Finanzinstituten, die in einem Mitgliedstaat des Europiischen
Wirtschaftsraums (EWR) zugelassen sind, Finanzinstituten, die durch einen Unterzeichnerstaat des Baseler
Capital Convergence Agreement vom Juli 1988, der kein Mitgliedstaat der EWG ist, zugelassen sind oder
Finanzinstituten, die in Jersey, Guernsey, der Isle of Man, Neuseeland oder Australien zugelassen sind, auf
10 % angehoben.

Unbeschadet der Absétze 2.3, 2.7 und 2.8 weiter oben darf eine Kombination zweier oder mehrerer der
folgenden Investitionen oder Risiken, die von demselben Emittenten ausgegeben werden bzw. die im
Rahmen einer Transaktion mit derselben Gegenpartei eingegangen werden, 20 % des Nettovermdgens
nicht iiberschreiben:

- Anlagen in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten;

- Einlagen, und/oder

- Risiken aus OTC-Derivate-Transaktionen.

Die Grenzen, auf die in den Absédtzen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9 verwiesen wird, diirfen nicht
kombiniert werden; folglich darf das Engagement in Wertpapieren eines einzelnen Emittenten 35 % des
Nettovermdgens nicht iiberschreiten.

Konzerngesellschaften gelten im Sinne der Absétze 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.8 und 2.9 als einzelner Emittent.
Anlagen in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten desselben Konzerns diirfen jedoch hochstens 20 %
des Nettovermdgens ausmachen.

Ein OGAW kann bis zu 100% des Nettovermdgens in unterschiedlichen Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten anlegen, die von einem EU-Mitgliedstaat oder seinen Gebietskorperschaften oder
einem Nicht-Mitgliedstaat oder einer internationalen Korperschaft offentlichen Rechts, der ein oder
mehrere EU-Mitgliedstaaten als Mitglieder angehoren, begeben oder garantiert sind.

Die einzelnen Emittenten miissen im Prospekt aufgefiihrt werden und konnen der folgenden Liste entnommen
werden:

3

- die Europdische Investitionsbank

- die Européische Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung

- die International Finance Corporation

- der Internationale Wahrungsfonds

- Euratom

- die Asiatische Entwicklungsbank

- die Européische Zentralbank

- der Europarat, die Eurofima

- die Afrikanische Entwicklungsbank

- die Internationale Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung (die Weltbank)

- die Interamerikanische Entwicklungsbank

- die Européische Union

- die Federal National Mortgage Association (Fannie Mae)

- die Federal Home Loan Mortgage Corporation (Freddie Mac)

- die Government National Mortgage Association (Ginnie Mae)

- die Student Loan Marketing Association (Sallie Mae)

- die Federal Home Loan Bank, die Federal Farm Credit Bank und die Tennessee Valley Authority.

- die Straight-A Funding LLC

- OECD-Staaten (sofern die betreffenden Emissionen als mit Investment Grade eingestuft sind)

- Die Regierung von Brasilien (sofern die betreffenden Emissionen als mit Investment Grade eingestuft
sind)

- Die Regierung der Volksrepublik China (sofern die betreffenden Emissionen als mit Investment Grade
eingestuft sind)

- Die Regierung von Indien (sofern die betreffenden Emissionen als mit Investment Grade eingestuft
sind)

- Die Regierung von Singapur

Der OGAW muss Wertpapiere aus mindestens 6 verschiedenen Emissionen besitzen, wobei die Papiere aus
einer einzelnen Emission 30 % des Nettovermdgens nicht tibersteigen diirfen.

Anlage in Investmentfonds (Collective Investment Schemes)
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3.1
3.2
33
34

3.5

4.2

5.1

52

53
(1)

(i)

(iii)

(iv)

Ein OGAW darf nicht mehr als 20 % seines Nettovermogens in ein und demselben OGA anlegen.
Anlagen in AIF diirfen insgesamt 30 % des Nettovermdgens nicht {iberschreiten.
Der OGA darf nicht mehr als 10 Prozent des Nettovermodgens in andere offene OGA anlegen.

Legt ein OGAW in Anteilen anderer CIS an, welche direkt oder durch Delegation von der
Verwaltungsgesellschaft des OGAW oder von eines anderen Fonds, mit der die Verwaltungsgesellschaft
des OGAW durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder iiber eine wesentliche direkte oder
indirekte Beteiligung verbunden ist, verwaltet werden, so darf die Verwaltungsgesellschaft oder sonstige
Gesellschaft zu Lasten der Anlagen des OGAW in den Anteilen eines solchen anderen CIS keine
Zeichnungs-, Umtausch- oder Riicknahmegebiihren berechnen.

Erhdlt der Manager/Investmentmanager/Anlageberater des OGAW fiir die Anlage in Anteilen eines
anderen CIS eine Provision (einschlielich zuriickgezahlter Provisionen), so fliet diese dem Vermogen
des OGAW zu.

Indexabbildende OGAW

Ein OGAW kann bis zu 20 % seines Nettovermdgens in Anteilen und/oder Schuldtiteln anlegen, die von
demselben Emittenten ausgegeben werden, wenn die Anlagepolitik des OGAW darauf ausgerichtet ist,
einen Index abzubilden, der die in den Vorschriften der Zentralbank dargelegten Kriterien erfiillt und der
von der Zentralbank anerkannt ist.

Die in 4.1 genannte Grenze kann auf 35 % angehoben und auf einen einzelnen Emittenten angewendet
werden, wenn dies aufgrund einer aulergewohnlichen Marktsituation gerechtfertigt ist.

Allgemeine Bestimmungen

Eine Investmentgesellschaft, ICAV oder Verwaltungsgesellschaft, die im Zusammenhang mit allen CIS,
die sie verwaltet, handelt, darf keine Anteile erwerben, welche mit Wahlrechten verbunden sind, die ihr
ermoglichen wiirden, wesentlichen Einfluss auf die Betriebsfiihrung eines Emittenten auszuiiben.

Ein OGAW darf hochstens:

(1) 10 % der nicht stimmberechtigten Anteile eines einzelnen Emittenten;
(i) 10 % der Schuldtitel eines einzelnen Emittenten;

(iii)) 25 % der Anteile eines einzelnen OGA;

(iv) 10 % der Geldmarktinstrumente eines einzelnen Emittenten erwerben.

ERLAUTERUNG: Die unter den vorstehenden Punkten (ii), (iii) und (iv) genannten Grenzen miissen
beim Erwerb nicht eingehalten werden, wenn sich der Bruttobetrag der Schuldtitel oder
Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der im Umlauf befindlichen Wertpapiere zum Zeitpunkt des
Erwerbs nicht berechnen ldsst.

Die Ziffern 5.3 und 5.2 gelten nicht fiir:

iibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die durch einen EU-Mitgliedsstaat oder dessen
Gebietskorperschaften ausgegeben oder garantiert sind,

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die durch einen Nichtmitgliedsstaat ausgegeben oder garantiert
sind;

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die durch internationale Korperschaften, von denen ein oder
mehrere EU-Mitgliedsstaaten Mitglieder sind, ausgegeben oder garantiert sind,

Anteile, die vom jeweiligen OGAW am Kapital einem in einem Nicht-Mitgliedstaat ansédssigen Fonds
gehalten werden, der sein Vermdgen hauptsidchlich in Wertpapieren von Emittenten anlegt, deren
eingetragener Sitz sich in diesem Staat befindet, wobei ein solches Engagement nach der Rechtsprechung
dieses Staates die einzige Moglichkeit darstellt, nach der der jeweilige OGAW in Wertpapiere von
emittierenden Korperschaften dieses Staates anlegen kann. Diese Ausnahmeregelung gilt nur dann, wenn
die Anlagepolitik des Fonds aus dem Nicht-Mitgliedstaat die in den Ziffern 2.3 bis 2.11, 3.1, 3.2, 5.1, 5.2,
5.4, 5.5 und 5.6 festgelegten Grenzen einhélt, und dass, sofern diese Grenzen iiberschritten werden, die
Bestimmungen der nachstehenden Absitze 5.4 und 5.6 eingehalten werden.
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54

55

5.6

5.7

5.8

6.1

6.2

6.3

6.4

Anteile, die von einer oder mehreren Investmentgesellschaft(en) oder ICAV‘s im Vermodgen von
Tochtergesellschaften gehalten werden, deren Tatigkeit sich in dem Land, in dem die Tochtergesellschaft
anséssig ist, auf das Management, die Verwaltung, die Beratung oder das Marketing im Zusammenhang
mit der Riicknahme von Anteilen auf Verlangen und ausschlieflich im Interesse der Anteilinhaber
beschrénkt.

Bei der Ausiibung von Zeichnungsrechten, die an Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente gekniipft sind,
welche Teil seines Vermdgens sind, muss ein OGAW die hier definierten Anlagebeschrankungen nicht
einhalten.

Die Zentralbank kann kiirzlich zugelassenen OGAW gestatten, fiir die Dauer von sechs Monaten ab dem
Datum der Zulassung von den Bestimmungen der Ziffern 2.3 bis 2.12, 3.1 und 3.2; 4.1 abzuweichen, sofern
sie den Grundsatz der Risikostreuung befolgen.

Werden die hier definierten Grenzen aus Griinden iiberschritten, die au3erhalb der Kontrolle eines OGAW
liegen oder aus der Ausiibung von Zeichnungsrechten resultieren, muss der OGAW unter angemessener
Bertlicksichtigung der Interessen seiner Anteilinhaber seine Verkaufstitigkeit vorrangig auf die Behebung
dieser Situation abstellen.

Weder eine Investmentgesellschaft, ICAV oder Verwaltungsgesellschaft noch ein Treuhédnder, der im
Auftrag eines Investmentfonds oder einer Verwaltungsgesellschaft eines Common Contractual Fund (CCF)
handelt, diirfen Leerverkdufe von:

- Wertpapieren;

- Geldmarktinstrumenten®;
- Anteilen eines CIS; oder
- Derivaten vornehmen.

Ein OGAW darf zusétzliche liquide Vermogenswerte besitzen.
Derivative Finanzinstrumente (,,DFIs*)

Das Gesamtengagement des OGAW in Bezug auf DFIs darf seinen Gesamtnettoinventarwert nicht
iiberschreiten (diese Bestimmung ist nicht auf Teilfonds anzuwenden, die ihr Gesamtengagement mittels
der hierin offengelegten VaR-Methode ermitteln).

Das Engagement in den den DFIs zugrunde liegenden Vermdgenswerten einschlieBlich des Engagements
in Derivate, die in {bertragbaren Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten eingebettet sind, darf
zusammen mit dem entsprechenden Engagement, das im Rahmen direkter Anlagen eingegangen wird, die
in den Vorschriften der Zentralbank genannten Grenzen nicht iiberschreiten. (Diese Bestimmung gilt nicht
im Falle von indexbasierten Derivaten, vorausgesetzt, dass der zugrunde liegende Index die in den
Vorschriften der Zentralbank dargelegten Kriterien erfiillt.)

OGAW konnen unter folgenden Voraussetzungen in auBerborslich (OTC) gehandelten derivativen

Finanzinstrumenten (DFIs) anlegen:

- Bei den Vertragspartnern von OTC-Transaktionen handelt es sich um Institutionen, die einer
sachverstdndigen Uberwachung unterliegen und den von der Zentralbank zugelassenen Kategorien
angehdren.

Anlagen in DFIs unterliegen den von der Zentralbank festgelegten Bedingungen und Grenzen

* Leerverkdufe von Geldmarktinstrumenten seitens OGAW sind unzuldssig.
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ANHANG 6: BESCHRANKUNGEN DES EINSATZES VON DERIVATIVEN FINANZINSTRUMENTEN

In diesem Anhang bedeutet ,Relevante Institution® ein in einem Mitgliedstaat des FEuropéischen
Wirtschaftsraums (EWR) zugelassenes Finanzinstitut; (ii) ein Finanzinstitut, das durch einen Zeichnerstaat des
Baseler Capital Convergence Agreement vom Juli 1988 (Schweiz, Kanada, Japan, USA, Vereinigtes Konigreich
(zu jeder Zeit, in der es kein EWR-Staat ist), der kein Mitgliedstaat des EWR ist, zugelassen ist; oder (iii) ein
Finanzinstitut, das in Australien, Guernsey, der Isle of Man, Jersey oder Neuseeland zugelassen ist.

Zulissige derivative Finanzinstrumente (,,DFIss*)

1. Ein Teilfonds darf unter folgenden Voraussetzungen in derivativen Finanzinstrumenten (,,DFIs*) anlegen:

(1) die relevanten Referenzpositionen oder -indizes miissen aus einem oder mehreren der Folgenden
bestehen':

(a)  Wertpapiere, Instrumente, auf die in Vorschrift 68 verwiesen wird, einschlieBlich
Finanzinstrumente, die eine oder mehrere Eigenschaften dieser Vermogenswerte;

(b)  Finanzindizes;

(c) Zinssétze;

(d)  Wechselkurse; und

(e)  Wahrungen haben;

(i1))  eine Anlage in einem derivativen Finanzinstrument darf nicht dazu fithren, dass der OGAW ein
Engagement eingeht, welches er anderweitig nicht eingehen diirfte (z.B. in
Instrumente/Emittenten/Wahrungen, in denen der OGAW nicht direkt anlegen darf); und

(iii)  die Anlage in einem derivativen Finanzinstrument muss mit den Anlagezielen des OGAW vereinbar
sein; und

(iv) der Verweis auf Finanzindizes im obigen Abs. (i) weiter oben ist als Verweis auf Indizes zu
verstehen, welche die folgenden Kriterien:

(a) sie sind insoweit ausreichend diversifiziert, als die folgenden Kriterien erfiillt sind:

(1) der Index ist so zusammengesetzt, dass Kursbewegungen oder Handelsaktivitdten
beziiglich einer Komponente nicht unangemessen die Performance des gesamten
Index beeinflussen,;

(i1) setzt sich der Index aus Vermdgenswerten zusammen, die in Vorschrift 68(1) genannt
sind, ist seine Zusammensetzung mindestens entsprechend Vorschrift 71
diversifiziert;

(ii1))  setzt sich der Index aus anderen Vermdgenswerten als den in Vorschrift 68(1)
genannten zusammen, ist er in einer Weise diversifiziert, die dquivalent zu der in
Vorschrift 71 vorgesehenen ist;

(b) sie stellen insoweit eine addquate Benchmark fiir den Markt dar, auf den sie sich beziehen,
als die folgenden Kriterien erfiillt sind:

(1) der Index misst auf relevante und angemessene Weise die Performance einer
reprisentativen Gruppe von Basiswerten;

(ii) der Index wird regelméBig iiberpriift oder einem Rebalancing unterzogen, um
sicherzustellen, dass er weiterhin die Mérkte widerspiegelt, auf die er sich bezieht;
hierfiir werden 6ffentlich zugéngliche Kriterien angewandt;

(ii1) die Basiswerte sind ausreichend liquide, was Anwendern im Bedarfsfall eine
Nachbildung des Index ermoglicht;

(c) sie werden insofern angemessen verdffentlicht, als die folgenden Kriterien erfiillt sind:

(1) ihr Veroffentlichungsprozess beruht auf soliden Verfahren zur Preisermittlung und der
Berechnung und anschlieBenden Verdffentlichung des Indexwertes, einschlielich
Preisstellungsverfahren fiir Komponenten, fiir die kein Marktpreis verfligbar ist.

(i1) wesentliche Informationen zu Themen wie Indexberechnung, Rebalancing-Methoden,
Indexénderungen oder operativen Schwierigkeiten bei der rechtzeitigen oder
korrekten Bereitstellung von Informationen werden auf breiter Basis und friihzeitig
erteilt.

1 DFI auf Rohstoffe sind hiervon ausgeschlossen.
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Erfiillt die Zusammensetzung der Vermogenswerte, die als Basiswerte von DFIs eingesetzt werden, nicht
die unter (a), (b) oder (c) weiter oben beschriebenen Kriterien, werden diese DFIs, wenn sie die in
Vorschrift 68(1)(g) festgelegten Kriterien erfiillen, als DFI auf eine Kombination der in Vorschrift 68(1)(g)
genannten Vermdgenswerte, ohne Finanzindizes, betrachtet.

Kreditderivate

Kreditderivate sind zuldssig, wenn:

(1)

(i)

(iii)
(iv)

sie die Ubertragung des Kreditrisikos eines in Absatz 1(i) weiter oben genannten
Vermogenswertes unabhingig von den sonstigen mit diesem Vermogenswert verbundenen
Risiken erlauben;

sie nicht zur Lieferung oder Ubertragung (auch in bar) von anderen Vermdgenswerten als den in
Vorschrift 68(1) und 68(2) genannten fiihren;

sie die in Absatz 4 weiter unten genannten Kriterien fiir OTC-Derivate erfiillen;

ihre Risiken durch den Risikomanagementprozess des OGAW und durch dessen interne
Kontrollmechanismen angemessen erfasst sind, wenn der Kontrahent moglicherweise Zugang zu
nicht 6ffentlichen Informationen tiber Unternehmen hat, deren Vermogenswerte als Basiswerte
von Kreditderivate eingesetzt werden, und dadurch die Gefahr eine Informationsassymetrie
zwischen dem OGAW und dem Kontrahenten besteht. Der OGAW muss bei der
Risikobeurteilung &uBerste Sorgfalt walten lassen, wenn der Kontrahent des DFIs eine
verbundene Partei des OGAW oder des Emittenten ist, mit dem das Kreditrisiko verbunden ist.

Das derivative Finanzinstrument muss an einem geregelten Markt gehandelt werden. Die Zentralbank kann
in Einzelféllen Beschrankungen in Bezug auf einzelne Borse und Mérkte festlegen.

Unbeschadet Absatz 3 kann ein OGAW in auBerborslich gehandelten derivativen Finanzinstrumenten
(,,OTC-Derivate®) anlegen, wenn:

(1)

(ii)

(iii)

(iv)

V)

der Kontrahent eines der in Vorschrift 7 der Vorschriften der Zentralbank aufgefiihrten
Finanzinstitute oder eine Investmentgesellschaft, die gemi3 der Markets in Financial Instruments
Directive in einem EWR-Mitgliedstaat zugelassen wurde oder eine Organisation ist, die als eine
Consolidated Supervised Entity (,,CSE®“) der Aufsicht der US Securities and Exchange
Commission unterliegt;

das Kontrahentenrisiko nicht die in der Vorschrift 70(1)(c) festgelegten Grenzen {ibersteigt. Der
Teilfonds berechnet das Kontrahentenrisiko anhand des positiven zuletzt verfiigbaren Werts des
OTC-Derivatekontrakts mit diesem Kontrahenten. Der OGAW kann seine derivativen Positionen
mit ein und demselben Kontrahenten saldieren, sofern der OGAW Aufrechnungsvereinbarungen
mit dem Kontrahenten rechtlich geltend machen kann. Die Aufrechnung ist nur in Bezug auf
OTC-Derivate mit demselben Kontrahenten und nicht im Zusammenhang mit anderen
Engagements moglich, die der OGAW gegeniiber diesem Kontrahenten haben kann

der OGAW sich davon iiberzeugt hat, dass (a) der Kontrahent das OTC-Derivat mit
angemessener Genauigkeit und auf zuverldssige Weise mindestens téglich bewertet; (b) das OTC-
Derivat jederzeit auf Initiative des OGAW zum beizulegenden Zeitwert verkauft, realisiert oder
durch eine Glattstellungstransaktion zum beizulegenden Zeitwert geschlossen werden kann;

der OGAW verpflichtet ist, seine OTC-Derivate tdglich einer verldsslichen und nachpriifbaren
Bewertung zu unterziechen und sicherzustellen, dass er hierfiir iiber die geeigneten Systeme,
Kontrollen und Verfahren verfiigt. Die Bewertungsmafinahmen und -verfahren miissen fiir die Art
und Komplexitit des jeweiligen OTC-Derivates geeignet und angemessen sein und miissen
hinreichend dokumentiert werden; und

verldssliche und nachpriifbare Bewertung bezeichnet eine vom OGAW durchgefiihrte, dem
Marktwert entsprechende Bewertung, die sich nicht ausschlielich auf von dem Kontrahenten
gestellte Marktnotierungen stiitzt und die folgenden Kriterien erfiillt:

(a) die Bewertungsgrundlage bildet entweder der verlédssliche aktuelle Marktwert des
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Instruments oder, falls ein solcher Wert nicht verfiigbar ist, ein Preismodell, dem eine
addquate anerkannte Methode zugrunde gelegt wird;

(b) die Verifizierung der Bewertung erfolgt durch eine der folgenden Stellen:

(1) eine geeignete Drittpartei, die vom Kontrahenten des OTC-Derivates unabhéngig ist,
in angemessenen Zeitabstinden und auf eine Weise, die fir den OGAW
nachvollziehbar ist;

(ii))  eine Abteilung innerhalb des OGAW, die unabhéngig von der fiir die Verwaltung der
Vermogenswerte zustdndigen Abteilung und fiir diesen Zweck angemessen
ausgestattet ist.

Die Risiken, die mit einem Kontrahenten eines OTC-Derivates verbunden sind, konnen reduziert werden,
sofern der Kontrahent dem OGAW Sicherheiten zur Verfiigung stellt. Der OGAW kann das
Kontrahentenrisiko in Fillen auBBer Acht lassen, wenn der Wert der Sicherheiten, zum Marktpreis und unter
Beriicksichtigung angemessener Abschlige bewertet, die Hohe des Betrags iibersteigt, der zu irgendeinem
Zeitpunkt einem Risiko ausgesetzt ist.

Erhaltene Sicherheiten miissen immer die folgenden Kriterien erfiillen
(i)  Liquiditat

(i) Bewertung:

(i) Bonitét des Emittenten:

(iv) Korrelation:

(v)  Diversifizierung (Anlagekonzentration):

(vi)  Unverziiglich zur Verfiigung stehen:

(vii) Sachsicherheiten konnen nicht verkauft, beliehen oder neu angelegt werden.

(viii) Barsicherheiten diirfen nur in folgenden Instrumenten angelegt werden:

(a) Einlagen bei relevanten Institutionen;
(b) Staatsanleihen mit hoher Bonitit;
(©) Umgekehrte Pensionsgeschifte (Repo-Geschifte), sofern die Transaktionen mit

Kreditinstituten erfolgen, die einer sachverstindigen Uberwachung unterliegen, und der
OGAW jederzeit den vollen Betrag der Barmittel plus aufgelaufener Zinsen zuriickfordern
kann;

(d) Kurzfristige Geldmarktfonds geméf3 Definition in den ESMA-Leitlinien fiir eine einheitliche
Definition européischer Geldmarktfonds (Ref. CESR/10-049).

Sicherheiten, die von oder fiir einen OGAW an einen Kontrahenten eines OTC-Derivates iibergeben
wurden, miissen bei der Berechnung des Kontrahentenrisikos, dem der OGAW ausgesetzt ist, wie in
Vorschrift 70(1)(c) der Vorschriften erwiahnt, beriicksichtigt werden. Ubergebene Sicherheiten konnen nur
dann auf einer Nettobasis beriicksichtigt werden, wenn der OGAW Netting-Vereinbarungen mit diesem
Kontrahenten rechtlich durchsetzen kann.

Berechnung des Konzentrationsrisikos gegeniiber Emittenten sowie des Kontrahentenrisikos

Jeder OGAW muss die Grenzen der Emittentenkonzentration wie in Vorschrift 70 der Vorschriften
erwahnt auf der Grundlage des zugrunde liegenden Risikos berechnen, das durch den Einsatz von DFIs
gemil dem ,,Commitment Approach® entsteht. Die Berechnung des durch OTC-Derivate-Transaktionen
entstehenden Risikos muss das Risiko gegeniiber Kontrahenten von OTC-Derivaten beriicksichtigen. Ein
OGAW muss das Risiko berechnen, das durch bei einem Broker hinterlegte Sicherheitsleistungen und vom
Broker erhiltliche Nachschusszahlungen im Zusammenhang mit borsengehandelten oder OTC-Derivaten
entsteht, die nicht durch Vorschriften zum Schutz von Kundengeldern oder dhnliche Vereinbarungen
gesichert sind, um den OGAW gegen die Insolvenz des Brokers zu schiitzen, und dieses Risiko darf nicht
die in Vorschrift 70(1)(c) der Vorschriften genannte Grenze fiir OTC-Kontrahenten iibersteigen.

Die Berechnung der Grenzen fiir die Emittentenkonzentration geméfl Angabe in Vorschrift 70 der
Vorschriften muss Nettorisiken gegeniiber einem Kontrahenten beriicksichtigen, die durch eine
Wertpapierleihvereinbarung oder einen Repo-Kontrakt entstehen. Nettorisiko bezieht sich auf eine
Forderung des OGAW abziiglich der vom OGAW gestellten Sicherheiten. Durch die Neuanlage von
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8.

Sicherheiten entstandene Risiken miissen bei den Berechnungen der Emittentenkonzentration ebenfalls
beriicksichtigt werden. Bei der Berechnung von Risiken im Sinne von Vorschrift 70 der Vorschriften muss
ein OGAW festlegen, ob sein Risiko gegeniiber einem OTC-Kontrahenten, einem Makler oder einer
Clearing-Stelle besteht.

Das Engagement in den Vermdgenswerten, die den DFIs, einschlieBlich in Wertpapieren,
Geldmarktinstrumenten oder Investmentfonds (CIS) eingebundenen DFIs, zugrunde liegen, darf zusammen
mit den entsprechenden Positionen, die im Rahmen direkter Anlagen eingegangen werden, die in den
Vorschriften 70 und 73 genannten Grenzen nicht {iberschreiten. Bei der Berechnung des
Konzentrationsrisiko in Bezug auf Emittenten muss das DFI (einschlieBlich dem eingebundenen DFT)
iberpriift werden, um das daraus resultierende Positionsrisiko zu ermitteln. Dieses Positionsrisiko muss bei
den Berechnungen der Emittentenkonzentration beriicksichtigt werden. Die Emittentenkonzentration muss —
wenn geeignet — mittels dem ,,Commitment Approach® oder — etwas konservativer — als potenzieller
Hoéchstverlust infolge eines Ausfalls seitens des Emittenten berechnet werden. Sie muss auch von allen
OGAW berechnet werden, unabhéngig davon, ob sie den VaR fiir Zwecke des globalen Risikos verwenden.
Diese Bestimmung gilt nicht im Falle indexierter DFIs, vorausgesetzt, dass der zugrunde liegende Index die
in Vorschrift 71(1) der Vorschriften dargelegten Kriterien erfiillt.

Der Begriff ,,Wertpapier oder Geldmarktinstrument mit eingebundenem DFI*“ bezieht sich auf
Finanzinstrumente, welche die in Vorschrift 4 der Vorschriften der Zentralbank festgelegten Kriterien fiir
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente erfiillen und eine Komponente enthalten, die folgende Kriterien
erfllt:

(a) durch diese Komponente kann ein Teil der Cashflows oder konnen alle Cashflows, die ansonsten von
dem als Trigerkontrakt fungierenden Wertpapier oder Geldmarktinstrument benétigt wiirden, anhand
eines festgelegten Zinssatz, Preises fiir ein Finanzinstrument, Wechselkurses, Preis- oder Zinsindex,
Kredit-Rating oder Kredit-Index oder einer anderen Variablen modifiziert werden und somit dhnlich
variieren wie ein eigenstandiges Derivat;

(b) ihre 6konomischen Charakteristika und Risiken sind nicht eng mit den 6konomischen Charakteristika
und Risiken des Tragerkontraktes verbunden;

(c) sie hat wesentlichen Einfluss auf das Risikoprofil und die Preisbildung des Wertpapiers oder
Geldmarktinstruments.

Ein Wertpapier gilt nicht als Wertpapier mit eingebundenem DFI, wenn es eine Komponente enthilt, die
vertraglich unabhingig von dem Wertpapier oder Geldmarktinstrument ist. Eine solche Komponente wird
als separates Finanzinstrument betrachtet.

Deckungspflichten

9.

Ein OGAW muss sicherstellen, dass sein Gesamtrisiko (wie in den Mitteilungen der Zentralbank
festgelegt) im Zusammenhang mit DFIs seinen gesamten Nettoinventarwert nicht iibersteigt. Die Hebelung
eines OGAW — Short-Positionen inbegriffen — darf demzufolge 100 Prozent seines Nettoinventarwerts
nicht iiberschreiten. Soweit durch die einschldgigen Vorschriften zuldssig, kann der OGAW bei der
Berechnung des Gesamtrisikos Aufrechnungs- und Absicherungsvereinbarungen beriicksichtigen. Der
Commitment-Ansatz ist in den Risikomanagementverfahren des OGAWs fiir DFIs erldutert, die
nachstehend im Abschnitt ,,Risikomanagementprozess und Reporting* beschrieben sind.

Ein OGAW, der den VaR-Ansatz benutzt, muss Back-Testing und Stress-Testing durchfiihren und andere
regulatorische Auflagen im Zusammenhang mit der Anwendung des VaR einhalten. Die VaR-Methode ist
in den Risikomanagementverfahren des jeweiligen OGAW fiir DFIs erldutert, die nachstehend im
Abschnitt ,,Risikomanagementprozess und Reporting* beschrieben sind.

Ein OGAWs muss jederzeit in der Lage sein, allen seinen Zahlungs- und Lieferverpflichtungen nachzukommen,
die durch Geschifte im Zusammenhang mit DFI entstanden sind. Die Uberwachung von DFI-Transaktionen
zwecks Sicherstellung, dass sie ausreichend gedeckt sind, muss zum Risikomanagementprozess des OGAW
gehoren.

10.

Transaktionen in DFIs, welche zu einer zukiinftigen Verpflichtung des OGAW fiihren kénnen bzw.
werden, miissen in folgender Form gedeckt werden:
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(1)

(i)

bei DFIs, deren Abwicklung automatisch oder nach Ermessen des OGAW in Form der
Barabwicklung erfolgt, muss der OGAW zu jeder Zeit ausreichend liquide Mittel halten, um das
Risiko zu decken.

Bei DFIs, die eine physische Lieferung des zugrunde liegenden Vermdgenswertes beinhalten, muss
dieser Vermogenswert zu jeder Zeit vom OGAW gehalten werden. Alternativ kann ein OGAW das
Engagement mit ausreichend liquiden Mitteln abdecken,

- die zugrunde liegenden Vermogenswerte sehr liquide festverzinsliche Wertpapiere sind;
und/oder

- der OGAW der Ansicht ist, dass das Risiko angemessen abgedeckt werden kann, ohne dass
die Notwendigkeit besteht, die zugrunde liegenden Vermogenswerte zu halten, die
entsprechenden DFIs im nachstehenden Risikomanagementprozess abgebildet sind und der
Prospekt detaillierte Informationen hierzu enthilt.

Risikomanagementprozess und Reporting

11.

12.

13.

(i)

(i)

(iii)

Ein OGAW muss zum Zwecke der genauen Uberwachung, Messung und Verwaltung von mit
Derivatepositionen verbundenen Risiken und deren Anteil am Gesamtrisikoprofil des Portfolios ein
Verfahren zum Risikomanagement einsetzen,

Ein OGAW muss der Zentralbank Finzelheiten zu dem fiir seine Derivatetransaktionen
vorgesehenen Risikomanagementprozess vorlegen. Die Erstregistrierung muss Informationen zu
Folgendem enthalten:

- Zulassige Formen von DFIs, einschlieBlich in ibertragbare Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente eingebundene Derivate;

- Einzelheiten zu den zugrunde liegenden Risiken; )

- Relevante quantitative Beschrinkungen sowie die Methoden zur Uberwachung und
Einhaltung dieser Beschriankungen;

- Methoden zur Risikoeinschétzung.

Wesentliche Anderungen der Erstregistrierung miissen bei der Zentralbank im Voraus angezeigt
werden. Die Zentralbank kann angezeigte Anderungen ablehnen, so dass Anderungen und/oder
damit verbundene Tétigkeiten, die von der Zentralbank abgelehnt werden, nicht durchgefiihrt
werden diirfen.

Der Fonds hat jahrlich einen Bericht iiber ihre Positionen in derivativen Finanzinstrumenten (DFI) an die
Zentralbank zu erstellen. Der Bericht, der Informationen enthalten muss, die den wahren und
angemessenen Wert der vom OGAW eingesetzten Arten von DFIs, die zugrunde liegenden Risiken, die
quantitativen Limits und die zur Einschitzung dieser Risiken angewandten Methoden darlegen, ist
zusammen mit dem Jahresbericht des OGAW einzureichen. Der Fonds hat diesen Bericht auf Antrag der
Zentralbank jederzeit vorzulegen.

Pensionsgeschiifte, umgekehrte Pensionsgeschifte und Wertpapierleihvereinbarungen

I

II

I

Pensionsgeschifte/umgekehrte Pensionsgeschifte und Wertpapierleihvereinbarungen (zusammen
die ,.effizienten Portfoliomanagementtechniken) diirfen nur normaler Marktpraxis entsprechend
durchgefiihrt werden. Sémtliche im Zusammenhang mit effizienten
Portfoliomanagementtechniken erhaltene Vermdgenswerte sollten als Sicherheiten erachtet werden
und den im folgenden Abschnitt II dargelegten Kriterien entsprechen.

Erhaltene Sicherheiten miissen immer die in den Vorschriften der Zentralbank aufgefiihrten
spezifischen Kriterien erfiillen:

(1) Liquiditit;

(i) Bewertung;

(i) Emittentenbonitit;

(iv) Korrelation;

(v) Diversifizierung (Anlagekonzentration);
(vi) Sofortige Verfiigbarkeit.

Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung von Sicherheiten, wie z.B. operative und

95



v

VI

VII

VIII

IX

XI

XII

XIII

rechtliche Risiken, sollten identifiziert und durch den Risikomanagementprozess gesteuert und
gemindert werden.

Sicherheiten, die auf Basis einer Eigentumsiibertragung erhalten wurden, sollten vom Treuhénder
gehalten werden. Bei anderen Formen der Sicherheitenvereinbarung kénnen die Sicherheiten von
einem Drittverwahrer gehalten werden, der einer sachverstindigen Uberwachung unterliegt und
nicht mit dem Lieferant von Sicherheiten verbunden ist.

Sachsicherheiten konnen nicht verkauft, hinterlegt oder neu angelegt werden.
Barsicherheiten diirfen ausschlieBlich in folgenden Instrumenten angelegt werden:

(1)  Einlagen bei relevanten Institutionen;

(i)  Staatsanleihen mit hoher Bonitit;

(iii) Umgekehrte Pensionsgeschiifte, sofern die Transaktionen mit Kreditinstituten erfolgen, die
einer sachverstindigen Uberwachung unterliegen und der OGAW jederzeit den vollen
Betrag der Barmittel plus aufgelaufener Zinsen zuriickfordern kann;

(iv) Kurzfristige Geldmarktfonds gemif3 Definition in den ESMA-Leitlinien fiir eine einheitliche
Definition europiischer Geldmarktfonds (Ref. CESR/10-049).

Entsprechend der Auflage, dass effiziente Portfoliomanagementtechniken nicht zur Anderung im
erklarten Anlageziel des OGAW oder zu wesentlichen zusétzlichen Risiken fiithren diirfen, sollten
angelegte Barsicherheiten gemdfB den fiir Sachsicherheiten geltenden Streuungsvorschriften
diversifiziert werden. Investierte Barsicherheiten diirfen nicht beim Kontrahenten oder bei einem
verbundenen Unternehmen hinterlegt werden.

Ein OGAW, der Sicherheiten fiir mindestens 30 % seines Vermogens erhélt, sollte eine geeignete
Stresstest-Richtlinie etabliert haben, um sicherzustellen, dass regelméidflige Stresstests unter
normalen und auBlerordentlichen Liquiditdtsbedingungen durchgefiihrt werden, damit der OGAW
das mit den Sicherheiten verbundene Liquidititsrisiko beurteilen kann. Die Richtlinie fiir die
Liquidititsstresstests muss mindestens die in Vorschrift 24, Abs. (8) der Zentralbankvorschriften
enthaltenen Vorgaben enthalten.

Ein OGAW sollte eine eindeutige Politik fiir Sicherheitsabschlége in Bezug auf jede Kategorie von
Vermogenswerten etabliert haben, die als Sicherheiten hereingenommen werden. Bei der
Gestaltung dieser Politik fiir Sicherheitsabschldge sollte ein OGAW die Charakteristika der
Vermogenswerte, wie etwa die Bonitit oder die Preisvolatilitit, sowie das Ergebnis der wie im
Abschnitt VIII beschrieben durchgefiihrten Stresstests beriicksichtigen. Diese Politik sollte
dokumentiert sein und jede Entscheidung, auf eine bestimmte Kategorie von Anlagen einen
Sicherheitsabschlag anzuwenden oder von der Anwendung eines Sicherheitsabschlags abzusehen,
rechtfertigen. Insoweit ein Teilfonds von der erhdhten Exposure Facility beziiglich Emittenten, wie
in Abschnitt 5(ii) von Anhang 3 der Verordnungen der Zentralbank vorgesehen, Gebrauch macht,
kann ein solches erhohtes Emittentenrisiko auf alle in Abschnitt 2.12 von Anhang V des Prospekts
aufgefiihrten Emittenten Anwendung finden.

Ein OGAW sollte sicherstellen, dass er jederzeit die Wertpapiere zuriickfordern kann, die entlichen
worden sind, oder von ihm eingegangene Wertpapierleihvereinbarungen jederzeit kiindigen kann.

Ein OGAW, der umgekehrte Pensionsgeschifte eingeht, sollte sicherstellen, dass er jederzeit den
vollen Betrag der Barmittel zuriickfordern kann oder das ungekehrte Pensionsgeschift entweder
plus aufgelaufener Zinsen oder auf Basis des aktuellen Marktwerts kiindigen kann. Wenn die
Barmittel jederzeit auf Basis des aktuellen Marktwerts zuriickgefordert werden kdnnen, sollte der
aktuelle Marktwert des umgekehrten Pensionsgeschéfts zur Berechnung des Nettoinventarwerts des
OGAW verwendet werden.

Ein OGAW, der einen Repo-Kontrakt eingeht, sollte sicherstellen, dass er jederzeit die Wertpapiere
zurlickfordern kann, die Gegenstand des Repo-Kontraktes sind, oder den von ihm eingegangenen
Repo-Kontrakt kiindigen kann (Repo- und umgekehrte Repo-Kontrakte mit fester Laufzeit, die
sieben Tage nicht iibersteigt, sollten als Vereinbarungen betrachtet werden, die das Abrufen der
Vermdgenswerte durch den OGAW zu jeder Zeit erlauben).

Effiziente Portfoliomanagementtechniken stellen keine Kreditaufnahmen bzw. Kreditvergaben im
Sinne der Vorschrift 103 bzw. der Vorschrift 111 dar.
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ANHANG 7: VERTRIEB DER ANTEILE IN ANDEREN JURISDIKTIONEN

Besondere Bestimmungen fiir den Vertrieb von Anteilen der Teilfonds im Vereinigten Konigreich

Der Gesellschaft wurde der Status eines ,,Recognised Scheme* von der Financial Conduct Authority (,,FCA®) im
Vereinigten Konigreich im Sinne von Section 264 des Financial Services and Markets Act von 2000 (in der
geltenden Fassung) (,,FSMA*) gewdhrt. Russell Investments Limited mit eingetragenem Firmensitz in Rex House,
10 Regent Street, London SW1Y 4PE (der ,Facilities Agent) wurde als Facilities Agent im Vereinigten
Konigreich bestellt, der die nach den Regularien und Richtlinien der FCA (die ,,FCA-Richtlinien‘) erforderlichen
Moglichkeiten bereitstellt, die im Vereinigten Konigreich fiir ein ,,Recognised Scheme* zu unterhalten sind.
Russell Investments Limited hat die Zulassung der FCA zur Betreibung des Anlagegeschifts im Vereinigten
Konigreich.

Demgemal sind in den Rdumen des Facilities Agent die Moglichkeiten gegeben:

(a) damit jedermann die Satzung (sowie etwaige Anderungen), die letzte Version dieses Prospekts und der
Dokument mit wesentlichen Anlegerinformationen sowie die letzten Jahres- und Halbjahresberichte der
Gesellschaft wihrend der normalen Geschéftsstungen an einem Wochentag (ausgenommen Tage, die im
Vereinigten Konigreich gesetzliche Feiertage sind) einsehen und (kostenlos) Kopien davon anfertigen
kann;

(b) damit jedermann Informationen iiber den Preis von Anteilen an einem Teilfonds einholen und jeder
Anteilinhaber die Riicknahme seiner Anteile und den Erhalt der entsprechenden Zahlung in die Wege
leiten kann; und

(c) wo jedermann, der eine Beschwerde iiber die Tétigkeit der Gesellschaft vorzubringen hat, eine
Beschwerde zur Weiterleitung an die Verwaltungsgesellschaft einrichen kann.

Unbeschadet der Tatsache, dass die Gesellschaft ein Recognised Scheme ist, wird dieser Prospekt in dem Mafe,
wie er im Vereinigten Konigreich durch eine Person zur Verfiigung gestellt wird, die keine ,,Autorisierte Person‘
(gemil Definition im FSMA) ist:

(i) nur an Personen iibermittelt (bzw. dessen Ubermittlung veranlasst), die unter eine entsprechende
Ausnahmebestimmung im Financial Services and Markets Act 2000 (Financial Promotion) Order 2005 in
der geltenden Fassung (,,FPO®) fallen und denen dieser Prospekt rechtméBig {ibermittelt (oder dessen
Ubermittlung veranlasst) werden kann (,,Ausgenommene Personen‘). Zu den ausgenommenen Personen
gehoren gemédl FPO insbesondere: (a) Personen, die {iber berufliche Erfahrung in anlagebezogenen
Angelegenheiten verfiigen, die unter Artikel 19(5) FPO fallen; oder (b) Personen mit hohem Eigenkapital
und andere Personen, denen dieses Material ansonsten rechtméfig tibermittelt werden kann und die unter
Artikel 49(1) FPO fallen. Jede Person, die keine ausgenommene Person ist, sollte nicht auf der Grundlage
dieses Materials oder dessen Inhalts handeln oder darauf vertrauen. In diesem Fall nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass fiir Ihre Zwecke der Inhalt nicht durch eine autorisierte Person im Sinne von Section 21
FSMA genehmigt worden ist; und

(il))  weder dieser Prospekt noch die Anteile stehen Personen im Vereinigten Konigreich zur Verfiigung, die
keine ausgenommenen Personen sind, und niemand im Vereinigten Konigreich, der keine ausgenommene
Person ist, ist berechtigt, auf Informationen in diesem Prospekt zu vertrauen oder auf dessen Grundlage
zu handeln. Eine Weitergabe innerhalb des Vereinigten Konigreichs durch eine Person, die keine
autorisierte Person ist, an eine Person im Vereinigten Konigreich, die nicht unter eine entsprechende
Ausnahmeregelung im FPO fillt, ist nicht autorisiert und verstdft wahrscheinlich gegen den FSMA.

Unbeschadet der Tatsache, dass die Gesellschaft ein Recognised Scheme ist, gilt fiir diesen Prospekt in dem Male,
wie er im Vereinigten Konigreich durch die Russell Investments Limited (die eine autorisierte Person ist) oder eine
andere autorisierte Person zur Verfiigung gestellt wird, Folgendes:

(i) die Beschrinkungen im FPO hinsichtlich der Weitergabe dieses Prospekts haben keine Geltung;
und

(i1) dieser Prospekt ist im Sinne von Section 21 FSMA durch die Russell Investments Limited
genehmigt worden, jedoch ausschlieflich fiir diesen Zweck.

Unbeschadet der Tatsache, dass die Gesellschaft ein Recognised Scheme ist, gilt fiir diesen Prospekt in dem Mafe,

wie er im Vereinigten Konigreich durch eine andere Vertriebsstelle als die Russell Investments Limited (nur fiir die
Zwecke dieses Absatzes die ,,Vertriebsstelle) zur Verfligung gestellt wird, dass dieser Prospekt auch
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Privatanlegern zur Verfiigung gestellt werden und fiir diesen Zweck gemdBl Section 21 FSMA von der
Vertriebsstelle genehmigt werden darf.Investments Limited tibernimmt keine Verantwortung fiir die Verteilung
dieses Prospekts an Privatanleger.

Einige oder alle Schutzbestimmungen, die das regulatorische System der FCA im Vereinigten Konigreich bietet,
gelten nicht fiir Anlagen in die Gesellschaft oder einen Teilfonds, und es besteht moglicherweise kein Anspruch auf
eine Entschadigung nach dem britischen Financial Services Compensation Scheme.

Die Inhalte des Prospekts sind vertraulich und sollten nicht verteilt, veréffentlicht oder vervielfiltigt (ganz oder
teilweise) werden oder von Empfangern an eine andere Person weitergegeben werden.

Jemand, der sich im Zweifel {iber die Anlage ist, auf die sich dieser Prospekt bezieht, sollte eine autorisierte Person
konsultieren, die sich auf Beratung zu Anlagen dieser Art spezialisiert hat.

Besondere Bestimmungen fiir den Vertrieb von Anteilen der Teilfonds an US-Personen

Anteile werden US-Personen nur gemi3 den Bedingungen des aktuellen US-Prospektnachtrags zum Prospekt
angeboten. Anleger, bei denen es sich um US-Personen handelt, erhalten ein Exemplar des aktuellen US-
Prospektnachtrags und des Prospekts vor ihrer Anlage in die Gesellschaft. Exemplare des US-Prospektnachtrags
und des Prospekts sind auch kostenlos von der Verwaltungsgesellschaft erhiltlich.

Besondere Bestimmungen fiir den Vertrieb von Anteilen in Japan

Anteile der Teilfonds sind und werden nicht nach Artikel 4, Absatz 1 des FIE-Gesetzes (Japan) registriert. Die
Vertriebsstelle offeriert und verkauft in Japan Anteile nur im Wege einer Privatplatzierung an qualifizierte
institutionelle Anleger (geméf Definition des FIE-Gesetzes (Japan) und der Kabinettsverordnung, im Folgenden als
,»QIIs* oder ,,Qualified Institutional Investors* bezeichnet), entsprechend einer nach Artikel 2, Abs. 3, Punkt 2 (a)
des FIE-Gesetzes (Japan) geltenden Ausnahmeregelung nach Einreichung einer Registrierungserklarung beziiglich
einer ausldandischen Anlagegesellschaft beim Commissioner der japanischen Finanzaufsichtsbehdrde geméll dem
Gesetz iiber Investment-Trusts und Investmentgesellschaften in Japan (das ,,Investmentfondsgesetz*). Die im Wege
einer Privatplatzierung an QIIs verkauften Anteile unterliegen Weiterverkaufsbeschrinkungen, wonach solche
Anteile auch nur an QIIs weiterverkauft werden diirfen.

Besondere Bestimmungen fiir den Vertrieb von Anteilen in Singapur

Die Teilfonds sind nicht von der Monetary Authority of Singapore (,,MAS*) zugelassen oder anerkannt und diirfen
in Singapur nicht offentlich Privatanlegern angeboten werden. Der Prospekt ist kein Prospekt im Sinne der
Definition des Securities and Futures Act, Chapter 289, von Singapur (,,SFA®). Daher findet die gesetzliche
Haftung nach dem SFA keine Anwendung in Bezug auf den Inhalt dieses Prospekts.

Der Prospekt wurde nicht als Prospekt bei der MAS registriert, und die Anteile werden nach den
Ausnahmeregelungen gemdll Section 304 und 305 SFA angeboten. Demzufolge diirfen die Anteile Personen in
Singapur weder direkt noch indirekt angeboten oder verkauft werden und Personen in Singapur nicht zur
Zeichnung oder zum Kauf der Anteile aufgefordert werden, und der Prospekt oder sonstige Dokumente oder
Materialien im Zusammenhang mit dem Angebot bzw. dem Verkauf oder der Aufforderung zur Zeichnung bzw.
zum Kauf der Anteile diirfen weder direkt noch indirekt in Singapur in Umlauf gebracht oder an Personen in
Singapur verteilt werden, vorbehaltlich der Ausnahmeregelungen im SFA fiir Angebote an (a) institutionelle
Anleger (im Sinne von Section 4A SFA) gemal3 Section 304 SFA, (b) maBigebliche Personen (im Sinne von Section
305 (5) SFA) oder Personen im Rahmen eines Angebots gemil3 Section 305(2) SFA und unter den in Section 305
SFA genannten Voraussetzungen oder (c) anderweitig gemi und unter den Voraussetzungen sonstiger
anwendbarer Bestimmungen des SFA.

Werden die Anteile durch Personen erworben, bei denen es sich um mafgebliche Personen gemif Section 405A
des SFA handelt, namlich:

(a) eine Kapitalgesellschaft (die kein zuléssiger Anleger (Accredited Investor) im Sinne von Section 4A SFA
ist), deren einzige Geschéftstitigkeit im Halten von Beteiligungen besteht und deren gesamtes
Gesellschaftskapital sich im Eigentum einer oder mehrerer natiirlicher Personen befindet, die jeweils
zuldssige Anleger sind; oder

(b) ein Trust (dessen Treuhénder kein zuléssiger Anleger ist), dessen einziger Geschiftszweck im Halten von
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Beteiligungen besteht und dessen Begiinstigte alle natiirliche Personen und zulédssige Anleger sind,

diirfen die Anteile, Schuldverschreibungen und Zertifikate von Anteilen und Schuldverschreibungen dieser
Kapitalgesellschaft bzw. die Rechte und Beteiligungen (jeglicher Art) der Begilinstigten an diesem Trusts fiir
einen Zeitraum von sechs (6) Monaten, nachdem diese Kapitalgesellschaft bzw. dieser Trust die Anteile
aufgrund eines Angebots gemil3 Section 305 des SFA erworben hat, nicht iibertragen werden, auf3er:

(i) an institutionelle Anleger oder maflgebliche Personen im Sinne von Section 305(5) SFA oder im
Rahmen eines in Section 275(1A) SFA bezeichneten Angebots (im Falle der Kapitalgesellschaft) oder
im Rahmen eines Angebots, wonach diese Rechte oder Beteiligungen an dem Trust fiir eine
Gegenleistung von mindestens 200.000 S$ (bzw. dem Gegenwert in einer Fremdwihrung) je
Transaktion erworben werden, ungeachtet dessen, ob dieser Betrag bar gezahlt wird oder als
Gegenleistung Wertpapiere oder andere Vermdgenswerte iibergeben werden (im Falle des Trusts);

(i) wenn fiir die Ubertragung keine Gegenleistung erbracht wird bzw. werden wird; oder

(i) wenn die Ubertragung von Rechts wegen erfolgt.

99



ANHANG 8: BESTEUERUNG IN IRLAND

Es folgt eine allgemeine Zusammenfassung der wesentlichen irischen Steueraspekte, die fiir die Gesellschaft
und bestimmte Anleger in der Gesellschaft gelten, die die wirtschaftlichen Eigentiimer der Anteile der
Gesellschaft sind. Diese Zusammenfassung erhebt keinen Anspruch auf die vollstindige Behandlung der
Steuerfolgen fiir die Gesellschaft oder alle Anlegerkategorien, von denen einige besonderen Regelungen
unterliegen konnen. Entsprechend hiingt die Anwendbarkeit von den besonderen Umstinden jedes
Anteilinhabers ab. Die folgenden Informationen stellen keine steuerliche Beratung dar. Anteilinhaber und
potenzielle Anleger sollten beziiglich der moglichen steuerlichen und sonstigen Folgen hinsichtlich des
Kaufs, Besitzes, Verkaufs, der Umschichtung oder anderweitigen Veriuflerung von Anteilen gemill den
Gesetzen ihres Landes der Eintragung, Griindung, Staatsbiirgerschaft, Ansissigkeit oder des
Aufenthaltsortes und angesichts ihrer besonderen Umstiinde ihre eigenen Fachberater konsultieren.

Die folgenden Aussagen zur Besteuerung beruhen auf der Beratung, die die Direktoren im Hinblick auf die in
Irland geltenden Gesetze und Gepflogenheiten zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieses Dokuments eingeholt
haben. Anderungen hinsichtlich Gesetzgebung, Administration oder Rechtssprechung kénnen zu einer Anderung
der nachstehend beschriebenen steuerlichen Folgen fiihren. Wie bei jeder Anlage gibt es keine Garantie dafiir, dass
der Steuerstatus zu dem Zeitpunkt, zu dem eine Anlage getétigt wird, unverédndert bleibt.

Besteuerung der Gesellschaft

Die Direktoren wurden davon in Kenntnis gesetzt, dass gemill den geltenden irischen Gesetzen und Praktiken die
Gesellschaft als Investmentgesellschaft im Sinne von § 739B des TCA gilt, so lange die Gesellschaft in Irland zu
Steuerzwecken gebietsansdssig ist. Dementsprechend unterliegt sie im Allgemeinen nicht der irischen
Einkommens- und Kapitalertragssteuer.

Steuerpflichtige Transaktion

Eine Steuerpflicht in Irland kann jedoch bei so genannten ,steuerpflichtigen Transaktionen* innerhalb der
Gesellschaft entstehen. Zu solchen steuerpflichtigen Transaktionen zdhlen Zahlungen oder Ausschiittungen an
Anteilinhaber, Einlosungen, Riickkdufe, Einziehungen oder Ubertragungen von Anteilen sowie jede fiktive
VerduBlerung von Anteilen, wie nachstehend beschrieben, zu irischen Steuerzwecken aufgrund einer mindestens 8-
jéhrigen Haltedauer von Anteilen der Gesellschaft. Die Gesellschaft ist bei Eintritt einer steuerpflichtigen
Transaktion gegebenenfalls verpflichtet, die diesbeziigliche Steuer aus Anlagegeschéften einzubehalten und zu
auszuweisen, je nach Standort oder steuerlichem Wohnsitz des Anteilinhabers.

Eine Steuerpflicht in Irland entsteht im Falle einer steuerpflichtigen Transaktion dann nicht, wenn

(a) der Anteilinhaber weder in Irland gebietsansdssig noch dort seinen gewohnlichen Aufenthaltsort hat
(»in Irland nicht gebietsansissige Person”) und der Anteilinhaber (oder ein in dessen Namen
handelnder Vermittler) die entsprechende Erklarung abgegeben hat und die Gesellschaft nicht in Besitz
von Informationen ist, die Grund zur Annahme geben, dass die Angaben in der Erkldrung im
Wesentlichen nicht oder nicht mehr richtig sind, oder

(b)  der Anteilinhaber ist eine in Irland nicht gebietsansédssige Person und hat dies der Gesellschaft
gegeniiber bestétigt und die Gesellschaft ist im Besitz eines schriftlichen Genehmigungsbescheids von
den irischen Steuerbehorden dahingehend, dass die Auflage zur Vorlage der erforderlichen
Nichtanséssigkeitserkldrung in Bezug auf den Anteilinhaber erfiillt worden ist und die Genehmigung
nicht widerrufen wurde, oder

(©) der Anteilinhaber ein steuerbefreiter irischer Gebietsansdssiger, wie nachstehend definiert, ist und er
(oder ein in dessen Namen handelnder Vermittler) eine entsprechende Erklarung abgegeben hat.

Eine Bezugnahme auf einen Vermittler bezieht sich auf einen Vermittler im Sinne von § 739B(1) des TCA, d. h.
eine Person, die (a) ein Geschift betreibt, das den Erhalt von Zahlungen von einer Investmentgesellschaft fiir
andere Personen beinhaltet bzw. umfasst, oder (b) im Namen anderer Personen Anteile an einer
Investmentgesellschaft hélt.

Liegt der Gesellschaft zum entsprechenden Zeitpunkt keine unterzeichnete und vollstindig ausgefiillte
diesbeziigliche Erklirung oder ein Genehmigungsbescheid von den irischen Steuerbehdrden (Revenue
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Commissioners of Ireland), je nachdem, vor, wird davon ausgegangen, dass der Anteilinhaber in Irland
gebietsansidssig ist oder dort seinen gewohnlichen Aufenthaltsort hat (,irischer Gebietsansissiger<) und kein
steuerbefreiter irischer Gebietsansassiger ist, und es entsteht eine Steuerpflicht.

Nicht unter die steuerpflichtigen Transaktionen fallen:

. Transaktionen (die unter anderen Umstdnden durchaus als steuerpflichtige Transaktion gelten kdnnten) mit
Anteilen, die in einem anerkannten Clearing-System gehalten werden, das auf Anordnung der irischen
Steuerbehorden (Revenue Commissioners of Ireland) bestimmt wurde; oder

. die Ubertragung von Anteilen zwischen Eheleuten oder Lebensgefihrten und die Ubertragung von Anteilen
zwischen Eheleuten oder ehemaligen Eheleuten bzw. Lebensgefdhrten oder ehemaligen Lebensgefdhrten
anlidsslich einer gerichtlichen Trennung und/oder Scheidung; oder

) der Umtausch eines Anteilinhabers von Anteilen der Gesellschaft in andere Anteile der Gesellschaft auf
Basis der rechtlichen Selbstiandigkeit, bei dem keine Zahlung an den Anteilinhaber ergeht; oder

. ein Umtausch von Anteilen aufgrund der steuerbegiinstigten Zusammenfiihrung oder Umstrukturierung (im
Sinne von § 739H des TCA) der Gesellschaft mit einer anderen Investmentgesellschaft; oder

. die Annullierung von Anteilen der Gesellschaft aus einem Umtausch im Zusammenhang mit einem
Verschmelzungsplan (im Sinne von Section 739HA des TCA).

Falls die Gesellschaft im Falle einer steuerpflichtigen Transaktion steuerpflichtig wird, ist die Gesellschaft
berechtigt, von Zahlungen, die auf diese steuerpflichtige Transaktion fillig werden, einen Betrag abzuziehen, der
der entsprechenden Steuer entspricht und/oder die zur Zahlung der filligen Steuer vom Anteilinhaber gehaltenen
erforderlichen Anteile zuriickzukaufen oder zu 16schen. Der jeweilige Anteilinhaber hilt die Gesellschaft schadlos
gegen jegliche Verluste, die der Gesellschaft aufgrund der durch ein steuerpflichtiges Ereignis entstehenden
Steuerpflicht entstehen.

Fiktive Verdufierungen

Die Gesellschaft ist berechtigt, unter bestimmten Umstdnden fiktive VerduBerungen steuerlich unberiicksichtigt zu
lassen. Macht der Gesamtwert von Anteilen in einem Teilfonds, die von Anteilinhabern gehalten werden, die
irische Gebietsansdssige sind und bei denen es sich nicht um steuerbefreite irische Gebietsansissige, wie
nachstehend definiert, handelt, mindestens 10 % des Nettoinventarwerts des Teilfonds aus, muss die Gesellschaft
die auf eine fiktive VerduBerung anfallende Steuer in Bezug auf die Anteile in diesem Teilfonds, wie nachstehend
beschrieben, beriicksichtigen. Betragt der Gesamtwert der Anteile des Teilfonds, die von solchen Anteilinhabern
gehalten werden, jedoch weniger als 10 % des Nettoinventarwerts des Teilfonds, kann und wird die Gesellschaft
die fiktive VerduBerung erwartungsgemal steuerlich unberiicksichtigt lassen. In diesem Fall wird die Gesellschaft
die jeweiligen Anteilinhaber benachrichtigen, dass sie eine solche Wahl getroffen hat. Somit sind die betreffenden
Anteilinhaber verpflichtet, die Steuer im Rahmen der Selbstveranlagung selbst abzufiihren. Ndhere Angaben hierzu
sind nachstehend unter der Uberschrift ,,Besteuerung von in Irland gebietsansissigen Anteilinhabern enthalten.

Irish Courts Service

Wenn Anteile vom Irish Courts Service gehalten werden, muss die Gesellschaft keine irischen Steuern auf eine
steuerpflichtige Transaktion in Bezug auf diese Anteile beriicksichtigen. Wenn Gelder, die der Kontrolle oder
Verfiigung eines Gerichts unterliegen, fiir den Erwerb von Anteilen an der Gesellschaft verwendet werden,
iibernimmt der Court Service vielmehr fiir diese Anteile die Verantwortung der Gesellschaft unter anderem in
Hinblick auf Steuerabziige im Falle von steuerpflichtigen Transaktionen und der Einreichung von
Steuererklarungen.

Steuerbefreite, in Irland gebietsansissige Anteilinhaber

Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet, Steuern im Hinblick auf die folgenden Gruppen von Anteilinhabern, die
irische Gebietsansdssige sind, abzufiihren, sofern der Gesellschaft die erforderlichen Erkldrungen von diesen
Personen (oder einem in deren Namen handelnden Vermittler) vorliegen und die Gesellschaft nicht im Besitz von
Informationen ist, die Grund zur Annahme geben, dass die Angaben in den Erklirungen im Wesentlichen nicht
oder nicht mehr richtig sind. Ein Anteilinhaber, der unter eine der nachstehend aufgefiihrten Kategorien fillt und
der (direkt oder iiber einen Vermittler) der Gesellschaft die erforderliche Erkldrung vorgelegt hat, wird nachstehend
als ,.steuerbefreiter irischer Gebietsanséssiger bezeichnet:
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(a) ein Pensionsplan, welcher ein steuerbefreites zugelassenes System im Sinne von § 774 des TCA
darstellt, oder eine Rentenvereinbarung oder ein Investmentfonds gemal3 § 784 oder 785 des TCA;

(b)  eine Lebensversicherungsgesellschaft im Sinne von § 706 des TCA;

(c) eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne von § 739 B(1) des TCA;

(d) eine Investmentkommanditgesellschaft im Sinne von Section 739J des TCA;

(e) ein Spezialfonds im Sinne von § 737 des TCA,;

(f)  eine Wohltitigkeitsorganisation als Person gemall § 739(6)(f)(i) des TCA;

(g) eine steuerbegiinstigte Verwaltungsgesellschaft im Sinne von § 739 B(1) des TCA;
(h)  ein Investmentfonds, auf den § 731 (5)(a) des TCA Anwendung findet;

(i) eine Kraft § 784 A(2) des TCA oder § 848 B des TCA von der Einkommen- und
Kapitalertragsteuerpflicht befreite Person, wenn die gehaltenen Anteile Anlagen eines genehmigten
Pensionsfonds oder eines genehmigten Mindestpensionsfonds darstellen;

()  eine gemdB § 7871 des TCA von der Einkommen- und Kapitalertragsteuerpflicht befreite Person,
wenn die Anteile Anlagen eines PRSA, so wie in § 787A des TCA definiert, darstellen;

(k)  eine Kreditgenossenschaft (credit union) im Sinne von § 2 des Credit Union Act von 1997 in seiner
jeweils giiltigen Fassung;

(I)  die National Asset Management Agency;

(m) eine Gesellschaft, die zur Abfiihrung von Korperschaftsteuer gemédfl Section 110(2) des TCA
verpflichtet ist (Verbriefungsgesellschaften);

(n)  in bestimmten Fillen eine Gesellschaft, die der Kdrperschaftsteuer im Sinne von Section 739G(2)
des TCA unterliegt, jedoch nur, wenn die Gesellschaft (oder ein Fonds) ein Geldmarktfonds ist;

(o) die National Treasury Management Agency of Ireland oder ein Anlagefonds im Sinne von §
739D(6)(kb) des TCA; oder

(p) jede andere Person, die in Irland gebietsansissig ist oder ihren gewohnlichen Aufenthaltsort in Irland
hat, welche geméal} den geltenden Steuergesetzen oder aufgrund der schriftlich niedergelegten Praxis
oder einer Genehmigung der Steuerbehorden berechtigt ist, Anteile zu halten, ohne dass der
Gesellschaft hieraus Steuern entstehen oder Steuerbefreiungen der Gesellschaft gefahrdet werden.

Ein Anteilinhaber, der den Status eines steuerbefreiten irischen Gebietsansdssigers hat, erhdlt keine
Steuererstattung, falls er die erforderliche Erkldrung nicht abgegeben hat. Eine Steuererstattung kann
Anteilinhabern, die Unternehmen sind, nur dann gewihrt werden, wenn sie der irischen Korperschaftsteuer
unterliegen.

Besteuerung von nicht in Irland gebietsansissigen Anteilinhabern

Nicht in Irland gebietsansédssige Anteilinhaber, die ggf. (direkt oder iiber einen Vermittler) die erforderliche
Nichtanséssigkeitserkldrung (die ,,erforderliche Erkldrung®) in Irland abgegeben haben, miissen ihre Ertrige und
Gewinne, die sie aus ihren Anlagen in der Gesellschaft erzielen, nicht in Irland versteuern. Ferner erfolgt kein
Steuerabzug bei Ausschiittungen der Gesellschaft oder Zahlungen der Gesellschaft im Hinblick auf den Riickkauf,
die Annullierung oder sonstige VerduBerung ihrer Anlagen. Solche Anteilinhaber sind im Allgemeinen nicht
verpflichtet, aus dem Besitz oder der VerduBerung von Anteilen erzielte Ertrdge und Gewinne in Irland zu
versteuern, es sei denn, die Anteile sind einer irischen Zweigniederlassung oder Vertretung eines solchen
Anteilinhabers zuzuordnen.

Bei Eintreten eines Steuertatbestands werden Steuern wie vorstehend beschrieben in Abzug gebracht, falls ein
Anteilinhaber es versdumt, die erforderliche Erklarung gegeniiber dem Fonds abzugeben, es sei denn, der Fonds ist
nicht dazu verpflichtet, erforderliche Erkldrungen einzuholen (und wenn dies schriftlich von den irischen
Steuerbehorden bestétigt wurde). Weiterhin ist der Fonds fiir den Fall, dass ihm Informationen vorliegen, die
angemessenerweise nahelegen, dass die in der erforderlichen Erkldrung enthaltenen Informationen im
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Wesentlichen nicht mehr zutreffend sind, bei Eintreten eines Steuertatbestands in Bezug auf die Anteile des
Anteilinhabers zum Abzug der Steuern verpflichtet.

Halt eine nicht in Irland gebietsansdssige Gesellschaft Anteile an der Gesellschaft, die einer irischen
Zweigniederlassung oder Vertretung zurechenbar sind, so unterliegt eine solche Gesellschaft im Hinblick auf
Ertrige und Kapitalausschiittungen, die sie von der Gesellschaft erhdlt, im Rahmen der Selbstveranlagung der
irischen Korperschaftsteuer.

Besteuerung von in Irland gebietsanséssigen Anteilinhabern
Steuerabzug

Steuern werden ebenfalls abgezogen und durch die Gesellschaft an die irischen Steuerbehdrden abgefiihrt im
Hinblick auf Ausschiittungen der Gesellschaft (auler bei VerduBerungen) an einen Anteilinhaber, der in Irland
gebietsansissig ist und bei dem es sich nicht um einen steuerbefreiten irischen Gebietsansédssigen handelt, wenn der
Anteilinhaber eine Gesellschaft ist zu einem Steuersatz von 25 % und wenn der Anteilinhaber keine Gesellschaft ist
zu einem Steuersatz von 41 %.

Ebenso wird auf aus der Einlosung, dem Riickkauf oder der sonstigen VerduB3erung von Anteilen durch solch einen
Anteilinhabererzielte Gewinne, wenn dieser eine Gesellschaft ist (und der Gesellschaft eine Erkldrung mit der
irischen Steuernummer vorgelegt hat), eine Steuer in Hohe von 25 % durch die Gesellschaft einbehalten und an die
irischen Steuerbehdrden abgefiihrt. Wenn der Anteilinhaber keine Gesellschaft ist, belduft sich die Steuer auf 41 %.
Gewinne werden berechnet als Differenz zwischen dem Wert der Anlage des Anteilinhabers in der Gesellschaft
zum Zeitpunkt der steuerpflichtigen Transaktion und den urspriinglichen Kosten der Anlage, wie nach besonderen
Bestimmungen berechnet.

Fiktive Verduflerungen

Steuern werden ebenfalls abgezogen und durch die Gesellschaft an die irischen Steuerbehodrden abgefiihrt im
Hinblick auf eine fiktive Verduflerung in Fillen, in denen der Gesamtwert der Anteile, die von in Irland
gebietsansdssigen Anteilinhabern und bei denen es sich nicht um steuerbefreite irische Gebietsansidssige handelt
gehalten werden, mindestens 10 % des Nettoinventarwerts des Fonds betrdgt. Eine fiktive Verduferung tritt immer
dann ein, wenn sich der Tag des Erwerbs der Anteile an dem Fonds durch den Anteilinhaber zum achten Mal jéhrt.
Der fiktive Gewinn entspricht der Differenz zwischen dem Wert der Anteile, den der Anteilinhaber an dem Tag,
der acht Jahre nach dem Erwerb der Anteile liegt, oder — nach Wahl der Gesellschaft — wie nachstehend
beschrieben dem Wert der Anteile an dem der fiktiven VerduBerung vorausgehenden 30. Juni bzw. 31. Dezember
(je nachdem, welcher dieser Tage spiter liegt) und den relevanten Kosten dieser Anteile. Der entstehende
Uberschussbetrag ist zum Steuersatz von 25 % zu versteuern, wenn der Anteilinhaber eine Gesellschaft ist und zu
41 %, wenn der Anteilinhaber keine Gesellschaft ist. Auf eine fiktive VerauBerung gezahlte Steuern sollten auf die
Steuerverbindlichkeit bei einer tatsdchlichen VerduBBerung dieser Anteile angerechnet werden konnen.

In Fillen, in denen die Gesellschaft verpflichtet ist, fiktive VerduBerungen steuerlich zu beriicksichtigen, wird
davon ausgegangen, dass sie Gewinne, die in Irland gebietsansdssigen Anteilinhabern und bei denen es sich nicht
um steuerbefreite irische Gebietsansédssige handelt entstehen, unter Bezugnahme auf den Nettoinventarwert des
jeweiligen Teilfonds an dem der fiktiven Verduflerung vorausgehenden 30. Juni bzw. 31. Dezember (je nachdem,
welcher dieser Tage spiter liegt) anstatt des Werts der Anteile an dem Tag, der acht Jahre nach dem Erwerb der
Anteile liegt, berechnet.

Die Gesellschaft kann fiktive VerduBerungen dann steuerlich unberiicksichtigt lassen, falls der Gesamtwert der
Anteile des betreffenden Teilfonds, die von in Irland gebietsansédssigen Anteilinhabern und bei denen es sich nicht
um steuerbefreite irische Gebietsansdssige handelt gehalten werden, weniger als 10 % des Nettoinventarwerts des
Teilfonds ausmacht. In diesem Fall sind die betreffenden Anteilinhaber verpflichtet, die fiktive VerduBerung im
Rahmen der Selbstveranlagung steuerlich zu beriicksichtigen. Der fiktive Gewinn wird berechnet als Differenz
zwischen dem Wert der vom Anteilinhaber gehaltenen Anteile am relevanten 8. Jahrestag und den relevanten
Kosten dieser Anteile. Der entstehende Uberschussbetrag gilt als steuerpflichtiger Betrag gemi Case IV, Schedule
D und ist zu einem Steuersatz von 25 % zu versteuern, wenn der Anteilinhaber eine Gesellschaft ist und zu 41 %,
wenn der Anteilinhaber keine Gesellschaft ist. Auf fiktive VerduBerungen gezahlte Steuern sollten auf die
Steuerverbindlichkeit bei einer tatsdchlichen VerdauBBerung dieser Anteile angerechnet werden konnen.
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Weitere irische Steuerschuld

Anteilinhaber, die in Irland gebietsansdssige juristische Personen sind und (einmal jahrlich oder haufiger)
Ausschiittungen erhalten, von denen ein Steuerabzug vorgenommen wurde, werden steuerlich so behandelt, als ob
sie eine jahrliche Zahlung erhalten hétten, die nach Case IV, Schedule D steuerpflichtig ist und von der Steuern
zum Steuersatz von 41 % abgezogen wurden. In der Praxis konnen in Irland gebietsanséssige juristische Personen
eine Anrechnung des von diesen Ausschiittungen liber den Korperschaftssteuersatz von 25 % hinaus in Abzug
gebrachten Steuerbetrags erhalten. Solche Anteilinhaber unterliegen vorbehaltlich der nachstehenden
Anmerkungen im Hinblick auf die Besteuerung von Wahrungsgewinnen im allgemeinen keiner weiteren irischen
Steuer auf Zahlungen, die sie beziiglich ihres Anteilbesitzes erhalten haben und von denen Steuern abgezogen
worden sind. Ein Anteilinhaber, der eine in Irland gebietsanséssige juristische Person ist und die Anteile in
Verbindung mit einem Gewerbe hilt, ist im Hinblick auf die Ertrige oder Gewinne, die er als Teil dieses Gewerbes
von der Gesellschaft erhilt, steuerpflichtig, wobei eine von der Gesellschaft fiir einen Teilfonds abgezogene Steuer
mit der zahlbaren Korperschaftsteuer verrechnet wird.

Anteilinhaber, bei denen es sich nicht um in Irland gebietsansdssige juristische Personen handelt, unterliegen
vorbehaltlich der nachstehenden Anmerkungen im Hinblick auf die Besteuerung von Waihrungsgewinnen im
Allgemeinen keiner weiteren irischen Steuer auf Ertrdge, die in Zusammenhang mit den Anteilen erzielt werden,
oder Gewinnen, die bei der VerduBBerung der Anteile entstehen, falls die Gesellschaft die angemessene Steuer von
den an solche Anteilinhaber ausgezahlten Ausschiittungen abgezogen hat.

Erzielt ein Anteilinhaber bei der VerduBerung von Anteilen einen Wahrungsgewinn, ist der Anteilinhaber im
Hinblick auf einen solchen Gewinn in dem Jahr/den Jahren der Veranlagung, in dem die Anteile verdufBert werden,
kapitalertragsteuerpflichtig.

Ein in Irland gebietsanséssiger Anteilinhaber, der kein steuerbefreiter, in Irland Gebietsanséssiger ist und der eine
Ausschiittung erhélt, von der kein Steuerabzug vorgenommen wurde (beispielsweise weil die Anteile in einem
anerkannten Clearing-System gehalten werden), ist im Hinblick auf einen solchen Ausschiittungsbetrag
einkommensteuer- oder korperschaftsteuerpflichtig. Ein solcher Anteilinhaber, der einen Gewinn aus der
Einlosung, Riickkauf, Annullierung oder Ubertragung von Anteilen erzielt, von dem kein Steuerabzug
vorgenommen wurde (beispielsweise weil die Anteile in einem anerkannten Clearing-System gehalten werden), ist
im Hinblick auf einen solchen Gewinn im Rahmen der Selbstveranlagung und insbesondere unter Teil 41 TCA
einkommensteuer- oder korperschaftsteuerpflichtig. Anteilinhaber, die Privatpersonen sind, sollten ferner beachten,
dass ein Verstofl gegen diese Bestimmung eine Besteuerung zu ihrem Grenzsteuersatz (derzeit bis zu 41 %) auf
Gewinne und Ertrige, zuziiglich einem Buflgeld, Hebelwirkung und Zinsen nach sich ziehen kann.

Auslindische Dividenden

(Etwaige) Dividenden und Zinsen, welche die Gesellschaft im Hinblick aus Anlagen (mit Ausnahme von
Wertpapieren irischer Emittenten) erzielt, konnen in den Léndern, in denen die Emittenten der Wertpapiere
ansdssig sind, der Steuer, einschlieBlich der Quellensteuer, unterliegen. Es ist nicht bekannt, ob die Gesellschaft im
Rahmen von Doppelbesteuerungsabkommen, die Irland mit verschiedenen Staaten geschlossen hat, von niedrigeren
Quellensteuersitzen profitieren kann.

Sollte die Gesellschaft jedoch eine Quellensteuererstattung erhalten, so wird der Nettoinventarwert des jeweiligen
Teilfonds nicht neu ermittelt; stattdessen wird der Nutzen einer solchen Riickzahlung den zu diesem Zeitpunkt
vorhandenen Anteilinhabern zum Zeitpunkt der Riickzahlung anteilig zugerechnet.

Anlageorganismus mit personlicher Anlagenselektion (,,PPIU*)

Ein Anlageorganismus gilt in Bezug auf einen bestimmten in Irland ansédssigen Anteilinhaber als
Anlageorganismus mit persdnlicher Anlagenselektion (,,PPIU*), wenn dieser in Irland ansédssige Anteilinhaber
Einfluss auf die Auswabhl einiger oder aller Vermdgenswerte des Anlageorganismus hat. Der Anlageorganismus ist
nur in Bezug auf diejenigen in Irland ansdssigen Anteilinhaber ein PPIU, die die Auswahl beeinflussen kénnen.
Jeder Gewinn, der aus einem Steuertatbestand im Zusammenhang mit einem PPIU entsteht, wird mit dem
Steuersatz von 60 % besteuert. Ein Organismus gilt nicht als PPIU, wenn bestimmte Bedingungen gemil
Beschreibung in Section 739BA des TCA erfiillt sind.

Stempelsteuer
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Als Investmentgesellschaft (Investment Undertaking) im Sinne von Section 739B des TCA unterliegt die
Gesellschaft hinsichtlich der Ausgabe, Ubertragung oder des Riickkaufs von Anteilen der Gesellschaft keiner
Stempelsteuer. Erfolgt die Zeichnung bzw. Riickkauf von Anteilen durch eine physische Ubertragung von irischen
Wertpapieren oder sonstigem irischem Vermdgen, kann die Ubertragung solcher Wertpapiere oder solchen
Vermogens der irischen Stempelsteuer unterliegen.

Die Gesellschaft muss in Irland keine Stempelsteuer entrichten bei der Ubertragung von Wertpapieren oder
borsengingigen Wertpapieren einer nicht in Irland registrierten Gesellschaft, sofern sich die Ubertragung nicht auf
in Irland gelegene unbewegliche Anlagegiiter oder auf Rechte oder Anteile an einem solchen Vermogen oder auf
Wertpapiere oder borsengingige Wertpapiere einer in Irland registrierten Gesellschaft (mit Ausnahme einer
Gesellschaft, die als Investmentgesellschaft im Sinne von § 739B des TCA gilt) bezieht.

Automatischer Informationsaustausch

Der Fonds ist gemiBl den Vorschriften des IGA, der Richtlinie 2011/16/EU des Rates und der §§ 819E bis 819G
des TCA und der im Verbindung mit den letzteren Paragrafen erlassenen Bestimmungen verpflichtet, bestimmte
Daten in Bezug auf ihre Anleger zu sammeln.

Der Fonds ist verpflichtet, den irischen Steuerbehdrden bestimmte Daten iiber die Anleger (einschlieBlich
Informationen iiber den Steuerwohnsitz eines Anlegers) und in Bezug auf die von Anlegern gehaltenen Konten zur
Verfiigung zu stellen. Weitere Informationen zu FATCA und CRS finden Sie auf der Seite der irischen
Steuerbehodrden auf www.revenue.ie/en/business/aeoi/index.html.

Weitere Einzelheiten zum FATCA und zum CRS sind weiter unten enthalten.
FATCA-Umsetzung in Irland

Am 21. Dezember 2012 unterzeichneten Irland und die Vereinigten Staaten das zwischenstaatliche Abkommen
(IGA).

Das IGA erhoht die Menge an steuerlichen Informationen, die zwischen Irland und den Vereinigten Staaten
automatisch ausgetauscht werden, deutlich. Das Abkommen sieht eine automatische Berichterstattung sowie einen
Austausch von Informationen in Bezug auf von US-Personen bei irischen ,,Finanzinstituten“ gehaltenen Konten
vor, sowie umgekehrt den Austausch von Informationen in Bezug auf Konten, die von in Irland ansissigen
Personen bei US-Instituten gehalten werden. Die Gesellschaft unterliegt diesen. Die Einhaltung dieser
Bedingungen erfordert vom Fonds, dass er bestimmte Informationen und Dokumente von seinen Anteilinhabern,
anderen Kontoinhabern und (wo zutreffend) den wirtschaftlichen Eigentiimern seiner Anteilinhaber anfordert und
Informationen und Dokumente, die auf ein direktes oder indirektes Eigentum durch US-Personen hindeuten, an die
zustidndigen Behorden in Irland weiterleitet. Anteilinhaber und andere Kontoinhaber miissen sich an diese Auflagen
halten. Anteilinhaber, die dagegen verstoen, kdnnen einer Zwangsriicknahme und/oder einer US-Quellensteuer
von 30 % auf abzugsfihige (,,withholdable*) Zahlungen und/oder anderen Geldstrafen unterliegen.

Das IGA sieht vor, dass irische Finanzinstitute der Steuerbehdrde gegeniiber US-Kontoinhaber melden und dass im
Gegenzug US-Finanzinstitute verpflichtet sind, der IRS anséssige irische Kontoinhaber zu melden. Die beiden
Steuerbehorden werden sodann diese Informationen auf jéhrlicher Basis automatisch untereinander austauschen.

Die Gesellschaft (und/oder ihre ordnungsgemall ernannten Vertreter) sind dazu berechtigt, von Anteilinhabern zu
verlangen, Informationen iiber ihre steuerliche Position, ihre Identitdt oder ihren Wohnsitz zu iibermitteln, um
Berichterstattungspflichten zu erfiillen, die die Gesellschaft infolge des IGAs oder etwaiger Gesetze, die in
Zusammenhang mit dem Abkommen verabschiedet werden, zu erfiillen hat. Durch die Zeichnung oder das Halten
von Anteilen wird unterstellt, dass die Anteilsinhaber der automatischen Offenlegung dieser Angaben durch die
Gesellschaft oder eine andere Person an die relevanten Steuerbehérden zugestimmt haben.

Common Reporting Standard der OECD
Irland hat den CRS durch § 891F des TCA und die Verabschiedung der RCS Regulations umgesetzt.

Der CRS ist eine globale Initiative der OECD zum Austausch von Steuerinformationen, deren Ziel es ist, einen
koordinierten Ansatz zur Offenlegung der Einkiinfte von Privatpersonen und Unternehmen zu fordern.
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Irland und mehrere andere Lander haben auf Grundlage des von der OECD verdffentlichten Standards tiber den
automatischen Informationsaustausch iiber Finanzkonten multilaterale Abkommen abgeschlossen oder werden
diese abschlieBen. Der Fonds ist verpflichtet, den irischen Steuerbehdrden bestimmte Angaben zu Anlegern
machen, die in einem Land ansdssig sind oder gegriindet wurden, das an den CRS-Vorkehrungen teilnimmt.

Der Fonds oder eine von ihm ernannte Person wird bestimmte Informationen iiber den Steuerwohnsitz ihrer
Anteilinhaber oder ,,Kontoinhaber* fiir die Zwecke von CRS anfordern oder einholen und kann (sofern zutreffend)
auch Informationen im Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Eigentiimern dieser Kontoinhaber anfordern. Der
Fonds oder eine von dem Fonds ernannte Person wird die angeforderten Informationen bis zum 30. Juni des Jahres
nach dem Veranlagungsjahr, fiir das eine Steuererklarung fallig ist, den irischen Steuerbehdrden melden. Die
irischen Steuerbehdrden werden die sachdienlichen Informationen mit den zustindigen Steuerbehdrden der
beteiligten Lander austauschen. Irland fiihrte die CRS-Vorschriften im Dezember 2015 ein, und die Umsetzung
des CRS unter den Léndern, die diesen frithzeitig umsetzten (zusammen mit Irland 44 Lénder), erfolgte mit
Wirkung vom 1. Januar 2016.

Ansissigkeit

Im Allgemeinen handelt es sich bei den Anlegern der Gesellschaft um natiirliche Personen, juristische Personen
oder Trusts. Nach irischen Rechtsbestimmungen konnen sowohl natiirliche Personen als auch Trusts
gebietsansissig sein oder einen gewdhnlichen Aufenthaltsort bzw. Sitz haben. Bei juristischen Personen gibt es das
Prinzip des gewdhnlichen Aufenthaltsortes nicht.

Natiirliche Personen
Priifung der Ansissigkeit

Eine natiirliche Person wird fiir ein Steuerjahr als in Irland gebietsansissig betrachtet, wenn sie sich: (1) fiir einen
Zeitraum von mindestens 183 Tagen in einem einzelnen Steuerjahr; oder (2) fiir einen Zeitraum von mindestens
280 Tagen in zwei aufeinander folgenden Steuerjahren in Irland aufhélt, wobei die Person in jedem Steuerjahr
mindestens 31 Tage in Irland gebietsansissig sein muss. Bei der Bestimmung der Tage, an denen sich eine
natlirliche Person in Irland aufhilt, werden fiir Zeitrdume bis zum 31. Dezember 2008 sdmtliche Tage
beriicksichtigt, an denen sich die Person am Ende des Tages (Mitternacht) im Land befindet. Seit dem 1. Januar
2009 gilt, dass sich eine Person im Lande aufhélt, wenn er/sie sich zu einer beliebigen Zeit wahrend des Tages im
Lande aufhélt. Daher z&hlt fiir Steuerjahre ab dem 1. Januar 2009 jeder Tag, an dem sich die betreffende Person in
Irland aufhélt, bei der Ermittlung der Gesamtanzahl der in Irland verbrachten Tage fiir die Zwecke der
Gebietsansassigkeit.

Gilt eine natiirliche Person in einem bestimmten Steuerjahr nicht als in Irland gebietsanséssig, so kann diese Person
unter bestimmten Voraussetzungen wahlen, dass sie dennoch als Steuerinldnder behandelt wird.

Priifung des gewohnlichen Aufenthalts

War eine natiirliche Person in den drei vorhergehenden Steuerjahren in Irland gebietsansissig, so gilt diese Person
ab dem Beginn des vierten Jahres als Person mit ,,gewohnlichem Aufenthalt in Irland. Eine natiirliche Person
bleibt so lange Person mit gewohnlichem Aufenthalt in Irland, bis diese wiederum in drei aufeinander folgenden
Steuerjahren nicht in Irland gebietsanséssig war.

Trusts

Ein Trust gilt im Allgemeinen als in Irland ansdssig, wenn alle Treuhénder in Irland anséssig sind und der Trust in
Irland verwaltet wird. Treuhdnder, die nicht sicher sind, ob der Trust als in Irland ansdssig zu betrachten ist, wird
empfohlen, sich diesbeziiglich gesondert beraten zu lassen.

Betriebliche Anleger

Ein Unternehmen, dessen zentrale Verwaltung und Leitung sich in Irland befindet, ist gebietsansédssig in Irland,

unabhingig davon, wo es eingetragen ist. Ein Unternehmen, dessen zentrale Verwaltung und Leitung sich nicht in
Irland befindet, das aber in Irland eingetragen ist, gilt als in Irland gebietsansissig, aufler wenn das Unternehmen
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gemill einem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Irland und diesem anderen Land als nicht in Irland
gebietsansidssig gilt. In bestimmten begrenzten Fillen werden Unternehmen, die in Irland eingetragen sind, deren
Leitung und Kontrolle sich jedoch in einem Land befindet, das nicht Gegenstand -eines
Doppelbesteuerungsabkommens ist, als nicht in Irland ansdssig erachtet. Unternehmen, die vor dem 1. Januar 2015
eingetragen wurden, konnen bestimmten anderen Vorschriften unterliegen.

VeridulBlerung von Anteilen und irische Kapitalerwerbsteuer

(a) Personen, die in Irland gebietsansiissig sind oder deren gewohnlicher Aufenthalt sich in Irland
befindet

Bei einer VerduBerung von Anteilen durch Schenkung oder Vererbung, bei der der Erblasser bzw.
Schenker in Irland gebietsansdssig ist oder seinen gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat bzw. der
Begiinstigte in Irland gebietsanséssig ist oder seinen gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat, kann der
Begiinstigte (Schenkungsempfinger bzw. Erbe) in Bezug auf die verduBerten Anteile in Irland
kapitalerwerbsteuerpflichtig werden.

(b) Personen, die nicht in Irland gebietsansissig sind oder deren gewohnlicher Aufenthalt sich nicht in
Irland befindet

Als Investmentgesellschaft (Investment Undertaking) im Sinne von Section 739B des TCA unterliegt die
Gesellschaft im Hinblick auf die VerduBerung von Anteilen nicht der irischen Kapitalerwerbsteuer,
vorausgesetzt dass:

o die Anteile am Tag der Schenkung oder Vererbung und am Bewertungstag in der Schenkung bzw.
dem Erbe enthalten sind;

o der Schenker bzw. Erblasser am Tag der VerduBerung weder in Irland gebietsansdssig ist noch
seinen gewoOhnlichen Aufenthalt in Irland hat; und

o der Begiinstigte am Tag der VerduBerung weder in Irland gebietsansdssig ist noch seinen
gewohnlichen Aufenthalt in Irland hat.
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ANHANG 9: LISTE DER UNTERVERWAHRSTELLEN

Die Verwahrstelle hat die in Artikel 22(5)(a) OGAW V dargelegten Aufgaben auf die State Street Bank and Trust
Company mit eingetragenem Sitz in Copley Place 100, Huntington Avenue, Boston, Massachusetts 02116, USA
iibertragen, die sie als ihre globale Unterverwahrstelle bestellt hat.

Zum Datum dieses Prospekts hat die State Street Bank and Trust Company als globale Unterverwahrstellen lokale
Unterverwahrstellen innerhalb des Netzwerks von State Street Global Custody Network, wie nachstehend

aufgefiihrt, bestellt.

MARKT UNTERVERWAHRSTELLE
Albanien Raiffeisen Bank sh.a.
Australien The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
. Deutsche Bank AG
Osterreich
UniCredit Bank Austria AG
Bahrain HSBC Bank Middle East Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Bangladesch Standard Chartered Bank
. Deutsche Bank AG, Netherlands (mit Geschéftsniederlassung in Amsterdam und
Belgien . . L . .
Unterstlitzung ihrer Zweigniederlassung in Briissel)
Benin iiber Standard Chartered Bank Coéte d’Ivoire S.A., Abidjan, Cote d’Ivoire
Bermuda HSBC Bank Bermuda Limited
Foderation  Bosnien | UniCredit Bank d.d.

und Herzegowina

Botswana Standard Chartered Bank Botswana Limited
Brasilien Citibank, N.A.

Citibank Europe plc, Bulgaria Branch
Bulgarien

UniCredit Bulbank AD

Burkina Faso

iiber Standard Chartered Bank Coéte d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast

Kanada

State Street Trust Company Canada

Chile

Banco Itaa Chile S.A.

Volksrepublik China

HSBC Bank (China) Company Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)

China Construction Bank Corporation
(nur fiir den Markt chinesischer A-Aktien)

Citibank N.A.
(fiir Shanghai — nur Hong Kong Stock Connect Markt)

The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
(fiir Shanghai — nur Hong Kong Stock Connect Markt)

Standard Chartered Bank (Hong Kong) Limited
(fiir Shanghai — Hong Kong Stock Connect Markt)
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Kolumbien Cititrust Colombia S.A. Sociedad Fiduciaria
Costa Rica Banco BCT S.A.
Privredna Banka Zagreb d.d.
Kroatien
Zagrebacka Banka d.d.
BNP Paribas Securities Services, S.C.A., Griechenland (iiber ihre Zweigniederlassung in
Zypern
Athen)
Tschechische Ceskoslovenska obchodni banka, a.s.
Republik UniCredit Bank Czech Republic and Slovakia, a.s.
Nordea Bank AB (publ), Sweden (iiber ihre Tochtergesellschaft Nordea Bank Danmark
A/S)
Dinemark
Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ), Sweden (iiber ihre Zweigniederlassung in
Kopenhagen)
Aovpten HSBC Bank Egypt S.A.E.
yp (als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Estland AS SEB Pank
Nordea Bank AB (publ), Sweden (iiber ihre Tochtergesellschaft Nordea Bank Finland
Plc.)
Finnland
Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ), Sweden (iiber ihre Zweigniederlassung in
Helsinki)
. Deutsche Bank AG, Netherlands (mit Geschéftsniederlassung in Amsterdam und
Frankreich . . .. . .
Unterstiitzung ihrer Zweigniederlassung in Paris)
Republik Georgien JSC Bank of Georgia
State Street Bank GmbH
Deutschland
Deutsche Bank AG
Ghana Standard Chartered Bank Ghana Limited
Griechenland BNP Paribas Securities Services, S.C.A.

Guinea-Bissau

iiber Standard Chartered Bank Cote d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast

Hongkong Standard Chartered Bank (Hong Kong) Limited
Citibank Europe plc Magyarorszagi Fioktelepe
Ungarn
UniCredit Bank Hungary Zrt.
Island Landsbankinn hf.
Deutsche Bank AG
Indien
The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Indonesien Deutsche Bank AG
Irland State Street Bank and Trust Company, Zweigniederlassung im Vereinigten Konigreich
Israel Bank Hapoalim B.M.
Italien Deutsche Bank S.p.A.
Elfenbeinkiiste Standard Chartered Bank Cote d’Ivoire S.A.
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Mizuho Bank, Limited

Japan
The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Jordanien Standard Chartered Bank
Kasachstan JSC Citibank Kazakhstan
Kenia Standard Chartered Bank Kenya Limited
Deutsche Bank AG
Republik Korea
The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Kuwait HSBC Bank Middle East Limited
uw (als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Lettland AS SEB banka
Libanon HSBC Bank Middle East Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Litauen AB SEB bankas
Malawi Standard Bank Limited
Deutsche Bank (Malaysia) Berhad
Malaysia
Standard Chartered Bank Malaysia Berhad
Mali iiber Standard Chartered Bank Coéte d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast
Mauritius The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Mexiko Banco Nacional de México, S.A.
Marokko Citibank Maghreb
Namibia Standard Bank Namibia Limited
Niederlande Deutsche Bank AG
Neuseeland The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Niger iiber Standard Chartered Bank Coéte d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast
Nigeria Stanbic IBTC Bank Plc.
Nordea Bank AB (publ), Sweden (iiber ihre Tochtergesellschaft Nordea Bank Norge
ASA)
Norway
Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ), Sweden (iiber ihre Zweigniederlassung in
Oslo)
Oman HSBC Bank Oman S.A.O.G.
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Pakistan Deutsche Bank AG
Panama Citibank, N.A.
Peru Citibank del Peru, S.A.
Philippinen Deutsche Bank AG
Bank Handlowy w Warszawie S.A.
Polen

Bank Polska Kasa Opieki S.A
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Portugal

Deutsche Bank AG, Netherlands (mit Geschéftsniederlassung in Amsterdam und
Unterstilitzung ihrer Zweigniederlassung in Lissabon)

Puerto Rico

Citibank N.A.

HSBC Bank Middle East Limited

Katar (als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Ruméinien Citibank Europe plc, Dublin — Zweigniederlassung in Ruménien
Russland Limited Liability Company Deutsche Bank

Saudi-Arabien

HSBC Saudi Arabia Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)

Senegal iiber Standard Chartered Bank Cote d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast
Serbien UniCredit Bank Serbia JSC
Citibank N.A.
Singapur
United Overseas Bank Limited
Slowakei UniCredit Bank Czech Republic and Slovakia, a.s.
Slowenien UniCredit Banka Slovenija d.d.
FirstRand Bank Limited
Siidafrika
Standard Bank of South Africa Limited
Spanien Deutsche Bank S.A.E.
Sri Lanka The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited
Republik Srpska UniCredit Bank d.d.
Swasiland Standard Bank Swaziland Limited
Nordea Bank AB (publ)
Schweden
Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ)
Credit Suisse AG
Schweiz
UBS Switzerland AG
Deutsche Bank AG

Taiwan - R.O.C.

Standard Chartered Bank (Taiwan) Limited

Tansania Standard Chartered Bank (Tanzania) Limited
Thailand Standard Chartered Bank (Thai) Public Company Limited
Togo iiber Standard Chartered Bank Coéte d’Ivoire S.A., Abidjan, Ivory Coast
Tunesien Banque Internationale Arabe de Tunisie
Citibank, A.S.
Tiirkei
Deutsche Bank A.S.
Uganda Standard Chartered Bank Uganda Limited
Ukraine PJSC Citibank
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Vereinigte Arabische
Emirate

Dubai
Market

Financial

HSBC Bank Middle East Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)

Vereinigte Arabische
Emirate

Dubai International
Financial Center

HSBC Bank Middle East Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)

Vereinigte Arabische
Emirate

HSBC Bank Middle East Limited
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)

Abu Dhabi
Grof3britannien State Street Bank and Trust Company, Zweigniederlassung im Vereinigten Konigreich
Uruguay Banco Itat Uruguay S.A.
Venezuela Citibank, N.A.
Vietnam HSBC Bank (Vietnam) Company Limited . . - .
(als Beauftragte von The Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited)
Sambia Standard Chartered Bank Zambia Plc.
Simbabwe Stanbic Bank Zimbabwe Limited

(als Beauftragte von Standard Bank of South Africa Limited)
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ANHANG 10: WESENTLICHE VERTRAGE

Die folgenden Vertrage — die Einzelheiten sind im Abschnitt ,,Management und Verwaltung* aufgefiihrt — wurden
abgeschlossen und sind wesentlich oder kdnnten wesentlich sein:

Der Managementvertrag zwischen dem Fonds und der Verwaltungsgesellschaft, mit dem letztere als
Verwaltungsgesellschaft fiir die Teilfonds bestellt wurde.

Gemal dem Managementvertrag ist die Verwaltungsgesellschaft vorbehaltlich der allgemeinen Aufsicht und
Kontrolle durch die Direktoren fiir das allgemeine Management und die Verwaltung der Angelegenheiten des
Fonds verantwortlich. GemiB den Bestimmungen des Managementvertrags kann die Verwaltungsgesellschaft unter
der Gesamtaufsicht und -kontrolle des Fonds eine oder mehrere ihrer Aufgaben delegieren.

Die Verwaltungsgesellschaft hat bei der Erfiillung ihrer Aufgaben im Rahmen des Managementvertrags, u.a. bei
der Auswahl, Ermnennung und Uberwachung von Beauftragten, die Sorgfalt eines professionellen OGAW-
Verwalters walten zu lassen und sich nach besten Kriften zu bemiihen, bei der Erfiillung ihrer Aufgaben und
Pflichten und der Ausiibung ihrer Rechte und Befugnisse im Rahmen des Managementvertrags mit dem gebotenen
Sachverstand, Engagement und der gebotenen Sorgfalt vorzugehen. Um Missverstindnissen vorzubeugen, wird
festgehalten, dass die Verwaltungsgesellschaft nicht fiir einen Riickgang des Werts der Anlagen des Fonds oder
eines Teilfonds oder eines Teils derselben haftet, soweit ein solcher Riickgang aus einer Anlageentscheidung
resultiert, welche die Verwaltungsgesellschaft in gutem Glauben getroffen hat, es sei denn, eine solche
Entscheidung wurde fahrldssig, in betriigerischer Absicht, unter Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben
oder vorsitzlich getroffen.

Weder die Verwaltungsgesellschaft noch ihre Verwaltungsratsmitglieder, leitenden Angestellten oder Mitarbeiter
haften fiir Verluste oder Schidden, die sich direkt oder indirekt aus der Erfiillung ihrer Pflichten und Aufgaben im
Rahmen des Managementvertrags ergeben, es sei denn, diese Verluste oder Schiaden sind auf Fahrldssigkeit,
Vorsatz, Betrug, grobe Fahrldssigkeit oder Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben seitens der
Verwaltungsgesellschaft bei der Erfiillung ihrer Aufgaben im Rahmen des Managementvertrags zuriickzufiihren
oder stehen damit im Zusammenhang.

Der Fonds haftet fiir und hilt die Verwaltungsgesellschaft (und alle ihre Verwaltungsratsmitglieder, leitenden
Angestellten, Mitarbeiter, Beauftragten und Vertreter) schadlos von und gegen sidmtliche Klagen, Verfahren,
Anspriiche, Forderungen, Verluste, Schiden, Kosten und Aufwendungen (einschlielich angemessener Rechts- und
Beratungsgebiihren und -kosten), die gegen die Verwaltungsgesellschaft (oder ihre Verwaltungsratsmitglieder,
leitenden Angestellten, Mitarbeiter, Beauftragten oder Vertreter) aus oder in Verbindung mit der Erfiillung ihrer
Pflichten und Aufgaben gemill dem Managementvertrag erhoben oder geltend gemacht werden oder diesen
entstehen, sofern keine Fahrldssigkeit, Vorsatz, Betrug, grobe Fahrlédssigkeit oder Verletzung des Grundsatzes von
Treu und Glauben seitens der Verwaltungsgesellschaft bei der Erfiillung ihrer Aufgaben im Rahmen des
Managementvertrags vorliegen oder dies anderweitig gesetzlich vorgeschrieben ist.

Die Verwaltungsgesellschaft kann alle ihre Aufgaben, Pflichten und Verantwortlichkeiten im Rahmen des
Managementvertrags durch ihre Verwaltungsratsmitglieder, leitenden Angestellten, Bediensteten oder Vertreter
erfilllen und ist berechtigt, alle oder einzelne ihrer Funktionen, Befugnisse, Ermessensspielrdume, Aufgaben und
Pflichten als Verwaltungsgesellschaft im Rahmen des Managementvertrags an eine von den Direktoren und der
Zentralbank genehmigte Person zu den zwischen dem Fonds und der Verwaltungsgesellschaft vereinbarten
Bedingungen zu delegieren oder als Untervertrag zu vergeben, vorausgesetzt, dass eine solche Delegation oder
Untervergabe automatisch mit der Beendigung des Managementvertrags endet. Die Haftung der
Verwaltungsgesellschaft gegeniiber dem Fonds bleibt von der Tatsache unberiihrt, dass die
Verwaltungsgesellschaft ihre in den Vorschriften und den Vorschriften der Zentralbank festgelegten Aufgaben
ganz oder teilweise an einen Dritten delegiert hat.

Der Managementvertrag bleibt in vollem Umfang in Kraft, sofern und solange er nicht von der
Verwaltungsgesellschaft mit einer Frist von mindestens 12 Monaten oder vom Fonds mit einer Frist von
mindestens 90 Tagen (oder mit einer anderen zwischen den Parteien vereinbarten Frist) schriftlich gekiindigt wird.
Der Managementvertrag kann von jeder Partei (,,Partei X*) gekiindigt werden, wenn:

(a) die andere Partei (,,Partei Y*) eine ihrer Verpflichtungen aus diesem Vertrag wesentlich verletzt und (falls
eine solche Vertragsverletzung behebbar ist) diese wesentliche Verletzung nicht innerhalb von dreiflig (30)
Kalendertagen nach Erhalt einer entsprechenden Aufforderung durch Partei X behebt; oder

(b) Partei Y ihre Auflosung beschlieft (mit Ausnahme einer freiwilligen Liquidation zum Zwecke der

Umstrukturierung oder des Zusammenschlusses zu Bedingungen, denen Partei X zuvor schriftlich
zugestimmt hat) oder ein zustdndiges Gericht die Auflosung von Partei Y anordnet, oder ein
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Konkursverwalter fiir das Vermogen von Partei Y bestellt wird oder ein Priifer fiir Partei Y ernannt wird
(oder es wird ein dem Vorstehenden entsprechendes Verfahren gegen Partei Y an einem beliebigen
Gerichtsstand eingeleitet);

(©) die Verwaltungsgesellschaft nach geltendem Recht nicht mehr befugt ist, ihre Aufgaben im Rahmen dieses
Abkommens wahrzunehmen; oder

(d)  eine entsprechende Aufforderung der Zentralbank ergeht.

Der Hauptfinanzverwaltungs- und Beratungsvertrag zwischen dem Fonds, der Verwaltungsgesellschaft und
dem Hauptfinanzverwalter gemif3 dem letzterer als Anlageverwalter und -berater mit Ermessensbefugnis bestellt
wurde.

Der Hauptfinanzverwaltungs- und Beratungsvertrag bleibt in Kraft, bis es von einer der Parteien mit einer Frist von
90 Tagen (oder einer anderen zwischen den Parteien vereinbarten Frist) schriftlich gekiindigt wird. Eine solche
Kiindigung beriihrt allerdings nicht die ausstehenden Verpflichtungen oder Verbindlichkeiten einer Partei
gegeniiber der anderen.

Jede Partei kann diesen Vertrag mit sofortiger Wirkung fristlos kiindigen:

(i) wenn eine andere Partei einen Beschluss iiber ihre Auflosung fasst (mit Ausnahme einer freiwilligen Liquidation
zum Zwecke der Umstrukturierung oder des Zusammenschlusses zu Bedingungen, denen die Parteien zuvor
schriftlich zugestimmt haben) oder wenn ein Liquidator oder ein Priifer oder ein Konkursverwalter einer anderen
Partei bestellt wird oder wenn ein dhnliches Ereignis auf Anweisung einer Aufsichtsbehorde oder eines zustdndigen
Gerichts oder auf andere Weise eintritt; (ii) wenn eine Partei nicht mehr in der Lage ist, ihren Verpflichtungen aus
dieser Vereinbarung nachzukommen, weil ihr dies von ihrer Aufsichtsbehorde oder nach geltendem Recht nicht
mehr gestattet ist; (iii) wenn eine Partei gegen eine wesentliche Bestimmung dieses Vertrages verstoft,
vorausgesetzt, dass die verletzende Partei, falls der Verstofl behoben werden kann, diesen Verstof3 nicht innerhalb
von dreiflig (30) Tagen nach Erhalt einer Mitteilung der anderen Partei iiber diesen wesentlichen Versto3 behoben
hat; (iv) wenn eine der Parteien von ihrer Aufsichtsbehorde dazu aufgefordert wird.

Der Hauptfinanzverwaltungs- und Beratungsvertrag sieht vor, dass der Hauptfinanzverwalter, aufler im Falle von
Betrug, Vorsatz, Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben, Fahrldssigkeit oder absichtlicher
Vernachlissigung seiner Funktionen und Pflichten, der Verwaltungsgesellschaft oder dem Fonds oder den
Anteilinhabern des Fonds gegeniiber nicht fiir Beurteilungsfehler oder Verluste haftet, die diesen im
Zusammenhang mit der Erfiillung der Funktionen und Pflichten des Hauptfinanzverwalters entstehen, und der
Fonds entschéadigt den Hauptfinanzverwalter aus dem Vermogen des Fonds fiir simtliche Anspriiche, Forderungen,
Verbindlichkeiten, Verpflichtungen, Verluste, Schiden, Strafen, Klagen, Urteile, Gerichtsverfahren, Kosten,
Aufwendungen oder Auslagen jeglicher Art (einschlieBlich der Kosten fiir die Untersuchung von oder Verteidigung
gegen solche Anspriiche, Forderungen oder Verbindlichkeiten und der in diesem Zusammenhang anfallenden
Rechtskosten), die dem  Hauptfinanzverwalter, seinen  Mitarbeitern, leitenden  Angestellten,
Verwaltungsratsmitgliedern, Vertretern oder Beauftragten bei der Ausilibung ihrer Funktionen und Aufgaben
entstehen, sowie flir simtliche Steuern auf Ertrdge oder Gewinne des Fonds, die dem Hauptfinanzverwalter
auferlegt werden oder von ihm, seinen Mitarbeitern, leitenden Angestellten, Verwaltungsratsmitgliedern,
Beauftragten oder Bevollméchtigten zu zahlen sind — soweit dies gesetzlich und satzungsgemail zuldssig ist —, unter
dem Vorbehalt, dass eine solche Schadloshaltung nicht gewéhrt wird, wenn der Hauptfinanzverwalter, seine
Verwaltungsratsmitglieder, leitenden Angestellten oder Vertreter sich der Fahrldssigkeit, der Verletzung des
Grundsatzes von Treu und Glauben, des Betrugs, des Vorsatzes oder der grob fahrldssigen Nichterfiillung ihrer
Pflichten schuldig gemacht haben.

Die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Fonds, der Verwaltungsgesellschaft und dem Administrator in der
jeweils gemidBl den Vorschriften der Zentralbank gednderten bzw. erginzten Fassung, mit der letztere als
Administrator sowie Transfer- und Registerstelle des Fonds bestellt wurde.

Die Verwaltungsvereinbarung bleibt zunéchst fiir eine feste Laufzeit bis zum 31. Oktober 2023 in vollem Umfang
giiltig (die ,,feste Laufzeit™). Wihrend der festen Laufzeit kann die Verwaltungsgesellschaft oder der Fonds die
Verwaltungsvereinbarung ohne wichtigen Grund mit einer Frist von mindestens sechs (6) Monaten durch vorherige
schriftliche Mitteilung an den Administrator kiindigen.

Wird die Verwaltungsvereinbarung vor dem 31. Oktober 2022 gekiindigt, muss der Fonds dem Administrator fiir
die bis zum Zeitpunkt der Kiindigung erbrachten Leistungen, wie zwischen dem Fonds und dem Verwalter
schriftlich vereinbart, eine Entschidigung zahlen (die ,,Entschddigung®), und zwar fiir jeden Zwdélfmonatszeitraum
in Hohe von 40 % der an den Administrator félligen Vergiitung (fiir Dienstleistungen, die ansonsten erbracht
worden wiren), auf Basis der durchschnittlichen monatlichen Gebiihren, die im Geschéftsjahr vor dem Datum der
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Kiindigungsmitteilung gezahlt wurden.

Nach Ablauf der festen Laufzeit bleibt die Verwaltungsvereinbarung bis zu ihrer Kiindigung in Kraft; sie kann
(ohne Zahlung einer Entschiddigung durch den Fonds) schriftlich gekiindigt werden unter Einhaltung einer Frist von
drei (3) Monaten oder durch den Administrator unter Einhaltung einer Frist von sechs (6) Monaten oder unter
Einhaltung einer anderen, zwischen den Parteien schriftlich vereinbarten Frist.

Die Verwaltungsvereinbarung kann von jeder Partei jederzeit und ohne die Verpflichtung zur Zahlung einer
Vergiitung seitens des Fonds fristlos durch schriftliche Mitteilung an die anderen Parteien gekiindigt werden (i) in
dem Fall, dass die Partei, welche die Mitteilung erhélt, nicht in der Lage ist, ihre Verbindlichkeiten bei Félligkeit zu
zahlen, oder in Konkurs geht oder unter Zwangsverwaltung gestellt wird oder ein Priifer (Examiner) geméfl dem
Companies Act von 2014 ernannt wird, (ii) in dem Fall, dass die Partei, welche die Mitteilung erhélt, gegen
wesentliche Bestimmungen der Verwaltungsvereinbarung verstoflen hat und den Verstof3 — sofern er behebbar ist —
innerhalb von dreiflig (30) Tagen nach Zustellung einer schriftlichen Aufforderung zur Behebung nicht behoben
hat.

Die Verwaltungsvereinbarung sieht vor, dass der Administrator seine Befugnisse und Ermessensfreiheiten im
Rahmen der Verwaltungsvereinbarung nach besten Kriaften und mit dem Mal} an Qualifikationen und Kenntnissen
ausiibt, das von einem professionellen Administrator angemessenerweise erwartet werden kann. Der Administrator
haftet nicht fiir Verluste jeglicher Art, die der Verwaltungsgesellschaft, dem Fonds oder den Anteilinhabern im
Zusammenhang mit der Erfiillung seiner Verpflichtungen aus der Verwaltungsvereinbarung entstehen, es sei denn,
diese Verluste resultieren unmittelbar aus Fahrldssigkeit, Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben,
Betrug oder Vorsatz seitens des Administrators. Der Administrator haftet weder fiir indirekte noch besondere oder
Folgeschidden, wie auch immer diese entstehen.

Der Fonds hilt den Administrator aus dem Vermdgen des betreffenden Teilfonds schadlos und verteidigt ihn gegen
jegliche Verluste, Haftungsanspriiche, Forderungen oder Kosten (einschlieflich angemessener Anwaltsgebiihren
und Auslagen), die dem Administrator im Zusammenhang mit der Erfiillung seiner Pflichten im Rahmen dieser
Vereinbarung entstehen oder gegen ihn geltend gemacht werden, einschlielich und ohne Einschrankung jegliche
Haftung oder Kosten, die infolge von Handlungen oder Unterlassungen der Verwaltungsgesellschaft oder eines
Dritten, auf dessen Daten oder Dienstleistungen sich der Administrator bei der Erfiillung seiner Pflichten im
Rahmen dieses Vertrages verlassen muss, oder infolge der Befolgung von Anweisungen, von denen er
verniinftigerweise annimmt, dass sie von dem Teilfonds ordnungsgeméall genehmigt wurden, entstehen oder gegen
ihn geltend gemacht werden, jedoch unter dem Vorbehalt, dass diese Schadloshaltung nicht auf Verluste,
Haftungen, Anspriiche oder Aufwendungen Anwendung findet, die unmittelbar auf Betrug, Fahrldssigkeit,
Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben oder Vorsatz seitens des Administrators zuriickzufiihren sind.

Die Verwahrstellenvereinbarung zwischen dem Fonds und der Verwahrstelle in der jeweils gemil den
Vorschriften der Zentralbank gednderten bzw. ergdnzten Fassung, mit der Letztere als Verwahrstelle der Teilfonds
bestellt wurde.

Die Verwahrstellenvereinbarung bleibt zunichst fiir eine feste Laufzeit bis zum 31. Oktober 2023 in vollem
Umfang giiltig (die ,,feste Laufzeit). Wéhrend der festen Laufzeit kann die Verwaltungsgesellschaft oder der
Fonds die Verwahrstellenvereinbarung ohne wichtigen Grund mit einer Frist von mindestens sechs (6) Monaten
durch vorherige schriftliche Mitteilung an die Verwahrstelle kiindigen.

Wird die Verwahrstellenvereinbarung vor dem 31. Oktober 2022 gekiindigt, muss der Fonds der Verwahrstelle fiir
die bis zum Zeitpunkt der Kiindigung erbrachten Leistungen, wie zwischen dem Fonds und dem Verwahrstelle
schriftlich vereinbart, eine Entschiddigung zahlen (die ,,Entschiadigung®), und zwar fiir jeden Zwdlfmonatszeitraum
in Hohe von 40 % der an die Verwahrstelle falligen Vergilitung (fiir Dienstleistungen, die ansonsten erbracht
worden wiren), auf Basis der durchschnittlichen monatlichen Gebiihren, die im Geschiftsjahr vor dem Datum
Kiindigungsmitteilung gezahlt wurden.

Nach Ablauf der festen Laufzeit bleibt die Verwahrstellenvereinbarung bis zu ihrer Kiindigung in Kraft; sie kann
(ohne Zahlung einer zusitzlichen Entschddigung durch den Fonds) von der Verwaltungsgesellschaft oder dem
Fonds durch schriftliche Mitteilung an die Verwahrstelle unter Einhaltung einer Frist von drei (3) Monaten oder
von der Verwahrstelle unter Einhaltung einer Frist von sechs (6) Monaten an die anderen Parteien oder unter
Einhaltung einer anderen, zwischen den Parteien schriftlich vereinbarten Frist, gekiindigt werden.

Eine Kiindigung kann unter bestimmten Umsténden, etwa bei einer Insolvenz der Verwahrstelle, fristlos erfolgen.
Die Verwahrstelle darf nur mit Genehmigung der Zentralbank geéndert werden.

Der Verwahrstellenvertrag unterliegt irischem Recht und die Gerichte Irlands haben die nicht ausschlieBliche
Gerichtsbarkeit iiber Streitigkeiten oder Klagen, die sich aufgrund des Verwahrstellenvertrags oder im
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Zusammenhang damit ergeben.

Die Vertriebsvereinbarung zwischen der Verwaltungsgesellschaft, dem Fonds und der Vertriebsstelle, mit der
letztere als Vertriebsstelle bestellt wurde.

Die Vertriebsvereinbarung kann von jeder Partei mit einer Frist von 90 Tagen durch schriftliche Mitteilung an die
andere Partei ohne Zahlung einer Vertragsstrafe gekiindigt werden. Der Fonds stellt die Vertriebsstelle und ihre
Verwaltungsratsmitglieder, leitenden Angestellten oder Mitarbeiter von Anspriichen, Forderungen,
Verbindlichkeiten, Verpflichtungen, Verlusten, Schidden, Strafen, Klagen, Urteilen, Prozessen, Kosten,
Aufwendungen oder Auslagen jeglicher Art frei (einschlieBlich der Kosten fiir die Untersuchung oder Abwehr
solcher Anspriiche, Forderungen oder Verbindlichkeiten und der in diesem Zusammenhang anfallenden
Rechtskosten), die sich aus der Tatsache ergeben, dass die Vertriebsstelle oder die Mitarbeiter, leitenden
Angestellten, Verwaltungsratsmitglieder oder von der Vertriebsstelle ernannten Vertreter gemidl den
Bestimmungen dieses Vertrags gehandelt haben, und sie nicht aus einer wesentlichen Verletzung dieses Vertrags,
Vorsatz, Fahrldssigkeit, Betrug, grober Fahrldssigkeit oder einer Verletzung des Grundsatzes von Treu und
Glauben in Bezug auf ihre Pflichten im Rahmen dieses Vertrags resultieren.

Der Support-Dienstevertrag zwischen der Verwaltungsgesellschaft und Russell Investments Limited.

Zu diesen Dienstleistungen gehoren die Unterstiitzung bei der Registrierung der Teilfonds fiir den Vertrieb, die
Bearbeitung von Compliance-Angelegenheiten, die Koordinierung der Erstellung des Jahresabschlusses und die
Erstellung der Unterlagen fiir die Verwaltungsratssitzungen sowie die Unterstiitzung bei der Ernennung und
Bewertung der verschiedenen Dienstleister, die fiir den Fonds bestellt werden. Liegt kein Betrug, keine vorsitzliche
Unterlassung oder Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben seitens Russell Investments Limited bei der
Erfiillung oder ungerechtfertigten Nichterfiillung ihrer Pflichten oder Aufgaben im Rahmen des Support-
Dienstevertrages vor, haften Russell Investments Limited, ihre Verwaltungsratsmitglieder, leitenden Angestellten,
Mitarbeiter oder Vertreter dem Fonds gegeniiber nicht fiir Verluste oder Schiden, die dem Fonds infolge einer
Handlung oder Unterlassung auf Seiten von Russell Investments Limited entstehen. Der Support-Dienstevertrag
kann von jeder Partei mit einer Frist von 90 Tagen (oder kiirzer wenn vereinbart) gekiindigt werden. Er kann sofort
gekiindigt werden, wenn die andere Partei aufgeldst oder ein Priifer oder Konkursverwalter bestellt wird oder wenn
ein dhnliches Ereignis auf Anweisung einer zustéindigen Aufsichtsbehorde oder eines zustiandigen Gerichts eintritt,
wenn eine Partei eine wesentliche Vertragsverletzung (sofern diese behebbar ist) nicht innerhalb von 30 Tagen
nach Zustellung einer entsprechenden Aufforderung durch die andere Partei behebt oder wenn eine Partei ihren
Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann.
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Eine nachhaltige
Investition ist eine
Investition in eine
wirtschaftliche Tatig-
keit, die zur
Erreichung eines
Umweltziels oder
eines sozialen Ziels
betragt, vorausge-
setzt, dass diese
Investition keines
dieser Ziele
erheblich beein-
trachtigt und die
Unternehmen, in die
investiert wird, Ver-
fahrensweisen einer

Die EU-Taxonomie
ist ein Klassifi-
kationssystem, das in
der Verordnung (EU)
2020/852 festgelegt
ist und ein
Verzeichnis von
okologisch nach-
haltigen Wirt-
schaftstétigkeiten
enthalt. In dieser
Verordnung ist kein
Verzeichnis der
sozial nachhaltigen
Wirtschaftstatig-
keiten festgelegt.
Nachhaltige Investi-
tionen mit einem
Umweltziel kdnnten
taxonomiekonform
sein oder nicht.

ANHANG 1]

Vorlage — Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absatze 1, 2 und 2a der Verordnung
(EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten

Name des Produkts: Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund
Unternehmenskennung: 5493005N5J58TN8KU191

Okologische und/oder soziale Merkmale

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

271\
amry

‘\"“d

Es wird damit ein Mindestanteil
an nachhaltigen Investitionen
mit einem Umweltziel getatigt:

%

Es wird damit ein Mindestanteil
an nachhaltigen Investitionen
mit einem sozialen Ziel getatigt:

%

Ja

in Wirtschaftstatigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie als

o6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

in Wirtschaftstatigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie nicht
als 6kologisch nachhaltig

einzustufen sind

x

Welche okologischen und/oder

Finanzprodukt beworben?

® Nein

Es werden damit 6kologische/soziale
Merkmale beworben und obwohl keine
nachhaltigen Investitionen angestrebt werden,
enthalt es einen Mindestanteil von % an
nachhaltigen Investitionen

mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als 6kologisch nachhaltig
einzustufen sind

mit einem sozialen Ziel
Es werden damit 6kologische/soziale

Merkmale beworben, aber keine
nachhaltigen Investitionen getatigt

sozialen Merkmale werden mit diesem

Der Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund (der ,,Fonds“) bewirbt die folgenden 6kologischen und
sozialen Merkmale:

Reduzierung der Kohlenstoffbelastung von Unternehmen, in die investiert wird.
Verbesserung des Anteils umweltfreundlicher Energiequellen (Green Energy Ratio) von Unternehmen,

in die investiert wird.

Verbesserung des ESG-Scores von Unternehmen, in die investiert wird.

Der Fonds wird aktiv unter Bezugnahme auf den MSCI World Index (der ,Index”) verwaltet. Der Index ist ein
breiter Marktindex und wird vom Fonds nicht zum Erreichen der vom Fonds beworbenen 6kologischen oder

sozialen Merkmale herangezogen.
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Mit Nachhaltigkeit- Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung herangezogen,
sindikatoren wird inwieweit jedes der von diesem Finanzprodukt beworbenen dkologischen oder
gemessen, inwie- sozialen Merkmale erreicht wird?

weit die von dem

Merkmal Indikator
Fonds beworbenen
Okologischen oder Ein gegeniiber dem Index mindestens 30 Prozent
sozialen Merkmale niedrigerer Gesamt-CO2-FuBRabdruck und

erreicht werden. 30 Prozent niedrigere Kohlenstoffreserven.

,»,CO2-FuBabdruck” bezeichnet CO2-Emissionen in
metrischen Tonnen des Kohlendioxid-Aquivalents
(Co2e), geteilt durch den Unternehmensumsatz
(USD).

,CO2-Emissionen” bezeichnet:

=  Scope 1 (direkte Emissionen): Aktivitaten,
die im Besitz oder unter der Kontrolle einer
Organisation stehen, die CO2-Emissionen
direkt in die Atmosphare freisetzen, und

= Scope 2 (Energieverbrauch): CO2-
Emissionen werden im Zusammenhang mit
dem Verbrauch gekaufter Elektrizitat,
Warme, Dampf und Kélteerzeugung in die
Atmosphdre freigesetzt. Dabei handelt es
sich um eine Folge der Aktivitdten eines
Unternehmens, die jedoch an Quellen

Reduzierung der Kohlenstoffbelastung  von stattfinden, die nicht im Besitz des

Unternehmen, in die investiert wird. Unternehmens  oder unter  dessen

Kontrolle stehen.

,Kohlenstoffreserven“ bezeichnet die jeweiligen
fossilen Brennstoffreserven eines Unternehmens in
metrischen Tonnen, geteilt durch die Gesamtanlagen
des Unternehmens.

Der prozentuale Anteil der Fondsbestinde an
verbotenen Kohleunternehmen.

,Verbotene Kohleunternehmen” bezeichnet
Unternehmen, die tber 10 Prozent ihres Umsatzes
aus der Kohleverstromung oder der Produktion von
Kraftwerkskohle erzielen, mit Ausnahme von
Unternehmen, die entweder: (i) mindestens
10 Prozent ihrer Energieerzeugung aus Quellen
erneuerbarer Energien beziehen, oder (ii) sich
offentlich verpflichtet haben, sich von ihren
kohlebezogenen Tatigkeiten zu trennen oder bis
2050 Klimaneutralitdt zu erreichen, immer jeweils
vorausgesetzt, dass diese Unternehmen weniger als
25 Prozent ihres Umsatzes aus der
Kohleverstromung oder der Produktion von
Kraftwerkskohle erzielen.

Hoherer Anteil umweltfreundlicher Energiequellen
(Green Energy Ratio) als der Index.

,Anteil umweltfreundlicher Energiequellen (Green
Verbesserung des Anteils umweltfreundlicher | Energy Ratio)” bezeichnet den Anteil der Erzeugung

Energiequellen  (Green Energy Ratio) von umweltfreundlicher Energie geteilt durch die
Unternehmen, in die investiert wird. Gesamtenergieerzeugung von Unternehmen, in die

investiert wird. Die Gesamtenergieerzeugung
bertcksichtigt die Energiequellenberechnungen von
der Erzeugung umweltfreundlicher (griner), fossiler
(brauner) und grauer Energie. Die Erzeugung
umweltfreundlichen Stroms umfasst Energiequellen
wie  Wind, Sonne, Biomasse, Geothermie,
Wellen/Gezeiten und Wasserkraft. Fossile
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Energiequellen sind Kohle, Erdgas, Flissiggasenergie,
Energie aus Rohdl und flissigem Neutralgas. Graue
Energie wird durch Atomkraft, Gelandeauffullungen
sowie jede andere nicht in der obigen Liste
aufgefiihrten Quelle erzeugt.

der durchschnittliche ESG-Score des Fonds ist h6her
als der durchschnittliche ESG-Score des Index.

Der Hauptfinanzverwalter verwendet eine
unternehmenseigene quantitative Methode, um
jedem Unternehmen, in das investiert wird, einen
ESG-Score (,,ESG-Score”) zuzuweisen.

Zur Bestimmung von ESG-Scores beurteilt der
Hauptfinanzverwalter quantitative und qualitative
Informationen, die von einem unabhangigen
Spezialanbieter von ESG-Daten bezogen werden. Die
vom ESG-Anbieter erhaltenen Daten liefern Scores
fur viele verschiedene Arten von ESG-Themen, von
den granulareren Themen wie Personalumschlag,
Entwicklung des Humankapitals,
Kohlenstoffintensitat und Diversitat im
Verwaltungsrat hin zu groBeren Themen wie die
Beteiligung an Unfdllen oder Kontroversen.

Die ,Wesentlichkeit” dieser ESG-Daten wird mittels
der vom Sustainability Accounting Standard Board
entwickelten sogenannten Materiality Map auf
Branchenebene festgelegt. Die Materiality Map
konzentriert sich auf Nachhaltigkeitsstrategien der
wichtigsten Themen, welche die finf allgemeinen
Verbesserung des ESG-Scores von Unternehmen, in Nachhaltigkeitsaspekte unterstiitzen: (i) Umwelt, (ii)
die investiert wird. Sozialkapital, (iii) Humankapital, (iv) Geschaftsmodell
und Innovation sowie (v) Fihrungsstil und
Unternehmensfiihrung. Die Map ermittelt
Nachhaltigkeitsthemen, die sich wahrscheinlich auf
die Finanzlage oder operative Performance von
Unternehmen in einer Branche im Rahmen jeder der
obigen Aspekte auswirken werden. Diese werden
dann mit den vom ESG-Datenanbieter erhaltenen
Daten auf Unternehmensebene abgeglichen.

Emittenten werden in Bezug darauf bewertet, wie
gut sie proaktiv die ESG-Themen steuern, die fiir die
Geschaftstatigkeit des betreffenden Emittenten am
wesentlichsten sind. Der unternehmenseigene ESG-
Score differenziert zwischen Unternehmen auf der
Basis von ESG-Themen, die finanziell wesentlich fur
ihr Geschaft (und somit die Rentabilitdt) sind, statt
dieselben Scores auf alle Aktien unabhdngig von
ihrer Branche anzuwenden. Jedes Unternehmen im
Index erhalt einen ESG-Score, dessen Berechnung bis
10 geht. Der Teilfonds ist nicht verpflichtet, in jedes
Unternehmen anzulegen, das die ESG-Kriterien
erfillt. Der Hauptfinanzverwalter nutzt die
wesentliche ESG-Strategie als Unterstitzung bei der
Ermittlung und Auswahl von Unternehmen, die den
ESG-Score des Fonds im Vergleich zum Index
verbessern.

Der Fonds zielt darauf ab, durch den Einsatz dieser
,wesentlichen” ESG-Strategie einen hoheren ESG-
Score als der Index aufzuweisen.

Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem
Finanzprodukt teilweise getdtigt werden sollen, und wie trégt die nachhaltige
Investition zu diesen Zielen bei?

k. A.
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Bei den wichtigsten
nachteiligen Aus-
wirkungen handelt
es sich um die
bedeutendsten nach-
teiligen Aus-
wirkungen von
Investitions-
entscheidungen auf
Nachhaltigkeits-
faktoren in den Be-
reichen Umwelt,
Soziales und Beschaf-
tigung, Achtung der
Menschenrechte und
Bekampfung von
Korruption und
Bestechung.
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Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt
teilweise getdtigt werden sollen, keines der &kologischen oder sozialen
nachhaltigen Investitionsziele erheblich beeintréichtigen?

k. A.

Wie wurden die Indikatoren fiir
Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt?

nachteilige  Auswirkungen

auf

k. A.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsétzen fiir
multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen
flir Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang? Ndhere Angaben:

k. A.

EU-Taxonomie ist der Grundsatz ,Vermeidung erheblicher

Beeintréchtigungen” festgelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die
Ziele der EU-Taxonomie nicht erheblich beeintréchtigen diirfen, und es sind
spezifische EU-Kriterien beigefiigt.

Der Grundsatz ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen” findet nur bei
denjenigen dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung,

die

die EU-Kriterien flr o©kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten

beriicksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde
liegenden Investitionen bericksichtigen nicht die EU-Kriterien fir oOkologisch
nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen diirfen 6kologische oder soziale Ziele
ebenfalls nicht erheblich beeintréichtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen
auf Nachhaltigkeitsfaktoren beriicksichtigt?

Ja

Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

ESG-Overlay-Strategie

Nach der Auswahl der Aktien und aktiendhnlichen Wertpapiere entsprechend dem Anlageziel und der
Anlagepolitik des Fonds verwendet der Hauptfinanzverwalter einen unternehmenseigenen quantitativen
aktiven Overlay (der ,ESG-Overlay”) auf diese Aktien und aktiendhnlichen Wertpapiere, um diejenigen
Wertpapiere im Index zu ermitteln, die es dem Fonds ermaglichen:

(i)
(ii)

(iii)

die Hohe seiner Kohlenstoffbelastung gegeniiber dem Index zu reduzieren;

einen gegeniber dem Index hoheren Anteil umweltfreundlicher Energiequellen (Green Energy
Ratio) zu erreichen und

einen hoheren ESG-Score als der Index zu erzielen.

Der systematische quantitative Prozess des Hauptfinanzverwalters balanciert jedes der Ziele unter (i) bis (iii)
zusammen mit dem geplanten Tracking Error aus, um das Portfolio aufzubauen, aus dem der Fonds investiert.
Unter normalen Marktbedingungen wird der Teilfonds so verwaltet, dass das aktive Overlay nicht zu einem 0,50
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Die Anlagestrategie
dient als Richt-
schnur fur Investiti-
onsentscheidungen,
wobei bestimmte
Kriterien wie bei-
spielsweise
Investitionsziele
oder Risikotoleranz
bericksichtigt
werden.

Die Verfahrens-
weisen einer guten
Unternehmens-
fiihrung umfassen
solide Management-
strukturen, die Be-
ziehungen zu den
Arbeitnehmern, die
Verglitung von Mit-
arbeitern sowie die
Einhaltung der
Steuervorschriften.

Prozent Ubersteigenden Tracking Error des Teilfonds gegeniiber dem Index fihrt. Des Weiteren werden alle
verbotenen Kohleunternehmen von Investitionen ausgeschlossen.

Nicht-finanzielle Analysen werden in Bezug auf mindestens 90 Prozent der Aktien und aktienahnlichen
Wertpapiere des Fonds durchgefiihrt. Dies bedeutet, dass bei der Beurteilung der Performance des nicht-
finanziellen Indikators des Fonds (d.h. Kohlenstoffbelastung, Green Energy Ratio) durch den
Hauptfinanzverwalter mindestens 90 % dieser Wertpapiere Analysen und Messungen unterliegen. Unter
Umstanden ist es nicht moglich, die Performance bestimmter Vermodgenswerte in Bezug auf bestimmte nicht-
finanzielle Indikatoren zu analysieren und messen, da Daten (oder Daten ausreichend hoher Qualitat)
moglicherweise nicht verflgbar sind.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fiir die
Auswahl der Investitionen zur Erfiillung der beworbenen &kologischen oder
sozialen Ziele verwendet werden?

Der Fonds hat verbindliche Umweltziele und soziale Ziele, die anhand der (zuvor beschriebenen)
objektiven Nachhaltigkeitsindikatoren gemessen werden. Die verbindlichen Elemente der zum
Erreichen dieser Ziele verwendeten Anlagestrategie sind nachstehend beschrieben.

Die ESG-Overlay-Strategie, die zum Erreichen dieser Ziele verwendet wird, ist verbindlich und in die
vom Hauptfinanzverwalter beim Treffen von Anlageentscheidungen in Bezug auf den Fonds
durchgefiihrten Analysen integriert. Die MalRgabe, verbotene Kohleunternehmen von Investitionen
auszuschlieBen, ist verbindlich fir den Fonds.

Reduzierung der Kohlenstoffbelastung von Unternehmen, in die investiert wird:

Ein gegenlber dem Index mindestens 30 Prozent niedrigerer Gesamt-CO2-FuBabdruck und
30 Prozent niedrigere Kohlenstoffreserven.

Der Fonds schlieRt alle verbotenen Kohleunternehmen von Investitionen aus.

Verbesserung des Anteils umweltfreundlicher Energiequellen (Green Energy Ratio):

Hoherer Anteil umweltfreundlicher Energiequellen (Green Energy Ratio) als der Index.

Verbesserung des ESG-Scores von Unternehmen, in die investiert wird:

der durchschnittliche ESG-Score des Fonds ist héher als der durchschnittliche ESG-Score des Index.

Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser
Anlagestrategie in Betracht gezogenen Investitionen reduziert?

Ein Ausschlussfilter wird in Bezug auf den Fonds angewandt, allerdings besteht keine Verpflichtung,
den Umfang der Investitionen vor Anwendung der Anlagestrategie um einen Mindestsatz zu
reduzieren.

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung der
Unternehmen, in die investiert wird, bewertet?

Der Fonds investiert in Unternehmen, die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung
gemal internationalen Standards anwenden.

Der Hauptfinanzverwalter verwendet die Dienstleistungen eines namhaften externen
Datenanbieters zur Ermittlung von Unternehmen, die auf die Prinzipien des Global Compact der
Vereinten Nationen (,,UNGC-Prinzipien”) abgestimmt sind und daher vom Hauptfinanzverwalter als
Unternehmen erachtet werden, die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung
aufweisen. Dieser Identifizierungsprozess umfasst eine ganzheitliche Beurteilung von
Kernkennzahlen fir die Bewertung guter Unternehmensfiihrung, u. a. Unternehmensverantwortung,
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Die Vermogens-
allokation gibt
den jeweiligen
Anteil der Inves-
titionen in
bestimmte Ver-

mogenswerte an.

Unternehmensmanagement und die Schwere von Auswirkungen auf Stakeholder und/oder die
Umwelt. Die Standardposition des Hauptfinanzverwalters hinsichtlich der Auswahl von Investitionen
besteht darin, dass der Fonds nicht in Unternehmen investiert, die nachweislich gegen die UNGC-
Prinzipien verstoRen.

In Fallen, in denen ein Unternehmen als gegen ein UNGC-Prinzip verstoBend gilt, kann sich der
Hauptfinanzverwalter fiir die Einleitung eines Dialog- und Uberpriifungsprozesses in Bezug auf die
Verfahrensweisen der Unternehmensfiihrung des betreffenden Unternehmens entscheiden. Im
Rahmen dieses Prozesses tritt der Hauptfinanzverwalter mit dem betreffenden Unternehmen in
Dialog, um in Erfahrung zu bringen, warum ein VerstoRR gegen die UNGC-Prinzipien ermittelt wurde,
und zur Férderung von Verbesserungen der Verfahrensweisen der Unternehmensfiihrung innerhalb
des Unternehmens, falls fir notwendig erachtet. Nach diesem Dialogprozess kann der
Hauptfinanzverwalter eine Entscheidung treffen, dass das betreffende Unternehmen trotz der
anfanglichen Beurteilung des Unternehmens Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung
aufweist und deshalb in das Portfolio des Fonds aufgenommen werden kann.

Wenn ein vom Fonds gehaltenes Unternehmen nach der zuvor beschriebenen anfanglichen
Beurteilung als gegen ein UNGC-Prinzip verstoRend ermittelt wird, kann der Fonds weiter die Aktien
des Unternehmens halten, sofern der Dialog- und Uberpriifungsprozess eingeleitet wurde, und nur
bis zu dem Zeitpunkt, an dem dieser abgeschlossen ist. Weigert sich das betreffende Unternehmen,
aktiv. mit dem Hauptfinanzverwalter in den Dialog zu treten, oder hat es am Ende des
Uberpriifungsprozesses keine ausreichenden Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfithrung
nachgewiesen, wird der Hauptfinanzverwalter (oder sein Beauftragter) seine Bestinde im
Unternehmen verduRern.

Der Hauptfinanzverwalter hat einen soliden Unternehmensfiihrungsprozess im Zusammenhang mit
Entscheidungen etabliert, die nach jedem oben beschriebenen Dialog- und Uberpriifungsprozess
getroffen werden, wobei jede Entscheidung vom Global Exclusions Committee des
Hauptfinanzverwalters tiberwacht und gesteuert wird.

Welche Vermaogensallokation ist fiir dieses Finanzprodukt geplant?

Es wird davon ausgegangen, dass immer mindestens 90 Prozent der Vermogenswerte des Fonds in Aktien oder
aktienahnliche Wertpapiere investiert sein werden, die alle den verbindlichen Elemente der vom Fonds
verwendeten Anlagestrategie zum Erreichen der vom Fonds beworbenen 6kologischen Merkmale unterliegen.

Die restlichen Vermdgenswerte des Fonds und ihre Zwecke sind nachstehend und ausfiihrlicher im Prospekt

beschrieben.

Der Fonds ist nicht verpflichtet, nachhaltige Investitionen oder auf die Taxonomie-Verordnung abgestimmte

Investitionen zu tatigen.

Investitionen

#2 Andere Investitionen
10%

#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des Finanzprodukts,
die zur Erreichung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Merkmale getatigt wurden.

#2Andere Investitionen umfasst die tibrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf
okologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen eingestuft
werden.
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Taxonomiekonforme
Tatigkeiten, ausge-
driickt durch den
Anteil der:

- Umsatzerlose, die
den Anteil der
Einnahmen aus
umwelt-
freundlichen
Aktivitaten der
Unternehmen, in
die investiert wird,
widerspiegeln
Investitions-
ausgaben (CapEx),
die die umwelt-
freundlichen
Investitionen der
Unternehmen, in
die investiert wird,
aufzeigen, z. B. fur
den Ubergang zu
einer griinen Wirt-
schaft.
Betriebsausgaben
(OpEx), die die um-
weltfreundlichen
betrieblichen
Aktivitaten der
Unternehmen, in
die investiert wird,
widerspiegeln.

Ermoglichende
Tatigkeiten wirken
unmittelbar er-
moglichend darauf
hin, dass andere
Tatigkeiten einen
wesentlichen Bei-
trag zu den
Umweltzielen
leisten.

Ubergangstitig-
keiten sind Tatig-
keiten, fur die es
noch keine CO,-
armen Alternativen
gibt und die unter
anderem Treibhaus-
gasemission swerte
aufweisen, die den
besten Leistungen
entsprechen.

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt
beworbenen ékologischen oder sozialen Merkmale erreicht?

Der Fonds setzt keine Derivate zum Erreichen der von ihm beworbenen 6kologischen oder sozialen
Merkmale ein.

In welchem MindestmaR sind nachhaltige Investitionen mit einem
Umweltziel mit der EU-Taxonomie konform?

0%

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Griin der Mindestprozentsatz der Investitionen zu
sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Sonstige Investitionen werden in grau dargestelit.
Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der Taxonomie-Konformitdt von Staatsanleihen*
gibt, zeigt die erste Grafik die TaxonomieKonformitdt in Bezug auf alle Investitionen des
Finanzprodukts einschlieflich der Staatsanleihen, wdhrend die zweite Grafik die Taxonomie-
Konformitdt nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, die keine Staatsanleihen
umfassen.

2. Taxonomie-Konformitét der
Investitionen ohne Staatsanleihen*

1. Taxonomie-Konformitat der
Investitionen einschlieBlich
Staatsanleihen*

= Taxonomiekonform u Taxonomiekonform

Sonstige Sonstige

Investitionen 100% mwestitionen 100%

* Fir die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff ,,Staatsanleihen” alle Risikopositionen
gegenliber Staaten

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstdtigkeiten und
erméglichende Tiitigkeiten?

k. A.

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem

/.. Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?

k. A.

Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

k. A.

i Welche Investitionen fallen unter ,#2 Andere Investitionen”, welcher

L
Y

Anlagezweck wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen 6kologischen oder
sozialen Mindestschutz?

Dieser Anteil der Investitionen des Fonds kann Folgendes beinhalten:

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteldquivalente kdnnen zum Liquiditdtsmanagement verwendet werden.
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S/
sind
nachhaltige
Investitionen mit
einem Umweltziel,
die die Kriterien fir
Okologisch
nachhaltige
Wirtschaftstatigkeite
n gemal der EU-
Taxonomie nicht
beriicksichtigen.

Bei den Referenz-
werten handelt es
sich um Indizes,
mit denen ge-
messen wird, ob
das Finanzprodukt
die beworbenen
Okologischen oder
sozialen Merkmale
erreicht.

Terminkontrakte (Futures) konnen zu Zwecken des Liquiditatsmanagements und der Anlage
Uberschussiger Liquiditadt (Cash Equitization) eingesetzt werden.

Wenn das Vermdgen nicht voll in die im Index vertretenen Wertpapiere investiert ist, oder es fur den
Teilfonds nicht moglich ist, die Wertpapiere direkt zu halten, kann der Teilfonds versuchen, sein
Anlageziel durch die Anlage in derivative Finanzinstrumente in Form von Terminkontrakten (Futures)
und Optionen zu erreichen.

Zu Zwecken eines effizienten Portfoliomanagements kann der Teilfonds Wahrungssicherungsgeschafte
(in Form von Devisen-Futures, Devisentermingeschéaften, Devisenoptionen und Devisenswaps) tatigen.
Der Fonds kann auch Devisenkassageschafte tatigen.

In Bezug auf diese Beteiligungen bestehen keine 6kologischen oder sozialen MindestschutzmaBnahmen.

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses
Finanzprodukt auf die beworbenen 6kologischen und/oder sozialen Merkmale
ausgerichtet ist?

A

Nein.

Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanzprodukt
beworbenen ékologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet?

k. A.

Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die
Indexmethode sichergestellt?

k. A.

Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten breiten
Marktindex?

k. A.

Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Index eingesehen
werden?

k. A.

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?

D Weitere produktspezifische Informationen sind folgender Website zu entnehmen:
https://russellinvestments.com/emea/important-information (ab dem 1. Januar 2023).
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	(i) die Partei oder die Parteien, mit denen die Gesellschaft Verträge eingeht, sehen davon ab, durch Prozesse oder anderweitige Maßnahmen – unabhängig vom Ort und der Art der Maßnahmen – auf das Vermögen eines Teilfonds zurückzugreifen, um Verbindlich...
	(ii) sollte es einer solchen Partei gelingen, durch Maßnahmen jedweder Art, die an jedwedem Ort durchgeführt werden, auf das Vermögen eines Teilfonds zurückzugreifen, um eine Verbindlichkeit, die dieser Teilfonds nicht zu verantworten hat, ganz oder t...
	(iii) sollte es einer solchen Partei gelingen, im Hinblick auf eine Verbindlichkeit, die ein Teilfonds nicht zu verantworten hat, das Vermögen dieses Teilfonds zu beschlagnahmen, zu verpfänden oder eine Zwangsvollstreckung in dieses Vermögen zu betrei...
	Versammlungen und Stimmrecht von Anteilinhabern
	Berichte
	Auflösung von Teilfonds

	(i) zunächst wird den Anteilinhabern jeder Klasse jedes Teilfonds ein Betrag in der Klassenwährung der entsprechenden Klasse ausgezahlt, bzw. ein Betrag in einer anderen vom Abwickler festgelegten Währung; dieser Betrag muss so nahe wie möglich am Net...
	(ii) anschließend erhalten die Inhaber von Zeichneranteilen einen Betrag, der höchstens dem Betrag entspricht, den sie für diese Anteile gezahlt haben (zuzüglich aufgelaufener Zinsen); dieser Betrag wird aus dem Vermögen der Gesellschaft gezahlt, das ...
	(iii) anschließend wird der im entsprechenden Teilfonds verbleibende Restbetrag an die Anteilinhaber ausgezahlt; diese Auszahlung erfolgt im Verhältnis zu der Anzahl von Anteilen, die die Anteilinhaber jeweils halten; und
	(iv) anschließend wird ein gegebenenfalls verbleibender Restbetrag, der nicht an die Fonds gebunden ist, an die Anteilinhaber ausgezahlt; diese Auszahlung erfolgt im Verhältnis zum Wert des jeweiligen Fonds und innerhalb des Fonds im Verhältnis zum We...
	Verschiedenes
	Wesentliche Verträge
	Bereitstellung und Einsichtnahme in Unterlagen


	ANHANG 1: EIGENSCHAFTEN DER ANTEILSKLASSEN
	Die Teilfonds können Anteile der Klassen A, B, C, I, N und P ausgeben. Vollständige Details zu den Eigenschaften der einzelnen Anteilsklassen (wie z. B. die Währung der Anteilsklasse) sind in Anhang 1 aufgeführt. Die Verwaltungsgesellschaft behält sic...
	Der Erstausgabezeitraum für alle „neuen” Anteilsklassen, die nachfolgend aufgeführt sind, beginnt um 9 Uhr (irischer Zeit) am 1. Dezember 2022 und endet um 17 Uhr (irischer Zeit) am 31. Mai 2023.
	Russell Investments Global High Dividend Equity
	Russell Investments Global Listed Infrastructure
	Russell Investments Global Low Carbon Equity Fund

	ANHANG 2: DERIVATIVE FINANZINSTRUMENTE
	1.  Sofern im Abschnitt „Die Teilfonds“ nicht ausdrücklich Gegenteiliges festgelegt ist:
	2. In den folgenden Absätzen werden die wichtigsten Möglichkeiten beschrieben, wie ein Teilfonds DFIs einsetzen kann, wenn deren Einsatz gemäß Abs. 1(a) und/oder 1(b) weiter oben zulässig ist:
	3. Im Folgenden werden die wichtigsten Arten von DSFIs beschrieben, die ein Teilfonds einsetzen kann, wenn deren Einsatz gemäß Abs. 1(a) und/oder 1(b) weiter oben zulässig ist:

	ANHANG 3: DIREKTORIUM UND DIREKTOREN DER VERWALTUNGSGESELLSCHAFT
	Die Direktoren
	James Firn
	William Roberts
	David Shubotham
	Neil Jenkins

	Die Verwaltungsratsmitglieder der Verwaltungsgesellschaft
	Die wichtigsten Beschäftigungen der Direktoren der Verwaltungsgesellschaft sind nachstehend aufgeführt:
	Neil Clifford (Nationalität: Ire – Irischer Gebietsansässiger)
	Herr Clifford ist ein Verwaltungsratsmitglied der Carne-Gruppe. Er ist ein erfahrener, in Irland ansässiger Investmentexperte und Fondsdirektor mit umfassender Erfahrung in Governance und alternativen Anlagen auf institutioneller Ebene, einschließlich...
	Teddy Otto (Nationalität: Deutscher – Irischer Gebietsansässiger)
	Herr Otto ist ein Verwaltungsratsmitglied der Carne-Gruppe. Er ist vor allem auf Produktentwicklung, Fondsgründung und Risikomanagement spezialisiert. Vor seiner Tätigkeit für die Verwaltungsgesellschaft war Herr Otto sechs Jahre lang bei der Allianz/...
	Michael Bishop (Nationalität britisch – wohnhaft im Vereinigten Königreich)
	Herr Bishop war von 1990 bis 2011 bei UBS Global Asset Management (U.K.) Ltd. tätig, zunächst als Executive Director und dann als Managing Director mit Verantwortung für die Entwicklung und das Management der britischen Investmentfondspalette. Zu sein...
	Sarah Murphy (Nationalität: Ire – Irischer Gebietsansässiger)
	Frau Murphy ist Director of Oversight bei Carne, mit besonderem Schwerpunkt auf Governance und dem Betrieb von Verwaltungsgesellschaften und Fondsplattformen. Derzeit ist sie als ein Verwaltungsratsmitglied und Chief Operations Officer der Verwaltungs...
	Bevor sie zu Carne kam, hatte Frau Murphy eine Reihe von leitenden Positionen im Unternehmensdienstleistungsgeschäft von BDO Ireland inne. Während dieser Zeit war sie für die Beratung eines breiten Spektrums nationaler und internationaler Kunden im Zu...
	Frau Murphy ist ein Fellow des Institute of Chartered Secretaries and Administrators und absolviert derzeit die Zertifizierung zum Chartered Alternative Investment Analyst.
	David McGowan (Nationalität: Ire – Irischer Gebietsansässiger)
	David McGowan kam im Oktober 2019 als Global Chief Operating Officer zu Carne. Er verfügt über mehr als 15 Jahre Erfahrung im Aufbau und in der Leitung komplexer Betriebsteams in einer Vielzahl von Branchen. Herr McGowan hat die Verantwortung für eine...
	Bevor er zu Carne kam, war er als Director of Global Business Services bei LinkedIn tätig und leitete eine Reihe globaler Geschäftsbereiche. Unter anderem leitete er Funktionen mit mehr als 400 Vollzeitmitarbeitern mit globaler Verantwortung für das R...
	David hat einen BSc in Supply Chain Management und Logistik von der Aston University Manchester.
	Elizabeth Beazley (Nationalität: Ire – Irischer Gebietsansässiger)
	Elizabeth Beazley ist ein Verwaltungsratsmitglied bei der Carne-Gruppe und spezialisiert auf Corporate Governance, Produktentwicklung, Finanzberichterstattung und Fondsaufsicht sowohl für Investment- als auch für Hedgefonds. Sie hat 20 Jahre Erfahrung...
	Elizabeth Beazley ist derzeit als Verwaltungsratsmitglied in einer Reihe von Fonds/Verwaltungsgesellschaften tätig. Bevor sie zu Carne kam, war sie vier Jahre lang bei AIB/BNY Fund Management in Irland und davor bei HSBC tätig. Frau Beazley war Mitgli...
	Der Secretary der Verwaltungsgesellschaft ist Carne Global Financial Services Limited.

	ANHANG 4: DIE GEREGELTEN MÄRKTE
	ANHANG 5: ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN
	ANHANG 6: BESCHRÄNKUNGEN DES EINSATZES VON DERIVATIVEN FINANZINSTRUMENTEN
	Zulässige derivative Finanzinstrumente („DFIss“)

	Erhaltene Sicherheiten müssen immer die folgenden Kriterien erfüllen
	(i) Liquidität
	(iii) Bonität des Emittenten:
	(iv) Korrelation:
	(v) Diversifizierung (Anlagekonzentration):
	(vi) Unverzüglich zur Verfügung stehen:
	(vii) Sachsicherheiten können nicht verkauft, beliehen oder neu angelegt werden.
	(viii) Barsicherheiten dürfen nur in folgenden Instrumenten angelegt werden:

	ANHANG 7: VERTRIEB DER ANTEILE IN ANDEREN JURISDIKTIONEN
	Besondere Bestimmungen für den Vertrieb von Anteilen der Teilfonds im Vereinigten Königreich
	Besondere Bestimmungen für den Vertrieb von Anteilen der Teilfonds an US-Personen
	Besondere Bestimmungen für den Vertrieb von Anteilen in Japan

	Besondere Bestimmungen für den Vertrieb von Anteilen in Singapur

	ANHANG 8: BESTEUERUNG IN IRLAND
	 Transaktionen (die unter anderen Umständen durchaus als steuerpflichtige Transaktion gelten könnten) mit Anteilen, die in einem anerkannten Clearing-System gehalten werden, das auf Anordnung der irischen Steuerbehörden (Revenue Commissioners of Irel...
	 die Übertragung von Anteilen zwischen Eheleuten oder Lebensgefährten und die Übertragung von Anteilen zwischen Eheleuten oder ehemaligen Eheleuten bzw. Lebensgefährten oder ehemaligen Lebensgefährten anlässlich einer gerichtlichen Trennung und/oder ...
	 der Umtausch eines Anteilinhabers von Anteilen der Gesellschaft in andere Anteile der Gesellschaft auf Basis der rechtlichen Selbständigkeit, bei dem keine Zahlung an den Anteilinhaber ergeht; oder
	 ein Umtausch von Anteilen aufgrund der steuerbegünstigten Zusammenführung oder Umstrukturierung (im Sinne von § 739H des TCA) der Gesellschaft mit einer anderen Investmentgesellschaft; oder
	 die Annullierung von Anteilen der Gesellschaft aus einem Umtausch im Zusammenhang mit einem Verschmelzungsplan (im Sinne von Section 739HA des TCA).
	(a) ein Pensionsplan, welcher ein steuerbefreites zugelassenes System im Sinne von § 774 des TCA darstellt, oder eine Rentenvereinbarung oder ein Investmentfonds gemäß § 784 oder 785 des TCA;
	(b) eine Lebensversicherungsgesellschaft im Sinne von § 706 des TCA;
	(c) eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne von § 739 B(1) des TCA;
	(d) eine Investmentkommanditgesellschaft im Sinne von Section 739J des TCA;
	(e) ein Spezialfonds im Sinne von § 737 des TCA;
	(f) eine Wohltätigkeitsorganisation als Person gemäß § 739(6)(f)(i) des TCA;
	(g) eine steuerbegünstigte Verwaltungsgesellschaft im Sinne von § 739 B(1) des TCA;
	(h) ein Investmentfonds, auf den § 731 (5)(a) des TCA Anwendung findet;
	(i) eine Kraft § 784 A(2) des TCA oder § 848 B des TCA von der Einkommen- und Kapitalertragsteuerpflicht befreite Person, wenn die gehaltenen Anteile Anlagen eines genehmigten Pensionsfonds oder eines genehmigten Mindestpensionsfonds darstellen;
	(j) eine gemäß § 787I des TCA von der Einkommen- und Kapitalertragsteuerpflicht befreite Person, wenn die Anteile Anlagen eines PRSA, so wie in § 787A des TCA definiert, darstellen;
	(k) eine Kreditgenossenschaft (credit union) im Sinne von § 2 des Credit Union Act von 1997 in seiner jeweils gültigen Fassung;
	(l) die National Asset Management Agency;
	(m) eine Gesellschaft, die zur Abführung von Körperschaftsteuer gemäß Section 110(2) des TCA verpflichtet ist (Verbriefungsgesellschaften);
	(n) in bestimmten Fällen eine Gesellschaft, die der Körperschaftsteuer im Sinne von Section 739G(2) des TCA unterliegt, jedoch nur, wenn die Gesellschaft (oder ein Fonds) ein Geldmarktfonds ist;
	(o) die National Treasury Management Agency of Ireland oder ein Anlagefonds im Sinne von § 739D(6)(kb) des TCA; oder
	(p) jede andere Person, die in Irland gebietsansässig ist oder ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in Irland hat, welche gemäß den geltenden Steuergesetzen oder aufgrund der schriftlich niedergelegten Praxis oder einer Genehmigung der Steuerbehörden ber...
	FATCA-Umsetzung in Irland
	Veräußerung von Anteilen und irische Kapitalerwerbsteuer

	(a) Personen, die in Irland gebietsansässig sind oder deren gewöhnlicher Aufenthalt sich in Irland befindet
	Bei einer Veräußerung von Anteilen durch Schenkung oder Vererbung, bei der der Erblasser bzw. Schenker in Irland gebietsansässig ist oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Irland hat bzw. der Begünstigte in Irland gebietsansässig ist oder seinen gewöh...
	(b) Personen, die nicht in Irland gebietsansässig sind oder deren gewöhnlicher Aufenthalt sich nicht in Irland befindet
	Als Investmentgesellschaft (Investment Undertaking) im Sinne von Section 739B des TCA unterliegt die Gesellschaft im Hinblick auf die Veräußerung von Anteilen nicht der irischen Kapitalerwerbsteuer, vorausgesetzt dass:
	 die Anteile am Tag der Schenkung oder Vererbung und am Bewertungstag in der Schenkung bzw. dem Erbe enthalten sind;
	 der Schenker bzw. Erblasser am Tag der Veräußerung weder in Irland gebietsansässig ist noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Irland hat; und
	 der Begünstigte am Tag der Veräußerung weder in Irland gebietsansässig ist noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Irland hat.

	ANHANG 9: LISTE DER UNTERVERWAHRSTELLEN
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